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EDITORIAL/119: Der neue alte kalte Krieg (SB)
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Der neue alte kalte Krieg

Bereits nach dem unmittelbaren Ende des Zweiten Weltkrieges begann
sich der latente Wettstreit der Systeme des sogenannten Westens,
repräsentiert durch die USA mit ihren NATO-Verbündeten, mit dem
sogenannten Osten, als die Kurzfassung für die Sowjetunion mit ihren
Verbündeten des Warschauer Paktes, gegeneinander aufzubauen, bis zu
jenem Zerwürfnis, welches, bald schon als Kalter Krieg bezeichnet,
seine alles beherrschenden Schatten über den Rest der Welt
auszubreiten vermochte.

Kriegsgefährliche Höhepunkte in dieser Zeit, nicht selten durch
Fehlalarme oder zu wirklichem Alarm führenden Fehlinterpretationen im
Rahmen der changierenden Ketten von Information und Falschauslegung,
waren kaum zu verhindern.

Hinzu traten permanente Überwachungsmanöver, gegenseitige Verfolgungen
und Provokationen, zumeist über die Bandbreite und Inanspruchnahme der
jeweiligen Marinen und Luftwaffen.

Erst nach der von beiden Seiten angedrohten Bereitschaft, Raketen mit
mittlerer Reichweite in Konfrontationsnähe zueinander aufzustellen,
was beispielsweise die Bundesrepublik Deutschland zu ihrem berühmten
NATO-Doppelbeschluß veranlaßte, kamen dann doch bald solche
Gefahrenspitzen nicht zuletzt dank dem Parteivorsitzenden Michail
Sergejewitsch Gorbatschow und dem US-Präsidenten Ronald Reagan zu
ihrem vorläufigen Ende, und es folgten intensive Abrüstungs- und
Verzichtserklärungsverhandlungen, unter anderem mit
staatsvertraglichen Folgen, die in der Auflösung und
Ungültigkeitsreklamation von beiden Seiten in jüngster Zeit ihren
unseligen Abschluß gefunden haben, und die fortgesetzte Aussicht auf
ein erneutes, weltweit orientiertes Wettrüsten in fast gegenseitigem
Einvernehmen ist durch nichts mehr zu verhindern.

Wenn wir nun den sich indessen wieder verstärkenden kriegsgefährlichen
Grundpositionen jedoch aufrichtig und vollständig Rechnung tragen
wollen, fällt uns spätestens das Begreifen auf die Füße, daß es in den
ganzen zurückliegenden Jahren ebensowenig Frieden gegeben hat, wie
dieser zukünftig in Aussicht stehen könnte. Umso mehr haben die
Verantwortlichen eben dieses in Wirklichkeit permanenten Krieges
geradezu doch ein entscheidendes Interesse an der Verleugnung und
Verschleierung dieser Tatsache.

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. Februar 2019
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ATOM/196: Halbwertzeit - Fukushima sollte mahnen ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 8.
Februar 2019

Aachen, Ahaus, Gronau: Vielfältige Anti-Atomkraft-Proteste in
NRW



(Bonn / Aachen, Ahaus, Gronau, 08.02.2019) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass die
Anti-Atomkraft-Bewegung in Nordrhein-Westfalen derzeit vielerorts
aktiv ist. Nach einer landesweiten Vernetzungskonferenz Ende Januar in
Köln stehen jetzt u. a. Aktionen in Aachen, Ahaus und Gronau auf der
Tagesordnung der Anti-Atomkraft-Initiativen.

9. Februar: 100. Blitzdemo in Aachen

In Aachen findet an diesem Samstag (9.2.) die 100. Blitzdemo gegen das
belgische Atomkraftwerk (AKW) Tihange statt. Jeden Samstag wird von
11.55 Uhr bis 12 Uhr beim Marktplatz in Aachen-Brand (am Stier) gegen
das AKW Tihange, gegen jegliche Nutzung der Atomenergie und gegen die
Energiegewinnung aus fossilen Brennstoffen sowie für die regenerative
Energiegewinnung demonstriert. Mehr dazu unter
https://5vor12site.wordpress.com. In einem Grußwort des BBU anlässlich
der 100. Aktion heißt es: "Nach Auffassung des BBU sind die
regelmäßigen Blitzdemos, ebenso wie die vielen anderen Aktivitäten in
Aachen gegen die Atomindustrie, ein wichtiges Element der bundesweiten
und auch der internationalen Anti-Atomkraft-Bewegung! Der BBU wünscht
den Aktiven in Aachen weiterhin einen langen Atem und viel Energie für
weitere Aktivitäten."

9. März: Demonstration in Ahaus zum 8. Fukushima-Jahrestag

Eine der größten Anti-Atomkraft-Aktionen der nächsten Wochen in
Nordrhein-Westfalen wird in einem Monat am 9. März, 2 Tage vor dem 8.
Jahrestag der Fukushima-Katastrophe, in Ahaus stattfinden. Mit einer
überregionalen Demonstration soll u. a. gegen weitere Castor-
Atommülltransporte nach Ahaus und gegen die weitere Atommüllproduktion
in AKW und Uranfabriken protestiert werden. Neben der örtlichen
Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" rufen bereits 20 weitere
Organisationen zur Teilnahme an der Demonstration auf, darunter auch
der BBU, in dem die Ahauser Bürgerinitiative organisiert ist. In dem
Aufruf zur Teilnahme an der Demonstration heißt es: "Zum einen müssen
wir unseren Protest jetzt auf die Straße tragen, bevor die ersten
Castoren aus Garching oder Jülich nach Ahaus rollen. Zum anderen
wollen wir an den Jahrestag des Unfalls von Fukushima am 11. März 2011
erinnern und uns mit der japanischen Anti-Atom-Bewegung
solidarisieren."

Ausführliche Informationen unter

https://atommuell-protest.de

3. März: Karnevalsspaziergang in Gronau

Wenige Tage vor der großen Demonstration in Ahaus findet in Gronau am
3. März der monatliche Sonntagsspaziergang statt. Er wird im März,
wenn auch zufällig, zeitgleich mit dem Gronauer Karnevalsumzug
durchgeführt. Seit Ende 1986 treffen sich immer am ersten Sonntag im
Monat Mitglieder verschiedener Friedens- und Anti-Atomkraft-
Initiativen aus dem Dreiländereck Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen
und Niederlande zum Sonntagsspaziergang im Nahbereich der Zufahrt zur
Urananreicherungsanlage. Mit der Aktion wird der Forderung nach
sofortiger Stilllegung der bundesweit einzigartigen Anlage Nachdruck
verliehen. Mehr dazu unter http://www.enschedevoorvrede.nl

Weitere Termininformationen aus den Reihen der Anti-Atomkraft-Bewegung
in NRW und anderswo unter 

https://www.bbu-online.de/Termine/Termine.htm

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 08.02.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/564: Klimakampf und Kohlefront - die rote Linie brennt ... (ausgecO2hlt)


ausgecO2hlt - Pressemitteilung vom 09.02.2019

Protestaktionen gegen Ergebnis der Kohlekommission im Rheinischen
Revier + Aktivist*innen blockieren Bagger im Tagebau Garzweiler +
Bewohner*innen ziehen rote Linie + Bedrohte Dörfer müssen geschützt
werden



Keyenberg. Eine Gruppe von 7 Menschen blockiert seit 6:30 Uhr einen
Bagger des Tagebaus Garzweiler II im Rheinischen Braunkohlerevier. Der
Bagger, der sich auf Keyenberg zubewegt, musste angehalten werden.
Zeitgleich demonstriert etwa ein Dutzend Bewohner*innen aus von der
Abbaggerung bedrohten Dörfern mit einer Mahnwache. Sie ziehen am
Grubenrand des Tagebaus eine rote Linie gegen die Zerstörung ihrer
Dörfer und des Klimas. Die Klimaaktivist*innen und Bewohner*innen aus
Dörfern wie Keyenberg und Berverath protestieren mit den Aktionen
gegen die Ergebnisse der Kohlekommission.

"Dieser Kohlebagger frisst sich durch die Landschaft direkt auf mein
Zuhause zu. Jede Stunde, die er stillsteht, ist eine gute Stunde",
sagt Andre Brosch aus Berverath. In ihrem Abschlussbericht sagt die
Kohlekommission den Energieversorgern Entschädigungen in
Milliardenhöhe zu, während Formulierungen zum Schutz der bedrohten
Dörfer und des Hambacher Walds schwammig bleiben oder ganz fehlen.

"Ein Ausstiegsdatum 2038 ist kein Konsens, sondern der Totenmarsch für
die Pariser Klimaziele. Es ist ein Verbrechen, dass die
Bundesregierung das 1,5-Grad-Klimaziel aufgeben will. Das lässt die
Bewegung für Klimagerechtigkeit nicht zu! Die Menschen, die den Bagger
blockieren, leisten effektiven Klimaschutz", sagt Daniel Hofinger von
der Gruppe ausgeCO2hlt zu den Aktionen.

"Ob Keyenberg oder Dörfer in Kolumbien und Russland - So lange
Deutschland Braun- und Steinkohle verfeuert, wird weltweit die
Lebensgrundlage von Menschen zerstört. RWE lässt sich den
Pseudo-Kohleausstieg vergolden, während die Betroffenen ihre Dörfer
verlieren sollen. Das ist ein Skandal", so Hofinger. Nach den Plänen
der Kohlekommission würde Deutschland noch 20 Jahre Steinkohle
verstromen, die die Energiekonzerne zu hundert Prozent importieren. In
den Abbaugebieten kommt es zu Menschenrechtsverletzungen und zu
Umweltzerstörung.

Die Aktionen am Tagebau Garzweiler II sind eingebettet in eine
bundesweite Aktionswoche zum Protest gegen den Abschlussbericht der
Kohlekommission. Nach den Baggerbesetzungen des Bündnisses Ende
Gelände am 4. Februar 2019 in der Lausitz kamen 18 der Aktivist*innen
in Untersuchungshaft. Ihnen wird Hausfriedensbruch vorgeworfen. "Der
Protest am heutigen Tag zeigt, dass sich Menschen, die für
Klimagerechtigkeit kämpfen, von absurder Kriminalisierung nicht
einschüchtern lassen", sagt Hofinger.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 09.02.2019

Presseteam ausgeCO2hlt

E-Mail: info@ausgecO2hlt.de

Internet: www.ausgecO2hlt.de
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KOHLEALARM/563: Klimakampf und Kohlefront - spalten und forcieren ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Haltung der Landesregierung:

"Landesregierung gegen Stopp der Umsiedlungen"

Fahrlässige Haltung gegenüber Umsiedlungsbetroffenen

Schwarz-gelbe Landesregierung verpasst historische Chance und
gefährdet Kohle-Kompromiss



Buir, 6.02.2019. Ich bin entsetzt, dass Teile der Landesregierung und
selbst der Ministerpräsident nach dem Motto "Spalten statt Gestalten"
verfahren. Die Versuche, die betroffenen Anwohner*innen an den
Tagebauen Hambach und Garzweiler gegeneinander auszuspielen, ist
schändlich und insbesondere eines Landesvaters absolut unwürdig.

Während die rot-grüne Vorgänger-Regierung die Leitentscheidung genutzt
hat um den Ort Holzweiler vor der Umsiedlung zu bewahren, scheint es
so, als wolle die aktuelle schwarz-gelbe Landesregierung die einmalige
historische Chance weitere wertvolle und schützenwerte rheinische
Dörfer und Feldhöfe samt ihrer Einwohner*innen vor den Kohle-Baggern
zu retten, ungenutzt lassen. Diese Siedlungen liegen allesamt an den
Rändern des Braunkohleabbaufeldes Garzweiler II, welches ohnehin im
Rahmen des Braunkohleausstieges zukünftig massiv verkleinert werden
muss.

Zudem gefährdet die Landesregierung mit ihrer Haltung den
Kohlekompromiss. Wissenschaftler des Deutschen Institutes für
Wirtschaftsforschung in Berlin haben belegt, dass es mit dem
empfohlenen Kohleausstiegspfad in NRW möglich ist sowohl die Dörfer
als auch den Hambacher Wald zu erhalten.

Durch die Kommissions-Empfehlungen ändern sich auch die Grundannahmen,
die bislang Umsiedlungen überhaupt erst ermöglichten. Aktuell sind
Kohleausstieg und Klimaschutz Allgemeinwohl, und nicht mehr die
Kohleförderung. Damit werden in Zukunft auch aus juristischem
Blickwinkel Zwangsenteignungen nicht mehr möglich sein. Vor diesem
Hintergrund ist vollkommen unverständlich, dass sich die
Landesregierung nicht schützend vor ihre Bürger*innen stellt! Zumal
Sie auch noch ihr Versprechen aus dem Koalitionsvertrag einlösen muss.
Dort [1] heißt es: "Wir wollen die Rechte aller Bergbaubetroffenen
schützen".

Wenn die Landesregierung nun weiterhin einseitig im Sinne des
Kohlekonzerns RWE agiert, wird es weder einen sozialverträglichen
Kohleausstieg, noch eine Befriedung in der Region geben. Damit wären
die nächsten gesellschaftlichen Großkonflikte in Nordrhein-Westfalen
vorprogrammiert.


Anmerkung:

[1] https://www.cdu-nrw.de/sites/default/files/media/docs/nrwkoalition_koalitionsvertrag_fuer_nordrhein-westfalen_2017_-_2022.pdf

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 06.02.2019

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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SEMINAR/3173: Arnsberg - Gewaltfreie Kommunikation, Fortbildung für Selbsthilfegruppen, 16.02.19


Stadt Arnsberg

Pressemitteilung von Freitag, 8. Februar 2019

Gewaltfreie Kommunikation

Fortbildung für Selbsthilfegruppen im Bürgerzentrum Bahnhof
Arnsberg



Hochsauerland/Arnsberg. Jeder Mensch kommuniziert, auch wenn er nichts
sagt. Mit Kommunikation schaffen wir Beziehungen, die im besten Falle
zu den gewünschten Ergebnissen führen und unser Leben bereichern. Die
Gewaltfreie Kommunikation (GfK) nach Marshall B. Rosenberg ist
grundsätzlich eine wirksame Form der Kommunikation, auch wenn es
menschlich herausfordernd wird.

Selbsthilfegruppenteilnehmerinnen und -Teilnehmer haben nun am
Samstag, den 16. Februar, von 10:00 bis 16:00 Uhr im Bürgerzentrum
Bahnhof Arnsberg die Möglichkeit, in diesem Aufbauseminar ihre
Grundkenntnisse zu vertiefen.

Schwerpunktinhalt der Fortbildung ist ein Übungsteil in Einzel-,
Partner- und Gruppenarbeit. Es geht also auch um die Bereitschaft zum
gemeinsamen Lernen und Einüben.

Die Übungen betreffen u. a: Blockaden lösen - Beobachten, ohne zu
bewerten - Gefühle wahrnehmen und ausdrücken - Umgang mit Macht - die
Macht der Empathie - Ärger vollständig ausdrücken - Anerkennung und
Wertschätzung ausdrücken.

Der Dozent, Johannes Stienen, ist Master of Mediation (MM) und
arbeitet als selbständiger Konflikt-Klärer und Personalentwickler. Die
Selbsthilfearbeit kennt er im Ehrenamt, als Mitglied und als
Geschäftsführer.

Der Kurs wird von der Selbsthilfekontaktstelle AKIS im HSK in
Kooperation mit der VHS Arnsberg-Sundern angebotenen.

Anmeldung und Information bei der AKIS im HSK, Tel. 02932 201-2270,
Mail: selbsthilfe@arnsberg.de oder der VHS Arnsberg-Sundern, Tel.
02932 97280, Mail: vhs@vhs-arnsberg-sundern.de.

 * 

Quelle:

Stadt Arnsberg

Pressestelle

E-Mail: pressestelle@arnsberg.de
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ASIEN/793: Pakistan soll verfolgte Christin endlich ausreisen lassen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 10. Februar 2019

Freiheit für Asia Bibi - Schutzgewahrsam verletzt Menschenrechte



Göttingen, den 10. Februar 2019 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat Pakistans Regierung aufgefordert, die vom Vorwurf
der Blasphemie freigesprochene Christin Asia Bibi endlich in ein Land
ihrer Wahl ausreisen zu lassen. "Mehr als neun Jahre lang musste Asia
Bibi bereits unschuldig in pakistanischer Haft verbringen. Es ist
absurd und zynisch, sie nun als freie Person an der Ausreise zu
hindern, um Proteste radikaler Islamisten zu vermeiden", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Sonntag in Göttingen. Pakistan solle
darlegen, aufgrund welcher Rechtsgrundlage die Christin weiter
festgehalten werde. Am Wochenende war bekannt geworden, dass Asia
Bibi nach der Bestätigung ihres Freispruchs durch das Oberste Gericht
des Landes noch immer nicht Pakistan verlassen darf, obwohl sich
Kanada zu ihrer Aufnahme bereit erklärte.

Extremistische Islamisten drohten nach der Bestätigung des
Freispruches mit neuen Protesten und der Ermordung der Katholikin.
Aber auch ein Schutzgewahrsam müsse begründet und mit der betroffenen
Person abgeklärt werden sowie auf einer Rechtsgrundlage beruhen,
erklärte die GfbV. Als Mitgliedsstaat des Menschenrechtsrates der
Vereinten Nationen stünde Pakistan besonders in der Pflicht, das
Recht auf Bewegungsfreiheit zu beachten. Die
Menschenrechtsorganisation erwarte, dass Pakistan bis zum Beginn der
nächsten Sitzungsperiode des UN-Menschenrechtsrates in Genf am 25.
Februar 2019 Asia Bibi die Ausreise in ein Land ihrer Wahl gestatte.

Beobachter befürchten, Pakistans Regierung könnte ihre Ausreise noch
monatelang aus Angst vor erneuten Protesten verschleppen. Nach ihrem
Freispruch hatten Extremisten tagelang das öffentliche Leben in
Pakistan blockiert.

Ein Vertrauter der festgehaltenen Katholikin hatte am Samstag
berichtet, sie und ihr Ehemann würden im Großraum der Stadt Karachi
von den Sicherheitsbehörden in einem Raum festgehalten, den sie nicht
verlassen dürften. Er widersprach damit Äußerungen ihres ehemaligen
Rechtsanwaltes Saif ul-Malook, der zuvor behauptet hatte, sie befinde
sich schon in Kanada in Sicherheit. Malook musste inzwischen selbst
aufgrund von Anfeindungen in den Niederlanden um Schutz ersuchen.

Die Landarbeiterin war im Jahr 2009 festgenommen worden, nachdem sie
beschuldigt wurde, das Ansehen des Propheten Mohamed beleidigt zu
haben. Sie wurde zum Tode verurteilt und wartete jahrelang auf die
Vollstreckung des Urteils in einer Todeszelle. Nachdem das Oberste
Gericht des Landes am 31. Oktober 2018 das Todesurteil aufhob und sie
freisprach, setzten islamistische Extremisten eine Petition gegen den
Freispruch durch, die am 29. Januar 2019 zurückgewiesen wurde.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Februar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/980: Friedensbewegung in Aktion - Mehr Aktionen für Abrüsten sind die Alternative (abrüsten statt aufrüsten)


Kampagne "abrüsten statt aufrüsten" - Pressemitteilung vom 11. Februar
2019

Zur Aktionskonferenz der Friedensbewegung am gestrigen Sonntag, 10.02.2019
im Gewerkschaftshaus in Frankfurt/Main

Friedensbewegung in Aktion: Mehr Aktionen für Abrüsten sind die
Alternative!



Gestern trafen sich 140 Aktive der Friedensbewegung im Frankfurter
Gewerkschaftshaus und sprachen sich deutlich für weitere Aktionen der
Initiative "abrüsten statt aufrüsten" aus. Die 140.000 Unterschriften, die
durch vielfältige gesellschaftliche Unterstützung für diesen Appell
erreicht wurden, sind eine gute Grundlage zur Fortsetzung der Kampagne
"abrüsten statt aufrüsten". Erstmals seit Jahrzehnten konnte eine von
Gewerkschaften, Umweltverbänden, kirchlichen Kreisen, Kulturschaffenden und
kritischen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern getragene
Friedenskampagne eine solche breite Unterstützung erfahren. Die Kampagne
stärkte und vereinheitlichte die Friedenbewegung.

Der "Verteidigungsetat" mit einer Steigerung von über 12% und die weiter
angekündigten Erhöhungen für die nächsten Jahre verlangen einen verstärkten
Einsatz für Abrüstung durch die Friedensbewegung. Es geht der Regierung um
die realen 2% des BiP, um eine Steigerung der Rüstungsausgaben auf 80 bis
85 Milliarden Euro.

Bei der Beratung wurde die Verhinderung des drohenden neuen atomaren
Wettrüstens durch die Aufkündigung des INF-Vertrages und die beabsichtigte
Modernisierung der Atomwaffen als zentrales Anliegen der Kampagne für
Abrüstung herausgestellt. Nein zu weiterer Aufrüstung heißt Nein zu
Atomwaffen in Europa. Mit der Vorbereitung (der deutlich wachsenden Zahl)
der Ostermärsche, bei intensiven Unterschriftensammlung vor und bei den
anstehenden Wahlen zum Europa-Parlament und vor den Wahllokalen am 26. Mai
2019 wollen die Initiativen gegen die Militarisierung Europas die
gesellschaftliche Unterstützung für Abrüstung angesichts der vielfältigen
sozialen und ökologischen Herausforderungen verstärken.

Es wurde verabredet, die Unterschriftensammlung weiterzuführen, um der
weiter drohenden Hochrüstung bei den Haushaltsberatungen für das kommende
Jahr Widerstand entgegen zu setzen. Mit gezielten Aktionstagen und dem
Antikriegstag am 1. September 2019, dem 80. Jahrestag des faschistischen
Überfalls auf Polen, sollen die Aktionen einen weiteren Höhepunkt
erreichen.

Die Entscheidung für eine zentrale, bundesweite Aktion "abrüsten statt
aufrüsten" im Herbst soll gemeinsam mit den Partnerinnen und neuen
Unterstützenden getroffen werden.

 * 

Quelle:

abrüsten statt aufrüsten

Marienstr. 19/20, 10117 Berlin

Telefon: +49 30 20654857

E-Mail: info@abruesten.jetzt

Internet: https://abruesten.jetzt/
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ATTAC/1973: Sonderklagerechte erneut im EU-Parlament - Abgeordnete müssen EU-Singapur-Abkommen ablehnen


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 11. Februar 2019

 Sonderklagerechte erneut im EU-Parlament: Abgeordnete müssen
EU-Singapur-Abkommen ablehnen

430.000 Menschen fordern, Paralleljustiz für Konzerne abzuschaffen



Am Mittwoch stimmt das Europäische Parlament über zwei Abkommen mit
Singapur ab: Über das Handelsabkommen EUSFTA und über das
Investitionsabkommen EUSIPA. Letzteres enthält die umstrittenen
Sonderklagerechte für Konzerne, ISDS (Investor-state dispute settlement).

Attac fordert die EU-Abgeordneten auf, beide Abkommen abzulehnen: "Mit
EUSIPA würde die Paralleljustiz für Konzerne ausgeweitet, denn Singapur
ist der wichtigste Handelspartner der EU in Südostasien. Die meisten in
der Region tätigen europäischen Konzerne haben dort wichtige
Niederlassungen. Nicht nur singapurische Firmen, sondern alle dort
tätigen internationalen Konzerne könnten EU-Staaten auf Schadensersatz
verklagen - für Gesetze, die unsere Gesundheit, unsere Arbeitsrechte und
unsere Umwelt schützen", warnt Attac-Handelsexperte Roland Süß.

Abstimmung als wichtige Weichenstellung über ISDS

EUSIPA soll als Modell für künftige EU-Abkommen mit China, Mexiko und
anderen Ländern dienen. Die Trennung von Handel- und
Investitionsabkommen gibt den EU-Abgeordneten erstmals die Möglichkeit,
ein starkes politisches Signal gegen Sonderrechte für Konzerne zu
setzen. "Es ist Zeit, diese Paralleljustiz grundsätzlich abzuschaffen.
Ein Nein zu EUSIPA wäre ein wichtiger Schritt dorthin", sagt Roland Süß.

ISDS bröckelt weltweit / EU-weit bereits 430.000 Unterschriften

Sonderklagerechte für Konzerne geraten weltweit immer mehr unter Druck.
Länder wie Indien, Ecuador, Südafrika, Indonesien, Tansania und Bolivien
haben entsprechende Abkommen bereits gekündigt. Mehr als 430.000
Menschen haben innerhalb von drei Wochen eine EU-weite Petition gegen
ISDS unterzeichnet.* Zahlreiche Organisationen** aus den Philippinen,
Indonesien und Malaysia erklären sich mit der EU-weiten Kampagne und dem
Widerstand gegen EUSIPA in Europa solidarisch. Sie kennen die
Auswirkungen von ISDS und fürchten, dass EUSIPA eine Vorlage für
EU-Abkommen mit ihren Ländern sein wird.

Auch der Handelsteil ist problematisch

Während EUSIPA auch noch der Zustimmung aller nationalen Parlamente
bedarf, muss das Handelsabkommen EUSFTA nur vom EU-Parlament abgestimmt
werden. Auch EUSFTA ist höchst problematisch. Es enthält zwar Vorgaben
zur Nachhaltigkeit, aber keine wirksamen Mechanismen, um den Schutz der
Umwelt oder Rechte von Beschäftigten durchzusetzen. Singapur hat zwei
der acht ILO-Kernarbeitsnormen nicht ratifiziert. Hanni Gramann vom
bundesweiten Attac-Rat: "Wir brauchen endlich Handelsabkommen, die
Mensch und Umwelt ins Zentrum stellen, und verbindliche Regeln für
Konzerne, mit denen diese im Falle der Verletzung von Menschenrechten
zur Verantwortung gezogen werden können."


Anmerkungen:

* Online-Petition "Menschenrechte schützen - Konzernklagen stoppen!":

www.attac.de/menschenrechte-schuetzen

** Siehe:

www.attac.at/fileadmin/dateien/Presse/Downloads/Letter-Asean-Solidarity.pdf

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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BERICHT/117: Tierwohl, Anbau und Ernährung - regional und pflanzlich ... (SB)


Vom Standpunkt einer höhern ökonomischen Gesellschaftsformation wird das
Privateigentum einzelner Individuen am Erdball ganz so abgeschmackt erscheinen
wie das Privateigentum eines Menschen an einem andern Menschen. Selbst eine
ganze Gesellschaft, eine Nation, ja alle gleichzeitigen Gesellschaften
zusammengenommen, sind nicht Eigentümer der Erde. Sie sind nur ihre Besitzer,
ihre Nutznießer, und haben sie als boni patres familias den nachfolgenden
Generationen verbessert zu hinterlassen.

Karl Marx - Das Kapital, Band III [1]
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"Wir haben es satt!" am 19. Januar 2019

Foto: © 2019 by Schattenblick



'"Essen ist politisch" - das betonen zu müssen läßt auf ein gesellschaftliches
Bewußtsein schließen, dem die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln durch ein
permanent erhältliches Angebot an Essen wie dessen individuelle Bezahlbarkeit
gesichert erscheint. Das trifft jedoch für immer mehr Menschen nicht zu. Selbst
in der reichen Bundesrepublik können sich einkommensarme Menschen nicht
angemessen ernähren, und in anderen Teilen der Welt ist es weit schlimmer. Zwei
Milliarden Menschen gelten als mangelernährt, und die Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) beziffert die Zahl der
Hungernden für 2017 auf 821 Millionen Menschen, denen dauerhaft weniger als 2100
Kalorien täglich zur Verfügung stehen. Dem Bericht der Welthungerhilfe für 2018
ist zu entnehmen, daß 124 Millionen Menschen akut hungern, sprich vom Tod durch
unzureichende Ernährung bedroht sind. Zwei Jahre zuvor waren es noch 80
Millionen, so daß von einer starken Zunahme der am stärksten unterversorgten
Menschen ausgegangen werden muß. Zwar leben die meisten Hungernden in
sogenannten Entwicklungsländern, aber selbst in den USA erhalten trotz der
hochproduktiven Landwirtschaft des Landes bis zu 40 Millionen Menschen nicht
genügend Nahrungsmittel, um gesund zu bleiben und immer satt zu werden.

Die Beseitigung des Hungers wird unter den Nachhaltigkeitszielen (SDGs) der
Vereinten Nationen, die im Rahmen der 1992 beschlossenen Agenda 21 bis 2030
verwirklicht werden sollen, nach der Beseitigung der Armut an zweiter Stelle
genannt. Dabei nimmt der Hunger weiter zu, und es erscheint wenig
wahrscheinlich, daß sich daran etwas ändert, solange aus machtpolitischen
Gründen Kriege geführt werden, der Klimawandel die Bedingungen der
Nahrungsmittelproduktion verschlechtert und die Landwirtschaft im
kapitalistischen Weltsystem nicht an den Bedürfnissen der Menschen, sondern an
der Verwertbarkeit von Kapital orientiert ist. Um so bedeutsamer ist der Protest
gegen dieses Ernährungsregime, der alljährlich in Berlin anläßlich der Grünen
Woche, der größten Landwirtschaftsmesse der Welt, unter dem Motto "Wir haben es
satt!" auf die Straße getragen wird.




[image: Vor dem Haupteingang zur Grünen Woche - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Derweil auf dem Berliner Messegelände ...

Foto: © 2019 by Schattenblick



Dem breiten Aktionsbündnis gemäß, dessen Trägerkreis große Umweltorganisationen,
Interessenverbände der ErzeugerInnen, entwicklungspolitische NGOs,
Jugendinitiativen und Verbraucherverbände umfaßt und das von zahlreichen
Akteuren in Politik und Gesellschaft unterstützt wird, läßt sich der politische
Anspruch am repräsentativsten in einer Kritik an der Agrarindustrie
zusammenfassen, die Anstoß nimmt an den unökologischen, Pflanzen wie Tieren
schadenden, die bäuerliche Arbeits- und Lebenswelt beeinträchtigenden und die
Qualität der Lebensmittel verschlechternden Auswirkungen der modernen
Landwirtschaft. Dem zunehmend in transnational operierenden Großkonzernen
organisierten System der industriellen Intensivlandwirtschaft wird das positive
Bild eher kleinbäuerlicher Strukturen, in denen biologischer Landbau und eine
artgerechte Tierhaltung unter Arbeitsbedingungen betrieben wird, die den
BäuerInnen ein Höchstmaß an Selbstbestimmung ermöglichen, entgegengehalten. 

Angestrebt wird eine Agrarwende, in der eine schonenende, vielfältige und
kleinteilige Wirtschaftsweise an die Stelle der mit Agrarchemie und
Mineraldünger unter hohem Maschineneinsatz und Ressourcenverbrauch betriebenen
Monokulturen und Mastställe treten soll. Für eine solche, in ihrer Notwendigkeit
von der mehrheitlichen Vertretung der LandwirtInnen in der BRD, dem Deutschen
Bauernverband (DBV) bestrittenen Agrarwende setzen sich nicht nur die BäuerInnen
selbst ein, sondern es gibt immer mehr VerbraucherInnen, die sich an der Demo
beteiligen. Der Wunsch, sich mit qualitativ hochwertigen und ökologisch
nachhaltigen Lebensmitteln zu ernähren, hat auch bei diesen Interesse an den Problemen der
Landwirtschaft und ihrer Bewältigung geweckt. 
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Auf der Achse des deutschen Imperialismus Trecker für den Frieden

Fotos: © 2019 by Schattenblick



Die seit 2011 unter wachsender Beteiligung stattfindende Demonstration kann
inzwischen als alljährliches Treffen einer sozialen Bewegung verstanden werden,
die kritisch mit der Ernährungsfrage befaßt ist und dabei ganz unterschiedliche
Akzente setzt. Vergleichbar mit der Bewegung für Klimagerechtigkeit dominierten
unter den 35.000 AktivistInnen, die, angeführt von 171 Treckern, am 19. Januar
das Geschehen auf den Straßen rund ums Brandenburger Tor und im Berliner
Regierungsviertel bestimmten, vor allem Jugendliche und junge Erwachsene das
Geschehen. Sie zeigten mit Transparenten und phantasievollen Verkleidungen, was
ihnen am Herzen liegt, und brachten dies in lauten Sprechchören zu Gehör.
Das in der alten BRD vorherrschende Bild meist sehr konservativer Landwirte,
denen alle linken und emanzipatorischen Forderungen ein Greuel sind, wurde hier
durch JungbäuerInnen widerlegt, die aus ihrer antifaschistischen und
antirassistischen Gesinnung kein Hehl machten.

Die Stärke dieser sozialen Bewegung besteht auch darin, daß sie von
PraktikerInnen getragen wird, die selbst Bauernhöfe betreiben, sich in
Gemeinschaftsstrukturen wie die der Solidarischen Landwirtschaft (SoLaWi)
kollektiv organisieren, als ernährungsbewußte Menschen Einkaufsgenossenschaften
bilden, die mit ErzeugerInnen in ihrer Nähe vernetzt sind, oder als
AktivistInnen der Klimagerechtigkeits- oder Tierrechtsbewegung für konkrete
Ziele kämpfen, deren Verwirklichung gesellschaftliche Veränderungen erfordern,
die sich nicht auf Verteilungsfragen beschränken lassen, sondern Macht- und
Eigentumsfragen berühren. So heterogen diese Bewegung erscheint und so
professionell ihre tonangebenden Akteure wirken, so vital und basisdemokratisch
ist sie in einem Anliegen, das sich kaum auf den Wunsch nach besserem Essen
beschränken läßt.

Zudem produziert sie einen beachtlichen Fundus an Schriften, die der
theoretischen Auseinandersetzung mit den sozialen, politischen und ökologischen
Fragen der industriellen wie ökologischen Landwirtschaft gewidmet sind. Es gibt
viel zu wissen, das zeigte sich auch beim Erstellen dieses Textes. Konsultiert
wurden dabei diverse Schriften, die den AktivistInnen meist kostenlos an den
Ständen vor dem Brandenburger Tor zur Verfügung gestellt wurden. Exemplarisch
und ohne Anspruch auf Vollständigkeit zu nennen sind vor allem der Kritische
Agrarbericht, der jedes Jahr online wie in Buchform zur Grünen Woche erscheint
und in gewisser Weise das Theorieorgan des Aktionsbündnisses "Wir haben es
satt!" darstellt. Instruktiv und hilfreich sind auch die Ausgabe 2018-1 der
Zeitschrift LUXEMBURG und die Nummer 1 der Zeitschrift maldekstra vom Oktober
2018, beide herausgegeben von der Rosa Luxemburg Stiftung. Gleiches gilt für die
mit den Themen Fleischproduktion, Konzernstrukturen, Bodenbeschaffenheit und
zuletzt EU-Agrarpolitik befaßten Atlanten, die gemeinsam von der
Heinrich-Böll-Stiftung, dem BUND und Le Monde Diplomatique herausgegeben werden.
Die genannten Schriftenreihen stehen allesamt kostenlos zum Download bereit, so
daß dem interessierten Einstieg in die Thematik viele Möglichkeiten offenstehen.
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Bewegungsprominenz - Christoph Bautz und Tanja Busse
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Den EU-Agrarkapitalismus reformieren

Im Aufruf [2] zur diesjährigen "Wir haben es satt!"-Demonstration und in den
Reden auf der Bühne direkt vor dem Brandenburger Tor wurde an die EU appelliert,
das System der flächenabhängigen Direktzahlungen zugunsten einer die
ökologischen und gesellschaftlichen Leistungen der ErzeugerInnen direkt
honorierenden Vergabe der Agrarsubventionen aufzugeben. Mit rund 60 Milliarden
Euro im Jahr umfassen die Fördermittel der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) den
größten, 40 Prozent betragenden Einzelposten des EU-Haushaltes. Da derzeit über
die Mittelvergabe für die nächste, von 2021 bis 2027 geltende Förderperiode
beraten wird, war dieses Thema von vorrangiger Bedeutung. Kritisiert wird vor
allem, daß Großbetriebe durch die Direktzahlungen bevorteilt werden und damit
der Konzentrationsprozeß, bei dem immer mehr Land in immer weniger Hände gerät,
unbehindert vonstatten geht.

Obwohl auch in der EU-Kommission eine ökologische und nachhaltige
Bewirtschaftung der Böden befürwortet wird, stärken Flächenprämien eine
intensive Landwirtschaft, die den exportstarken Agrarsektor der EU dominiert. 52
Prozent der Nutzfläche entfallen auf 3 Prozent der Betriebe, und dieser
Konzentrationsprozeß, bei dem meist große Einheiten mit wenigen Arbeitskräften
unter Verwendung von Agrarchemie bewirtschaftet werden, hat in den letzten 10
Jahren um 16 Prozent zugenommen. Die kleinsten, weniger als 10 Hektar Fläche
bearbeitenden Betriebe in der EU hingegen sind häufig in ihrer Existenz bedroht.
So gehörten von den Bauernhöfen, die zwischen 2003 und 2013 aufgeben mußten, 96
Prozent in diese Kategorie.
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Adressatin massiver Kritik 
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Wer weniger als 1 Hektar bewirtschaftet, kommt überhaupt nicht in den Genuß von
Fördermitteln. Gerade in Osteuropa gab es viele derart kleine Höfe, wie das
Beispiel Rumänien zeigt, wo 1,7 Millionen KleinbäuerInnen mit
Subsistenzwirtschaft und dem Verkauf von Überschüssen überlebten. Ihre
Verdrängung durch große Landinvestoren unter anderem aus der Bundesrepublik ist
ein Grund dafür, daß zahlreiche WanderarbeiterInnen aus Rumänien heute unter
miesen Bedingungen in den Schlachthöfen und auf den Feldern der EU schlecht
entlohnte Arbeit verrichten. Dieser auch als ursprüngliche Akkumulation bekannte
Prozeß der Proletarisierung, der am Anfang der kapitalistischen Entwicklung im
16. Jahrhundert stand, findet weiterhin statt, was die große Bedeutung der
Landwirtschaft für den Lebenserwerb von Millionen Menschen allein in Europa,
geschweige denn weltweit unterstreicht.

Zwar verfügt die Förderstruktur der GAP neben der ersten Säule, der die Vergabe
der Flächenprämien zugeordnet ist, über eine zweite Säule, die der Entwicklung
des ländlichen Raums dienen soll. Auf diese auch ökologischen Zwecken gewidmeten
Fördermittel entfallen jedoch nur 25 Prozent des gesamten GAP-Budgets. Während
die Flächenprämien der ersten Säule in der kommenden Förderperiode bis 2027 um
11 Prozent gekürzt werden, wird der ohnehin kleinere, für qualitative Zwecke
ausgewiesene Betrag um 27 Prozent abnehmen. Auch damit wird den LandwirtInnen
signalisiert, daß das Ziel einer hohen Flächenproduktivität weiterhin vor dem
der nachhaltigen Bewirtschaftung des Bodens rangiert.
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Der Blick aufs Ganze widerlegt alle nationalen Egoismen
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Externalisierung ökologischer Kosten im Nord-Süd-Gefälle

Die ökonomisch begründete Kritik an dieser Vergabepraxis betrifft die
Externalisierung ökologischer Kosten bei den an der Größe der Fläche
orientierten Direktzahlungen, macht dies doch eine nachhaltige, meist
arbeitsintensivere Wirtschaftsweise noch weniger wettbewerbsfähig. Ähnlich der
allgemeinen Industriepolitik werden in der industriell organisierten
Landwirtschaft Kosten der Produktion externalisiert, deren Berücksichtigung bei
der Preisbildung zu sehr viel teureren Nahrungsmitteln führte. Wenn die
Belastung des Trinkwassers und der Atemluft durch die agrarindustrielle
Produktionsweise die Gesundheit der Menschen schädigt, zu einer Degradation der
Bodenqualität und zu Verlusten an die Biodiversität führt, den
Grundwasserspiegel senkt und die Freisetzung von Treibhausgasen und Feinstaub
zur Folge hat, dann sind das von allen Menschen unabhängig davon, ob sie diese
Produkte konsumieren oder biologisch angebauten Nahrungsmittel den Vorzug geben,
ob sie Tierprodukte nutzen oder nicht, zu tragende Kosten.

Die überproportionale Inanspruchnahme allen Menschen gleichberechtigt zur
Verfügung stehender Ressourcen der Produktion ist ein Wettbewerbsvorteil, der
zur nach wie vor bestehenden Exportorientierung der EU-Landwirtschaft beiträgt.
Der vielfach kritisierten Praxis, lokale Märkte im globalen Süden mit billigen
Produkten der hochproduktiven europäischen Landwirtschaft zu überschwemmen und
einheimische ProduzentInnen aus dem Markt zu drängen, wurde 2015 mit dem Verbot
direkter Exportsubventionen durch die WTO zwar ein Dämpfer versetzt, doch die
bedingungslosen Direktzahlungen an die Landwirte wirken sich weiterhin wie
indirekte Exportsubventionen aus.
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Die Zukunft der Landwirtschaft ist internationalistisch und kosmopolitisch
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Da zwischen 40 und 50 Prozent der Landfläche der EU und Deutschlands agrarisch
bewirtschaftet werden, ist die Verfügbarkeit und Preisentwicklung von Ackerland
ein wesentlicher Faktor der erschwinglichen Produktion von Nahrungsmitteln. Es
handelt sich um ein knappes, nicht erweiterbares Gut, daher sind
Landwirtschaftsflächen spätestens seit dem sprunghaften Anstieg der
Getreidepreise 2007 und der kurz darauf eskalierenden Finanz- und
Wirtschaftskrise zu einem beliebten Objekt von Kapitalanlagen geworden.
Zwischen 2006 und 2015 ist der Kaufpreis für Ackerland in der Bundesrepublik um
120 Prozent gestiegen, so daß seine Bewirtschaftung schon aus diesem Grunde
immer weniger kostendeckend sein kann. Um so mehr fällt die qualitative
Bewirtschaftung des Bodens ins Gewicht respektive verschärft der Verzicht
darauf, sie zu einem zentralen Kriterium der Mittelvergabe zu machen, die
Konkurrenz zwischen den Landwirtschaftsbetrieben. Gleiches gilt für das
drastische Preisgefälle für Ackerland innerhalb der EU. Wenn dieser Boden in den
Niederlanden rund 20mal so teuer ist wie in Rumänien, dann liegt nahe, daß der
Landerwerb im Südosten der EU nicht nur für die Agroindustrie, sondern auch
Finanzinvestoren höchst attraktiv ist.

Während die Preissteigerungen beim Ackerland jungen BäuerInnen hierzulande das
Leben schwermachen, selbst wenn sie das Land nur pachten, hat die
Kommodifizierung des Bodens eine noch drastischere Nord-Süd-Dimension. Zum einen
geht das sogenannte Landgrabbing von Staatsfonds aus, die im globalen Süden und
dabei insbesondere in Afrika riesige Ländereien aufkaufen, um dort Getreide für
die eigene Bevölkerung zu produzieren, obwohl die Menschen in den Anbaugebieten
häufig nicht genug zu essen haben. Zum andern werden Landflächen, insbesondere
wenn sie bewaldet sind, dem Nutzen der lokalen Bevölkerungen entzogen, indem sie
als CO2-Senken zur klimapolitisch legitimierten Inwertsetzung im Rahmen des
Handels mit Verschmutzungsrechten oder Biodiversitätszertifikaten genutzt
werden. Zum dritten dienen die Investitionen von institutionellen Großanlegern
wie Pensionsfonds dem materiellen Auskommen weiter Bevölkerungskreise im
globalen Norden, die über eine kapitalgedeckte Alterssicherung verfügen.
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Internationale AktivistInnen berichten
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So findet auch eine großangelegte Externalisierung der Kosten sozialer
Reproduktion vom globalen Norden in Richtung Süden statt. Obwohl die Menschen
dort ohnehin ärmer sind und das Gros der Hungernden in äquatorialen
Breitengraden lebt, wird mit klimapolitischen Mitteln wie dem Emissionshandel
oder der Neoliberalisierung der Sozialsysteme die globale Ungleichheit vertieft.
Gleiches gilt für die Patentierung von Feldfrüchten durch transnationale
Konzerne, deren Sitz in der Regel in Nordamerika oder Westeuropa ist, die
Durchsetzung genmodifizierter Saaten, die nur beim Kauf von Pestiziden vom
gleichen Anbieter effiziente Erträge erbringen, oder eine Exportpolitik, die die
Abhängigkeit der BäuerInnen in Afrika vergrößert, anstatt ihnen die Mittel an
die Hand zu geben, selbstbestimmt zu wirtschaften.
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Antirassistisch auf allen Ebenen ...
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Ernährungssouveränität vs. Ernährungssicherheit

Eine wirksame Politisierung der Ernährungsfrage setzt mithin voraus, den Blick
über den eigenen Tellerrand auf die sozialen und ökonomischen Faktoren
gesellschaftlicher Verhältnisse zu richten. Wenn 10 Unternehmen 75 Prozent des
Saatgutes weltweit kontrollieren und die von ihnen genetisch modifizierten
Sorten als Monokulturen angebaut werden, die anfälliger für Dürren,
Insektenbefall und eine Minderung des Nährstoffgehaltes sind, wenn 70 Prozent
der Produktion agrochemischer Mittel auf 3 Weltkonzerne entfällt, wenn die 5
größten Einzelhandelsunternehmen der Bundesrepublik über 85 Prozent Marktanteil
verfügen, hat man es mit monopolistischen Strukturen zu tun, die die Idee
nachfrageorientierter Preisbildung dementieren. Hier handelt es sich um
informelle Kartelle mit erheblichem Einfluß auf die politischen Agenturen der
Nahrungsmittelproduktion, was verhindert, daß sich an der Vormacht von
Partikularinteressen, die sich nicht nur in der unverändert die großen Akteure
bevorteilenden Vergabepolitik der GAP abbildet, fast nichts ändert.

Die Folgen dieser vertikalen, immer mehr Produktionsstufen unter einem Dach
versammelnden Konzentration unternehmerischer Entscheidungsgewalt gehen weit
über Qualitätseinbußen in der täglichen Ernährung hinaus. So ist die
transnationale Arbeitsteilung im Agrarsektor mit einem großen Verbrauch an
fossiler Energie wie ansonsten vermeidbarer Verlusten beim Transport vom Acker
zum Endverbrauch verbunden, die Marktmacht einzelner Akteure resultiert in
Preisschwankungen am Weltmarkt, die kleine ProduzentInnen in die Pleite treiben,
die Durchsetzung des am Weltmarkt gebildeten Preisniveaus verurteilt Millionen
Menschen, die über keine Zahlungsfähigkeit verfügen und als Nachfrage
dementsprechend unsichtbar bleiben, zu Mangelernährung und Hunger, und
ökologisch widersinnige Produktionsweisen wie der Anbau von Feldfrüchten in
wasserarmen Regionen für den Export in wasserreiche Teile der Welt werden
begünstigt. Da liegt die fundamentale Kritik am kapitalistischen
Verwertungsprinzip nahe und auf der Strecke jeder gründlichen Auseinandersetzung
mit der Ernährungsfrage, was insbesondere für Linke von Interesse ist, denen
traditionelle Mobilisierungsfelder verlorengegangen sind.
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Kein Leben in agroindustriell verödeten Landschaften ...
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Eine Antwort der KritikerInnen der industriellen Landwirtschaft und ihrer
monopolistischen Strukturen besteht darin, dem administrativen und
paternalistischen Konzept der Ernährungssicherheit das Selbstorganisation und
Kollektivität fördernde Konzept der Ernährungssouveränität entgegenzustellen.
Die sich auf die Nyéléni-Erklärung in Mali 2007 und in Österreich 2011 berufende
Bewegung für Ernährungssouveränität [3] strebt an, den Schritt vom Recht auf
Nahrung zum Recht auf Nahrungsmittelproduktion zu vollziehen. Selbstbestimmte
Ernährung als Prinzip kollektiver und geschlechtergerechter Lebensbewältigung
wird heute von zahlreichen, weltweit aktiven NGOs wie La Via Campesina (LVC) zum
Leitprinzip erhoben. Appelliert wird an dasjenige Drittel der weltweiten
Erwerbsbevölkerung, das von der Arbeit auf dem Land lebt und nach den
desaströsen Erfahrungen mit den transnationalen Multis der Agrarindustrie und den
allein auf Output orientierten Strukturen der Grünen Revolution die Arbeits- und
Lebenswirklichkeit auf dem Land wieder in die eigenen Hände zu bekommen.

Dabei geht es nicht nur darum, die Bedingungen der Arbeit und ihre Entlohnung zu
verbessern, sondern einen anderen Umgang mit den gesellschaftlichen
Naturverhältnissen zu entwickeln. Der Einsicht in die destruktiven Folgen der
agroindustriellen Wirtschaftsweise gemäß geht es beim Prinzip der
Ernährungssouveränität darum, daß die BäuerInnen selbst über Land, Wasser und
Energie verfügen und sich unabhängig von genmanipuliertem Saatgut, Agrochemie
und der industriellen Verarbeitung ihrer Erzeugnisse machen. Um der historischen
wie fortgesetzten Vertreibung der Menschen von ihrem Land entgegenzutreten,
stellen sie die Eigentumsfrage, die im Falle des Bodens damit beantwortet wird,
daß es sich um ein Gemeingut handelt, das alle Menschen in gleichem Maße für
ihren Lebenserhalt nutzen können sollen, anstatt durch einige wenige angeeignet
und zum Verwertungsobjekt gemacht zu werden. Weil das Land nicht wie andere
Güter vermehrbar sowie essentiell zum Erhalt jedes auf die Verstoffwechselung
von Naturressourcen angewiesenen Lebens ist, kann es aus natur- wie
menschenrechtlicher Sicht keine Ware sein.
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Kampfansage für Geschlechtergerechtigkeit
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Im Extremfall bedingt das Privateigentum an fruchtbarem Land, daß Menschen die
Nahrung zum Preis des Verlustes ihres Lebens vorenthalten wird. Wie in jeder
historischen Revolution ist die Landfrage auch heute von zentraler Bedeutung,
das beweist die Migration aus ländlichen Regionen in die überfüllten Megacities
ebenso die Kämpfe zwischen landlosen BäuerInnen und GroßgrundbesitzerInnen.
Nicht anders als in den Klassenkämpfen zwischen Arbeit und Kapital sind die
KleinbäuerInnen in aller Welt darauf angewiesen, sich zusammenzuschließen, um
der völligen Enteignung ihrer Lebensmöglichkeiten und der Auslöschung ihres
tradierten Wissens um Pflanzen und Tiere entgegenzutreten, um anstelle dessen
die schonende Bewirtschaftung des Bodens und den Erhalt der natürlichen
Lebensgrundlagen zu praktizieren. Daß sie dabei feministische Prinzipien
starkmachen, stellt die ganz Geschichte einer bäuerlichen Landwirtschaft in Frage,
deren Arbeitsweisen und Eigentumsformen von maskulinem Dominanz- und
Konkurrenzstreben geprägt waren und sind. 
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So geht es der Bewegung für Ernährungssouveränität keineswegs darum, einem
antidemokratischen Populismus und fremdenfeindlichen Regionalismus das Wort zu
reden, wie von der Blut-und-Boden-Ideologie des sogenannten Reichsnährstandes im
NS propagiert. Neokolonialismus, Kapitalismus, Patriarchat, Rassismus und
Sexismus sind erklärte Hindernisse auf dem Weg zur Ernährungssouveränität, kann
diese doch nur durch eine Umwälzung der herrschenden Macht- und
Eigentumsverhältnisse von unten erreicht werden. Die nationalistische Einbindung
des Landvolkes durch die symbolpolitische Überhöhung von Tradition, Glauben und
Familie hat stets ganz anderen Zwecken gedient, wie nicht zuletzt das Beispiel
Hitlerdeutschlands zeigt. Es ging um die Sicherstellung einer Versorgung, mit
Hilfe derer die Menschen als SoldatInnen und ArbeiterInnen für die Ziele der
Herrschenden eingesetzt werden können, und nicht darum, die Menschen in ihrer
Lebensführung autonom und immun gegen Entfremdung durch Lohnarbeit und
Indoktrination zu machen.

Die langfristig geplante Vernichtung der Bevölkerung im westlichen Teil der
Sowjetunion durch die deutschen Aggressoren wurde wesentlich durch eine Politik
des systematischen Verhungernlassens erreicht. Der geplanten "Germanisierung"
großer Teile Osteuropas mithilfe sogenannter Siedlerhöfe stand die einheimische
Bevölkerung im Weg, und der direkteste Weg zu diesem Ziel bestand in ihrer
Vernichtung durch Entzug von Nahrungsmitteln, durch Arbeit im Lager oder durch
Ermordung. Wenn bei AfD und Pegida heute über "Umvolkung" geklagt wird, als
existiere so etwas wie eine homogene Bevölkerung, die durch eine andere ersetzt
werden könne, dann wird absichtsvoll vergessen, daß die "Umvolkung" der Nazis in
der Sowjetunion zu den blutigsten Projekten eines rassistisch bestimmten
Kolonialismus gehört, die es bislang gegeben hat.
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Zukunftsfrage Wachstumsumkehr
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An der blutigen Front des Agrarkapitalismus

Nichts daraus gelernt, außer sich selbst als neofaschistischer Vollstrecker zu
inszenieren, hat der Präsident Brasiliens, Jair Bolsonaro. Er will die indigenen
Bevölkerungen in Amazonien der Vertreibung durch die großen Agrokonzerne des
Landes und ausländische Investoren preisgeben. Dieser offene Anschlag auf
Menschen, deren Lebens- und Wirtschaftsweise als bestes Mittel zum Erhalt der
verbliebenen Regenwälder im globalen Süden wie der borealen Nadelwälder in
nördlichen Regionen gilt, wird in den westlichen Metropolengesellschaften kaum
kritisiert. Ganz im Gegenteil, große Investoren und Vermögensverwalter loben den
brasilianischen Präsidenten für seine Bereitschaft, neoliberale Sozialkürzungen
durchzusetzen und den Agrarmultis weiterhin Zugang zu den natürlichen Ressourcen
des Landes zu gewähren.

Besonders bedrohlich ist die politische Rechtsentwicklung in Brasilien für die
AktivistInnen der Landlosenbewegung Movimento dos Sem Terra (MST). Aus den rund
4,5 Millionen Menschen, deren Lebenserwerb von Land abhängt, über das sie nicht
verfügen, weil 1 Prozent der Bevölkerung über 50 Prozent des fruchtbaren Landes
gehören, ist die MST mit 1,5 Millionen Mitgliedern als größte soziale Bewegung
Lateinamerikas hervorgegangen. Ihre AktivistInnen besetzen ungenutztes Land und
fordern die Enteignung von Großgrundbesitzern, denen sie die unrechtmäßige
Aneignung des Bodens anlasten. Zudem kämpfen sie gegen ausbeuterische
Bedingungen in der Landwirtschaft, die in einem Land, das heute der führende
Exporteur von Rohrzucker und Rindfleisch ist und einen Großteil des in der
Tiermast in der EU und China verwendeten Sojas anbaut, an frühkapitalistische
Bedingungen erinnert.
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Aufbruch gegen das Patriarchat weltweit 
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MST hat bereits für 400.000 Familien Ackerland erstritten und gehört aufgrund
des kollektiven Selbstverständnisses und der sozialrevolutionären Einstellung
der Organisation [4] zu den erklärten Feinden Bolsonaros. Wie gefährlich es ist,
unter diesen Bedingungen für eine sozial gerechte und ökologisch integre
Landwirtschaft zu streiten, zeigt die Zahl der beim Kampf gegen die
Umweltzerstörung durch Agrarmultis und Staatsregierungen weltweit ermordeten
AktivistInnen. Sie lag 2017 mit 46 Opfern höher als die der gegen den fossilen
Extraktivismus protestierenden Menschen, die bis dahin am meisten von
Mordanschlägen bedroht waren.

Für in Deutschland lebende AktivistInnen der Ernährungssouveränität ist die
prekäre Lage der MST auch deshalb von Belang, weil der Chemiekonzern Bayer seit
der Übernahme von Monsanto und das Unternehmen BASF, an das aus
kartellrechtlichen Gründen große Teile der Agrarchemie Monsantos verkauft werden
mußten, an der agroindustriellen Bewirtschaftung Amazoniens beteiligt sind oder
sein werden. Das Geschäft mit transgenen Soja- und Maispflanzen wie den
dazugehörigen Herbiziden ist mitverantwortlich dafür, daß der Regenwald weiter
gerodet wird und in den Anbauregionen immer wieder Agrargifte im Trinkwasser und
in der Luft nachgewiesen werden. Laut der Umweltorganisation Germanwatch nahm
die Sojaanbaufläche in Brasilien, Argentinien und Paraguay zwischen 2005 und
2014 um 40 Prozent oder 15,5 Millionen Hektar zu, was meist zu Lasten ökologisch
wertvoller Savannen und Regenwälder ging. Bei über 90 Prozent der gentechnisch
modifizierten Sojapflanzen wird das Herbizid Glyphosat eingesetzt, dessen
Wirksamkeit allerdings mit der Zeit abnimmt, so daß heute oft dreimal so viel
Glyphosat wie bei Einführung des Gen-Soja vor 20 Jahren eingesetzt werden
muß. Die verfütterten Bohnen können denn auch mit möglicherweise
gesundheitsschädlicher Wirkung durch das Spritzgift kontaminiert sein, so
Germanwatch im November 2018 [5].
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Die Kohle in der Erde lassen schützt Böden und Natur
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Landwirtschaft und Klimawandel zusammengedacht

Mit den Futtermittelimporten aus Lateinamerika wird ein Tierverbrauch befeuert,
der mit dem Anbau auf europäischen Flächen längst nicht mehr zu gewährleisten
wäre. Die im "Wir haben es satt!"-Bündnis erhobene Forderung einer
flächengebundenen Tierhaltung von maximal zwei Großvieheinheiten pro Hektar
verhinderte nicht nur, daß für den europäischen Milch- und Fleischkonsum
weiterhin die Regenwälder Amazoniens abgeholzt würden, sondern senkte auch die
notorisch überhöhten Nitratwerte im Grundwasser hierzulande, verringerte die
Feinstaubemissionen, die aus dem Ammoniak der ausgebrachten Gülle entstehen, und
wäre aufgrund der Minderung der Emission von Treibhausgasen wie Methan, Lachgas
oder Kohlenstoffdioxid in der Tierproduktion ein wichtiger Beitrag zum Erreichen
der Klimaziele der EU und Bundesrepublik.

2018 rückte der seit langem bekannte Zusammenhang zwischen Tierverbrauch,
ökologischer Zerstörung und Klimawandel erstmals ins Blickfeld der breiten
Öffentlichkeit, und dort wird das Thema auch in Zukunft bleiben. Dem Einfluß der
Landwirtschaft auf das Weltklima wurde auf dem COP 24 in Katowice weit mehr
Aufmerksamkeit geschenkt als noch ein Jahr zuvor beim COP 23 in Bonn. Die
EAT-Lancet Commission on Healthy Diets for Sustainable Food Systems zieht in dem
Bericht "Food in the anthropocene" [6] eine direkte Verbindung zwischen
menschlicher Ernährung und dem Klimawandel. Dieser Zusammenhang wird in der
Studie "The Global Syndemic of Obesity, Undernutrition, and Climate Change" [7]
weiter vertieft. Eine bislang unveröffentlichte Studie des Max-Planck-Instituts
(MPI) für Chemie, laut der Ammoniakemissionen aus der Landwirtschaft eine der
Hauptquellen für die Feinstaubbildung seien, die sogar Einfluß aufs Wetter
nehmen könne, schlug hohe Wellen. Als der Hurricane Florence im September einige
US-Ostküstenstaaten heimsuchte, ertranken Tausende Schweine in ihren Ställen,
und überlaufende Gülleseen bedrohten die Trinkwasserreservoirs. So erhielten die
klimaschädlichen Auswirkungen sogenannter Concentrated Animal Feeding Operations
(CAFOs) mehr öffentliche Aufmerksamkeit als zuvor [8].

Der durch seine Forschungen zu den Belastungsgrenzen des Planeten
bekanntgewordene Wissenschaftler Johan Rockström, zur Zeit zusammen mit Ottmar
Edenhofer Leiter des Potsdam-Institutes für Klimafolgenforschung, machte es beim
WEF in Davos unter Verweis auf die Erkenntnisse der EAT-Lancet Commission
praktisch offiziell: "Ich will das Ernährungsthema direkt in alle
Klimaschutzmaßnahmen einbeziehen. Es reicht nicht, Energiesysteme CO2-frei zu
machen, wir brauchen auch ein nachhaltiges Nahrungsmittelsystem." Die
Dringlichkeit seines Anliegens wurde unterstrichen durch die Angabe [9], daß die
Produktion von Nahrungsmitteln 40 Prozent der weltweiten Landfläche und 70
Prozent des Süßwassers in Anspruch nimmt und dabei 30 Prozent der Treibhausgase
produziert. 
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Im Endeffekt eine Machtfrage ...
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Die Häufung der Nachrichten über die negativen Auswirkungen der Landwirtschaft
und Tierindustrie auf Umwelt und Klima hat bewirkt, daß neben Energie und
Verkehr nun auch dieser Sektor gesellschaftlicher Produktion genannt wird, wenn
es um die größten Quellen klimaschädlicher Emissionen geht. Daß das Bewußtsein
für die besondere Bedeutung des intensiven Anbaus und der Verfütterung von
Feldfrüchten für den Klimawandel auf breiter Ebene wächst, ist auch der Demo
"Wir haben es satt!" zu verdanken, wo zahlreiche Transparente auf das Problem
hinwiesen. Da alle Menschen durch ihre Ernährung Anteil daran haben, macht es
wenig Sinn, pauschal mit dem Finger auf die Landwirtschaft zu zeigen. Die
BäuerInnen, die nach wie vor konventionelle Produktionsweisen vertreten, haben
nicht ganz unrecht damit, daß ihnen der Schwarze Peter zugeschoben wird, obwohl
sie doch eine essentielle gesellschaftliche Leistung erbringen.

Doch damit ist es nicht getan, wie auch der nur wenig Resonanz unter den
BäuerInnen findende Versuch, unter dem Motto "Wir machen euch satt!" eine
Gegenbewegung zum Aktionsbündnis der KritikerInnen in Gang zu setzen, belegt.
Den Blick auf den qualitativen Gehalt der landwirtschaftlichen
Nahrungsmittelerzeugung zu richten, anstatt eine vor allem quantitative, mit
massiven Mitteln der Agrarlobby politisch abgesicherte Wirtschaftsweise
durchzusetzen, ist aus vielerlei Gründen notwendig und wird durch die
anwachsende Bedeutung des Klimadiskurses unterstrichen. So rangiert der Anteil
der Landwirtschaft an den Treibhausgasemissionen in der EU nach Energie und
Verkehr mit 10 bis 15 Prozent auf dem dritten Platz der Treiber des
Klimawandels. Gut ein Drittel der Emissionen stammt direkt aus dem Boden und dem
Einsatz von Düngemitteln, die unter Verwendung fossiler Energieträger wie Erdöl
und Erdgas hergestellt und auch bei der Tierfütterung zu Buche schlagen. Knapp
zwei Drittel stammen aus der Tierhaltung selbst, davon entfallen drei Viertel
auf die Methanemissionen von Wiederkäuern, und für ein Viertel zeichnet die
Ausbringung von Mist und Gülle auf den Feldern verantwortlich.

Dementsprechend wichtig sind die Forderungen der kritischen BäuerInnen, die
Stickstoffeinträge in der Landwirtschaft zu verringern und mehr für die
Kohlenstoffbindung in den Böden zu tun. Vorgeschlagen wird dazu unter anderem
eine ständige Bodenbedeckung durch Mulch, der Schutz von Dauergrünland, der
verstärkte Anbau von Leguminosen zur stärkeren Bindung von Stickstoff im Boden
und die Nutzung von Zwischenfrüchten und Agroforstsystemen. Für die
AnhängerInnen einer Lebensweise ohne Tierkonsum ist insbesondere der biovegane
Landbau interessant, der beansprucht, mit einem denkbaren Minimum an Schädigung
nichtmenschlicher Tiere in der Landwirtschaft auszukommen [10]. Derartige unter dem
Stichwort Agrarökologie [11] versammelte Anbaumethoden stehen im Mittelpunkt
einer globalen Agrarwende, die den Anspruch verfolgt, genügend Nahrungsmittel
für alle Menschen zur Verfügung zu stellen und dies auch so nachhaltig zu tun,
daß die Ernteerträge dauerhaft gesichert sind. Insbesondere letzteres ist die
Stärke des agrarökologischen Biolandbaus, der in der Bundesrepublik auf 8
Prozent der Ackerfläche und 20 Prozent der Flächen für den Obstanbau
durchgeführt wird.




[image: Plakate mit Kritik am humanen Töten - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Wenn Wahrheit befreite, wäre die Welt eine andere ...
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Tierverbrauch reduzieren ... aus vielen Gründen

Für eine angemessene, d.h. den Erhalt der Gesundheit und des Wohlbefindens
sichernde Ernährung aller Menschen hat insbesondere die Frage Bedeutung, wie
groß der Anteil von Fleisch- Milch- und Eierprodukten daran sein soll. Da es ein
Mehrfaches der in der Tierproduktion verstoffwechselten Pflanzen bedarf, um zum
gleichen kalorischen Ergebnis beim individuellen Konsum zu gelangen, liegt auf
der Hand, daß mit der Minderung des Verbrauchs von Tierprodukten mehr
pflanzliche Nahrungsmittel für die menschliche Ernährung zur Verfügung stehen.
Zur Zeit soll etwa ein Drittel aller angebauten Feldfrüchte für die Fütterung
sogenannter Nutztiere verwendet werden. So schlägt Rockström vor, die
durchschnittlich pro Person in Deutschland verbrauchte Menge von 170 Gramm
Fleisch pro Tag drastisch zu reduzieren. Der Konsum von rotem Fleisch solle bei
maximal 14 Gramm pro Tag liegen, während schon ein Hamburger zwischen 125 und
150 Gramm enthält. Der Verbrauch von Milchprodukten sollte 250 Gramm am Tag
nicht übersteigen, zudem sollten nicht mehr als ein bis zwei Eier pro Woche
verzehrt werden. Die dadurch entstehende Lücke sollte durch Gemüse, Obst und
Nüsse aufgefüllt werden, so dieser exemplarische Vorschlag für eine
klimagerechte Ernährungsumstellung [12].




[image: Schilder gegen sogenanntes humanes Töten - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Artgerechtes Schlachten ein Widerspruch in sich ...
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... oder eine Frage des kleineren Übels?
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Hochgradig problematisch ist auch der erhebliche Verbrauch von Trinkwasser in
der Tierproduktion, aber auch bei einigen pflanzlichen Nahrungsmitteln wie
Mandeln, Avocados oder Kakaobohnen. Angesichts der Zunahme klimawandelbedingter
Dürren steht das große Ausmaß an virtuellem Wasser, das in Lebensmitteln steckt,
die zum Teil von einem Kontinent in den anderen transportiert werden, in
direktem Zusammenhang mit der Not von Milliarden Menschen, die nicht über
genügend sauberes Trinkwasser für sich und erst Recht nicht zur künstlichen
Bewässerung ihrer Äcker verfügen. Erschwert wird die Bekämpfung des Welthungers
durch die Verwendung von Lebensmitteln zur Produktion von Agrotreibstoffen,
Biomasse und anderen nicht der Ernährung dienenden Zwecken, die weltweit rund
ein Sechstel aller Nahrungsmittelpflanzen betreffen. Teller oder Tank - es gibt
wohl kein bezeichnenderes Bild für den kapitalistischen Charakter eines
Verwertungsinteresses, dem vollständig gleichgültig ist, ob der Brennwert der
Pflanzen Mägen füllt oder Maschinen antreibt.

Schließlich gilt es, das große Maß an weggeworfenen und verdorbenen
Nahrungsmitteln zu reduzieren. Auch dafür haben die VerfechterInnen einer
Agrarwende gute Argumente. Direktere Beziehungen zwischen ProduzentInnen und
VerbraucherInnen stärken bedarfsorientierte und gemeinschaftliche
Verbrauchsformen, während die im Einzelhandel übliche Orientierung an
Convenience Food für Kleinfamilien- oder Einzelperson-Haushalte mit langen
Transportwegen, der energieintensiven Aufrechterhaltung durchgängiger
Kühlketten, viel Verpackungsmaterial und Verlusten durch den nur bedingt
kalkulierbaren Absatz einhergeht. All diese Effekte verstärken sich bei
leichtverderblichen Produkten, also insbesondere Fleisch, Fisch, Eiern und
Milch. Hinzu kommt die vor allem für die Massentierhaltung relevante Entstehung
antibiotikaresistenter Keime, die in Gewässern im Umfeld großer Schlachtereien
und Mastbetriebe nachgewiesen werden und ein gesundheitspolitisches Problem
ersten Ranges darstellen.
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Wer es noch nicht weiß ...

Foto: © 2019 by Schattenblick






[image: Foto: © 2019 by Schattenblick]

... dem wird mit Nachdruck ....
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... Bescheid gegeben
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Streitfall Tierausbeutung

Wie es dem einzelnen Rind, Schwein oder Huhn in seiner strikt nach
Kosten-Nutzen-Kalkulation befristeten Lebensspanne, die unter natürlichen
Bedingungen ein Mehrfaches dessen betrüge, auch ergehen mag, es lernt nichts
anderes kennen als das Joch ausschließlicher Fremdbestimmung. "Das Tier" ist
keine Sache, wie das Neutrum schon sprachlich unterstellt, sondern verfügt über
ein sensibles Sensorium, über Gefühle und Erinnerungsvermögen. Ist dem
sogenannten Nutzvieh in seiner schon sprachlich vollzogenen Bestimmung,
ausschließlich Objekt fremder Interessen zu sein, durch das Prädikat "Tierwohl"
überhaupt gedient, wenn das Problem seines Verbrauchs dadurch relativiert und
unsichtbar gemacht wird?

Der Gefühlswelt von Menschen, die unter dem Siegel der Leidensminderung einen
höheren Preis entrichten, um mit größerem Genuß zu essen, zumindest scheint
damit geholfen zu sein. Die am unzureichenden Charakter des Tierwohllabels
geübte Kritik verbleibt im Rahmen der Rechnung, doch etwas mehr Kosten bei der
Produktion von Fleisch, Milch und Eiern in Kauf zu nehmen, um einen im
Gesamtergebnis größeren Nutzen zu schaffen, der moralische Erwägungen als Kriterium des
Tierverbrauchs anerkennt. Gesellt sich dazu die Erkenntnis, daß ein unter
weniger qualvollen Bedingungen gehaltenes und getötetes Tier auch aufgrund
physiologischer Kriterien besser mundet [13], dann empfiehlt sich der Kauf von
Tierprodukten, die auf Biohöfen hergestellt wurden, um so mehr. Die von
TierbefreierInnen und TierrechtlerInnen häufig vertretene Position, die
Subjektivität nichtmenschlicher Tiere anzuerkennen, anstatt sie zu bemitleiden
und ihre Schmerzen lediglich zu mindern, macht denn auch einen Unterschied ums
Ganze aus. Ist die Welt im Schlachthof und auf dem Teller scheinbar in Ordnung,
bedarf es der grundlegenden Auseinandersetzung mit den zerstörerischen Folgen
menschlicher Stoffwechselsprozesse und Produktionsweisen um so weniger, denn die
steht bei Tierkonsum wie Welthunger im Vordergrund der Frage, wie es denn anders
gehen könnte.
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Go vegan ... vom Tierschutz zur Tierbefreiung
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Die Umsteuerung in Richtung weniger Tierprodukte und mehr pflanzliche Nahrung
mag klima- und umweltpolitisch Konsens sein, doch ist die grundlegende Debatte
um den ethischen Charakter der Frage der Tierausbeutung damit kaum berührt. Für
die AktivistInnen der Tierbefreiungs- und Tierrechtsbewegung können weniger
grausame Haltungsbedingungen und vermeintlich weniger schmerzhafte Schlachtungen
keine Alternative sein, verbleibt das jeweilige "Nutztier" doch in einer
Objektbeziehung, die es praktisch zu einem Produktionsfaktor oder Gegenstand
degradiert. In der Debatte um das staatliche Tierwohllabel wird dies ganz
deutlich - zum einen genügt es nicht einmal den Ansprüchen von
TierschützerInnen, deren Eigeninteresse am Tierverbrauch mit sich bringt, die
Vergrößerung von Käfigen, die Minderung schmerzhafter Prozeduren und eine etwas
längere Lebenszeit des sogenannten Schlachtviehs zu fordern. Zum andern ist der
Versuch, das Geschäft der Mastställe und Schlachtfabriken zu sichern, indem
VerbraucherInnen suggeriert wird, mit einem etwas höheren Preis auch etwas für
das subjektive Empfinden der erstandenen Mahlzeit getan zu haben, so
durchsichtig, daß das Abfeiern der neuen Kennzeichnung durch
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner [14] nur noch grotesk wirkt.
Zudem bringt die Bepreisung des moralisch bestimmten Einkaufens einen für den
grünen Kapitalismus spezifischen Klassenwiderspruch hervor - nur
Besserverdienende können sich das gute Gewissen leisten, das voraussetzt, etwas
mehr Geld für etwas weniger Schmerzen auf der Seite der Produktion auszugeben.
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Platz schaffen zwischen Himmel und Hölle ...
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Die VeganerInnen, die sich an der "Wir haben es satt!"-Demo mit einem eigenen
Block beteiligten und deren geschätzte Zahl irgendwo zwischen 300 und 1000 lag,
vertreten die kompromißlose Position, das Maximum dessen zu tun, was dem auf die
tägliche Zufuhr von Nahrung angewiesenen Menschen möglich ist, um Tierleid und
Tierausbeutung zu mindern. Da dies das Privileg einer Gesellschaft darstellt,
die wohlhabend genug ist, um Nahrungsmittel aller Art zu erschwinglichen Preisen
verfügbar zu machen, kämen nur die wenigsten VeganerInnen auf den Gedanken,
gleiches von Menschen im globalen Süden zu verlangen, die fast nur von Getreide
leben müssen und glücklich sein können, wenn ihr Überleben mit einem
gelegentlichen Stück Fleisch oder einer Kanne Milch gesichert werden kann. Auf
einer Demonstration, die von BäuerInnen dominiert wird, von denen die meisten
die biologische Tierhaltung unterstützen, die vollständige Abkehr vom
Tierverbrauch zu fordern ist dennoch nicht ohne Konfliktpotential.

So bestätigte die Aktivistin von Berlin vegan, der Gruppe, die den veganen
Block initiiert hatte, gegenüber dem SB, daß es ihnen durchaus darum gehe, in
ihrem Sinne Einfluß auf die KritikerInnen der konventionellen Landwirtschaft zu
nehmen. Es sei gerade auf dieser Demo wichtig, daß VeganerInnen Präsenz zeigen,
um auf diese Alternative im Umgang mit den aus Landwirtschaft und Ernährung
resultierenden Problemen hinzuweisen. Auch wenn dieser Streitfall längst nicht
ausgestanden sein dürfte, kann die Breite des Aktionsbündnisses auch in dieser
Hinsicht als Erfolg gewertet werden, selbst wenn die AktivistInnen der
Tierbefreiungs- und Tierrechtsbewegung im organisatorischen Kern der Bewegung
kaum vertreten zu sein scheinen.
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Kämpft das Schwein für ein erfülltes Dasein als Wurst und Speck?
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Kapitalismuskritik bringt die Agrarwende voran

Zu der im Diskurs um eine Agrarwende erhobenen Forderung nach einer Bepreisung
von Nahrungsmitteln, die bei Berücksichtung der externalisierten Kosten in der
Regel höher sein müßte als bisher, wird die Rechnung ohne den Wirt gemacht, wenn
diese Kosten auf die VerbraucherInnen umgelastet werden. Schon die Geschichte
der europäischen Landwirtschaftspolitik zeigt, daß die angestrebte Verfügbarkeit
billiger Lebensmittel immer auch eine Subventionierung des Industriekapitals
darstellte, das einen höheren Teil der unbezahlten Arbeitskraft an Mehrwert in
Anspruch nehmen konnte, wenn die Lebenshaltungskosten zur Reproduktion der
Lohnabhängigen niedrig waren. Die Auftrennung der kapitalistischen
Arbeitsgesellschaft in eine Sphäre der Produktion und der Reproduktion bringt
ein hierarchisches Verhältnis hervor, soll letztere doch die Verfügbarkeit
menschlicher Arbeit garantieren. Es ist also der Produktion geschuldet und kein
an und für sich wertfreier Zweck, mithilfe von Lohnarbeit das individuelle
Überleben zu sichern. Das dadurch bestimmte Lohnniveau orientiert sich
dementsprechend nicht an den Bedürfnissen der ArbeiterInnen - oder der
ökologischen und sozialen Kriterien des Mensch-Natur-Stoffwechsels - sondern der
Sicherung einer unternehmerischen Mehrwertrate, die Wirtschaftswachstum und
Wettbewerbsfähigkeit für Staaten und Gesellschaften sichert, die das
kapitalistische Weltsystem in aggressiv ausgetragener Konkurrenz in immer
größere Schwierigkeiten bringen.

Die Aussage, die VerbraucherInnen müßten eben tiefer in die Tasche greifen, um
vollwertige Nahrungsmittel zu erstehen, ist zudem ein Eingeständnis dessen, daß
es historisch zu Qualitätsverlusten auf breiter Front gekommen ist. Was heute
als biologisch angebautes und hergestelltes Lebensmittel beworben wird,
entspricht dem Normalfall einer Zeit, in der es noch keine Agrarchemie und
industrielle Verarbeitungsweise gab. Wie im Fall der heiß diskutierten
Grenzwerte, die stets eine Relativierung der Gesundheit der Menschen darstellen,
kann die krankmachende Qualitätsminderung von Nahrungsmitteln nicht allein den
jeweiligen Unternehmen angelastet werden, die sie herstellen. Sie agieren in
einem politökonomischen Gesamtzusammenhang, in dem die Kosten der sozialen
Reproduktion direkte Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit nationaler
Unternehmen am Weltmarkt und auf Wachstumsraten haben.

Vor dem Hintergrund einer Klimapolitik, in der über die Einführung fiskalischer
Instrumente wie einer CO2-Kopfsteuer debattiert wird, kann die Politisierung der
Ernährung nicht ohne Kritik der Verwertungsbedingungen erfolgen, die die
materiellen Voraussetzungen gesellschaftlicher Reproduktion bestimmen.
Ernährungssouveränität ist auch in dieser Hinsicht ein Schlüssel zur Bewältigung
der Abhängigkeit von einer Arbeitsgesellschaft, deren Preis- und Lohnniveaus im
Extremfall über Leben und Tod entscheiden. Die in Berlin Präsenz zeigenden
AktivistInnen für eine Agrarwende könnten noch mehr Einfluß erlangen, wenn sie
die gesellschaftlichen Naturverhältnisse auch in ihrer politökonomischen
Dimension hinterfragten. Die Bedeutung dieser sozialen Bewegung kann eigentlich
nur wachsen - mit der Beschleunigung des Klimawandels wird die Frage der
Ernährung auch in den hochproduktiven Gesellschaften des globalen Nordens zu
einem zentralen gesellschaftlichen Kampffeld werden.
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Alternativen zum finalen Verbrauch ...
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... fangen schon bei der Sprache an ...
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... und hören mit Lebenshöfen nicht auf
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AKTION/173: Soest - Tanz gegen Gewalt an Frauen am 14.02.19


Kreis Soest

Tanz gegen Gewalt an Frauen

Aktionen in Soest und Lippstadt unterstützen Kampagne "One Billion
Rising"



Kreis Soest (kso.2019.02.07.061.pn/mk). "One Billion Rising" ist eine
weltweite Kampagne, die sich gegen Unterdrückung und Gewalt an Frauen
und Mädchen richtet. Stefanie Feldmann, Inhaberin des Soester
Ballettstudios, will die Kampagne mit einer Tanzaktion auf dem Soester
Marktplatz zum wiederholten Mal unterstützen. Gemeinsam mit allen
Interessierten führt sie den Tanz "Break the chain" am Donnerstag, 14.
Februar 2019, um 12 Uhr auf dem Soester Marktplatz auf.

Das Frauenhaus Soest, die Gleichstellungsbeauftragte des Kreises und
die Kreiskooperationsrunde gegen Häusliche Gewalt und Kinderschutz
unterstützen die Veranstaltung und nehmen daran teil. In Lippstadt
wird ab 17 Uhr ebenfalls gegen Gewalt getanzt, und zwar bei einer
Aktion der Arbeitsgemeinschaft Mädchen auf dem Lippstädter
Rathausplatz.

Jede dritte Frau weltweit war bereits Opfer von Gewalt, wurde
geschlagen, zu sexuellem Kontakt gezwungen, vergewaltigt oder in
anderer Form misshandelt Aus Empörung darüber, dass umgerechnet
weltweit eine Milliarde Frauen (one billion) Gewalt ausgesetzt sind,
entstand eine soziale Bewegung, die für mehr Gerechtigkeit für Frauen
und Mädchen eintritt. Das Projekt "One Billion Rising" wurde 2012
gestartet. Weltweit werden Frauen und auch Männer dazu aufgerufen, im
Tanz ihren Protest gegen geschlechtsspezifische Gewalt auszudrücken.
"In Deutschland und auch im Kreis Soest ist ein gewaltfreies Leben für
Frauen keine Selbstverständlichkeit. Wir weisen darauf bei der Aktion
tanzend hin", betont Stefanie Feldmann, Organisatorin der Tanzaktion
in Soest.

Weitergehende Informationen finden sich auf www.onebillionrising.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.02.19

Kreis Soest, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Hoher Weg 1-3, D-59494 Soest

Telefon +49 (02921) 303200

Fax +49 (02921) 302603

E-Mail pressestelle@kreis-soest.de

Internet: www.kreis-soest.de
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LESUNG/6342: Stuttgart - Daniel Mendelsohn, Eine Odyssee. Mein Vater, ein Epos und ich, 20.03.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Mittwoch, 20.03.19, 19.30 Uhr

Eine Odyssee. Mein Vater, ein Epos und ich

Daniel Mendelsohn

Lesung und Gespräch,

Moderation: Anat Feinberg



"Auch dass Odysseus weint, gefiel meinem Vater nicht. Er weint!
Verständnislos schüttelte mein Vater den Kopf. Was ist daran so
heldenhaft? Er betrügt seine Frau, verliert sämtliche Gefährten, ist
ein miserabler Feldherr. Er ist deprimiert, er jammert. Er sitzt da
und will sterben. Warum finden eigentlich alle, dass er ein Held
ist?" Daniel Mendelsohn

Eine berührende Vater-Sohn-Geschichte auf den Spuren des homerischen
Epos: Als Jay Mendelsohn, pensionierter Mathematiker und 81 Jahre
alt, eines Tages spontan beschließt, den Uni-Grundkurs seines Sohnes
Daniel zum Thema "Odyssee" zu besuchen, ahnen beide Männer nicht,
dass dies der Beginn einer ganz eigenen Familienreise ist. Vater und
Sohn folgen auf einer Schiffsroute den Spuren des homerischen Epos -
und im Angesicht der eigenen Sterblichkeit überwinden sie ihr
gegenseitiges Schweigen. Ein 4000 Jahre alter Mythos behandelt all
die Menschheitsthemen, die uns noch immer bewegen: Familie,
Identität, Heimat. Und zugleich weist er einem Vater und einem Sohn
den Weg, wieder zueinander zu finden.

Daniel Mendelsohn, geboren 1960 in New York, gehört zu den
bedeutendsten Intellektuellen in den USA und ist als Autor und
Übersetzer bekannt geworden. Er arbeitete als Kritiker u.a. für "The
New York Review of Books", das "New York Magazine", für "The New
Yorker" und die "New York Times". 2006 erschien sein
aufsehenerregendes und preisgekröntes Familien-Memoir "Die
Verlorenen. Eine Suche nach sechs von sechs Millionen". "Eine
Odyssee. Mein Vater, ein Epos und ich" wurde von Matthias Fienbrock
aus dem Englischen übersetzt.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6341: Stuttgart - Nora Krug, Heimat, 14.03.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Donnerstag, 14.03.19, 19.30 Uhr

Heimat

Nora Krug

Lesung und Gespräch

Moderation: Anat Feinberg



"Ich hätte das Buch nie geschrieben, wenn ich nicht weggegangen
wäre." Nora Krug 

Die Arbeit an dem Buch hat sie sechs Jahre lang beschäftigt: zwei für
die Recherche, zwei für die Geschichte, zwei für die Gestaltung. Sie
selbst nennt das Buch 'graphic memoir', gezeichnete Erinnerungen.
Diese besondere Form macht es ihr möglich, "sich über die
individuelle Graphik vom dokumentierten Schrecken der deutschen
Zeitgeschichte zu lösen, diese zugleich aber zu einer persönlichen
Angelegenheit zu machen: zum Familienalbum, in dem das Zeichnen für
Nora Krug ein Akt der Empathie ist, ohne sich jedoch Mythen oder
Beschönigungen kritiklos auszuliefern", so Andreas Platthaus in der
FAZ. So wird ihr 'graphic memoir' zur Bestandsaufnahme nicht nur der
Familiengeschichte, sondern fragt auch nach den Bedingungen jeglichen
Erzählens über Herkunft. Wie kann man verstehen, wer man ist, wenn
man nicht weiß, woher man kommt?

Die preisgekrönte und in Karlsruhe geborene Autorin und Illustratorin
Nora Krug lebt seit über 17 Jahren in New York, ist verheiratet mit
einem amerikanischen Juden und begibt sich auf Spurensuche: Was hatte
Großvaters Fahrschule mit dem jüdischen Unternehmer zu tun, dessen
Chauffeur er vor dem Krieg gewesen war? Und was sagen die mit
Hakenkreuzen dekorierten Schulaufsätze über ihren Onkel, der mit 18
Jahren im Zweiten Weltkrieg fiel? "Heimat" ist ein großes
Erinnerungskunstwerk, in dem Familiengeschichte auf Zeitgeschichte
trifft.

In Zusammenarbeit mit dem forum für jüdische kultur und bildung e.V.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6340: Stuttgart - Heinrich Steinfest, Der schlaflose Cheng, 13.03.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Mittwoch, 13.03.19, 19.30 Uhr

Der schlaflose Cheng

Heinrich Steinfest

Lesung und Gespräch,

Moderation: Denis Scheck



Der neue Cheng ist da! Oder um es präziser zu formulieren: Cheng
macht Urlaub, er entfernt sich räumlich, um fernab von Wien auf
andere Gedanken zu kommen. In der Bar seines mallorquinischen Hotels
spricht ihn ein Mann an, Peter Polnitz, die Synchronstimme des
englischen Weltstars Andrew Wake. Ein Jahr später melden die
Nachrichten, Polnitz sei wegen Mordes an Wake zu lebenslanger Haft
verurteilt worden. Und da taucht auch schon seine Tochter in Chengs
Büro auf: Sie überredet ihn, den Fall zu übernehmen und Polnitz'
Unschuld zu beweisen. Am Ende kennt er Polnitz besser, als ihm lieb
ist, und er weiß endlich, was er mit dem Rest seines Lebens machen
soll.

Albury, Wien, Stuttgart - das sind die Lebensstationen des erklärten
Nesthockers und preisgekrönten Autors Heinrich Steinfest, der den
einarmigen Detektiv Cheng erfand. Als mehrfacher Deutscher-Krimi-
Preisträger erhielt er darüber hinaus 2009 den Stuttgarter Krimipreis
und den Heimito-von-Doderer-Literaturpreis. Bereits zweimal wurde er
für den Deutschen Buchpreis nominiert, und 2016 erhielt er den
Bayerischen Buchpreis für "Das Leben und Sterben der Flugzeuge",
zuletzt erschien von ihm die "Büglerin".

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8547: Und morgen, den 12. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.02.2019 bis zum 13.02.2019 +++






[image: Jean-Luc 8547 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonnenschein

und blauer Himmel,

Jean taucht ein

im Regenschimmel.
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MELDUNG/117: Abschluss der Kampagne zur Nominierung von Mimmo Lucano und Riace für den Friedensnobelpreis 2019 (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Abschluss der Kampagne zur Nominierung von Mimmo Lucano und 
Riace für den Friedensnobelpreis 2019

Von Stefano Galieni, 8. Februar 2019






[image: Domenico Lucano und zwei Mitstreiter auf der Pressekonferenz - Bild: © Pressenza]

Bild: © Pressenza



Mehr als 1.300 Verbände, 2.400 Hochschullehrer und fast 100.000 Bürger
aus ganz Europa haben ihren Standpunkt dargelegt. Der
Friedensnobelpreis 2019 muss an Domenico (Mimmo) Lucano und die Stadt
Riace als Symbol für zwanzig Jahre Solidarität, Integration und
Gemeinnützigkeit gehen.

Der Galaraum, der für die Pressekonferenz reserviert war, zu der die
Initiatoren der Kandidatur eingeladen hatten, war bis auf den letzten
Platz besetzt. Anwesend war auch Simona Maggiorelli, Direktorin der
Wochenzeitung "Left", die die Kampagne nicht nur initiiert, sondern
auch unterstützt hatte, sichtlich stolz und ergriffen über den großen
Erfolg. Dann trat der Bürgermeister von Riace ein, erschöpft aber
lächelnd und dankbar für die Unterstützung.

Inzwischen ist die Geschichte bekannt: seit fast zwanzig Jahren ist
das abgelegene Dorf Riace in der Provinz Locride in Kalabrien wieder
zum Leben erwacht, zwischen Flüchtlingen, die Frieden und Solidarität
fanden, und solidarischen Touristen, die dort in eine andere Welt
eintraten, jenseits der kalten Gesetze des Marktes, in der der Wert
eines Menschen nicht in Zahlen bemessen wird.

Drei Legislaturperioden als Bürgermeister hat Lucano bereits hinter
sich, mit Regierungsgeldern, die ständig verspätet waren und den daher
tausend improvisierten Ersatzlösungen, um zu überleben und den Traum
des friedlichen Zusammenlebens wachsen zu lassen, mit einer neuen
Schule, Werkstätten für alte Handwerkskunst, die anderswo
verschwindet, mit blauen und rosa Schleifen, die die Gassen schmückten
und Häusern, die wieder zum Leben erwachten.

Und mit Besuchern aus aller Welt, die durch Riace hindurch reisten,
die in neue Gerüche und eifriges Geschnatter eintauchten, in den Lärm
von fleißigen Männern und Frauen, die wieder eine Wohnung mehr
restaurierten, die sich aus geöffneten Fenstern lehnten, zwischen dem
Duft des Ginsters, der Schönheit des Golfes von Squillace, dem
sauberen Strand und dem blauen Meer.

Doch es war nicht das Paradies, das Riace von "Città Futura" ("Stadt
der Zukunft"), der von Lucano ins Leben gerufenen Kooperative zur
Strukturierung der Aufnahme von Migranten, wenn er als Bürgermeister
der Straße und des Strandes (wie er sich heute beim Treffen mit
Journalisten selbst definierte) mit anderen kämpfen musste, um
niemanden zurück lassen zu müssen.

Die ersten Bedrohungen gegen das Projekt, das die in Europa übliche
Logik der Aufnahme von Flüchtlingen und Migranten durcheinander
brachte, kamen von der Mitte-Links-Regierung, von jenem Minister
Minniti (vorheriger Innenminister Italiens; Anm.d.Ü.), der sich heute
als antirassistisch bezeichnet, und der aber damals nach formalen
Unregelmäßigkeiten in der Arbeit von Riace suchte und wie zufällig
genau dann wegschaute, wenn es um die Geschäftemacherei seiner eigenen
Kollegen ging.

Aber der Unterschied zur aktuellen Regierung von Salvini und Di Maio
ist, wie Lucano sagt, trotzdem so dermaßen groß, dass man sich an die
Zeiten von Pinochet erinnert fühlt. Die intensive Diskussion um seine
Person, einem Mann, der transparent und zutiefst menschlich ist, hat
ihn ins Zentrum einer gewaltigen Angelegenheit gezerrt, die Symbol
dafür geworden ist (und wieder sind es seine Worte), dass "dieses Land
in Hass, Traurigkeit und Boshaftigkeit versinkt".

Eine Angelegenheit, die ein ständiger Wechsel zwischen Traurigkeit und
Freude, Entmutigung und Kampfgeist, Niederlagen und
Freiheitsversprechen war, eine echte Begegnung der Menschlichkeit,
vielleicht nicht sehr telegen und wenig geeignet für die schnellen
Zeiten des Mainstreams und der verschlungenen Nachrichten wie in einem
McDonalds, aber dafür voll dieser alten und unverrückbaren Qualität,
die wir - und darauf bestehen wir - als zivile und politische
Leidenschaft bezeichnen.

Wie Simona Cataldi, Vertreterin von CISDA (Italienische Koordination
zur Unterstützung von afghanischen Frauen), eingangs erklärte, war die
heutige Veranstaltung eine der wichtigen und bedeutsamen Etappen in
einem andauernden Prozess. Am 17. Februar wird eine Fahrrad-Karawane
von Neapel nach Riace starten. Die Radfahrer werden die Amalfiküste,
Salerno, Kampanien und Kalabrien durchqueren, um überall dort Menschen
zu treffen und von ihnen zu erzählen, die weiterhin versuchen,
Widerstand zu leisten.

Es wird auch von einer Veranstaltung Anfang März, vor allem aber von
einem Konzert in Riace am 25. April gesprochen, mit Künstlern
nationalen Niveaus, weil diejenigen, die antirassistisch sind, auch
antifaschistisch sind. In der Zwischenzeit wird ein Urteil des
Kassationsgerichts erwartet, das es dem Bürgermeister ermöglichen
soll, in seine Heimat zurückzukehren, aus der er momentan verbannt
ist, und andererseits die Stiftung "È stato il vento" ("Es war
der Wind") gegründet, um Riace wieder zum Leben zu erwecken,
Asylbewerbern und Migranten wieder ein Zuhause zu geben und Menschen
weiterhin aufzunehmen.

Man denke daran, wie 22 Jahre nach der ersten Landung in Badolato -
einer weiteren Begebenheit, die man nicht vergessen sollte - sich vor
einigen Wochen in Torre Melissa die gleiche Geschichte wie immer
wiederholte: Menschen, die erschöpft und unterkühlt am Strand
ankommen, und Bürger, sicherlich nicht wohlhabend, die sie mit Decken
wärmen, ihnen Essen bringen, sie in ihre Häuser aufnehmen, ohne
Misstrauen oder Angst.

Sie sind die Antikörper gegen den "Salvinismus", der bereits lange vor
dem selbigen - Matteo Salvini - geboren wurde, und der, wie Lucano in
Erinnerung brachte, "im gleichen Umfeld gedieh, wie diejenigen, die
gestern Menschen in Libyen in den Tod schickten und sich heute gerne
auf Rettungsschiffen wie der Sea Watch als solidarisch präsentieren.
Oder diejenigen, die für diskriminierende Gesetze wie das
Minniti-Orlando-Dekret [1] gestimmt haben."

Und trotz seiner Bereitschaft, mit allen offen zu sprechen, war und
bleibt Mimmo Lucano ein Partisan. Unter den vielen Aussagen, die er
bei der Veranstaltung machte, traf eine ganz besonders: "Bei uns wird
die Toponomastik eines Ortes vom Präfekt auf der Grundlage eines
Gesetzes von 1928, einer zutiefst faschistischen Zeit, entschieden.
Ich habe viele meiner Anstrengungen Menschen von Links gewidmet, die
die Mafia und die 'Ndrangheta bekämpft haben, von Impastato bis zu
Valarioti. Als der Präfekt diese Tatsache anfechten wollte, habe ich
ihn gebeten, mir einen Mann von Rechts zu nennen, der gegen die Mafia
gekämpft hätte. Er konnte mir nichts antworten".

Wir hätten noch stundenlang so weitermachen können, aber die
verschiedenen Verpflichtungen riefen, wir werden uns bald wieder
sehen, vielleicht sogar in Riace, wo ein peruanischer Künstler in
Erwartung des legitimen Bürgermeisters ein Wandbild mit seinem Gesicht
gemalt hat, um zu zeigen, dass Mimmo nicht weg ist.

Und es wird im Mai Wahlen in Riace geben. Werden die Clans gewinnen,
die im Mann mit dem Sweatshirt und den Uniformen (Matteo Salvini;
Anm.d.Ü.) den Garant zur Weiterführung ihrer Geschäfte sehen, oder
wird es eine Fortsetzung des konkreten Traums von Mimmo Lucano und der
vielen anderen geben? Lasst uns für die zweite Möglichkeit hoffen und
auch daran arbeiten, es gibt noch viel zu tun.


Übersetzung aus dem Italienischen von Evelyn Rottengatter


Anmerkung:

[1] https://www.liberties.eu/de/short-news/18377/18308


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/128: Forscher planen Europäische Großforschungsinitiative zu synthetischen Kraftstoffen (idw)


Forschungszentrum Jülich - 07.02.2019

Projekt SUNRISE: Forscher planen Europäische Großforschungsinitiative zu
synthetischen Kraftstoffen



Das Europäische Forschungsprojekt "SUNRISE" zur Solarenergie für eine
Kreislaufwirtschaft wurde als eine von sechs "Coordination & Support
Actions" (CSA) im "Horizont 2020"-Programm ausgewählt. Mit der Förderung
von 1 Million - und der Laufzeit von einem Jahr ab Frühjahr 2019 schafft
dies eine Grundlage für ein Europäisches Großforschungsprojekt. Die Vision
des SUNRISE-Projektes ist ein radikaler und ambitionierter
wissenschaftlich-technischer Ansatz für die Umwandlung und Speicherung von
Solarenergie zur Bereitstellung einer nachhaltigen Alternative zur
fossilen, energieaufwändigen Produktion von Brennstoffen und
Basischemikalien.

Dies steht im Einklang mit der kürzlich von der Europäischen Kommission
verabschiedeten Vision für ein klimaneutrales Europa bis 2050. SUNRISE
bringt Akteure aus der Wissenschaft, Industrie, Politik und Gesellschaft
zusammen, darunter NGOs und Weltkonzerne in den Bereichen Energie, Chemie
sowie dem Automobilsektor. Dabei soll eine wissenschaftlich-technologische
Roadmap für eine Großforschungsinitiative im Bereich Energie, Umwelt und
Klimawandel entwickelt werden.

Im Rahmen der "FETFLAG-01-2018"-Ausschreibung wurden im November 2018
sechs CSA-Projekte aus den folgenden drei Forschungsbereichen ausgewählt:
Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT) und die vernetzte
Gesellschaft, Gesundheit und Lebenswissenschaften sowie Energie, Umwelt
und Klimawandel. Diese Maßnahmen sollen Europäische
Großforschungsinitiativen vorbereiten, die - bei erfolgreicher Evaluierung
- im nächsten Europäischen Forschungs- und Innovationsrahmenprogramm,
"Horizont Europa" (ab 2021 als Nachfolge von "Horizont 2020") gefördert
werden. Ziel der ausgewählten Anträge soll es sein, eine Grundlage zu
schaffen für langfristige und groß angelegte visionäre,
wissenschaftsgetriebene Forschungsprojekte, die Europas größte
Herausforderungen angehen und wissenschaftliche Fortschritte in konkrete
Innovationschancen, Wachstum und Arbeitsplätze umwandeln.

SUNRISE, als Teil des Forschungsbereichs Energie, Umwelt und Klimawandel,
bringt Akteure aus Wissenschaft, Industrie, Politik und Gesellschaft
zusammen, um eine langfristige strategische Forschungs-Roadmap und eine
fundierte Vision für ein zukünftiges Großforschungsprojekt vorzubereiten.
Das Ziel von SUNRISE ist die Bereitstellung einer Alternative zur
fossilen, energieaufwändigen Produktion von Brennstoffen und Chemikalien
basierend auf Solarenergie und allgemein verfügbaren Rohmaterialien (CO2,
H2O, N2). Das Hauptziel dieses Ansatzes ist ein nachhaltiger
CO2-Kreislauf, der zu einer Reduktion der CO2-Konzentration in der
Atmosphäre sowie einer Stabilisierung dieser Konzentration auf einem
klimaverträglichen Niveau führt. Des Weiteren sollen sowohl Flächen- als
auch Ressourcennutzung nachhaltig werden, um so eine Kreislaufwirtschaft
umzusetzen.

"Das Ziel von SUNRISE ist es, die Art und Weise zu verändern, auf die
Brennstoffe produziert werden. Außerdem sollen Chemikalien und vieles mehr
sehr effizient direkt aus ausreichend vorhandener Solarenergie und
atmosphärischen Gasen für eine Kreislaufwirtschaft zur Verfügung gestellt
werden. In absehbarer Zukunft werden SUNRISE-Technologien klimaneutrale
Industrien in smarten, lebenswerten Städten antreiben, die bisher
unvorstellbar sind. Wir werden jahreszeitliche Energiespeicher für eine
Zero-Waste-Gesellschaft zur Verfügung stellen und gleichzeitig
CO2-Emissionen reduzieren." - Prof. Huub de Groot, Koordinator von
SUNRISE.

SUNRISE wird von Prof. Huub de Groot von der Universität Leiden
(Niederlande) koordiniert und bringt ein multidisziplinäres Konsortium von
20 Partnern aus 13 Europäischen Ländern zusammen. Das SUNRISE-Konsortium
umfasst sieben Universitäten (Universität Leiden, Universität Uppsala,
Imperial College London, Universität Turku, Universität Warschau,
Technisch-Naturwissenschaftliche Universität Norwegens, Universität
Leuven), acht Forschungseinrichtungen (Frankreichs Kommissariat für
Atomenergie und alternative Energien (CEA), Italiens Nationaler
Forschungsrat (CNR), Schweizer Eidgenössische Materialprüfungs- und
Forschungsanstalt (Empa), IMDEA Energy Institute, Fraunhofer-Gesellschaft,
Forschungszentrum Jülich GmbH, J. Heyrovsk� Institute of Physical
Chemistry, Institute of Chemical Research of Catalonia), zwei Europäische
Gesellschaften (European Energy Research Alliance (EERA), Energy Materials
Industrial Research Initiative (EMIRI)) und drei Unternehmen (Siemens AG,
Johnson Matthey, ENGIE).

Am 15. November 2018 fand eine vom Konsortium organisierte SUNRISE-Tagung
statt, auf der sich rund 90 Mitglieder der SUNRISE-Community in Brüssel
trafen. Fruchtbare Diskussionen über die Projekt-Vision, -Mission und
-Strategie wurden von Projektpartnern und Unterstützern geführt (die
Tagesordnung sowie die Präsentationen stehen unter www.sunriseaction.eu
zum Download bereit). Dies war der erste Schritt zum Aufbau eines starken
und aktiv wachsenden "SUNRISE-Ökosystems", welches wesentlich ist für die
Erfüllung der ambitionierten Ziele eines zukünftigen langfristigen
Forschungsprojektes. Zurzeit zählt die SUNRISE-Initiative bereits auf die
Unterstützung von mehr als 150 Institutionen weltweit, darunter
wissenschaftliche Institute, Industrieunternehmen, strategische Netzwerke,
Fördermittelgeber, Ministerien und NGOs.

Zum Ende der CSA wird die SUNRISE-Community einen Entwurf für die
Umsetzung einer SUNRISE-Großinitiative veröffentlichen, mit einer
Beschreibung der kurz- bis langfristigen Ziele, der benötigten Ressourcen
und der Kriterien für offene, inklusive und multidisziplinäre
Anstrengungen nach den Prinzipien der verantwortungsvollen Forschung und
Innovation (RRI).


Weitere Informationen unter:

http://www.sunriseaction.eu/

- Projekt-Website

https://www.eera-set.eu/press-release-sunrise-a-preparatory-action-towards-a-european-large-scale-research-initiative/

- Pressemitteilung vom 1. Februar 2019 (in Englisch)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution50

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Jülich, 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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THEATER/1402: Braunschweig - "ADIO" für Kinder ab vier Jahren am 20.02.19


Stadt Braunschweig

Theaterstück für Kinder im Roten Saal: "ADIO"



Braunschweig. Das Cargo Theater aus Freiburg zeigt am Mittwoch, 20.
Februar, um 9.30 Uhr im Roten Saal im Schloss, Schlossplatz 1, das
Stück "ADIO", für Kinder ab vier Jahren. Der Eintritt beträgt fünf
Euro pro Person. Für Gruppen ab fünf Personen beträgt der Eintritt
vier Euro pro Person. Reservierungen sind unter der Telefonnummer
(0531)470-4863 möglich.

Das gefühlvolle Stück handelt von den kleinen und großen Abschieden:
Eben saßen die beiden noch gemütlich beim Essen zusammen, jetzt macht
sie sich fertig für die große Reise: "Also dann?" Aber das "Tschüss",
"Ciao", "Good bye" ist gar nicht so einfach. Alles ist recht, um den
Abschied noch ein wenig hinauszuzögern. Immer wieder fallen ihnen neue
Geschichten ein.

Mit viel Humor und Slapstick erzählt ADIO von vielen verschiedenen
Abschieden: Den kleinen - "Bin gleich wieder da" - und den großen -
"Ich werde dich sehr vermissen!" Von der Vorfreude auf ein Wiedersehen
und von der Lust, in die große weite Welt zu ziehen und Neues zu
entdecken. Ein paar Handgriffe und Lichtwechsel reichen, und es gibt
großes Theater in Miniatur im Spagat zwischen Komik und leiser
Melancholie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.02.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1401: Wertheim - "Ratte Ratzig" von Theatercompanie Stagejumpers am 15.02.19


Wertheim

Kinderstück "Ratte Ratzig" im Kulturhaus

Theatercompanie Stagejumpers zu Gast



Wertheim. Jede Menge Land- und Wanderratten im Kulturhaussaal? Das ist
ein Problem für die Hafenratte Ratzig, die viel lieber ohne ihre
wuseligen Kollegen nach Wertheim gekommen wäre. Das Stück "Ratte
Ratzig sieht rot" für Kinder ab sechs Jahren zeigt die Theatercompanie
Stagejumpers am Freitag, 15. Februar, um 15 Uhr im Kulturhaussaal. Die
Stadtbücherei präsentiert die Veranstaltung mit dem Verein
Mosaik-Wertheim in der Reihe "Integranz". Dem Gemeinschaftsprojekt
geht es um die Förderung des guten Miteinanders zwischen verschiedenen
Nationen und Kulturen.

Hafenratte Ratzig arbeitet in der Hafenverwaltung, genauer gesagt in
der Abteilung "Allessauberwunderbar". Ihr gemütliches Zuhause ist eine
hübsche Brottrommel mitten in der Speisekammer. Dort fühlt sie sich
sicher und sehr wohl. Als plötzlich aus allen Ecken der Welt fremde
Wanderratten in den Hafen kommen, gerät ihr gemütliches Leben völlig
durcheinander. Ratte Ratzig ist außer sich. Wäre da nicht Landratte
Berry Bill, den sie im Chaos kennenlernt.

Berry Bill stammt von der Pulverinsel Pikante. Nächtelang erzählt er
zauberhafte Geschichten aus seinem Land. Nun fühlt sich das Leben
wieder zuckersüß an. Doch die Stille trügt. Denn der glatzköpfige
Kater Knickauge stellt den beiden ständig nach. Und eines Tages ist
Berry Bill wie vom Erdboden verschluckt. Ratte Ratzig beschließt, ihn
zu suchen. Die Suche scheint vergeblich, keine Spur von Berry Bill.
Aber Ratzig gibt nicht auf.

Der Eintritt kostet vier Euro. Familienpassinhaber erhalten eine
Ermäßigung. Die Karten gibt es ab sofort im Vorverkauf in der
Stadtbücherei und an der Tageskasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.02.19

Stadtverwaltung Wertheim

- Presse und Information -

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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GLEICHHEIT/6817: USA - Anzahl der Streikenden auf höchstem Stand seit 32 Jahren


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

USA - Anzahl der Streikenden auf höchstem Stand seit 32 Jahren

Von Patrick Martin

11. Februar 2019



2018 hat die Zahl der Streikenden in den USA den höchsten Stand seit 32
Jahren erreicht. Das gab am 8. Februar das amerikanische Amt für
Arbeitsmarktstatistiken (BLS) in Washington bekannt. Im ganzen letzten Jahr
nahm der Klassenkampf stetig zu. An der Spitze der Streikentwicklung
standen die Lehrer öffentlicher Schulen, die gegen ihre Gewerkschaften
rebellierten und landesweite Streiks in West Virginia, Oklahoma und Arizona
organisierten.

Der Bericht des BLS nannte 20 große Arbeitskämpfe, die als Streiks oder
Aussperrungen definiert wurden, an denen mindestens 1.000 Arbeiter
beteiligt waren. Das war die größte Zahl solcher Ausstände seit dem Jahr
2007, in dem es 21 Streiks oder Aussperrungen dieser Größenordnung gab.

Mehr als 485.000 Beschäftigte organisierten letztes Jahr Streiks. Die
meisten waren Lehrer und anderes Schulpersonal: In Arizona waren es 86.000,
in Oklahoma 45.000, in West Virginia 35.000 und in Kentucky 26.000. Alle
lieferten sich längere Auseinandersetzungen mit den Regierungen ihrer
Bundesstaaten. Dazu kamen eintägige Streiks mit 123.000 Teilnehmern in
North Carolina und 63.000 in Colorado.

Die Gesamtzahl der beteiligten Arbeiter war die höchste seit 1986. Damals
waren 533.000 Arbeiter an großen Streiks oder Aussperrungen beteiligt. Der
Verlust an Arbeitstagen durch Streiks oder Aussperrungen war letztes Jahr
mit 2,8 Millionen der höchste seit 2004.

Acht der 20 großen Arbeitskämpfe gingen von den Lehrern aus, darunter die
sechs bundesstaatsweiten Aktionen, sowie zwei lokale Streiks in Jersey City
(New Jersey) und Tacoma (Washington). Fünf Streiks organisierten die
Beschäftigten im Gesundheitswesen von Rhode Island, Vermont und
Kalifornien, zwei die Hotelbeschäftigten und zwei die Bauarbeiter. Hinzu
kam die Aussperrung bei dem Netzbetreiber National Grid in Neuengland. In
der verarbeitenden Industrie fand kein einziger großer Streik statt.

Die Zahlen des BLS werfen wichtige historische und politische Fragen auf.

Die Zahl von 2,8 Millionen verlorenen Arbeitstagen ist zwar deutlich höher
als der Durchschnitt der letzten 20 Jahre, aber deutlich weniger als in
jedem einzelnen Jahr zwischen 1947 und 1999. Im Jahr 1959 stieg diese Zahl
durch einen 116-tägigen Streik in der gesamten Stahlindustrie auf 60
Millionen und fiel bis 1982 nie mehr unter 10 Millionen. 1982 schlug die
Reagan-Regierung den Streik der Fluglotsengewerkschaft PATCO nieder.

Für den Rest des Jahrzehnts gingen nur in den Jahren 1983, 1986 und 1989
mehr als zehn Millionen Tage durch Streiks verloren. Während der gesamten
1990er-Jahre blieb die Zahl weiter deutlich unter dieser Marke, da die
Gewerkschaften die Kämpfe der Arbeiter systematisch abwürgten oder
verrieten. Im Jahr 2000 gingen aufgrund eines sechsmonatigen Streiks von
135.000 Fernsehschauspielern, die meist nur unregelmäßig arbeiteten, 20
Millionen Arbeitstage durch Streiks verloren. Im Jahr 2001 ging die Zahl
auf 1,1 Millionen Arbeitstage zurück, im Jahr 2002 auf 659.000. Im Jahr
2009, nach dem Wall Street-Crash, erreichte sie mit 124.000 einen
Tiefststand.

Die wichtigste Tatsache, die sich in diesen Streikstatistiken offenbart,
und die in der Berichterstattung der Medien völlig verschwiegen wird, ist
der Widerspruch zwischen der steigenden Militanz der Arbeiter und den
anhaltenden Versuchen der Gewerkschaften, den Klassenkampf abzuwürgen.

Nur einer der sechs Arbeitskämpfe, durch die letztes Jahr die meisten
Arbeitstage verloren gingen, wurde von den Gewerkschaften organisiert: der
Streik gegen die Hotelkette Mariott. Vier weitere waren bundesstaatsweite
Lehrerstreiks, die die Lehrer selbst über soziale Netzwerke organisiert
hatten. In West Virginia gingen 525.000 Arbeitstage verloren, 486.000 in
Arizona, 405.000 in Oklahoma und 182.000 in Kentucky. Der fünfte war die
Aussperrung der National Grid-Beschäftigten mit 156.000 verlorenen
Arbeitstagen.

Fast zwei Drittel der 2,8 Millionen Arbeitstage, die im Jahr 2018 durch
Arbeitskämpfe verloren gingen, gingen nicht auf Streiks zurück, die von den
Gewerkschaften organisiert wurden. Sie entwickelten sich organisch am
Arbeitsplatz aus dem Konflikt zwischen Arbeitern und Arbeitgebern. Wäre es
nach den Gewerkschaften gegangen, so hätten diese Streiks nie
stattgefunden.

Die Radikalisierung der Arbeiterklasse im Jahr 2018 hat die Gewerkschaften
nicht wiederbelebt. Sie hat im Gegenteil die Form einer Rebellion der
Arbeiterklasse gegen die Gewerkschaften angenommen. Diese Organisationen
haben sich zu einer Zwangsjacke für die Arbeiter entwickelt, nicht nur im
Bereich der Politik, wo sie die Arbeiterklasse seit Jahrzehnten der
Demokratischen Partei unterordnen, sondern auch wenn es darum geht,
grundlegendste Klasseninteressen der Arbeiter wie angemessene Löhne und
Arbeitsbedingungen, Gesundheits- und Rentenleistungen zu verteidigen.

Die ersten Kämpfe der Arbeiterklasse im Jahr 2019 haben diese Einschätzung
jetzt schon bestätigt. Die Lehrergewerkschaften haben den wochenlangen
Streik von 33.000 Lehrern in Los Angeles eklatant verraten. Sie haben die
wichtigsten Forderungen schon vor Beginn des Streiks aufgegeben und
innerhalb von wenigen Stunden eine Ratifizierungsabstimmung durchgeboxt.
Damit die Lehrer keinen Widerstand organisieren konnten, wurden sie auf
Hunderte Einzeltreffen verteilt.

Gleichzeitig wiederholt die Lehrergewerkschaft ihre Politik von 2018, als
sie die Streiks gegen Etatkürzungen, niedrige Bezahlung und steigende
Klassengrößen in den einzelnen Bundesstaaten monatsweise voneinander
isolierte, damit es nicht zu einem nationalen Streik der Lehrkräfte kommen
konnte. Als die Lehrer in Los Angeles im Januar in den Streik traten,
verzögerten die Gewerkschaften Streiks in Oakland (Denver) und dem
Bundesstaat Virginia. Falls diese Streiks tatsächlich stattfinden, wird man
sie ebenfalls zeitlich versetzt und voneinander getrennt organisieren.

Noch unverfrorener ist der Umgang sämtlicher amerikanischer Gewerkschaften,
vor allem der United Auto Workers (UAW), mit dem heldenhaften Kampf von
70.000 Autoarbeitern im mexikanischen Matamoros: Sie schweigen die Streiks,
die sich unmittelbar jenseits der Grenze von Brownsville (Texas)
ausbreiten, einfach tot. Die Arbeiter in Mexiko haben sich ihren
Gewerkschaften widersetzt, und in den meisten Autoteilewerken haben sie mit
ihren Streiks beträchtliche Lohnerhöhungen und Boni erkämpft. Damit
inspirieren sie andere Arbeiter im amerikanisch-mexikanischen Grenzgebiet,
durch eigene Streiks ähnliche Erhöhungen zu erkämpfen.

Die UAW und die anderen amerikanischen Gewerkschaften, jedenfalls die
millionenschweren Bürokraten, die sie anführen, haben allen Grund, jede
Nachricht über den Kampf in Matamoros zu zensieren. Die Arbeiter dort haben
gegen die Gewerkschaften rebelliert, sie als Handlanger der Konzerne
bezeichnet und Streikkomitees aus den Belegschaften gewählt, die den Kampf
anführen. Sie haben sich nicht einschüchtern lassen, als die lokalen und
nationalen Behörden drohten, ihren Kampf mit Polizeigewalt zu unterdrücken.

Für die Gewerkschaftsfunktionäre wäre es der schlimmste Albtraum, wenn sich
amerikanische Arbeiter den Kampf ihrer mexikanischen Kollegen zum Beispiel
nehmen würden. Das gilt besonders für die UAW und ihr kanadisches
Äquivalent Unifor. Sie haben anti-mexikanischen Chauvinismus zur zentralen
Achse ihrer Politik gemacht. Für die drohenden Schließungen in Detroit,
Lordstown (Ohio) und Oshawa (Ontario) machen sie die Arbeiter südlich des
Rio Grande verantwortlich.

Am vergangenen Samstag organisierten das Leitungskomitee des Bündnisses der
Aktionskomitees und der Autoworker Newsletter der WSWS eine Demonstration
vor der Firmenzentrale von General Motors in Detroit, um gegen die
Werksschließungen und Entlassungen zu kämpfen und die grundlegende Einheit
der Kämpfe der Arbeiterklassen in den USA, Kanada, Mexiko und der ganzen
Welt zu bekräftigen.

Wir [WSWS] rufen alle Arbeiter auf, Aktionskomitees unabhängig von den
Gewerkschaften zu gründen und eine Massenbewegung der Arbeiterklasse zur
Verteidigung von Arbeitsplätzen, Löhnen und Arbeitsbedingungen auf der
Grundlage eines sozialistischen und internationalistischen Programms
aufzubauen.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1835: Ein Freifahrtschein für den Großen Bruder


graswurzelrevolution Nr. 436, Februar 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Freifahrtschein für den Großen Bruder

Die Auswirkungen des neuen Polizeigesetzes in Nordrhein-Westfalen

von Michèle Winkler



Am 12. Dezember 2018 hat der Landtag von Nordrhein-Westfalen ein
heftig umstrittenes neues Polizeigesetz verabschiedet. Nach Bayern
hatte es in NRW die heftigsten Proteste gegen die umfassende
Ausweitung polizeilicher Befugnisse gegeben (vgl. GWR 435). Auch wenn
leichte Entschärfungen errungen wurden, können diese nur als
Pyrrhussieg gelten.


Freifahrtschein für Polizeiwillkür

Die Polizei in NRW erhält sehr weitgehende neue Befugnisse:
Telekommunikations- und Quellen-Telekommunikationsüberwachung,
Aufenthaltsvorgaben, Kontaktverbote, elektronische Fußfessel,
Strategische Fahndung und deutlich verlängerte Gewahrsamsdauern.
Elektroschockgeräte werden als zusätzliche Waffen eingeführt und die
Videobeobachtung darf weiter ausgebaut werden.

Ein wichtiger Kritikpunkt ist und bleibt die zeitliche und
prognostische Vorverlagerung der Eingriffsschwellen, was den Weg für
Polizeiwillkür bereitet. Entgegen der bisherigen Vorgaben, dass
Polizei im Vorfeld möglicher Straftaten nur aufgrund sogenannter
"konkreter Gefahren" eingreifen darf, kann sie dies nun schon, wenn
vagere Vermutungen bestehen, dass eine Person möglicherweise eine
"terroristische Straftat" planen könnte. Was als terroristische
Straftat zählt, wird in einem sehr breiten Straftatenkatalog
abgebildet: von Mord und Todschlag über Computersabotage oder das
Herbeiführen einer Überschwemmung bis hin zu "Gefährlichen Eingriffen
in den Bahn-, Schiffs- und Luftverkehr" oder gar zur Zerstörung eines
Fahrzeugs der Polizei. Hat die Polizei NRW künftig die Vermutung,
jemand könne etwas Derartiges planen und dies geschehe mit dem Ziel,
"die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, eine Behörde
oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen, die politischen,
verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstrukturen
eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen
oder erheblich zu beeinträchtigen", und wenn diese sogenannten
terroristischen Straftaten "durch die Art ihrer Begehung oder ihre
Auswirkungen einen Staat oder eine internationale Organisation
erheblich schädigen können", dann darf sie reagieren. Und zwar nicht
erst, wenn sie sehr konkrete Informationen über derartige Pläne hat,
sondern schon "wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass dies innerhalb eines übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest
ihrer Art nach konkretisierte Weise" geschehen könnte oder wenn sie
eine Person verdächtigen, "deren individuelles Verhalten eine konkrete
Wahrscheinlichkeit dafür begründet, dass sie innerhalb eines
übersehbaren Zeitraums" eine dieser sogenannten terroristischen
Straftaten begeht.

Es ist leider notwendig, sich diese Wortungetüme einmal ungefiltert
anzuschauen, weil sonst nur schwer begreiflich wird, warum die Vagheit
der genutzten Begrifflichkeiten so scharf kritisiert wird und als
Freifahrtschein für Polizeiwillkür gilt.

"Durch bestimmte Tatsachen gerechtfertigte Annahmen", "konkrete
Wahrscheinlichkeiten" und "übersehbare Zeiträume" bestimmen künftig,
ob die Polizei Geräte hacken, mit Schadsoftware infizieren
("Staatstrojaner") und Kommunikation mitlesen darf, ob sie
Aufenthaltsvorgaben (wahlweise Hausarrest oder Betretungsverbote)
machen oder Kontaktverbote aussprechen darf, ob sie Menschen mit
elektronischen Fußfesseln belegt oder sie gleich in Gewahrsam nimmt,
weil sie der Meinung ist, dass sich diese Maßnahmen anders nicht
durchsetzen lassen.

Wir sollten uns dabei nicht von dem Wörtchen "terroristisch" blenden
lassen. Wie weitgehend die Möglichkeiten sind, bestimmtes Verhalten
als möglicherweise terroristisch zu brandmarken, wird aus den Zitaten
deutlich. Zudem müssen wir nur beispielhaft nach Ungarn oder
Großbritannien blicken, um zu erahnen wie schnell sich etwas zu
Terrorismus umdeuten lässt. Zudem sind sogenannte "false positives"
- also fälschlich als Gefährder*in eingestufte Personen
- systemimmanent. Denn es lässt sich nicht herausfinden, ob eine
Person etwa durch Gewahrsam, Fußfessel oder Kontaktverbot von einer
geplanten Tat abgehalten wurde oder sie diese einfach niemals geplant
hatte. Dass die neuen Befugnisse fälschlich auf Menschen angewendet
werden, die nicht mal annähernd etwas Ähnliches im Sinn haben, scheint
somit unausweichlich.


Freifahrtschein für rassistische Polizeikontrollen

Auch durch die sogenannte Strategische Fahndung bekommt die Polizei
ein nahezu willkürlich einsetzbares Instrument. Sie darf für bis zu 28
Tage ein bestimmtes Gebiet festlegen, in dem verhaltens- und
verdachtsunabhängige Identitätskontrollen durchgeführt werden können.
Vermutet sie, dass in einem Gebiet Straftaten begangen werden sollen
oder dass sich dort Menschen "unerlaubt aufhalten", kann sie in diesem
Gebiet Anhalt- und Sichtkontrollen durchführen.

Alle dort angetroffenen Personen können kontrolliert und mitgeführte
Fahrzeuge und Gegenstände (auch von innen) begutachtet werden. Somit
reicht es dann aus, zur falschen Zeit am falschen Ort zu sein. Der
explizite Bezug zu "unerlaubtem Aufenthalt" heißt, dass es der Polizei
noch leichter gemacht wird aufgrund rassistischer oder anderer
Stereotype Kontrollen durchzuführen.


Unterbindungsgewahrsam, Strafvorschriften und "Lex
Hambi"

Die Maximaldauer des Unterbindungsgewahrsams wurde von 48 Stunden auf
mehrere Tage erhöht. Soll ein unmittelbar bevorstehendes Verbrechen
(Straftat mit Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr) verhindert
werden, kann der Unterbindungsgewahrsam 14 Tage betragen, verlängerbar
um weitere 14 Tage. Bei Wohnungsverweisungen, zum Beispiel wegen
häuslicher Gewalt, kann ein Unterbindungsgewahrsam von bis zu 10 Tagen
festgelegt werden. Obwohl die "Präventivhaft" für sogenannte Gefährder
nach der großen Kritik doch nicht mehr explizit Teil des Gesetzes ist,
wurde sie durch die Hintertür doch mit eingeführt. Wurden
Kontaktverbote, Aufenthaltsvorgaben oder elektronische Fußfesseln
verhängt, so kann die betroffene Person bis zu sieben Tage in
Gewahrsam genommen werden, um die "Maßnahme durchzusetzen". Das ist
juristisch unsinnig und offenbart zugleich die Gedankenwelt hinter der
Regelung: "Bist du nicht willig, so fährst du halt ein." Letztlich
kann man davon ausgehen, dass diese Regelung alleinig angewendet wird,
wenn die Polizei Ungehorsam befürchtet. Es gibt ihr die Möglichkeit,
diesen zu bestrafen.

Ebenso verhält es sich mit den "Strafvorschriften". Auch hier soll mit
Strafe sanktioniert werden, wer den polizeilichen Anordnungen eines
Kontaktverbots, der Aufenthaltsvorgaben oder der elektronischen
Fußfessel nicht Folge leistet. Dass das Nichtbefolgen polizeilicher
Anordnungen selbst zu einer Straftat werden soll, ist ein
gefahrenabwehrrechtliches Novum und aus freiheitlicher Sicht ein
Albtraum.

Zu guter Letzt hat das Innenministerium in NRW den Aktivist*innen im
Hambacher Wald eine eigene Vorschrift gewidmet - die mittlerweile als
"Lex Hambi" bekannt ist.

Wenn "Tatsachen die Annahme begründen, dass die Identitätsfeststellung
innerhalb der Frist [von 12 Stunden] vorsätzlich verhindert worden
ist", so kann die Gewahrsamsdauer mit richterlicher Anordnung auf bis
zu sieben Tage verlängert werden. Die Grünen halten insbesondere diese
Regelung im neuen Gesetz für verfassungswidrig, was von vielen der
Expert*innenmeinungen gestützt wird. Dass sich hier eine autoritäre
Grundhaltung manifestiert, zeigt sich auch an den Aussagen eines
CDU-Politikers zur Gesetzesverabschiedung: "weder Extremisten (sic!)
noch Aktivisten sollen uns mehr auf der Nase rumtanzen".

Es ist davon auszugehen, dass die CDU diese Wette trotz des neuen
Polizeigesetzes verlieren wird.


Die SPD und das sozialdemokratischste Polizeigesetz

Auf den letzten Metern des Gesetzgebungsprozesses war auch noch auf
die SPD und ihr Gespür für schlechte Kompromisse Verlass. Für ihre
Zustimmung konnte die SPD der schwarz-gelben Regierung noch ein
bedeutendes Zugeständnis abringen. Nachdem der fehlende Zugang zu
anwaltlichem Beistand für Menschen in Gewahrsam als Missachtung
rechtsstaatlicher Standards kritisiert worden war, ist durch die
harten Verhandlungen der SPD nun "nach Vollzug der [...] getroffenen
richterlichen Entscheidung [...] der in Gewahrsam genommenen Person
ein anwaltlicher Beistand zu gewähren".

Es fällt leider schwer, mit etwas anderem als Zynismus darauf
hinzuweisen, dass der anwaltliche Beistand eher VOR und WÄHREND der
richterlichen Vorführung die gewünschte Wirkung erzielt hätte. Der
SPD-Fraktionschef lobte daraufhin das neue Polizeigesetz als "das
sozialdemokratischste aller 16 Bundesländer".

Neben dieser peinlichen Aufführung missachtete die Zustimmung der
SPD-Landtagsfraktion den Beschluss des SPD-Landesparteitags, der eine
Ablehnung des Gesetzes erfordert hätte.


Braune Soße färbt ab

Das neue Polizeigesetz in NRW ist ein Baustein innerhalb einer
grundsätzlichen autoritären Verschiebung, die sich auf
gesetzgeberischer Ebene, aber ebenso im behördlichen und polizeilichen
Handeln zeigt. Auch wenn Bayern im Rennen um den Polizeistaat immer
noch um Längen vorne liegt, hat NRW einen großen Schritt in die
gleiche Richtung getan. Weitere Bundesländer sind schon dabei oder
planen nachzuziehen: Niedersachsen, Sachsen und Brandenburg sind damit
schon am Weitesten. Auch wenn sich die Ausgestaltung in Teilen
voneinander unterscheidet, so gehen sie alle grundsätzlich in die
gleiche Richtung: Vorverlagerung der Eingriffsgrenzen anhand der
Gefährder-Figur, digitale Überwachung, freiheitsbeschränkende
Maßnahmen, Erweiterung der Waffenkataloge. Auch wenn die Länder mit
Regierungsbeteiligung der Union dabei schneller voran gehen, ist das
in weiten Teilen eine Verschiebung, die unabhängig von den regierenden
Parteien vor sich geht. Die rot-rote brandenburgische Landesregierung
will gerade ebenso eine deutliche Verschärfung umsetzen, wie die große
Koalition in Sachsen.

Die Grünen, die in Bayern und NRW die Protestbündnisse unterstützen,
haben bei Regierungsbeteiligung in Hessen und Baden-Württemberg eine
tragende Rolle bei den Verschärfungen inne. Dass die Regierungen in
Thüringen und Berlin verlauten lassen, sich dieser Entwicklung vorerst
zu entziehen, die Entwicklung scheint also eine Eigenlogik zu haben,
die unabhängig vom Parteibuch voran schreitet. Das ist einerseits auf
den politischen Druck und die starke Lobbyarbeit von Polizeibehörden
und deren Gewerkschaften zurückzuführen. Gleichzeitig lässt sie sich
nicht ohne die gesamtgesellschaftliche Rechtsverschiebung verstehen,
ohne die weit verbreitete rassistisch motivierte Gleichsetzung von
"Terror" und "Islam" unter Ausblendung rechten Terrors und die neue
Hochphase der politikwissenschaftlich unhaltbaren Extremismustheorie.

Die menschenverachtenden Ideologien der Neuen Rechten inklusive der
sogenannten AfD treiben also auch in der Sicherheitspolitik die
Parteien vor sich her, ohne selbst Gesetzestexte schreiben zu müssen.


Lichtblicke

Neben allem Frust über diese Entwicklungen sollte aber nicht vergessen
werden, wie deutlich der Protest gegen die Gesetzesverschärfungen
ausfällt. Neben den Demonstrationen mit rund 40.000 Menschen in
München, waren auch in Düsseldorf und Hannover Zehntausende auf der
Straße. Auch die vergleichsweise kleineren Demos in Potsdam und
Dresden sind für die Thematik und Regionen als Erfolge anzusehen.

Der Widerstand auf der Straße war unübersehbar und hat zumindest in
Kombination mit den deutlichen Kritiken der Expert*innen für eine
breite mediale Thematisierung und Verzögerungen und leichte
Abschwächungen gesorgt. Auch wenn die vorgenommenen Änderungen in NRW
marginal sind, so hat sich das Streiten, das Analysieren, das
Organisieren doch gelohnt. Die Landesregierungen sind gewarnt, dass
das ein Thema ist, welches Proteste auslöst und dass nicht endlos
weitere autoritäre Verschärfungen durchgewunken werden können. Es
bleibt also wichtig, den Druck hochzuhalten, sich auszutauschen, die
eigenen Erfahrungen zu teilen und mit den anderen Länderbündnissen
solidarisch zu sein.

Die Erfahrungen aus Bayern zeigen, dass auch nach der
Gesetzesverabschiedung genug zu tun bleibt: wo wird das neue Gesetz
angewandt? Wie kommt man an Informationen darüber und wie können
Betroffene unterstützt werden? Sollte juristisch vorgegangen werden?

Zudem sind durch die gemeinsame Organisierung neue Bündnisse und
Allianzen entstanden, auf die sich weitere Projekte stützen können und
werden.



Michèle Winkler ist Referentin des Grundrechtekomitees
und hat im November 2018 in der GWR 433 über die unteilbar-Demo in
Berlin berichtet und in der GWR 430 unter dem Titel "'1984' war
keine Gebrauchsanleitung!" das neue Polizeiaufgabengesetz in Bayern
als Meilenstein auf dem Weg zum Überwachungsstaat analysiert.


Terminhinweise:

15.2. um 18:30 Uhr in der Alten Feuerwache in Köln:

Daniel Loick: "Kritische Perspektiven auf Polizeiarbeit".

Infos: www.grundrechtekomitee.de/node/968

16.2. 11-18 Uhr in der Alten Feuerwache in Köln, Ratschlag "Im
Namen der Sicherheit?" Autoritärer Staat und Perspektiven der
Gegenwehr.

Referent*innen: Jule Nagel, David Jassey, Wilko Zicht, Ariane
Landauer, Sebastian Bähr, Albert Scherr und Michèle Winkler.

Infos: www.grundrechtekomitee.de/node/967
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Sozialwissenschaften im Dienste des Militärs

Die Praxis "gezielter" Tötungen mittels Drohnen im Verhältnis zu einem
entgrenzten Sicherheitsbegriff

von Christopher Schwitanski



Am 13. Juni 2018 stimmte der Haushaltsausschuss des deutschen
Bundestags mit den Stimmen der großen Koalition aus SPD und CDU/CSU
für die Anschaffung bewaffnungsfähiger Drohnen für die Bundeswehr.
Diese geleasten Drohnen stellen eine Übergangslösung dar, um die Zeit
zu überbrücken, bis eine europäische Drohne zur Verfügung steht, ein
Projekt, welches sich gegenwärtig noch im Entwicklungs-
beziehungsweise Konzeptionsstadium befindet.[1] Über eine mögliche
Bewaffnung der geleasten Drohnen soll zu einem späteren Zeitpunkt in
einem zweiten Schritt entschieden werden, da hierüber zunächst eine
breite öffentliche Debatte geführt werden soll.[2] Auch wenn die neuen
Drohnen der Bundeswehr zunächst ohne Bewaffnung auskommen müssen, so
ist bereits der Beschluss über ihre Anschaffung nicht unumstritten und
neben der Opposition kritisierte dies unter anderem auch das European
Center for Constitutional and Human Rights.[3] Neben der nun
beschlossenen Anschaffung bewaffnungsfähiger Drohnen war zuletzt auch
die Unterstützung des Drohneneinsatzes der USA durch die
Bundesregierung Zielscheibe der Kritik von Amnesty International.[4]

Mit dem Beschluss vom 13. Juni 2018 macht die Bundesregierung einen
weiteren Schritt auf dem Weg zu einer eigenen bewaffneten Drohne,
unabhängig davon, ob diese in Zukunft geleast oder im Rahmen
europäischer Rüstungsbestrebungen beschafft wird. Diese Entwicklung
lässt sich als Symptom eines weltweiten Rüstungsschubs im Bereich
autonomer Bewaffnung und Kriegsführung sehen, sowie einem auf diesem
Gebiet entbrannten Rüstungswettlauf.[5] Die Entwicklung im
Rüstungssektor im Bereich unbemannter Systeme sogenannter UAVs
(Unmanned Aerial Vehicle) oder Drohnen ist zwar äußerst umstritten,
schreitet aber trotz zivilgesellschaftlicher und wissenschaftlicher
Kritik an selbiger sowie der hiermit verknüpften Tötungspraxis weiter
voran.

Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Entwicklungen in der
Bundesrepublik möchte ich - ausgehend von einer Betrachtung
verschiedener kritischer Auseinandersetzungen mit dem Einsatz
bewaffneter Drohnen und der Praxis sog. gezielter oder extralegaler
Tötungen am Beispiel des Einsatzes durch die USA - der Frage
nachgehen, inwiefern bestimmte (politik-)wissenschaftliche Konzepte
die Legitimation solcher Tötungen mittels Drohnen befördern. Davon
ausgehend werde ich weiterhin vorschlagen, dass die Kritik am Einsatz
bewaffneter Drohnen sich nicht auf die konkrete Praxis (des Tötens)
sowie die weiteren Konsequenzen des Drohneneinsatzes beschränken,
sondern darüber hinaus weitere diskursive Legitimationsfaktoren in den
Blick nehmen sollte. Hierzu werde ich im Folgenden zunächst einige
wissenschaftliche Auseinandersetzungen mit den Konsequenzen des
Drohneneinsatzes wiedergegeben und diese anschließend mit der
Entwicklung gegenwärtiger Sicherheitskonzeptionen in Beziehung setzen.
Zur Wiedergabe einiger Argumente aus politiknahen
sozialwissenschaftlichen Debatten um den Einsatz bewaffneter Drohnen
stütze ich mich im Wesentlichen auf einen Artikel des
Politikwissenschaftlers Michael J. Boyle, dessen Prämissen ich in der
Diskussion ebenfalls einer kritischen Betrachtung unterziehen werde.


Konsequenzen des Einsatzes bewaffneter Drohnen

Die kritische Auseinandersetzung mit der Praxis der "gezielten" Tötung
mittels Drohnen bezieht sich überwiegend auf ihre Anwendung durch die
USA, deren Drohnenprogramm bislang beispiellos ist, wobei die Gruppe
der Staaten, die über bewaffnete Drohnen verfügt, kontinuierlich
größer wird.[6] Viele der hierüber entwickelten Argumente lassen sich
aber grundsätzlich auf den Einsatz bewaffneter Drohnen beziehen,
welcher in absehbarer Zukunft auch durch weitere Staaten erfolgen
dürfte. Im Falle des Drohnenprogramms der USA gilt es zwischen dem des
US-Militärs und dem des Auslandsgeheimdienstes CIA zu unterscheiden.
Während das US-Militär Kampfdrohnen vornehmlich im Rahmen von
laufenden Kriegen und Konflikten einsetzt, an denen es beteiligt ist,
kommen Drohnen unter Verwendung durch die CIA primär außerhalb der
unmittelbaren Kampfschauplätze zum Einsatz[7] und das insbesondere
auch in Staaten, in denen die USA offiziell gar keinen Krieg führen
wie beispielsweise Pakistan, Jemen und Somalia.[8] Die hieraus
entstandenen Kontroversen um den Einsatz bewaffneter Drohnen und ihres
Einsatzes zur vermeintlich gezielten Tötung einzelner Personen sowie
die dagegen angeführten Argumente werden in Deutschland von Akteuren
aus Politik und Militär häufig mit dem Verweis abgewiegelt, dass man
einen gänzlich anderen Einsatz der Drohnen plane, welcher sich im
Wesentlichen auf Aufklärung und den Schutz der Soldaten beschränke.
Betrachtet man hingegen Aussagen bezüglich des längerfristig geplanten
Einsatzes bewaffneter deutscher Drohnen in Städten wird deutlich, dass
es sich hier um vorgeschobene Argumente handelt.[9]

Im Folgenden werden zunächst einige zentrale Argumentationsstränge der
Befürworter von Tötungen mittels Drohneneinsätzen wiedergegeben und
anhand der wissenschaftlichen Entkräftung selbiger beispielhaft ein
erster Zugang zu einer kritischen Perspektive auf Drohneneinsätze
eröffnet. Dabei beziehe ich mich primär auf den Einsatz bewaffneter
Drohnen und die hiermit einhergehende Praxis "gezielter" Tötung.


Vorzüge des Drohneneinsatzes aus operativ-militärischer
Sicht 

Die am häufigsten genannten Gründe für den Drohneneinsatz durch die
USA lassen sich in die folgenden Argumentationen zusammenfassen:
Gezielte Tötungen erfolgen aufgrund erhöhter Präzision ohne zivile
Opfer, zumindest mit deutlich weniger Opfern als herkömmliche Luft-
und Bodenoffensiven. Des Weiteren können sie effektiv das
Führungspersonal terroristischer Organisationen treffen und sie auf
diesem Weg nachhaltig in ihren Kapazitäten und Angriffsmöglichkeiten
beeinträchtigen.[10] Die Berechtigung dieser Argumentation lässt sich
aus verschiedenen Gründen grundsätzlich in Frage stellen. Zunächst
muss angemerkt werden, dass es bezüglich der tatsächlichen Opferzahlen
und ihrer Identität keine zuverlässigen Daten gibt, die das obige
Argument empirisch stützen würden.[11] Weiterhin widerspricht die
bestehende Datenlage der Annahme, dass überwiegend Führungspersonal
getötet werde, da dieses tatsächlich nur zwei Prozent der Opfer
ausmacht.[12] So können Untersuchungen anhand von Rückschlüssen auf
den Inhalt US-amerikanischer Todes-Listen - über offizielle
Stellungnahmen zu Zielpersonen und Opfern von Drohnenangriffen -
zeigen, dass gesuchte Personen häufig mehrfach als getötet gemeldet
werden. Dadurch wird deutlich, dass entgegen der offiziellen
Verlautbarungen, welche die empirische Datenbasis der Untersuchung
bildeten, viel häufiger Zivilisten getötet wurden.[13] Auch die
ebenfalls regelmäßig angeführte Reduktion ziviler Opfer aufgrund der
angeblich höheren Zielgenauigkeit (wie sie bereits mit dem Begriff der
"gezielten" Tötung impliziert wird) wird einer
seits laut Schörnig durch den Umstand wieder aufgewogen, dass beim
Angriff auf militärisch wichtige Zielpersonen zunehmend auf Bomben mit
größerer Sprengkraft gesetzt wird, um diese zuverlässig zu töten.[14]
Andererseits verwenden Drohnen die gleichen Sprengwaffen wie
herkömmliche Militärflugzeuge bzw. -hubschrauber, weswegen das
Argument der verbesserten Präzision absurd ist, da die Drohne nur das
Transportmittel für diese darstellt. Berichte über die
Schwierigkeiten, die mit der Zielidentifikation mittels Drohnen
einhergehen, verdeutlichen hingegen deren Ungenauigkeit.[15] Die
Argumentation, dass die Anzahl ziviler Opfer geringer ausfalle als bei
herkömmlichen Angriffen, ist im Fall der CIA-Angriffe außerhalb von
offiziellen Kriegsschauplätzen darüber hinaus insofern unerheblich,
als dass hier ganz andere Alternativen in Frage kommen müssten als der
Einsatz von Bodentruppen oder herkömmlichen Luftangriffen, wie bspw.
diplomatische Einflussnahme.[16]

Neben diesen operativen Argumenten ist der Einsatz von Drohnen für das
Militär und die dahinterstehenden Staaten auch aufgrund der
Konsequenzen für die gesamte Kriegsführung attraktiv, da hierüber das
Risiko militärischer Verluste in Form von Menschenleben reduziert,
beziehungsweise eliminiert wird. So argumentiert Schörnig in Anlehnung
an Martin Shaw, dass westliche Staaten ihr Militär nur noch unter der
Voraussetzung längerfristig einsetzen können, dass eigene Verluste
vermieden oder diese auf andere abgewälzt werden, sofern Kriege nicht
zur unmittelbaren territorialen Selbstverteidigung geführt werden.[17]
In diesem Zusammenhang sprechen Müller und Schörnig von einer sog.
"Risikotransferkriegsführung", im Zuge derer die unmittelbare
Gewaltaustragung an lokale Verbündete und private Sicherheitsfirmen
delegiert wird.[18] Neben den aktuellen sicherheitspolitischen
Konzepten des Kapazitätsaufbaus bildet auch der Einsatz von Drohnen
eine folgerichtige Konsequenz dieser Entwicklung.

Dieser Aspekt der Vermeidung eigener Verluste durch den Einsatz
unbemannter Luftfahrzeuge zur Aufrechterhaltung und Legitimation der
eigenen (Militär-)Politik bildet zugleich auch ein zentrales Argument
gegen den Einsatz selbiger, da hierüber die Hemmschwelle zum Einsatz
militärischer Mittel gesenkt wird und es zum Einsatz selbiger kommen
kann, noch ehe sämtliche zivile Alternativen ausgelotet wurden.[19]
Auf strategischer Ebene lässt sich darüber hinaus anmerken, dass die
Priorisierung des Schutzes der eigenen Soldaten über dem der
Zivilbevölkerung im Kriegsgebiet, die Ablehnung selbiger gegenüber den
ausländischen Soldaten steigert, beziehungsweise in Afghanistan die
Mobilisierung der Aufständischen unterstützt.[20]


Strategische und normative Vorbehalte

Bezogen auf die Situation der USA weist Boyle darauf hin, dass neben
den zivilen Opfern von Drohnenangriffen ein zentrales Problem darin
besteht, dass durch Drohnenangriffe mit Zustimmung der dortigen
Regierung in Staaten wie Pakistan, die Legitimität selbiger Regierung
untergraben wird, auf welche die USA wiederum als Verbündete im Kampf
gegen den internationalen Terrorismus angewiesen sind.[21] An dieser
Stelle sei angemerkt, dass der Drohneneinsatz natürlich auch ohne die
Zustimmung von Regierungen erfolgt[22] oder durch solche, deren
Legitimität in Frage gestellt werden kann. Weiterhin sieht Boyle die
Gefahr eines Reimports der Gewalt in Form von (Vergeltungs-)Anschlägen
innerhalb der USA.[23]

Die wachsende Bedeutung von Drohnen abseits klassischer
Kriegsschauplätze stellt auch verschiedene Aspekte der bestehenden
internationalen Ordnung in Frage. Diesbezüglich führt Boyle in der
Betrachtung möglicher Konsequenzen des gegenwärtigen Wettrüstens im
Bereich autonomer Systeme an, dass die zunehmende Verbreitung von
Drohnen und deren vermehrter Einsatz nicht zuletzt das Potential
haben, das auf Abschreckung beruhende Gleichgewicht zwischen den
Atommächten zu untergraben,[24] wobei dieser Aspekt weniger den
Einsatz von Drohnen, sondern allgemein ein Risiko der zunehmenden
Automatisierung der Kriegsführung darstellt.[25] Des Weiteren dürfte
hierüber auch auf globaler Ebene die Bereitschaft, auf militärische
Einsätze zurückzugreifen, zunehmen und dies ohne, dass
notwendigerweise ein Krieg erklärt werden muss.[26] Hieran anschließen
lässt sich die Analyse von Prinz und Schetter, der zufolge durch die
Drohnenkriegsführung die staatliche Souveränität im Sinne
territorialer Integrität und ein hierüber ausgeübtes und beschränktes
Gewaltmonopol grundlegend unterminiert wird.[27] Weiterhin sieht Boyle
die internationale Norm gegen die Tötung ausländischer
Staatsoberhäupter und anderer wichtiger politischer Funktionäre durch
den Einsatz von Drohnen gefährdet.[28] Eine Norm, deren
kontinuierlicher Fortbestand in den letzten Jahren aufgrund
verschiedener Faktoren, wie beispielsweise dem Krieg gegen den Terror,
bereits in Frage gestellt werden kann[29] und die, wie in diesem
Kontext deutlich wird, auch nur insofern noch von Bedeutung ist, als
dass das jeweilige Führungspersonal nicht als terroristisch gelabelt
wird und damit derartige Normen von vornherein ad acta gelegt
werden.[30]

Wie bereits erwähnt bilden die bisher vorgestellten Argumente nur
einen Ausschnitt der Debatten um den Einsatz bewaffneter Drohnen und
zielen im Wesentlichen auf den Einsatz zur angeblich gezielten Tötung
von Individuen sowie die Konsequenzen für die Kriegsführung im
Allgemeinen sowie für die Außenpolitik der USA. Darüber hinaus sei an
dieser Stelle noch auf den Einsatz in innerstaatlichen Konflikten zur
Aufstandsbekämpfung, Repression und Überwachung sowie der Einsatz
durch nichtstaatliche Akteure hingewiesen, womit weitere teils
spezifische Probleme einhergehen.[31]


Bedingungen des Drohneneinsatzes

Die vorigen Ausführungen werfen die Frage auf, wie sich die
gegenwärtige Situation eines massiven Drohnen-Einsatzes durch die USA
und weiterer Staaten sowie das hierüber angestoßene Wettrüsten
überhaupt erst entwickeln konnte. Ausgehend von dieser Frage werden im
Folgenden einige ausgewählte Faktoren hierfür vorgestellt und im
Anschluss daran ihre grundsätzliche Bedeutung für eine kritische
Auseinandersetzung mit dem Einsatz bewaffneter Drohnen diskutiert.


Wandel der Kriegsführung

Die militärische Entwicklung von Kampfdrohnen in den USA bildet laut
Müller und Schörnig die konsequente Fortführung der sogenannten
Revolution in Military Affairs, so die Bezeichnung des Wandels
der US-Streitkräfte hin zu einer vernetzten hoch technologisierten
Armee.[32] Zentral ist in diesem Zusammenhang die Entscheidung, die im
Kalten Krieg angestoßene Entwicklung militärischer Hochtechnologie
auch nach dessen Ende weiter voranzutreiben, beziehungsweise noch zu
verstärken.[33]

Die Attraktivität des Drohneneinsatzes für die amerikanische
Außenpolitik erklärt sich vor diesem Hintergrund insbesondere auch
über den Wandel der Kriege unter US-amerikanischer Beteiligung nach
Ende des Kalten Krieges. Wie Müller und Schörnig ausführen, lassen
sich die Interventionskriege der USA und der Nato nach dem Zerfall der
Sowjetunion als "Kriege der Wahl"[34] charakterisieren, welche
wesentlich schwerer gegenüber der eigenen Bevölkerung zu legitimieren
sind, da sie nicht auf unmittelbarer territorialer Verteidigung
beruhen. Diese Legitimation wird durch den Einsatz von Drohnen und die
hiermit einhergehende Reduktion eigener (menschlicher) Verluste jedoch
entscheidend erleichtert.[35]


Ausweitung des Sicherheitsbegriffs

Dieser Wandel in der Kriegsführung geht auf diskursiver Ebene mit
einem Wandel des Sicherheitsverständnisses einher. Um die Parallelität
dieser Prozesse und den zu beobachtenden Zusammenhang zwischen beiden
nachzuvollziehen wird im Folgenden zunächst der Wandel des
Sicherheitsbegriffs seit Beginn des Kalten Krieges kurz umrissen.

Die Entwicklung der innerhalb der Gesellschaft verhandelten
Sicherheitsvorstellungen hat sich ausgehend von einer primär
militärischen Perspektive der Territorialverteidigung in der Folgezeit
des Westfälischen Friedens hin zu einem gegenwärtig ausgedehnten
Sicherheitsverständnis erweitert und Sicherheit ist "[...] zum
zentralen Wertbegriff moderner - und postmoderner - Gesellschaften
geworden [...]".[36] Daase schlägt in diesem Zusammenhang den Begriff
der Sicherheitskultur vor, welcher die Überzeugungen, Werte und
Praktiken umfasst, "die das Sicherheits- und Unsicherheitsempfinden
von Staaten, Gesellschaften und Individuen bestimmen und die
Sicherheitspolitik prägen",[37] sowie damit einhergehend die Frage,
"was als eine Gefahr anzusehen ist und wie und mit welchen Mitteln
dieser Gefahr begegnet werden soll".[38] Während laut Daase in den
1950er und 1960er Jahren noch ein enger Sicherheitsbegriff in
Anlehnung an die territoriale Verteidigung in den westlichen
Gesellschaften vorherrschte, etablierte sich in den folgenden Jahren
zunehmend ein liberales Konzept gesellschaftlicher Sicherheit, an das
sich wiederum in den 90er Jahren die Diskussion über menschliche
Sicherheit anschloss.[39] Die Vorstellung von menschlicher Sicherheit
rückt neben dem Schutz des Individuums vor Krieg und Gewalt weiterhin
die Ermöglichung eines Lebens in Freiheit und Würde in den
Vordergrund. Durch diese Ausweitung der Sicherheitskonzeption, so
folgert Daase, "geraten neue Gefahren für die Sicherheit in den Blick:
Kriminalität, soziale Not, Krankheit, Armut, Arbeitslosigkeit,
Migration, illegaler Drogen- und Waffenhandel und vieles mehr".[40]
Die Berücksichtigung dieser und weiterer gesellschaftlicher
Problemfelder als sicherheitsrelevant wurde zunächst maßgeblich
innerhalb der amerikanischen (politiknahen) Politikwissenschaft und
den Security Studies vorangetrieben und war folglich eng mit den
sicherheitspolitischen Interessen der USA verknüpft.[41] Ein derart
ausgeweitetes Sicherheitsverständnis findet sich ab den 1990er Jahren
auch in den strategischen Konzepten der Nato, den
Verteidigungspolitischen Richtlinien der Bundesregierung und Anfang
der 2000er Jahre in der Sicherheitsstrategie der EU.[42] Diese
Ausweitung des Sicherheitsbegriffs führt nach Daases Einschätzung
"[...] langfristig zu einer Militarisierung neuer
Politikbereiche"[43]. Dies geschieht vornehmlich durch die eng mit dem
Konzept der Sicherheit verknüpfte Dimension der Bedrohung,[44] welche
die Legitimation militärischer Aktionen erleichtert.[45]

Mit der Ausweitung des Sicherheitsbegriffs geht zugleich eine
Veränderung der Art und Weise einher, wie Gefahr und Unsicherheit
verstanden werden. So wurde Unsicherheit während des Kalten Krieges
vornehmlich als Bedrohung konzeptualisiert, wohingegen sich nach dem
Ende der unmittelbaren Blockkonfrontation die Deutung von Unsicherheit
als Risiko durchzusetzen begann.[46] Diese Verschiebung in der
Konzeption von Unsicherheit hat wiederum weitreichende Konsequenzen
für die Art und Weise, wie mit dieser politisch umgegangen wird.
Anstatt auf Gefahren nur zu reagieren, wandelt sich die
sicherheitspolitische und militärische Reaktion auf Gefahren von einer
reaktiven hin zu einer proaktiv-präventiven Kriegsführung. Die
diesbezüglichen Argumentationsmuster finden sich bereits in der
US-Sicherheitsstrategie von 2002.[47] Vor diesem Hintergrund lässt
sich der Krieg gegen den Terror und insbesondere die Argumentation der
US-Administration für den Angriffskrieg gegen den Irak 2003 als ein
Beispiel für präventive Kriegsführung lesen.

Die Praxis des Tötens mittels Drohnen durch die CIA (welche auf der
Argumentation beruht, dass Personen getötet würden um Anschlägen durch
selbige vorzubeugen) lässt sich meines Erachtens als die konsequente
Fortführung dieses sicherheitspolitischen Präventionsparadigmas
verstehen und bildet zugleich eine Extremform der präventiven
Kriegsführung.[48]

Neben der Ausweitung des Sicherheitsbegriffs lassen sich weitere
diskursive Elemente identifizieren, welche den legitimatorischen Boden
des Drohneneinsatzes bilden. An dieser Stelle sei beispielhaft auf die
Untersuchung von Prinz und Schetter zum Konzept unregierter Räume
(ungoverned spaces) verwiesen, welches sich meines Erachtens direkt
aus der Verwendung eines weiten Sicherheitsbegriffs und der
Möglichkeit, hierüber verschiedenste Phänomene als eine Form der
Bedrohung unter militärische Handlungs- beziehungsweise
Bekämpfungslogik zu stellen, ableiten lässt.[49] Das Konzept
unregierter Räume, so führen die Autoren weiter aus, suggeriert
einerseits die Illegitimität nicht-staatlicher Strukturen und stellt
weiterhin die Souveränität der betroffenen Staaten in Frage.[50] Die
primäre Verortung solcher Räume außerhalb der westlichen Staaten
ermöglicht weiterhin in kolonialer Manier die Konstruktion von
Andersartigkeit im Sinne einer chaotischen Gesetzlosigkeit, worüber
sich wiederum Interventionen ohne Rechtsbindung, wie verdeckte
Operationen durch Spezialeinheiten oder Drohnenangriffe legitimieren
lassen.[51]

Zusammenfassend lässt sich an dieser Stelle sagen, dass Drohnen auf
zweierlei Ebenen der vermeintlichen Risikovermeidung dienen.
Einerseits reduzieren sie das Risiko für das Leben der eigenen
Streitkräfte und senken auf diesem Weg die Hemmschwelle für den
Einsatz militärischer Gewaltmittel. Andererseits bildet ihr Einsatz
vor dem Hintergrund eines ausgeweiteten, sicherheitspolitisch
gewendeten Sicherheitsbegriffs eine Extremform präventiver
Kriegsführung, welche sich der Ausschaltung von als Risiko definierten
Subjekten verschrieben hat.


Diskussion

Die vorliegende Arbeit stellt den Versuch dar, anhand des Einsatzes
bewaffneter Drohnen und der Ausweitung des Sicherheitsbegriffs eine
Verbindung zwischen konkreten sicherheitspolitischen und militärischen
Maßnahmen und Entwicklungen auf der einen und hiermit einhergehenden
(politik-)wissenschaftlichen Debatten auf der anderen Seite
herzustellen. Eine solche Ausweitung der Perspektive von der Praxis
gezielter Tötungen, hin zu dieser zugrunde liegenden legitimatorischen
Diskursen stellt meines Erachtens eine wichtige Ergänzung zur
kritischen Debatte über den Einsatz von Drohnen dar. Eine solche
Perspektive ermöglicht es, die Kritik politischer Praxis zusätzlich
auf erkenntnistheoretischer (epistemischer) Ebene anzusetzen und
hierüber eine kritische Perspektive auf die Produktion
wissenschaftlichen Wissens zu ermöglichen. Auf dieser Ebene lassen
sich beispielsweise die Fragen verfolgen, welche Akteure mit welcher
Intention welche wissenschaftlichen Konzeptionen propagieren, sowie
die Frage, wofür sich selbige nutzen lassen. Hierüber wird eine
selbstreflexive Perspektive auf die eigene wissenschaftliche Arbeit
eröffnet, verbunden mit der Frage, welche bestehenden Begriffe und
Konzepte man sich zu Eigen macht und welche man ausgehend von der
eigenen normativen Ausrichtung ablehnt. Derartige Überlegungen haben
auch über die bloße Beschäftigung innerhalb einer wissenschaftlichen
Community hinaus gesellschaftliche Relevanz: einerseits im Falle der
Drohnenkriegsführung ganz konkret für die betroffene Bevölkerung in
den Einsatzgebieten, andererseits auch für die heimische Gesellschaft,
in welche die sicherheitspolitischen Diskurse hineingetragen
werden.[52]

In diesem Zusammenhang bietet sich meines Erachtens der Rückgriff auf
das von der Friedens- und Konfliktforscherin Claudia Brunner
vorgeschlagene Konzept der epistemischen Gewalt an. Diese definiert
Brunner "als jene Dimension gewaltförmiger gesellschaftlicher
Verhältnisse, die im Wissen selbst, in seiner Genese, Ausformung,
Organisation und Wirkmächtigkeit angelegt ist."[53] Brunner wirft hier
die Frage auf, inwiefern die vordergründig gewaltfreie
wissenschaftliche Erkenntnis- und Wissensproduktion an der
Legitimation und Ermöglichung von Repression und gewaltsamen
gesellschaftlichen Verhältnissen einschließlich unmittelbarer
physischer Gewalt beteiligt ist.[54] So lassen sich auch verschiedene
der oben aufgeführten Argumentationsstränge kritisch hinterfragen,
sofern diese sich primär auf einer operativen Ebene kritisch mit dem
Drohneneinsatz auseinandersetzen. So ist bspw. eine Vielzahl der von
Michael J. Boyle vorgetragenen Einwände von der Sorge begleitet, dass
durch den Drohneneinsatz die hegemoniale Vormachtstellung der USA auf
internationaler Ebene gefährdet wird. Dieser Umstand entwertet zwar
nicht per se seine Argumente, macht aber deutlich, dass auch deren
Hintergrund mitgedacht und ggf. kritisiert werden muss. Eine solche
korrektive Kritik, die sich bspw. auf die mangelnde Zielgenauigkeit
von Drohnenangriffen beschränkt, ohne diese grundsätzlich abzulehnen,
läuft Gefahr am Ende zur bloßen Legitimation von Drohneneinsätzen mit
angeblich zielgenaueren Waffen beizutragen oder anderen Formen
militärischer Gewalt den Vorzug zu geben, anstatt diese fundamental zu
kritisieren. Ähnliches gilt auf sprachlicher Ebene bspw. für die
unbedarfte Verwendung des Begriffs "gezielte Tötung", welcher die
fälschlichen Vorstellungen einer "sauberen", zivile Opfer vermeidenden
Form des Tötens und die hiermit einhergehende Legitimation des
Drohneneinsatzes implizit reproduziert. Ob es ausreicht das Wort
"gezielte" in Anführungszeichen zusetzen, wie ich es in diesem Beitrag
tue, kann ebenfalls hinterfragt werden.

Vor diesem Hintergrund lassen sich zwei Schlussfolgerungen für eine
kritische Perspektive auf militär- und sicherheitspolitische Phänomene
ziehen: Zum einen kann es sich in der kritischen Debatte zum Einsatz
bewaffneter Drohnen als hilfreich erweisen, die mit selbigen
verknüpften Wissensstrukturen zu hinterfragen, zum anderen gilt es die
Entwicklung sicherheitspolitischer (Bedrohungs-)Konzepte kritisch zu
verfolgen und auf ihre praktischen Implikationen hin zu befragen.[55]
Bezogen auf die eingangs umrissene Situation in der Bundesrepublik
bleibt zunächst abzuwarten und zu verfolgen, wie sich die angestrebte
gesellschaftliche Debatte über den möglichen Einsatz bewaffneter
Drohnen gestalten wird und welche Akteure mit welchen Argumenten und
Vorstellungen an dieser beteiligt sein werden. Da auf der anderen
Seite die Erfahrung zeigt, dass es fraglich ist, ob seitens der
Politik ernsthaft ein Interesse daran besteht, solche Debatten
öffentlich zu führen, bleibt es im Zweifelsfall die Aufgabe der
Friedensbewegung, diese Themen weiterhin mit Nachdruck in die
Öffentlichkeit zu tragen.[56]
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Wie die Gewerkschaften erneuern?

Organisieren - Kämpfen - Gewinnen stellt sich vor

von Violetta Bock



Gewerkschaftliche Mächtigkeit setzt Demokratie voraus. Und zwar
weil eine Gewerkschaft aktive Mitglieder braucht, um stark zu sein
- und weil Leute nicht lange aktiv bleiben, wenn sie nicht ernsthaft
mitreden können.


Schon länger läuft die Diskussion um die Erneuerung der
Gewerkschaften. Neue Beteiligungsformen werden ausprobiert,
Organizing-Projekte angestoßen, Umstrukturierungen der Gewerkschaften
finden statt. Offensivere Kämpfe werden geführt, wie in den
Krankenhäusern, manchmal auch wieder abgeblasen aus Angst vor der
eigenen Courage, wie bei der Post.

Als Initiative "Organisieren, Kämpfen, Gewinnen" (OKG) sehen wir es
für die Erneuerung der Arbeiterbewegung als zentral an, dass
kämpferische Kerne in Betrieben gestärkt und entwickelt werden. Für
uns heißt das, nicht nur von den großen Ausnahmestreiks zu lernen
- natürlich wollen wir auch von diesen lernen -, sondern auch vom
Alltag, wie wir im ganz Konkreten und ganz Kleinen beginnen können,
uns gegen die nächste Umstrukturierung zu wehren, weitere Kolleginnen
zu gewinnen und nicht aufzugeben. Denn Gewerkschaft ist eben nicht nur
die Tarifverhandlung alle zwei Jahre und ein bisschen Rechtsberatung
dazwischen.

Gewerkschaft ist aber auch nicht nur die Spitze, die die
Standortpolitik verteidigt. Gewerkschaft sind auch nicht nur die
hauptamtlichen Gewerkschaftssekretäre, die Kämpfe bremsen, obwohl doch
die Belegschaft bereit wäre vorzupreschen. Mit solchen Plattitüden
werden wir nicht weiterkommen. Gewerkschaft sind wir, wenn wir sie als
solche begreifen.

Dies setzt jedoch in vielen Fällen einen Aneignungsprozess voraus. Wir
müssen daher nicht nur lernen, wie wir uns im Betrieb wappnen, sondern
auch wie wir uns in unseren Organisationen verhalten, um Spielräume
für offensive Politik zu erweitern. All das wird nicht gelingen, wenn
hauptsächlich über die Kämpfe der Arbeitenden gesprochen wird,
über ihre Bedingungen und über die Arbeitenden. Wir wollen, dass
Beschäftigte selbst zu Wort kommen. Wir sehen hier eine Lücke, die es
zu schließen gilt und wozu wir mit OKG beitragen wollen.

Mit OKG sind wir ein Projekt, das unabhängig von den Gewerkschaften
existiert, aber parteiisch an der Seite all derer steht, die für
bessere Arbeitsbedingungen kämpfen und den Weg nicht in der
Sozialpartnerschaft sehen. Wir kooperieren und suchen die Verbindung
zu Sekretären, die diesen Weg auch innerhalb der Gewerkschaften
anstreben, aber wir sind nicht vom Apparat abhängig.

Das letzte Jahr bestand vor allem darin, das Buch "Geheimnisse einer
erfolgreichen Organizerin" zu verbreiten. Es bietet konkrete Schritte
zum Aufbau von Betriebsgruppen an. Ebenso haben wir verschiedene
Workshops gemacht, um dieses Wissen weiterzugeben, sowie Interviews
mit betrieblich Aktiven. In diesem Jahr liegt unser Fokus auf der
Organisierung der Konferenz am 26./27.Oktober in Kassel. Wie vor zwei
Jahren sollen im Zentrum die Erfahrungen im Betriebsalltag stehen, um
den Aufbau von Kernen zu befördern. Wer sich darin einbringen will,
ist herzlich willkommen.
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FEATURE/1194: Deutschlandfunk Kultur - Reisen in das Kriegsgebiet der Ukraine, 13.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Honig und Eisen

Reisen in das Kriegsgebiet der Ukraine

Von Christiane Seiler

Deutschlandfunk Kultur 2017/54'16

Feature

Mittwoch, 13. Februar 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Eine Grenze teilt das Donezbecken im Osten der Ukraine. Offiziell
heißt sie Kontaktlinie, aber der Kontakt besteht aus tödlichen
Schüssen und erniedrigenden Kontrollen an militärischen Checkpoints.
Was wird aus Donezk, einst moderne Vorzeigestadt, jetzt verloren in
einer politischen und rechtlichen Grauzone? Entwickelt sich die
Provinzstadt Kramatorsk zur ukrainischen Metropole? Wie kommen die
Menschen damit zurecht, Geiseln zu sein in einer absurden Situation,
die sie nicht gewählt haben? Das Feature erhielt 2018 den
n-ost-Reportagepreis.
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Most wanted: Handwerker

Mit neuen Ideen aus der Fachkräftefalle

Von Richard A. Fuchs

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 12. Februar 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Brechend volle Auftragsbücher, aber keine qualifizierten Mitarbeiter
in Sicht: Deutschlands Handwerksbetriebe stecken in der Sackgasse.
Laut Handwerkskammer sind derzeit rund 250.000 Stellen unbesetzt.
Tendenz weiter steigend. Das spüren auch die Kunden, die bei
alltäglichen Reparaturen sechs Wochen und mehr, bei größeren Aufträgen
noch viel länger auf Erledigung warten. In die 'Fachkräftefalle' hat
sich das Handwerk auch selbst manövriert: Es wurde zu wenig Nachwuchs
ausgebildet. Nun wird mit Hochdruck nach Lösungen gesucht.
Digitalisierung und neue Unternehmenskonzepte sind dabei zwei
Schlüsselbegriffe.
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MELDUNG/1838: Deutschlandfunk - Der Stand-up-Kabarettist Özgür Cebe, 13.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Stand-up-Kabarettist Özgür Cebe

Morgenland hat Gold im Mund

Von Luigi Lauer

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 13. Februar 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ein Mann, aufgewachsen an der südlichen Kölner Stadtgrenze, mit
türkisch-armenisch-kurdischen Wurzeln. Für ein Kabarettprogramm ist
das bereits Stoff genug, findet Özgür Cebe, und spielt
migrationshintergründig mit den Klischees und Schubladen, in die man
Deutschtürken gerne steckt. Warum? Weil er, gelernter Schauspieler, es
kann. Und weil er muss, weil es dafür immer noch genügend Anlass gibt.
In seinem aktuellen Programm, "Ghettos Faust", treffen Abendland und
Morgenland brutalstmöglich aufeinander, Goethe rappt im Ghetto, Faust
wird Faustkämpfer. Gewinner ist immer das Publikum.
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NEUROLOGIE/995: Verengung der Halsschlagader - Stent und Operation schützen beide vor Hirnschlag (idw)


Universität Basel - 06.02.2019

Verengung der Halsschlagader: Stent und Operation schützen beide vor Hirnschlag



Bei einer verengten Halsschlagader steigt das Risiko eines Hirnschlags.
Zur Vorbeugung kann das verengte Gefäss entweder chirurgisch erweitert
oder mit einem Stent ausgedehnt werden. Eine neue Studie zeigt, dass der
Schutz vor einem Hirnschlag beider Methoden in den zehn Jahren nach dem
Eingriff vergleichbar ist. Das berichtet ein Forschungsteam mit
Beteiligung der Universität Basel und des Universitätsspitals Basel in der
Fachzeitschrift «Lancet Neurology».

Die Arteriosklerose, bekannt als Gefässverkalkung, führt zu einer
Verengung der Halsschlagader, die das Gehirn mit Blut versorgt. In den
verengten Gefässen können sich Blutgerinnsel bilden, die mit dem Blut ins
Hirn gelangen und einen Hirnschlag auslösen können. Der Hirnschlag gehört
zu den häufigsten Ursachen für Behinderung, Demenz und Tod.

Zwei Verfahren im Vergleich

Die Verengung der Halsschlagader lässt sich heute auf zwei Arten
behandeln: Bei der sogenannten Endarterektomie werden die Ablagerungen der
Arteriosklerose chirurgisch beseitigt. Alternativ wird mithilfe eines
Katheters ein röhrchenförmiger Stent eingeführt, der das Gefäss offenhält.
Unklar war bislang, ob die Stent-Behandlung langfristig ebenso gut vor
einem späteren Hirnschlag schützt wie die Operation.

Eine internationale Forschungsgruppe um Prof. Dr. Leo Bonati von der
Universität Basel und der Neurologischen Klinik des Universitätsspitals
Basels hat dazu nun Daten aus vier randomisierten Studien analysiert. Die
Untersuchung schloss über 4700 Patientinnen und Patienten mit Verengungen
der Halsschlagader ein, die bereits einen Hirnschlag oder eine Streifung
erlitten hatten und entweder mit Stent oder mit Endarterektomie behandelt
wurden.

Geringes Risiko bei beiden Methoden

Die Ergebnisse zeigen, dass in den zehn Jahren nach dem Eingriff bei
beiden Verfahren das Risiko eines erneuten Hirnschlags sehr gering war.
Dieses Risiko betrug weniger als 1% pro Jahr und unterschied sich nicht
zwischen Endarterektomie und Stent. «Bei beiden Therapien können die
allermeisten Patientinnen und Patienten erwarten, in den nächsten 10
Jahren von einem Hirnschlag verschont zu bleiben», so Prof. Leo Bonati.

Die Stentbehandlung war jedoch im Vergleich zur chirurgischen Behandlung
mit einem um rund 3% erhöhten Hirnschlagrisiko während des Eingriffs
verbunden. Jedoch ist dieses Risiko stark altersabhängig und liegt bei
jüngeren Patienten nicht höher als bei der Endarterektomie. Dieser
Alterseffekt blieb über die gesamte Beobachtungszeit bestehen. Die
Implantation eines Stents stellt deshalb besonders für Patienten unter 65
Jahren eine Alternative zur Endarterektomie dar.


Originalpublikation:

Thomas G Brott, David Calvet, George Howard, John Gregson, Ale Algra,
Jean-Pierre Becquemin, Gert J de Borst, Richard Bulbulia, Hans-Henning
Eckstein, Gustav Fraedrich, Jacoba P Greving, Alison Halliday, Jeroen
Hendrikse, Olav Jansen, Jenifer H Voeks, Peter A Ringleb, Jean-Louis Mas,
Martin M Brown, Leo H Bonati, 

on behalf of the Carotid Stenosis Trialists'
Collaboration

Long-term outcomes of stenting and endarterectomy for symptomatic carotid
stenosis: a preplanned pooled analysis of individual patient data
The Lancet Neurology (2019)

doi: 10.1016/S1474-4422(19)30028-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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ONKOLOGIE/1959: Forschung - Escortservice ... Die Rolle von Immunzellen bei der Bildung von Metastasen (idw)


Universität Basel - 06.02.2019

Escortservice: Die Rolle von Immunzellen bei der Bildung von Metastasen



Krebszellen nutzen einen bestimmten Typ von Immunzellen, die sogenannten
Neutrophile, um besser Metastasen bilden zu können. Eine Forschungsgruppe
hat die Mechanismen dieser Zusammenarbeit entschlüsselt und zeigt
Strategien zu ihrer Blockierung auf. Das berichten Forschende der
Universität Basel und des Universitätsspitals Basel im Fachblatt «Nature».

Ein besseres Verständnis der vielfältigen Kooperationen zwischen
Krebs- und Immunzellen ist ein vielversprechender Ansatz zur Identifizierung
neuer Krebstherapien. Doch der Fokus der Forschung liegt hier mehrheitlich
auf den Wechselwirkungen zwischen einem Primärtumor und seinem
Mikroumfeld, während die Rolle von Immunzellen bei der Verbreitung von
Krebszellen noch weitgehend ungeklärt bleibt.

So etwa lassen sich bestimmte Immunzellen, die sogenannten Neutrophile,
häufig auf eine Allianz mit Krebszellen ein, die wesentlich zur
Entwicklung von Metastasen beiträgt. Das hat ein interdisziplinäres
Forschungsteam um Prof. Nicola Aceto vom Departement Biomedizin von der
Universität Basel und dem Universitätsspital Basel herausgefunden.

Neutrophile eskortieren zierkulierende Tumorzellen

Zirkulierende Tumorzellen (CTCs) sind Krebszellen, die einen Primärtumor
verlassen, in die Blutbahn gelangen und dann in andere Regionen des
Körpers wandern. Diese CTCs gelten als Vorläufer von Metastasen. Sie
können als Einzelzellen, Zellverbände oder in Gruppen mit Neutrophilen im
Blut unterwegs sein. Nun haben die Forschenden herausgefunden, dass die
CTCs, die im Verbund mit Neutrophilen stehen, ein weitaus stärkeres
Wachstum zeigen als die übrigen Krebszellen.

«Überraschend ist, dass die körpereigenen Neutrophile die CTCs schützen
und ihnen so ermöglichen, Metastasen effizienter zu säen», sagt Prof.
Aceto. Tatsächlich ist die Präsenz von CTC-Neutrophil-Clustern im Blut von
Brustkrebspatientinnen mit einer schlechten Krankheitsprognose verbunden.

Strategien zur Blockierung der Allianz von Krebszellen und Neutrophilen

«Wir haben eine Reihe von Experimenten durchgeführt, um Einblicke in die
Biologie von CTC-Neutrophil-Clustern im Blut von Menschen und Mäusen zu
bekommen und Strategien zu finden, ihre Zusammenarbeit bei der Bildung von
Metastasen zu hemmen», sagt Prof. Aceto, Inhaber eines ERC Starting Grants
und einer SNF-Professur. Dazu kombinierten das Forschungsteam modernste
Einzelzell-Sequenzierungstechniken, Mikrofluidik-Technologien und
Gen-Knockout Experimente. Sie fanden heraus, dass die Neutrophile das
metastisierende Potenzial von CTCs durch die Freisetzung eines bestimmten
Botenstoffs, sogenannte Zytokine, fördern. Wenn die Freisetzung der
Zytokine blockiert wird, dann kann das die Funktion der Neutrophilen als
Unterstützerzellen hemmen.

Somit konnten die Forscher nicht nur die Rolle der CTC-Neutrophil-Cluster
aufdecken, sondern auch ihre Schwachstellen identifizieren. Diese
Ergebnisse können zur Entwicklung neuer Wirkstoffe zur
Metastasenbekämpfung führen.


Originalpublikation:

Barbara Maria Szczerba, Francesc Castro-Giner, Marcus Vetter, Ilona Krol,
Sofia Gkountela, Julia Landin, Manuel C. Scheidmann, Cinzia Donato, Ramona
Scherrer, Jochen Singer, Christian Beisel, Christian Kurzeder, Viola
Heinzelmann-Schwarz, Christoph Rochlitz, Walter Paul Weber, Niko
Beerenwinkel & Nicola Aceto

Neutrophils Escort Circulating Tumour Cells to Enable Cell Cycle
Progression

Nature (2019), 

doi: 10.1038/s41586-019-0915-y
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RADIOLOGIE/322: Bundesamt für Strahlenschutz - Ergebnis von US-Mobilfunk-Studie nicht auf Menschen übertragbar (idw)


Bundesamt für Strahlenschutz - 07.02.2019

Bundesamt für Strahlenschutz: 

Ergebnis von US-Mobilfunk-Studie nicht auf Menschen übertragbar



Nach Einschätzung des Bundesamts für Strahlenschutz (BfS) liefert die
kürzlich veröffentlichte Studie des US-amerikanischen National Toxicology
Program (NTP) keine aussagekräftigen Belege, dass Handystrahlung das
Krebsrisiko beim Menschen erhöht. Das liegt insbesondere daran, dass die
Ratten und Mäuse im Tierversuch am gesamten Körper deutlich höheren
Strahlungsintensitäten ausgesetzt waren, als dies im Alltag beim Menschen
der Fall ist. Das BfS geht daher weiter davon aus, dass bei Einhaltung der
gesetzlichen Grenzwerte keine negativen gesundheitlichen Auswirkungen
durch hochfrequente elektromagnetische Felder von Mobiltelefonen zu
erwarten sind.

In ihrem Ende 2018 veröffentlichten Abschlussbericht kommen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des NTP zu dem Schluss, dass es
bei männlichen Ratten unter hohen Ganzkörperexpositionen klare Belege für
einen Zusammenhang zwischen intensiver Mobilfunkstrahlung und der
Entstehung von Tumoren am Herzen gebe. Etwas schwächer werten die
Forscherinnen und Forscher den Zusammenhang mit der Entstehung von
Hirntumoren und Erkrankungen des Nebennierenmarks. Bei weiblichen Ratten
sowie weiblichen und männlichen Mäusen finden sich für die drei genannten
Erkrankungen entweder keine erhöhten Risiken oder sie wurden als
fragwürdig eingestuft.

Die NTP-Studie liefert zwar unter den besonderen Studienbedingungen
Hinweise auf einen Zusammenhang starker hochfrequenter elektromagnetischer
Felder deutlich oberhalb bestehender Grenzwerte und der Entstehung von
Krebs. Aus Sicht des BfS weist die Untersuchung aber eine Reihe von
Schwächen und Unklarheiten auf, die ihre Aussagekraft deutlich
einschränken und eine Bewertung erschweren. Beispielsweise konnte nicht
abschließend geklärt werden, ob bei den hohen Ganzkörperexpositionen
womöglich thermischer Stress der Grund für die auffälligen Ergebnisse
gewesen sein könnte. Thermischer Stress ist eine Folge von erhöhten
Körpertemperaturen, die bekanntermaßen zu gesundheitlichen Effekten führen
können. Dieser Fall kann bei deutlicher Überschreitung der Grenzwerte
eintreten.

Die BfS-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler weisen darauf hin, dass
sich die hohen Ganzkörperexpositionen und die damit verbundenen
thermischen Effekte nicht auf die heutige Mobilfunknutzung übertragen
lassen. Da Menschen durch Mobilfunk am gesamten Körper deutlich
niedrigeren Strahlungsintensitäten ausgesetzt sind als dies bei den
Versuchstieren der Fall war, können dadurch keine relevant erhöhten
Körpertemperaturen ausgelöst werden. Messungen zufolge liegen die im
menschlichen Körper hervorgerufenen Ganzkörper-Werte mindestens drei
Größenordnungen (Faktor 1.000) unter denen der Versuchstiere. Eine
ausführliche Stellungnahme des BfS zur NTP-Studie finden Sie hier:

www.bfs.de/ntp-studie

Die Präsidentin des BfS, Inge Paulini, betonte: "Die NTP-Studie liefert
aus unserer Sicht keinen Beleg für ein erhöhtes Krebsrisiko durch
Mobilfunkstrahlung beim Menschen. Dennoch verbleiben Unsicherheiten in der
Risikobewertung von intensiver Nutzung des Handys über viele Jahre. Das
BfS arbeitet an der Klärung dieser offenen Fragen. Bis neue Erkenntnisse
vorliegen, raten wir weiterhin dazu, das Mobiltelefon umsichtig zu
benutzen." Tipps zur Mobiltelefonnutzung finden Sie hier:

www.bfs.de/handytipps

Die NTP-Studie wurde Ende der 1990er Jahre von der US-amerikanischen Food
and Drug Administration (FDA) in Auftrag gegeben und Ende 2018
veröffentlicht. Sie gilt als das umfassendste Tierexperiment zur
chronischen Wirkung von starken hochfrequenten elektromagnetischen
Feldern, wie sie von Mobiltelefonen genutzt werden.


Bundesamt für Strahlenschutz:

Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) arbeitet für den Schutz des
Menschen und der Umwelt vor Schäden durch Strahlung. Das BfS informiert
die Bevölkerung und berät die Bundesregierung in allen Fragen des
Strahlenschutzes. Die über 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bewerten
Strahlenrisiken, überwachen die Umweltradioaktivität, unterstützen aktiv
im radiologischen Notfallschutz und nehmen hoheitliche Aufgaben wahr,
darunter im medizinischen und beruflichen Strahlenschutz. Ultraviolette
Strahlung und strahlenrelevante Aspekte der Digitalisierung und
Energiewende sind weitere Arbeitsfelder. Als wissenschaftlich-technische
Bundesoberbehörde betreibt das BfS Forschung und ist mit nationalen und
internationalen Fachleuten vernetzt.

Weitere Informationen unter

www.bfs.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution879
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FORSCHUNG/3992: Außergewöhnliche Rezeptoren in der Bauchspeicheldrüse können Insulin-Freisetzung regulieren (idw)


Universität Leipzig - 07.02.2019

Außergewöhnliche Rezeptoren in der Bauchspeicheldrüse können Insulin-Freisetzung regulieren



Die Rezeptoren waren bislang nur für die Synapsenbildung und in der
Embryonalentwicklung bekannt - nun haben Forscher der Medizinischen
Fakultät der Universität Leipzig sie auch erstmals in Verbindung mit
Stoffwechselprozessen gebracht. Die Wissenschaftler konnten nachweisen,
dass ein in diesem Zusammenhang bisher unbekannter Rezeptor in Zellen der
Bauchspeicheldrüse blockiert oder aktiviert werden kann. In der Folge wird
mehr oder weniger Insulin von den Zellen abgegeben. Ihre Studie haben die
Wissenschaftler aktuell im Fachmagazin Cell Reports veröffentlicht.

Die Bauchspeicheldrüse besteht zu einem Großteil aus Beta-Zellen. Sie
produzieren das Insulin und schütten das Hormon ins Blut aus. Die Zellen
sind in kleinen Zellhaufen organisiert, die wie Inseln im Gewebe verteilt
sind. In diesen Langerhans-Inseln sind Forscher des
Rudolf-Schönheimer-Instituts für Biochemie und des Carl-Ludwig-Instituts für Physiologie der
Universität Leipzig nun auf besondere Rezeptoren gestoßen: "Bislang sind
uns diese Rezeptoren eigentlich im Zuge der Ausprägung von Synapsen und
neuronalen Netzwerken bekannt. Es hat uns sehr überrascht, dass sie noch
eine ganz andere Funktion haben und zudem auch anders aussehen als im
Gehirn", sagt Dr. Simone Prömel, Gruppenleiterin am
Rudolf-Schönheimer-Institut für Biochemie und Leiterin der Studie.

Zunächst untersuchten die Wissenschaftler den Rezeptor in einem
Zellkulturmodell, später am Tiermodell, um auch primäre Zellen für die
Studie nutzen. "Wir haben in beiden Kontexten zeigen können, dass mehr
Insulin von den Zellen abgegeben wird, wenn der Rezeptor blockiert wird",
beschreibt Dr. Doreen Thor, ebenfalls Gruppenleiterin am
Rudolf-Schönheimer Institut für Biochemie und Autorin der Studie, das
Wirkprinzip. Dieses Ergebnis könnte der Therapie des Diabetes neue
Möglichkeiten eröffnen. Die Forscher diskutieren in ihrer Publikation,
dass dieser Rezeptor ein Angriffspunkt in der frühen Phase des Diabetes
wäre. "Wir könnten diesen Rezeptor blocken, um mehr Insulin freizusetzen
und den Blutzuckerspiegel schneller zu regulieren", sagt Prömel. So
könnten spezifische Antikörper oder andere Inhibitoren die Arbeit des
Rezeptors modifizieren. Diese Möglichkeiten wollen die Wissenschaftler nun
in weiteren Untersuchungen ausloten.

An der Leipziger Studie waren mehrere Einrichtungen der Medizinischen
Fakultät der Universität Leipzig beteiligt: Rudolf-Schönheimer-Institut
für Biochemie, Direktor Prof. Dr. med. Torsten Schöneberg, mit der
Beteiligung des Carl-Ludwig-Institut für Physiologie, Geschäftsführender
Direktor Prof. Dr. med. Jens-Karl Eilers. Sie wurde in Kooperation mit dem
IFB AdipositasErkrankungen durchgeführt.


Originalpublikation:

Originaltitel der Veröffentlichung in Cell Reports:

"Involvement of the Adhesion GPCRs Latrophilins in the regulation of
insulin release"

DOI: https://doi.org/10.1016/j.celrep.2019.01.040
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HERZ/1142: Deutscher Herzbericht - Rückgang der Sterberate aber weitere Zunahme von Herzerkrankungen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 07.02.2019

Deutscher Herzbericht: Rückgang der Sterberate aber weitere Zunahme von Herzerkrankungen

- Erkrankungen des Herzens (Herzinsuffizienz,
Herzklappenerkrankungen und Herzrhythmusstörungen) nehmen zu

- Verbesserte Behandlungsmöglichkeiten führen zu einem Rückgang der
Sterberate

- Die nahezu unveränderte Sterberate nach Herzinfarkt zeigt Bedarf
an neuen Therapieansätzen

- Neue Bundesländer führen weiterhin Negativ-Statistik an



Berlin/ Düsseldorf 07. Februar 2019 - Es gibt gute und schlechte
Nachrichten aus der Herzmedizin. Die gute Nachricht: In Deutschland
sterben immer weniger Menschen an Herz-Kreislauf-Erkrankungen. 2016
starben 2,1 % weniger Patienten an kardiovaskulären Erkrankungen als noch
im Jahr 2014.

Die schlechte Nachricht ist jedoch: Herz-Kreislauf-Erkrankungen bleiben
trotz aller Fortschritte auch weiterhin mit Abstand die Todesursache
Nummer 1 in Deutschland mit 37,2% der Todesfälle vor den bösartigen
Neubildungen mit 25.3%. Darüber hinaus lässt sich eine weitere
beunruhigende Entwicklung beobachten: Deutlich mehr Menschen mussten wegen
Erkrankungen des Herzens in Krankenhäusern behandelt werden als noch vor
wenigen Jahren. 2017 gab es aufgrund von Herzerkrankungen mehr als 1,71
Millionen Krankenhauseinweisungen: über 37.800 mehr als noch 2015 und
damit ein Anstieg um 1,5 %.

Herzerkrankungen haben zugenommen und eine Trendwende ist in der älter werdenden deutschen Bevölkerung nicht zu erwarten

Eine starke Zunahme ist vor allem bei den Herzklappenerkrankungen (+ 5,8
%), den Herzrhythmusstörungen (+ 3,0 %) und der Herzinsuffizienz (+ 3,7 %)
erkennbar. "Dies sind auch die Erkrankungen, die mit zunehmendem Alter
häufiger werden", kommentiert Prof. Dr. Hugo A. Katus, Präsident der
Deutschen Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.
V. (DGK). "Die steigende Lebenserwartung, die zu einem ganz überwiegenden
Teil auf die verbesserten Behandlungsmöglichkeiten bei Herzpatienten
zurückzuführen ist, führt also auch dazu, dass immer mehr Patienten mit
chronischen Herzerkrankung behandelt werden müssen."

Dies spiegelt sich gerade in der höheren Zahl von
Herzinsuffizienz-Patienten wider, da die Herzschwäche häufig die Folge und das Endstadium
vieler anderer Herzerkrankungen ist. Die Herzinsuffizienz geht zudem
häufig mit Herzrhythmusstörungen wie Vorhofflimmern oder komplexen
ventrikulären Rhythmusstörungen einher. Dies ist also ebenso ein Grund für
den Anstieg der Krankenhausbehandlungen wegen Rhythmusstörungen. In der
gestiegenen Lebenserwartung sieht Katus auch einen Grund für das vermehrte
Auftreten von behandlungspflichtigen Herzklappenerkrankungen: "Die
Herzklappen werden ein Leben lang belastet, was zu Verkalkungen und
Ablagerungen führt. Je länger ein Mensch lebt, desto stärker können sich
diese Verkalkungen ausprägen und die Funktion der Klappen so sehr
beeinträchtigen, dass nur noch mit einem Herzklappenersatz (chirurgisch
oder im Herzkatheterlabor) behandelt werden kann", erklärt er.

Fortschritte durch bessere Behandlungsmöglichkeiten

Obwohl die Häufigkeit der Herzinsuffizienz anstieg, gelang es, die
Sterberate von Herzinsuffizienz-Patienten um nahezu 11 % zu senken. "Das
ist natürlich ein großartiger Erfolg, der nicht ohne Grund erreicht
wurde", erklärt Katus. "Zum einen haben wir deutliche Fortschritte bei den
Behandlungsmöglichkeiten sowohl im medikamentösen als auch im
interventionellen und technologischen Bereich erreicht. Zum anderen
konnten wir in der Ärzteschaft das Bewusstsein dafür verbessern, das für
die Herzinsuffizienz und die damit einhergehenden Rhythmusstörungen
bessere Behandlungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen." So wurden mehr
Patienten bei niedergelassenen Kardiologen und in den Kliniken vorstellig.
Die Etablierung spezialisierter und durch die DGK initiierter und
zertifizierter Versorgungseinheiten, den sogenannten "Heart Failure
Units", hat ganz wesentlich dazu beigetragen. Dennoch stellt die
Herzschwäche weiterhin die häufigste Ursache für eine stationäre
Behandlung in Deutschland dar. Dies wird voraussichtlich künftig weiter
zunehmen. Der Qualitätsoffensive durch die Zertifizierungen der DGK kommt
somit auf dem Weg zu einer verbesserten Versorgung von Patienten mit
Herzinsuffizienz eine enorme Wichtigkeit zu.

Ähnlich positive Behandlungserfolge können durch die nicht-invasive

Herzklappenimplantation (TAVI) beim älteren Menschen mit erhöhtem Risiko
berichtet werden. Auch für die TAVIs hat die DGK gemeinsam mit der
herzchirurgischen Fachgesellschaft DGTHG in Deutschland durch die
Zertifizierung von spezialisierten TAVI-Zentren die Einhaltung von hohen
qualitativen Standards initiiert und verbessert.

Weniger Herzinfarkte

Die DGK zeigt sich sehr erfreut, dass das Auftreten der ischämischen
Herzerkrankungen, also Ereignisse, die auf Durchblutungsstörungen am
Herzen zurückzuführen sind, abgenommen haben (-2,2 %). "Dies zeigt uns,
dass unsere Präventionsstrategien zu greifen beginnen, und das finde ich
sehr beeindruckend", so der DGK-Präsident. "Dies ist das beste Beispiel
für den hohen Stellenwert der Vorbeugung von Herz-Kreislauf-Krankheiten."
Nach den großen Erfolgen in den Jahren zuvor ist die Sterberate nach einem
Herzinfarkt jedoch seit einiger Zeit nahezu unverändert geblieben. Sie
sank 2017 um nur 0,6 %. "Wir scheinen hier ein Plateau erreicht zu haben.
Dies zeigen uns auch Daten aus Schweden. Dort konnte die Sterblichkeit
aufgrund eines Herzinfarktes zuletzt auch kaum noch gesenkt werden. Wir
müssen daher neue alternative Therapieansätze entwickeln, um die
Sterberate im Herzinfarkt noch weiter senken zu können", fordert er.

Weiterhin Unterschiede in den Bundesländern

Im Herzbericht zeigen sich weiterhin regionale Unterschiede in
Erkrankungshäufigkeit und Sterbeziffern - meist zuungunsten der neuen
Bundesländer. Diese Abweichungen müssen allerdings vor dem Hintergrund der
Altersstruktur in den betroffenen Regionen betrachtet werden, um richtig
interpretiert werden zu können. In Sachsen-Anhalt, Sachsen, Thüringen,
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, aber auch im Saarland, leben anteilig
mehr über 65jährige Menschen als durchschnittlich in Deutschland. Daher
ist zu erwarten, dass sowohl die Krankheitshäufigkeit als auch die
Sterbeziffer in diesen Teilen der Republik weiter steigen wird.

Dringender denn je: Konzertierte Initiative gegen den Herztod

Der in jeder Hinsicht inakzeptable Verlust an Menschenleben durch
Herz-Kreislauferkrankungen und die besorgniserregende Zunahme von
behandlungsbedürftigen Menschen mit Herzerkrankung erfordert eine
nachhaltige Stärkung der Herzkreislaufforschung. Analog zu der nationalen
und EU-getragenen Initiative "Dekade gegen Krebs" mit einer geplanten
Verdopplung der Forschungsförderung müssen endlich auch gezielte
Anstrengungen gegen die seit Jahrzehnten häufigste Todesursache in
Deutschland, nämlich die Herzkreislauferkrankungen, auf den Weg gebracht
werden.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgk.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung e.V. - 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de
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veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1141: Deutscher Herzbericht - Herzkrankheiten weiterhin Haupttodesursache (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 07.02.2019

Deutscher Herzbericht: Herzkrankheiten weiterhin Haupttodesursache - keine Entwarnung

Mehr öffentliche Investitionen in Prävention notwendig



Die Sterblichkeit durch Herzkrankheiten in Deutschland ist im Vergleich
zum Vorjahr insgesamt gesunken. Besonders deutlich zeigt sich eine
Sterblichkeitsabnahme für die Herzschwäche (Herzinsuffizienz), die um mehr
als 7.000 Sterbefälle innerhalb eines Jahres auf 40.334 (2016) Gestorbene
gesunken ist. Aber auch bei der Koronaren Herzkrankheit (KHK), deren
Sterbefälle sich von 128.230 im Jahr 2015 auf 122.274 im Jahr 2016 (minus
4,6 %) verringert haben. "Diese Entwicklung ist erfreulich, sie lässt
nicht nur auf eine Verbesserung der ambulanten und stationären
medizinischen Versorgung, sondern auch auf Verbesserungen in der Vorsorge
von Herzerkrankungen schließen", betont Prof. Dr. med. Dietrich Andresen,
Vorstandsvorsitzender der Deutschen Herzstiftung, anlässlich der
Vorstellung des neuen Deutschen Herzberichts 2018
(www.herzstiftung.de/herzbericht). Der Kardiologe fügt aber hinzu:
"Entwarnung darf man nicht geben, denn trotz aller Fortschritte in der
Herzmedizin haben Herz-Kreislauf-Erkrankungen mit über 338.000
Sterbefällen pro Jahr ihren Schrecken noch lange nicht verloren."

Sehr viele Raucher, Übergewichtige und Diabetiker unter den Herzpatienten

Herzinsuffizienz (Herzschwäche) zählt zu den häufigsten Diagnosen, die zu
einer stationären Behandlung führen. Sie ist in den meisten Fällen die
Folge anderer chronischer Herz- und Kreislauferkrankungen wie
Bluthochdruck, Herzinfarkt, Diabetes, Herzklappenkrankheiten und
Vorhofflimmern. "Wenn es uns also gelingt, diese Erkrankungen konsequent
zu behandeln oder noch besser deren Entstehung durch Prävention zu
vermeiden, hätte die Herzschwäche sehr schnell ihren Schrecken verloren."
Den hohen Stellenwert der Prävention hat die Herzmedizin in ihren
Leitlinien längst verankert. "Um dies auch durchzusetzen, sind stärkere
öffentliche Investitionen in die Prävention erforderlich, damit der
Bevölkerung wirkungsvolle Maßnahmen angeboten und nachhaltig in die Praxis
umgesetzt werden können", fordert Andresen. Noch heute sind fast 30 % der
Reha-Herzpatienten Raucher, 18% sind stark übergewichtig, 22 % Prozent
haben Diabetes. Diese Zahlen sind alarmierend! Mit gezielten Maßnahmen
muss hier gegengesteuert werden. Dass so etwas möglich ist, belegen Daten
aus dem Bremer Herzinfarktregister: Wie der aktuelle Herzbericht 2018
zeigt, führen bevölkerungsbasierte Maßnahmen wie der gesetzliche
Nichtraucherschutz zu einer Senkung der Klinikeinweisungen wegen
Herzinfarkts in einer Region wie Bremen. Auch zeigt das Bremer Register,
dass für eine nachhaltige Umsetzung von Raucherpräventions-, Bewegungs-
und Ernährungsprogrammen bei den Zielgruppen auch soziale Faktoren wie
sozioökonomischer Status, Bildungsstatus zu berücksichtigen sind.

Sterblichkeit durch Herzkrankheiten: Unterschiedlich von Bundesland zu Bundesland

Unverändert ist die unterschiedlich hohe Sterblichkeit an Herzkrankheiten
zwischen den einzelnen Bundesländern. Während die niedrigste Sterbeziffer
weiterhin Hamburg mit 184 Gestorbenen pro 100.000 EW, Berlin (187) und
Baden-Württemberg (200) haben, ist die Sterblichkeit am höchsten in
Sachsen-Anhalt (295), Bremen (270) und Mecklenburg-Vorpommern (264).
"Auffällig ist, dass die Sterblichkeitsrate an Herzkrankheiten in der
Summe in allen Bundesländern insgesamt spürbar gesunken oder zumindest
unverändert geblieben ist. Neben demographischen Aspekten könnte das an
Verbesserungen in der medizinischen Versorgung, aber auch auf eine
verbesserte Vorsorge liegen", bemerkt der Berliner Herzspezialist Andresen
und verweist auf Anstrengungen von Bundesländern wie Sachsen-Anhalt, das
bisher eine überdurchschnittlich hohe Herzinfarkt-Sterblichkeit aufweist.
Die dortigen Gesundheitsbehörden haben vor wenigen Jahren die Versorgung
von Herzinfarktpatienten mit Hilfe des von der Herzstiftung
mitfinanzierten Regionalen Herzinfarktregisters Sachsen-Anhalt (RHESA)
wissenschaftlich analysiert. "Erkenntnisse aus Registern wie RHESA sind
notwendig, um die Qualität der Infarktversorgung beurteilen zu können und
Schlussfolgerungen für eine Verbesserung zu ziehen. RHESA hat hier
Vorbildcharakter." Hinzu kommen Aufklärungsaktionen wie die Kampagne
"Herzwoche Sachsen-Anhalt", die die Bevölkerung im Bundesland über
Prävention und Therapie von Herz-Kreislauf-Erkrankungen sowie über das
Notfallverhalten bei Herzinfarkt und Herzstillstand informiert. "Diese
Anstrengungen könnten ein Grund dafür sein, dass Sachsen-Anhalt seine
Herzinfarkt-Sterbeziffer mittlerweile senken konnte und seine
Spitzenposition in der Infarktmortalität abgegeben hat. Auch die Kampagne
könnte zu dieser Verbesserung beitragen", erklärt Andresen. Sachsen-Anhalt
konnte seine Herzinfarkt-Sterbeziffer von 82 Gestorbenen pro 100.000 EW im
Jahr 2015 auf 75 (2016) senken.

Starke Anstiege der Krankenhausaufnahmen wegen Herzschwäche

Auffallend steil stiegen die Klinikaufnahmen aufgrund von Herzschwäche,
Rhythmusstörungen und Klappenerkrankungen an. Beispiel Herzinsuffizienz,
die zu den häufigsten Anlässen für eine Krankenhausweisung zählt: Im Jahr
2017 wurden 464.724 stationäre Aufnahmen wegen Herzschwäche versorgt - ein
Anstieg um mehr als 20.000 seit 2015. Könnte man einen solchen Anstieg
vermeiden? "Die Herzschwäche beginnt zumeist langsam, Symptome wie Luftnot
beim Treppensteigen werden fehlgedeutet und oftmals auf das Alter
geschoben oder geschwollene Füße gar nicht bemerkt - tut ja auch nicht
weh", so Andresen. Ebenso wird gerade von älteren Patienten die Einnahme
von Medikamenten vergessen oder sie werden wegen Nebenwirkungen gar nicht
eingenommen. "Hier müssen wir durch gezieltere ambulante Versorgung, vor
allem aber durch bessere Aufklärung über Krankheitssymptome und
Therapiemöglichkeiten besser gegensteuern."

Anstieg der Krankenhausbehandlungen wegen Herzrhythmusstörungen

Auch Herzrhythmusstörungen zählen zu den häufigsten Anlässen für einen
Krankenhausaufenthalt in Deutschland. Je nach Art und Schwere können
Rhythmusstörungen mit enormen Einbußen an Lebensqualität einhergehen. Und
sie können gefährlich werden bis hin zum Plötzlichen Herztod. Der
jährliche Anstieg der stationären Aufnahmen von 2016 zu 2017 um rund 8.400
Fälle auf 480.109 (2017) ist auffallend. Die Zunahme basiert zum großen
Teil auf mehr stationären Aufnahmen von Patienten mit der häufigsten
Rhythmusstörung, dem Vorhofflimmern (www.herzstiftung.de/vorhofflimmern-ratgeber.html). "Vor allem aufgrund der erhöhten Schlaganfallgefahr müssen
wir diesen Anstieg genau analysieren und unsere Patienten eingehend über
präventive Maßnahmen aufklären", erklärt Andresen.

Schutz vor dem Plötzlichen Herztod: Therapie und Prävention

Jedes Jahr erleiden ca. 65.000 Menschen in Deutschland ein plötzliches
Herzversagen. Über 60.000 versterben daran. Dabei könnte ein großer Teil
von ihnen gerettet werden, wenn Zeugen (zumeist Angehörige) sofort mit
Wiederbelebungsmaßnahmen (Herzdruckmassage) beginnen würden. Dies ist
leider nicht der Fall: Die Laienreanimationsquote (Anteil der Laien, die
vor Eintreffen eines Rettungsteams mit der Wiederbelebung begonnen haben)
beträgt in Deutschland ca. 30-35 %. Dies ist inakzeptabel, zumal es auch
anders geht. In anderen europäischen Ländern beträgt die Quote bis zu 80
%. Mit gezielten Projekten zur Vermittlung der Laienreanimation in
Schulen, Kommunen oder Vereinen lassen sich Reanimationsquoten verbessern.
Mit gezielter Bevölkerungsaufklärung zum richtigen Notfallverhalten bei
Herzstillstand konnte etwa der Rems-Murr-Kreis in Baden-Württemberg seine
Ersthelferquote in den vergangenen zwei Jahren von 27 % auf 45 % steigern.
"Solche Programme sollten Schule machen", so der Notfallmediziner
Andresen. Und fügt hinzu: "Wir müssen in den Schulen bereits damit
beginnen Schüler über solche Notfälle aufzuklären und sie in der
Laienreanimation auszubilden. Darüber hinaus sollten Präventionsstrategien
zur Bekämpfung der wichtigsten Grunderkrankungen des Plötzlichen
Herztodes, allen voran die koronare Herzkrankheit, zur Anwendung kommen."
Hier hat die Herzmedizin mit Katheterverfahren, aber auch schonenden
operativen Eingriffen sowie neuen medikamentösen Therapien viel erreicht.
"Aber es gibt Verbesserungspotenziale", unterstreicht der Rhythmologe
Andresen. Denn bei 25.846 (2017) Neueinbringungen Implantierbarer
Cardioverter-Defibrillatoren (ICD), die bei Herzstillstand automatisch
einen Elektroschock abgeben, ist die Rate an ICD-Revisionen, d. h.
Herausnahmen aufgrund von Infektion im Schrittmacherbereich und
Korrekturen an der Sondenlage im Herzen, mit 8.598 Revisionen zu hoch. Der
Plötzliche Herztod und die Präventionsmöglichkeiten werden Thema der
bundesweiten Herzwochen 2019 der Deutschen Herzstiftung im November sein.

Deutlich mehr Frauen als Männer sterben an Herzkrankheiten

Weiterhin auffällig ist die höhere Sterblichkeit bei Frauen. Bei
Betrachtung aller Herzkrankheiten sterben mehr Frauen als Männer: 107.529
(51,9 %) Frauen gegenüber 99.503 Männern (48,1 %) "Frauen mit
Herzklappenkrankheiten, Herzrhythmusstörungen und Herzschwäche haben
offensichtlich eine ungünstigere Prognose als Männer mit diesen
Erkrankungen", betont Andresen. Bei Herzklappenkrankheiten liegt die
Sterblichkeitsziffer um 51 % höher, bei Herzrhythmusstörungen um 45,8 %
und bei Herzschwäche um 64,1 % höher als bei Männern. In absoluten Zahlen:
2016 starben 25.318 Frauen gegenüber 15.016 Männern an Herzschwäche und
15.955 Frauen gegenüber 10.648 Männern an Rhythmusstörungen. Als mögliche
Ursachen für dieses Gefälle sehen Herzspezialisten u. a.
geschlechtsspezifische Unterschiede in der Genetik und anatomische an Herz
und Gefäßen (für Mikrozirkulation zuständige kleine Herzkranzgefäße) sowie
Unterschiede in der Wirkung von Herz-Kreislauf-Medikamenten und in der
Symptomatik von Herzkrankheiten. "Diese Punkte müssen in der
herzmedizinischen Versorgung mehr berücksichtigt werden."

Der Deutsche Herzbericht wird von der Deutschen Herzstiftung zusammen mit
den ärztlichen Fachgesellschaften für Kardiologie (DGK), Herzchirurgie
(DGTHG) und Kinderkardiologie (DGPK) alljährlich herausgegeben.

Der Deutsche Herzbericht 2018 ist kostenfrei im PDF-Format erhältlich
unter: 

https://www.herzstiftung.de/herzbericht

Herzinfarkt-Risikotest:

Die Herzstiftung bietet unter www.herzstiftung.de

einen kostenfreien Herzinfarkt-Risikotest an.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herzstiftung.de/herzbericht

https://www.herzstiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825
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Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 07.02.2019
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ENTWICKLUNG/1425: Kleiner, schneller, günstiger - Wie Lab-on-a-Chip & Co die Medizin verändern (idw)


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V. - 07.02.2019

Kleiner, schneller, günstiger: Wie Lab-on-a-Chip & Co die Medizin verändern



Berlin - Immer kleiner, schneller und günstiger: Dieser Trend bestimmt
auch die Neuentwicklungen im Bereich der medizinischen Analytik.
Laboruntersuchungen, die früher mehrere Stunden benötigten, sind heute in
wenigen Minuten abgeschlossen. Klobige Laborutensilien werden durch
winzige, tragbare Analyseeinheiten oder "Labs-on-a-Chip" (LOC) ersetzt.
Doch die Miniaturisierung habe ihre Grenzen beispielsweise in der
Blutanalyse nun erreicht. Die Forschung müsse nun vermehrt die
Identifizierung neuer Marker ins Auge fassen, erklären Experten der
Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin e.V. (DGIM) im Vorfeld ihrer
Pressekonferenz am 7. Februar 2019.

Miniaturisierung bedeutet hauptsächlich Beschleunigung, denn Prozesse wie
Diffusion und Wärmeleitung, die für biochemische Reaktionen wichtig sind,
laufen im kleinen Maßstab sehr viel schneller ab. Eine
Polymerase-Kettenreaktion (PCR) etwa, die unter anderem zur Erkennung von
Virusinfektionen und Erbkrankheiten eingesetzt wird, lässt sich heute im
Mikroliter-Bereich in weniger als einer Minute durchführen; mit
Standard-Laborgeräten dauert die DNA-Vervielfältigung dagegen rund eine Stunde.
Dieser Unterschied zeigt eindrucksvoll, welches Potential in der
Miniaturisierung liegt.

Während der Trend zur Miniaturisierung in der Mikroelektronik weiter
anhält, sieht Professor Dr. Klaus Stefan Drese, Leiter des Instituts für
Sensor- und Aktortechnik (ISAT) an der Hochschule Coburg bei der
medizinischen Analytik bereits jetzt eine Schwelle erreicht, die nicht
sinnvoll weiter unterschritten werden kann. "Blut und andere
Flüssigkeiten, die in der Medizin analysiert werden, enthalten Zellen mit
einer Größe von einigen Mikrometern", erläutert der Physiker. Eine
Miniaturisierung in den Nanometerbereich hinein habe daher wenig Sinn.
Außerdem werde stets ein bestimmtes Volumen benötigt, um gering
konzentrierte Moleküle oder Zellen überhaupt aufspüren zu können.

Im Bereich der mobilen Blutanalyse sind bereits seit etlichen Jahren
handliche Geräte zur Blutzuckermessung verfügbar. Auch andere Werte, wie
etwa Blutgerinnungsfaktoren oder Herz-Kreislauf-Marker lassen sich
mittlerweile mithilfe von Point-of-Care-Testing, sogenannter
patientennaher Labordiagnostik, erfassen. "Neue Entwicklungen in diesem
Bereich gehen über die einmalige Messung hinaus und erlauben ein
Monitoring über längere Zeiträume", sagt auch Professor Dr. med. Claus
Vogelmeier, Vorsitzender der DGIM und Direktor an der Klinik für Innere
Medizin des Universitätsklinikums Marburg. Entsprechende Geräte kommen
heute bereits etwa in der Versorgung von Diabetespatienten zum Einsatz.

Doch das Potenzial der Labs-on-a-Chip sieht Drese damit dennoch längst
nicht erschöpft: Mithilfe neuer Marker könnten Blutproben immer präziser
auch auf zirkulierende Tumorzellen, freie Tumor-DNA oder -RNA untersucht
werden. Diese auch als Flüssigbiopsie bezeichnete Technik diene einerseits
einer schnelleren Diagnose, eröffne aber auch die Möglichkeit,
Krankheitsverläufe oder die Wirksamkeit von Therapien besser zu
überwachen.

Zudem treibt die rasante Entwicklung in der Mikroelektronik die
medizinischen Analysen auch auf einem anderen Weg voran: "Mithilfe neuer
Entwicklungen in der Informationstechnologie in Form von leistungsstarken
Rechnern, neuronalen Netzen und Deep Learning können Erreger und Gewebe
inzwischen auch ohne komplexe biochemische Analysen mit hoher
Wahrscheinlichkeit bestimmt werden", sagt Drese. Dabei kommen die
physikalischen Methoden der Massenspektrometrie und der
Raman-Spektroskopie zum Einsatz, die für jedes Molekül ein charakteristisches
Signal liefern. Die Analyse einer Blutprobe generiert dementsprechend eine
unüberschaubare Menge einander überlagernder Signale. Leistungsstarke
Rechner schaffen es mittlerweile darin binnen weniger Sekunden Muster zu
erkennen, die für bestimmte Krankheitserreger typisch sind. "Diese
Analysen erreichen bereits jetzt sehr hohe Trefferquoten", sagt Drese -
und machen etablierten Verfahren starke Konkurrenz. Ihre Anwendung liegt
bisher aber außerhalb der medizinischen Diagnostik.

Wohin die medizinische Analytik in Zukunft hingehen muss, welche
Möglichkeiten sich dadurch im Alltag von Arztpraxen und Kliniken ergeben
und wie schließlich Patienten von dieser Entwicklung profitieren können
erklären Experten auf der DGIM-Pressekonferenz am 7. Februar 2019 in
Berlin.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1248
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KLASSIK/10176: Mönchengladbach - Harfenistin Agnès Clément im vierten Meisterkonzert am 21.03.19


Stadt Mönchengladbach

Harfenistin Agnès Clément im vierten Meisterkonzert

Donnerstag, 21. März 2019, 20 Uhr, Theater Mönchengladbach



Konzerte für Harfe solo sind relativ selten zu erleben. Das vierte
Meisterkonzert am Donnerstag, dem 21. März um 20 Uhr, im Theater
Mönchengladbach bietet eine der raren Möglichkeiten, das besondere
Instrument zu erleben - gespielt von Agnès Clément, einer weltweit
gefeierten Meisterin ihres Fachs.

Die 1990 geborene Französin studierte am Conservatoire in Lyon, wo sie
mit 22 Jahren die höchste Auszeichnung erhielt. Bereits während ihres
Studiums gewann sie zahlreiche internationale Preise, darunter 2010
die Goldmedaille beim renommierten Bloomington-Wettbewerb in den USA.
Einen ihrer bislang größten Erfolge feierte sie 2016 mit dem Ersten
Preis sowie dem Publikumspreis und einem Sonderpreis beim
ARD-Wettbewerb in München. Seit ihren Solo-Debüts in Paris und Chicago
war Agnès Clément, die seit 2013 Solo-Harfenistin im Orchestre
Symphonique de la Monnaie Brüssel ist, regelmäßig auf internationalen
Bühnen zu Gast. Im Meisterkonzert wird sie das enorme Potential ihres
Instruments - grazil, schillernd, zupackend oder klangfüllig warm -
mit Werken von Couperin, Liszt, Daquin und anderen demonstrieren. Vor
dem Konzert sind die Besucher um 19.15 Uhr zu einer Programmeinführung
eingeladen.

Da die Restaurierung der Kaiser-Friedrich-Halle noch andauert, findet
das Meisterkonzert mit Agnès Clément im Konzertsaal des Theaters
Mönchengladbach statt.

Karten gibt es zum Preis von 9,- bis 19,- Euro (Ermäßigung 50%) zzgl.
Vorverkaufsgebühr an der Theaterkasse und allen bekannten VVK-Stellen
sowie unter www.ADticket.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 08.02.2019

Stadt Mönchengladbach - Stabsstelle Presse & Kommunikation

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: presse@moenchengladbach.de
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POP-ROCK/5323: Oldenburg - Soul, der von Herzen kommt. Konzert der Band Soulicious am 15.02.2019


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Soul, der von Herzen kommt

Konzert der Band Soulicious



Oldenburg. Mit einem Repertoire, das von Stevie Wonder bis zum Bremer
Soulsänger Flo Mega reicht, tritt die 20-köpfige Soul- und Funk-Band
"Soulicious" der Universität Oldenburg am Freitag, 15. Februar in der Aula
auf (Campus Haarentor, Gebäude A11, Ammerländer Heerstraße 69). Das Konzert
beginnt um 20.00 Uhr, Einlass ist ab 19.00 Uhr. Karten können bei der
Buchhandlung Unibuch (Uhlhornsweg 99) erworben werden. Der Eintritt liegt
im Vorverkauf bei 10 Euro, ermäßigt 6 Euro. Kartenreservierungen sind
möglich unter: soulicious-band@gmx.de.

Das Repertoire der 2017 gegründeten Band besteht aus selbst arrangierten
Soul-, Funk- und Pop-Songs, etwa von Whitney Houston, Amy Winehouse,
Christina Aguilera oder Alice Merton. Neben Klassikern präsentiert die Band
unter der Leitung von Peter Janßen auch Schätze der Musikwelt, die seltener
zu Ohren kommen.

 * 

Quelle:

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

26111 Oldenburg

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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AUSLAND/8974: Aus aller Welt - 11.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Salvinis Lega-Partei gewinnt Regionalwahlen in Abruzzen

Italiens Lega-Chef Matteo Salvini gewinnt für seinen harten Kurs
gegen Migranten an Zustimmung in seinem Land. Bei den Regionalwahlen
in der mittelitalienischen Region Abruzzen, zu denen am Sonntag 1,2
Millionen Wähler aufgerufen waren, kam Salvinis rechte Partei am
Sonntag auf 28 Prozent der Stimmen und wurde damit stärkste Kraft.
Für die populistische Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) stimmten 19 Prozent.
Die beiden Parteien regieren zusammen in Rom. Wahlsieger ist eine von
der Lega angeführte Allianz mit rechtsextremen Kleinparteien und der
Forza Italia des früheren Regierungschefs Silvio Berlusconi. Sie
kommt zusammen auf 48 Prozent, gefolgt von der Mitte-Links-Opposition
mit 31 Prozent. Die Wahlbeteiligung lag bei 53 Prozent. Die
Regionalwahl galt als Stimmungstest für die Europawahl Ende Mai.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8974: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Spezialeinsatzkräfte auf der Suche nach illegalen Waffen

In Magdeburg und Schönebeck (Sachsen-Anhalt) hat die Polizei am
Montag mehrere Gebäude durchsucht, in denen scharfe Schußwaffen
vermutet wurden. Fündig wurden die Beamten nicht. Bei der Großrazzia
ging es laut Behördenangaben um Straftaten im Rockermilieu.
Hintergrund des Polizeieinsatzes waren demnach zwei Festnahmen am
Freitag in Niedersachsen. Im Auto eines 54jährigen ehemaligen
Führungsmitglieds einer Rockergruppe hatten Spezialkräfte fünf
scharfe Pistolen tschechischer Produktion entdeckt. In der Wohnung
des zweiten Festgenommen fanden die Beamten eine sechste Waffe
desselben Fabrikats.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8971: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Australien investiert Milliardensummen in eine moderne Marine

Mit einen massiven Ausbau seiner Marineflotte will der Staat
Australien seinen strategischen Einfluß in der Asien-Pazifik-Region
sichern. Nach der Bestellung von zwölf neuen Seepatrouillenschiffen
aus den USA und neun Marinefregatten aus Großbritannien
unterzeichnete die Regierung in Canberra am Montag
einen Vertrag mit dem französischen Rüstungskonzern Naval Group zur
Lieferung von zwölf modernen U-Booten im Gesamtwert von umgerechnet
rund 31 Milliarden Euro. Das erste Kriegsschiff soll Anfang der
2030er-Jahre in Dienst gestellt werden, das letzte zirka 2050. Gebaut
werden die U-Boote in Australien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8973: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD schärft ihr soziales Profil

SPD-Chefin Andrea Nahles sieht in den Beschlüssen ihrer Partei für
ein neues Sozialstaatskonzept keine Gefahr für die Koalition. Eine
Abkehr von der Regierungsarbeit sei kein Thema auf der zweitägigen
Klausurtagung in Berlin gewesen, betonte Nahles. Allerdings sollten
eine Reihe von Teilaspekten des Konzepts noch in dieser
Legislaturperiode umgesetzt werden. Generalsekretär Lars Klingbeil
kündige ernsthafte Gespräche über die Parteibeschlüsse mit der Union
an. Er sei überzeugt, daß die Mehrheit der Bevölkerung hinter den
Ideen der SPD stehe, sagte Klingbeil am Montag ZDF-Morgenmagazin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8972: Tragisches und Kurioses - 11.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Explosion auf Campingplatz in Niedersachsen

Auf einem Campingplatz im niedersächsischen Freren erlitt ein 46
Jahre alter Mann bei einer Explosion in einer Holzhütte
lebensgefährliche Verletzungen. Wie ein Polizeisprecher in Lingen
(Ems) mitteilte, wurde der Mann durch die Wucht der Detonation aus
der Hütte geschleudert. Es wird vermutet, daß Gas aus einem
Kataliytofen strömte. Unmittelbar vor der Explosion hatte sich der
Mann offenbar eine Zigarette angezündet. Ob die Detonation dadurch
ausgelöst wurde, sei aber noch unklar, hieß es.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8057: Aus Forschung und Technik - 11.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Airbus baut seinen Hightech-Standort bei München aus

Das Airbus-Unternehmen will für rund 25 Millionen Euro seinen
Standord Ottobrunn/Taufkirchen bei München modernisieren und
erweitern. Dabei geht es um die Errichtung eine Fabrik zur
Automatisierung und Digitalisierung der Fertigung von
Solargeneratoren für Satelliten sowie die Inbetriebnahme des
erweiterten Reinraums für die Integration von satellitengestützten
optischen Instrumenten. Bayerns Ministerpräsident Markus Söder und
Dirk Hoke, CEO von Airbus Defence & Space gaben am Montag den
Startschuß für die Innovationen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8070: Aus aller Welt - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



SADC erkennt Venezuelas Präsidenten Maduro als rechtmäßig an

Die Staatengemeinschaft SADC im südlichen Afrika hat sich am Sonntag
hinter den amtierenden Präsidenten Nicolás Maduro in Venezuela
gestellt. Die Organisation bezeichnet die Anerkennung des
selbsternannten Übergangspräsidenten Juan Guaidó durch die USA und
rund 40 andere Länder als unzulässige Einmischung in die inneren
Angelegenheiten Venezuelas und Verstoß gegen die Prinzipien
internationalen Rechts. Die SADC verweist ausdrücklich auf die
Parlaments- und Präsidentenwahlen im Dezember 2015 und Mai 2018 in
Venezuela und ruft die internationale Gemeinschaft auf, diese zu
respektieren. Der SADC gehören neben Südafrika, Simbabwe, Namibia und
Angola zwölf weitere Länder an. Vorsitzender ist Namibias Präsident
Hage Geingob.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8029: Medizin und Gesundheitswesen - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Lassafieber breitet sich in Nigeria aus

Im Schatten von Ebola sorgen in Afrika viele Infektionskrankheiten
für viel Leid. Zu ihnen gehört das gefährliche Lassafieber. Dieses
ist mit Ebola verwandt. Anders als bei diesem Fieber zeigen aber 80
Prozent der Infizierten keine Symptome. Wie das Deutsche Ärzteblatt
gerade berichtete, stecken sich in Nigeria immer mehr Menschen mit
diesem tödlichen Fieber an. Bislang wurden 213 Fälle gemeldet, von
denen 42 mittlerweile verstarben. Daneben melden vier weitere Länder
in Westafrika (Benin, Guinea, Liberia und Togo) Lassa-Ausbrüche. Das
teilte die Weltgesundheitsorganisation WHO mit. Dort sind zwölf Fälle
gemeldet worden. Zwei Menschen starben. Lassafieber gehört zu den
hämorrhagischen Fiebern. Jedes Jahr stecken sich nach Angaben des
Robert-Koch-Instituts bis zu 300.000 Menschen damit an. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8058: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Polizei sucht nach Hinweisen auf illegalen Waffenhandel

Spezialkräfte der Polizei aus Niedersachsen und Sachsen-Anhalt haben
am Montag mehrere Gebäude in Magdeburg und Schönebeck auf der Suche
nach illegalen Waffen durchsucht, sind jedoch nicht fündig geworden.
Festnahmen erfolgten ebenfalls nicht. Auf einem Hof wurde ein Hund
erschossen, der sich den Beamten entgegengestellt hatte. Nach Angaben
der Staatsanwaltschaft Braunschweig waren der Anlaß für die
Polizeiaktion zwei Festnahmen am Freitag letzter Woche. Bei dem einen
Festgenommenen handelt es sich um einen 54jährigen mutmaßlichen
Waffenhändler, ein ehemaliges Führungsmitglied der Rockergruppe "Red
Devils" aus Helmstedt. Die andere Person ist eventuell sein Kunde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7981: Sprache, Kunst und Medium - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Industriellen-Familie Rockefeller spendet MoMa eine Riesensumme

Diesmal hat sich die Industriellen-Familie selbst übertroffen und dem
weltbekannten New Yorker Kunstmuseum of Modern Art (MoMA) eine Spende
von 200 Millionen Dollar (ca. 175 Mio. Euro) vermacht. Es handelt sich
um eine der größten Spenden, die jemals an ein Museum gegangen ist,
wie Deutschlandfunk Kultur berichtete.

Die Rockefellers, die den ersten Dollar-Milliardär der Geschichte
hervorbrachten, machten sich auch als Mäzene der New Yorker
Kunst-Institution Moma einen Namen. Im Jahr 2005 ließ der inzwischen
verstorbene Familienpatriarch David Rockefeller dem Museum schon
einmal 100 Millionen Dollar zukommen, was damals ebenfalls eine
gewaltige Summe war. Zudem spendete er Gemälde unter anderem von
Picasso, Gauguin, Matisse und Cezanne aus der eigenen Sammlung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8048: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



"Red Hand Day" gegen Kindersoldaten

In mindestens 19 Ländern Afrikas, Asiens und Lateinamerikas werden
insgesamt rund 250.000 Mädchen und Jungen in den mit Waffen
ausgetragenen Konflikten unter anderem als Kämpfer, Spione und
Minensucher eingesetzt. Das meldeten das Deutsche Bündnis
Kindersoldaten und die Menschenrechtsorganisation terre des hommes am
Montag zum diesjährigen "Red Hand Day" am 12. Februar. Das
Zusatzprotokoll zur Kinderrechtskonvention zu Kindern in bewaffneten
Konflikten setze am 12. Februar 2002 den sogenannten
"Straight-18-Standard".

Das Bündnis hatte für Montag eine Protestaktion vor dem
Bundeskanzleramt geplant. Der Grund ist die Rekrutierung von
Minderjährigen durch die Bundeswehr. Deutschland gehört neben
Großbritannien und den USA zu den drei Industrieländern, in denen
häufig Jugendliche an Kriegswaffen ausgebildet werden. Im vergangenen
Jahr rekrutierte die Bundeswehr knapp 1700 Minderjährige. Gegenüber
dem Jahr 2011 war das dem Bündnis zufolge eine Verdopplung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8062: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Steinmeier auf den Spuren Humboldts

Bundespräsident Steinmeier ist zu einer sechstägigen Reise nach
Kolumbien und Ecuador aufgebrochen. Der eigentliche Anlaß seines
Besuchs in Südamerika ist der 250. Geburtstag des deutschen Gelehrten
Alexander von Humboldt. Dieser hatte auf seinen Reisen an der neuen
Welt Maß genommen. In Bogotá wird Steinmeier mit dem
rechtskonservativen Präsidenten Duque und in Quito mit Präsident
Moreno über die Krise in Venezuela sprechen. Ein Besuch dieses Landes
und ein Treffen mit Präsident Maduro hat Steinmeier nicht vorgesehen.

Humboldt selbst hat Kolumbien und Ecuador, aber auch Venezuela
bereist. Dort schloß er Freundschaft mit dem venezolanischen
Freiheitshelden Simón Bolivár, nach dem die heutige sozialistische
Revolution in Venezuela benannt ist.

Steinmeier wird auf seiner Reise unter anderem vom
Kolumbien-Beauftragter der Bundesregierung, Königs, dem Intendanten
des Humboldt-Forums, Dorgerloh, der Humboldt-Biografin Wulf und der
Urenkelin von Charles Darwin, der britischen Biologin Vogel,
begleitet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8031: Tragisches und Kurioses - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Rund 100 tote Inder nach Konsum von gepanschtem Schnaps

In Indiens benachbarten Bundesstaaten Uttar Pradesh und Uttarakhand
sind nach Angaben der Justiz rund 100 Menschen nach dem Genuß von
gepanschtem Alkohol gestorben. Hunderte sollen sich noch mit
Vergiftungen in ärztlicher Behandlung befinden. Die zuständigen
Behörden rechnen mit weiteren Opfern.

Wie Spiegel Online berichtete, nahm die Polizei rund 200 Personen
fest, darunter etliche Schwarzbrenner und Händler, aber auch
Behördenmitglieder und Polizisten, die möglicherweise in den Fall
verwickelt sind. Im Zuge der Ermittlungen wurden Hunderte Liter des
bereits verteilten illegal gebrannten Schnapses konfisziert.

Nach offiziellen Angaben sterben in Indien jährlich rund 1000 Menschen
an gepanschtem Alkohol, der sehr viel billiger verkauft wird als
Markenfabrikate.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8059: Arbeit, Soziales und Familie - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Warnstreiks im öffentlichen Dienst Niedersachsen

An drei bis vier Dutzend Schulen in Niedersachsen haben am Montag
angestellte Lehrer und Sozialpädagogen gestreikt. Die Gewerkschaften
GEW und Verdi sowie der Beamtenbund dbb haben bundesweit außer in
Hessen zu Warnstreiks auch an Unikliniken, auf Ämtern und bei der
Polizei aufgerufen. Am Dienstag sollen Arbeitsniederlegungen in
Bayern, Hamburg und NRW folgen. In Hamburg sollen Angestellte in
die Alster springen, um zu verdeutlichen, daß der öffentliche Dienst
baden geht. Am Mittwoch werden Schulen und Kitas in Berlin bestreikt.
Bundesweit werden die Streiks bis in die übernächste Woche hinein
fortgesetzt. Mit den Warnstreiks wollen die Gewerkschaften Druck auf
die Tarifgemeinschaft der Länder vor der nächsten Verhandlungsrunde
im aktuellen Tarifstreit ausüben. Vom Ergebnis der Verhandlungen
werden rund 2,3 Millionen Beschäftigte der Länder betroffen sein. Die
Gewerkschaften fordern für die Tarifbeschäftigten der Länder sechs
Prozent mehr Lohn, mindestens jedoch 200 Euro zusätzlich.
Pflegekräfte sollen 300 Euro zusätzlich bekommen. Hessen führt eigene
Verhandlungen. Das Bundesland hat sich von der Tarifgemeinschaft
ausgeschlossen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8040: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Eisbären-Invasion auf russischer Insel

Während nicht wenige Bundesbürger in Sorge sind wegen der Zunahme der
Wölfe hierzulande, treibt die Menschen auf der russischen Doppelinsel
Nowaja Semlja im Nordpolarmeer ein ganz anderes Problem um. Wie
t-online.de gerade meldete, haben die dortigen Behörden den Notstand
ausgerufen. Denn immer mehr Eisbären machen den Menschen dort den
Lebensraum streitig. Mindestens 52 Tiere wurden in der Nähe der
Siedlung Beluschja Guba gesichtet. Bis zu zehn Eisbären halten sich
dort ständig auf. Das ist für die Menschen nicht ungefährlich. Denn
einige dieser Tiere sollen bereits Menschen angegriffen haben und in
Häuser und Büros eingedrungen sein. Da Eisbären zu den gefährdeten
Arten gehören, haben die Behörden bislang keine Genehmigung zum
Abschuß erteilt. Doch das könne sich ändern, wenn sich die Lage nicht
bald entspannt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8047: Märkte und Finanzen - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Großbritannien büßt für Brexit mit Rückgang der Wirtschaftsleistung

Die Wirtschaftsleistung Großbritanniens ist nach Angaben der
Statistikbehörde ONS im vergangenen Jahr um schätzungsweise 1,4
Prozent gewachsen. Im vierten Quartal war das Wachstum auf 0,2
Prozent abgesackt, obwohl sich Unternehmen und Privatpersonen
angesichts des bevorstehenden Austritts des Landes aus der
Europäischen Union Vorräte zulegen. Dafür verzichten die Unternehmen
auf weitere Investitionen. Diese gingen im vierten Quartal im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 3,7 Prozent zurück. Bereits in den
ersten neun Monaten 2018 wurden rückläufige Investitionen gemeldet.
Dem Marsch in Richtung Rezession steht die Abwertung des britischen
Pfunds entgegen. Dadurch konnte der Export Großbritanniens
gesteigert werden.
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WISSENSCHAFT/8063: Aus Forschung und Technik - 11.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Einige Apps machen heimlich Screenshots

Schon wieder eine gravierende Sicherheitslücke entdeckt. Wie n-tv.de
gerade meldete, sollen Apps von zahlreichen prominenten Großkonzernen
heimlich Screenshots zur Auswertung des Kundenverhaltens schießen.
Keine Kleinigkeit, denn mitunter können so persönliche Kundendaten
wie etwa Kreditkartennummern, PINs und Passwörter ins Netz gelangen.
Daher droht der US-Technologieriese Apple damit, die betroffenen Apps
zu sperren. Schließlich verlangen die Nutzungsbedingungen des
App-Stores, daß Programme für ein solches Vorgehen die Erlaubnis der
Nutzer einholen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/427: Älteste Körnerfresser entdeckt - Früheste Verwandte der Sperlingsvögel beschrieben (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 07.02.2019

Älteste Körnerfresser entdeckt - Früheste Verwandte der Sperlingsvögel
beschrieben



Frankfurt/Messel, 07.02.2019. Senckenberg-Wissenschaftler Gerald Mayr hat
gemeinsam mit US-amerikanischen Kollegen zwei neue fossile Vogelarten aus
50 MiIlionen Jahre alten Fossilfundstellen in Deutschland und Nordamerika
beschrieben. Bei den mit finkenartigen Schnäbeln ausgestatteten Tieren
handelt es sich um die bislang bekannten ältesten körnerfressenden Vögel.
Die Studie erscheint heute im Fachjournal "Current Biology".




[image: Bild: © Lance Grande]

Das Fossil von Eofringillirostrum boudreauxi, der neuen Art aus Nordamerika.

Bild: © Lance Grande



Mit über 6000 Arten sind die Sperlingsvögel heute die artenreichste
Vogel-Ordnung - dieser Erfolg ist auch auf die Vielzahl ihrer
Schnabelformen zurückzuführen. Die unterschiedlichen Schnäbel ermöglichen den
kleinen Vögeln eine breite Palette an Nahrungsstrategien, wie etwa den Verzehr
von harten Samen und Körnern, die Jagd nach Insekten, sowie das Fressen von
weichen Früchten und Blütennektar.

"Anhand in der Grube Messel und der Green-River-Formation - einer etwa
gleichalten nordamerikanischen Fundstelle - gefundenen Vogel-Fossilien
konnten wir nun zeigen, dass sich eine vergleichbare Vielfalt an
Schnabeltypen schon im Zeitalter des Eozän bei sehr frühen Vorfahren der
Sperlingsvögel entwickelte", erklärt Dr. Gerald Mayr vom Senckenberg
Forschungsinstitut in Frankfurt und fährt fort: "Die beiden neuen Arten
gehören zu einer ausgestorbenen Vogelgruppe, deren Arten zu den ältesten
bekannten Vorfahren der Sperlingsvögel zählen."

Die fossilen Skelette der als Eofringillirostrum boudreauxi und
Eofringillirostrum parvulum neu beschriebenen Vögel besitzen einen
finkenartigen Schnabel, der dem des heutigen Goldzeisigs ähnelt. "Diese
Schnäbel eignen sich besonders für den Verzehr von kleinen, harten Samen",
erläutert Dr. Daniel T. Ksepka, Erstautor der Studie und Kurator am Bruce
Museum im US-amerikanischen Greenwich.




[image: Bild: © Daniel Ksepka]

Detail des finkenartigen Schnabels von Eofringillirostrum boudreauxi.

Bild: © Daniel Ksepka



Bislang waren Vögel mit finkenartigen Schnäbeln nur aus der jüngeren
Erdgeschichte bekannt - bei den beiden etwa 50 Millionen alten
Fossilfunden handelt es sich demnach um die bisher bekannten ältesten
körnerfressenden Vögel.

"Die beiden weit voneinander entfernten Fundorte lassen vermuten, dass
diese Vögel im Eozän geographisch weit verbreitet waren - die wenigen
Fossilienfunde sprechen dagegen für eine eher geringe Individuenzahl", so
Ksepka.

Offen ist die Frage warum die eozänen Sperlingsvogel-Verwandten trotz
ihrer Anpassung an ein diverses Nahrungsangebot ausstarben, um dann von
echten Sperlingsvögeln in den gleichen Nahrungsnischen ersetzt zu werden.
Einen möglichen Grund sieht das Forscherteam in der Brutbiologie der
Sperlingsvögel, deren komplizierte Nestkonstruktionen das freie Nisten im
Geäst von Bäumen und Sträuchern ermöglichen.

"Möglicherweise brüteten die eozänen Vögel dagegen noch in Baumhöhlen.
Einen Hinweis auf ein unterschiedliches Brutverhalten könnte eventuell
auch der unterschiedliche Fußbau der fossilen Arten sein, die einen
Klammerfuß mit zwei nach hinten gedrehten Zehen aufweisen. Ein ähnlicher
Fußbau findet sich bei einigen heutigen Vögeln, die in Höhlen nisten,
beispielsweise Spechte oder Papageien", fasst Mayr die These zusammen.
Lance Gande, ein weiter Co-Autor der Studie, ergänzt: "Wir hoffen auf
weitere Fossilien, die uns helfen die bisher noch kaum verstanden frühe
Evolution der Sperlingsvögel besser zu verstehen."



Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und
zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen
erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200 Jahren. Diese integrative
"Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und
Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in
Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die
Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg
Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main
sowie vielen weiteren Partnern gefördert.

Mehr Informationen unter:

www.senckenberg.de.

Originalpublikation:

Daniel T. Ksepka, Lance Grande, Gerald Mayr (2019):

Oldest finch-beaked birds reveal parallel ecological radiations in the
earliest evolution of passerines.

Current Biology.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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ZOOLOGIE/1606: Sind sich Fische ihrer selbst bewusst? (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 07.02.2019

Sind sich Fische ihrer selbst bewusst?

Putzerfische scheinen sich selbst im Spiegel zu erkennen



Schimpansen, Delfine, Krähen und Elstern erkennen ihr Spiegelbild als
Abbild des eigenen Körpers. Bislang gilt dies als Anzeichen dafür, dass
diese Arten ein Bewusstsein von sich selbst besitzen. Wissenschaftler vom
Max-Planck-Institut für Ornithologie in Radolfzell und der Universität
Konstanz sowie der Osaka City University haben nun entdeckt, dass auch
Putzerfische auf ihr Spiegelbild reagieren und versuchen, Flecken auf
ihrem Körper zu entfernen, wenn sie diese im Spiegel sehen. Die Ergebnisse
deuten darauf hin, dass diese Fische deutlich höhere geistige Fähigkeiten
besitzen als bisher angenommen. Gleichzeitig stoßen sie eine Diskussion
darüber an, wie Wissenschaftler die Intelligenz von Lebewesen ermitteln
können, die vom Menschen so verschieden sind.

Beim klassischen Spiegeltest markieren Forscher das Gesicht oder andere
Stellen des Körpers eines Tieres mit Farbflecken. Um den Test zu bestehen,
müssen die Tiere die markierte Stelle genau in Augenschein nehmen oder
gezielt berühren.

Um zu überprüfen, ob Fische sich selbst im Spiegel erkennen können, haben
die Forscher die Reaktion von Putzerfischen (Labroides dimidiatus) auf
einen Spiegeltest untersucht. Putzerfische leben in den Ozeanen und
ernähren sich von Parasiten auf der Haut anderer Fische. Die
Wissenschaftler markierten die Fische an einer Stelle des Körpers, die
diese nur im Spiegel betrachten konnten. Der Test galt als bestanden, wenn
die Fische die markierte Stelle an einer Oberfläche reiben und so
versuchen, die Farbe zu entfernen.

Tatsächlich versuchten die Putzerfische, die Flecken auf ihrer Haut zu
entfernen. Versahen die Forscher die Tiere mit Flecken, gaben ihnen jedoch
keinen Spiegel, reagierten die Fische dagegen nicht darauf, ebenso wenig
wie auf transparente Markierungen, die im Spiegel nicht sichtbar waren.
Putzerfische versuchen zudem beim Anblick anderer markierter Artgenossen
nicht, vermeintliche Flecken an ihrem eigenen Körper zu entfernen. Auf
Flecken direkt auf dem Spiegel reagieren sie ebenfalls nicht. "Durch all
diese Beobachtungen können wir ausschließen, dass die Fische instinktiv
auf an Parasiten erinnernde Markierungen in ihrer Umwelt reagieren. Nur
der Anblick von Flecken auf der eigenen Haut stellt folglich für einen
Putzerfisch einen Reiz dar, auf den er reagiert. Damit erfüllt das
Verhalten der Putzerfische alle Kriterien für einen bestandenen
Spiegeltest", erklärt Alex Jordan vom Max-Planck-Institut für Ornithologie
und der Universität Konstanz.

Belegen die Ergebnisse nun, dass Putzerfische tatsächlich ein Bewusstsein
für das eigene Selbst besitzen - eine Eigenschaft die man bisher nur
einigen Säugetieren und Vögeln zuschreibt? Oder sind für das Bestehen
eines Spiegeltests andere Fähigkeiten nötig als bisher angenommen? "Unsere
Beobachtungen lassen nur wenig Zweifel, dass dieser Fisch mit seinem
Verhalten alle Kriterien für einen bestandenen Spiegeltest erfüllt.
Weniger klar ist dagegen, ob man daraus schließen kann, dass Fische sich
ihrer selbst bewusst sind - auch wenn in der Vergangenheit vielen Tieren
ein Selbst-Bewusstsein zugeschrieben worden ist, nachdem sie den
Spiegeltest bestanden hatten", sagt Jordan.

Das Argument, dass das Verhalten der Fische nicht eindeutig genug ist, um
von einem bestandenen Spiegeltest zu sprechen, würde die generelle
Glaubwürdigkeit des Spiegeltests in Frage stellen. Schließlich haben sich
die Putzerfische während des Tests ähnlich verhalten wie andere Tiere bei
gleichem Versuchsaufbau. "Die nahe liegende Erklärung ist, dass die Fische
zwar den Spiegeltest bestehen, sie sich aber nicht ihrer selbst bewusst
sind. Vielmehr erkennen sie ihr Spiegelbild als Abbild des eigenen
Körpers, verstehen jedoch nicht, was es bedeutet. Wir müssen also den
Spiegeltest kritisch hinterfragen und überlegen, ob er weiterhin als
Standard für den Selbst-Bewusstseins-Nachweis bei Tieren eingesetzt werden
sollte", sagt Jordan.


Originalpublikation:

Masanori Kohda, Hatta Takashi, Tmohiro Takeyama, Satoshi Awata, Hirokazu
Tanaka, Jun-ya Asai, Alex Jordan

Cleaner wrasse pass the mark test. What are the implications for
consciousness and self-awareness testing in animals?

PLOS Biology; 7 February, 2019

(DOI: 10.1101/397067)
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MELDUNG/307: Forschungsverbund "Maxwater" zum Thema Wasser initiiert (idw)


Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 08.02.2019

Forschungsverbund "Maxwater" zum Thema Wasser initiiert



Wasser spielt bei biologischen, technischen wie auch klimatischen
Vorgängen auf unserem Planeten eine große Rolle. In dem neu gegründeten
Forschungsverbund "Maxwater" zwischen verschiedenen Max-Planck-Instituten
und externen Partnern haben sich nun Forschungsgruppen unterschiedlicher
Disziplinen zusammengetan, um die molekularen Eigenschaften von Wasser
themenübergreifend zu studieren. Der Verbund wird von der
Max-Planck-Gesellschaft für die nächsten drei Jahre mit einer Summe von
3,6 Mio. Euro gefördert.

Wasser spielt in den unterschiedlichsten Fachdisziplinen eine große Rolle.
In der Biologie wird es als "Elixier des Lebens" bezeichnet, in der Chemie
ist es ein einzigartiges Lösungsmittel. In der Meteorologie ist ein
Verständnis der molekularen Eigenschaften von Wasser essentiell, um die
Bildung von Wolken zu beschreiben. Trotz der vielfältigen Bereiche, in
denen Wasser eine Rolle spielt, sind die genauen physikalischen und
chemischen Prozesse bei der Wechselwirkung von Wassermolekülen noch immer
Thema aktueller Forschung. Jüngst hat z. B. ein interdisziplinäres
Forscherteam um Prof. Mischa Bonn (Max-Planck-Institut für
Polymerforschung) die genauen Prozesse aufgedeckt, warum Eis rutschig ist.

Um Wasser fachdisziplinübergreifend zu studieren, wurde jüngst der
Forschungsverbund "Maxwater" innerhalb der Max-Planck-Gesellschaft
gegründet. Bei dem Verbund werden die experimentellen Möglichkeiten und
Expertisen unterschiedlicher Institute genutzt, um ein
themenübergreifendes molekulares Verständnis von Wasser zu entwickeln. Ein
solches Verständnis ist notwendig, um neue Technologien in Bereichen wie
z. B. Wasserreinigung oder Entsalzung zu entwickeln oder auch zuverlässige
Klimamodelle.

Das Max-Planck-Institut für Polymerforschung beteiligt sich innerhalb des
Arbeitskreises von Prof. Mischa Bonn mit einem Fokus auf spektroskopischen
Messungen von spezifischen Wassermolekülen an Grenzflächen, wobei
Technologien genutzt werden, die eine Zeitauflösung von einer millionstel
milliardstel Sekunde erlauben. Beim Max-Planck-Institut für Chemie wird
innerhalb der Abteilung von Prof. Jos Lelieveld an den chemischen, in der
Erdatmosphäre - wie z. B. an Eisoberflächen - ablaufenden Prozessen
geforscht, während beim Max-Planck-Institut für Kolloid- und
Grenzflächenforschung in der Abteilung von Prof. Peter Fratzl Wasser in
biologischen Materialien das zentrale Thema ist. Das Fritz-Haber-Institut
der Max-Planck-Gesellschaft in Berlin wird mit den Gruppen um Prof. Martin
Wolf und Prof. Gerard Meijer mit der spektroskopischen Untersuchung von
Wasseroberflächen beteiligt sein. Auf der theoretischen Seite wird der
Verbund durch das Max-Planck-Institut für Biophysik unterstützt, die
Computersimulation auf molekularer Ebene durchführen werden. Externe
Partner sind z. B. Prof. Roland Netz (FU Berlin), Prof. Peter Hamm (Uni
Zürich), Prof. Anders Nilsson (Uni Stockholm) sowie Prof. Sander Woutersen
(Uni Amsterdam).

"Wir sind stolz darauf, MaxWater zu gründen: Ein interdisziplinäres
Forschungsnetzwerk, um einige der essentiellen Fragen zum Thema Wasser zu
untersuchen", so Mischa Bonn bei dem Treffen zur Initiierung des Verbundes
am 10. Oktober.

Zwei erfolgreiche Nachfolgetreffen mit verschiedenen Gruppen von MaxWater
haben schon stattgefunden. Das Projekt wird von der Max-Planck-
Gesellschaft gefördert und nach drei Jahren evaluiert, wonach eine
Verlängerung und / oder Ausweitung möglich ist. Gefördert werden
Postdoktorandenstellen sowie Mittel für einen wissenschaftlichen
Austausch, Gelder für die Forschung selbst werden von den Instituten
bereit gestellt.




Weitere Informationen unter:

http://www.maxwater.mpg.de
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MELDUNG/204: Detaillierte Analyse der Veränderungen am antarktischen Eisschild (idw)


Technische Universität Dresden - 08.02.2019

Detaillierte Analyse der Veränderungen am antarktischen Eisschild

Antarktischer Eisschild: Neuartige Analyse von Satellitendaten zeigt
detailliert die Veränderungen der vergangenen 40 Jahre



Seit den späten 1970er-Jahren vermessen Satelliten die Oberfläche der
Ozeane und der großen eisbedeckten Gebiete der Erde. Ein
Wissenschaftlerteam unter Federführung der Professur für Geodätische
Erdsystemforschung der TU Dresden hat nun erstmals die Daten von sieben
sogenannten Altimetersatelliten zur Höhenmessung gemeinsam ausgewertet, um
die Veränderungen des Antarktischen Eisschildes über einen Zeitraum von 40
Jahren zu bestimmen.

Bisherige Studien hatten die einzelne Satellitenmissionen meist isoliert
voneinander betrachtet. Die Datensätze wurden nun miteinander kombiniert,
alte Messungen darüber hinaus mit modernen Methoden neu ausgewertet. In
einem aufwändigen Verfahren mussten die verschiedenen Radar- oder
Lasermessungen gegenseitig kalibriert und dabei die unterschiedlichen
Auflösungen der Sensoren berücksichtigt werden. Das Ergebnis sind nicht
nur deutlich mehr Details, sondern auch neue Erkenntnisse. Wie sich die
Höhe des Antarktischen Eisschildes verändert hat, können die Forscher nun
in einheitlichen Zeitreihen in monatlicher Auflösung betrachten. "Für den
Großteil des Eisschildes gehen sie bis 1992 zurück, für einen 500km
breiten Küstenstreifen, der bereits von den historischen Missionen
beobachtet wurde, sogar bis 1978", erklärt Ludwig Schröder, Doktorand und
Hauptautor der Studie. "So können nun langzeitige Entwicklungen besser von
Schwankungen zwischen unterschiedlichen Jahren, die beispielsweise mit dem
El-Niño-Phänomen verbunden waren, getrennt werden." Die Unterscheidung
zwischen kurzfristigen Wetterereignissen und der Klimaentwicklung ist
somit einfacher. Zudem erhalten Klimaforscher oder Glaziologen mit den
Zeitreihen eine wertvolle neue Forschungsgrundlage.

Die Messergebnisse können auch als Kontrolle für Klimamodelle verwendet
werden. "Besonders für die Zeit vor 1992 mussten sich Schätzungen von
Massenänderungen bisher auf Klimamodelle verlassen", sagt Prof. Martin
Horwath, Professor für Geodätische Erdsystemforschung an der TU Dresden.
"Wir sehen nun, dass die Modelle oft sehr gut mit den Messungen
zusammenpassen. Wo wir Diskrepanzen vorfinden, ist dies ein Anlass,
Modellannahmen zu hinterfragen." Überprüft wurden die Satellitenmessungen
unter anderem mit Höhenprofilen, die unter Beteiligung der TU Dresden auf
dem Eisschild gemessen wurden.

Doktorand Ludwig Schröder, Experte für die Messung und Analyse von
Eisoberflächenhöhen, sieht mit der Studie einen deutlichen
Eismassenverlust seit den 1990er-Jahren für den Antarktischen Eisschild
als Ganzes bestätigt. "Ursache dafür ist die Beschleunigung vieler
Ausflussgletscher, wie frühere Detailstudien bereits belegen. Die
Eismassenverluste betrugen im Zeitraum 1992 bis 2017 durchschnittlich 85
Milliarden Tonnen pro Jahr. Seit 2010 haben sich diese Verluste jedoch in
einigen Regionen stark beschleunigt, so dass wir für den Zeitraum 2010 bis
2017 deutlich größere Raten von 137 Milliarden Tonnen pro Jahr
beobachten." Eine Milliarde Tonnen entspricht der Masse von einem
Kubikkilometer Wasser.

Die Studie, an der neben der TU Dresden auch das Alfred-Wegener-Institut
für Polar- und Meeresforschung Helmholtz-Zentrum Bremerhaven sowie die
Universität Utrecht (Niederlande) beteiligt sind, wurde am 5. Februar 2019
im Fachblatt "The Cryosphere" veröffentlicht und durch die European
Geosciences Union als herausragender Artikel ("Highlight Article")
gelistet.


Originalpublikation:

https://www.the-cryosphere.net/13/427/2019
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1762: Grüne beantragen Aktuelle Stunde zu Nord Stream 2


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Februar 2019

Grüne beantragen Aktuelle Stunde zu Nord Stream 2



Die Grüne Bundestagsfraktion hat eine Aktuelle Stunde mit dem Titel
"Vereinbarkeit von Nord Stream 2 mit den Klima- und Energiezielen der
EU" beantragt. Hierzu erklärt Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische
Geschäftsführerin:

Das Pipeline-Projekt Nord Stream 2 war und ist sowohl europapolitisch
als auch energie- und klimapolitisch falsch. Die Bundesregierung hat
dieses hochproblematische Projekt in Brüssel zwar vorerst vor dem
kurzfristigen Ende bewahrt, doch die Bundesregierung sollte den
Tatsachen ins Auge schauen: Nord Stream 2 steht im Widerspruch zu den
Klimazielen und den Zielen der europäischen Energieunion und droht uns
auf Jahrzehnte an klimaschädliche fossile Energieträger zu binden.
Deutschland und Europa müssen unabhängiger von Russlands Gas werden
und eine echte europäische Energiewende vorantreiben, die auf
Erneuerbare setzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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GESUNDHEIT/1026: Das Schweigen brechen - Aktionswoche für Kinder aus Suchtfamilien


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Februar 2019

Das Schweigen brechen



Zur zehnten bundesweiten Aktionswoche für Kinder aus Suchtfamilien vom
10. bis 16. Februar erklären Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für
Jugendpolitik, und Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für
Gesundheitsförderung und Drogenpolitik:

Kinder aus Suchtfamilien haben keine Lobby. Sie sind auf die besondere
Unterstützung von Politik und Zivilgesellschaft angewiesen. Eigentlich
sollten Eltern auf ihre Kinder aufpassen. Bei Kindern aus
Suchtfamilien ist es oft andersrum: Die Kinder tragen die
Verantwortung und sie leiden im Verborgenen. Kinder psychisch kranker
Eltern sind jedoch nicht nur selbst von einem höheren Risiko für
psychische Erkrankungen betroffen, sondern sind gezwungen, auch
innerhalb der Familie Aufgaben zu übernehmen, die sonst Erwachsenen
obliegen.

Die Kinder haben zudem auch sehr stark unter der immer noch
vorherrschenden Stigmatisierung psychischer Erkrankungen und deren
Tabuisierung in der Gesellschaft zu leiden. Psychische und
insbesondere Sucht-Erkrankungen werden häufig in der Familie gehalten
und nach außen verheimlicht. Durch dieses "Schweigegebot" haben die
Kinder wenige Chancen auf Hilfe und Unterstützung.

Deshalb begrüßen wir diese Aktionswoche sehr, denn sie bricht das
Schweigen und leistet einen wichtigen Beitrag zur Enttabuisierung
psychischer Erkrankungen in der Gesellschaft. Aber es muss hier noch
mehr passieren. Die Bundesregierung muss endlich den einstimmigen
Bundestagsbeschluss vom Juni 2017 vollständig umsetzen: Hier fordern
wir unter anderem eine Aufklärungskampagne, die sowohl Betroffene als
auch die Gesamtbevölkerung über Beratungsangebote und
Therapiemöglichkeiten informiert und der Stigmatisierung psychisch
Erkrankter entgegengewirkt.

Darüber hinaus muss die interdisziplinär besetzte Arbeitsgruppe
substanzielle Vorschläge erarbeiten, um die Situation der betroffenen
Kinder und Jugendlichen nachhaltig, effektiv und passgenau zu
verbessern. Die zuständigen Bundesministerien - das Familien-, das
Arbeit- und Sozialministerium und das Gesundheitsministerium - sollten
alles daran setzen, die Arbeitsgruppe zu unterstützen und Lösungen auf
den Tisch zu legen, die die Situation dieser Kinder und ihrer Familien
nachhaltig verbessern. Ein weiteres Verschleppen und Hände in den
Schoß legen haben diese Kinder nicht verdient.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





GESUNDHEIT/1025: Pflege braucht endlich konsequente Reformen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Februar 2019

Pflege braucht endlich konsequente Reformen



Zur aktuellen Umfrage unter Pflegeheimen erklärt Kordula Schulz-Asche,
Sprecherin für Pflegepolitik:

Der Pflegenotstand wird immer offensichtlicher. Spahn hat viel Theater
gemacht, aber in der Praxis der Pflegenden und Gepflegten kommt nichts
an. Während die Zahl der Pflegebedürftigen weiter wächst, steigen
immer mehr Pflegefachkräfte selbst aus Altergründen oder wegen
Überlastung aus. Immer mehr Angehörige sind gezwungen, sich selbst
ohne professionelle Hilfe um ihre alten Eltern oder kranken Kinder zu
kümmern. Wenn wir diesen Trend nicht endlich stoppen, wird aus dem
Pflegenotstand die Pflegekatastrophe. Wir müssen die Langzeitpflege
endlich aufwerten.

Dazu gehören mehr Ausbildungsplätze und eine Ausbildungsreform mit
Fort- und Weiterentwicklungsmöglichkeiten auf europäischem Niveau.
Personal zu halten und zurückzugewinnen, gelingt mit einer guten
Bezahlung, vor allem aber mit besseren Arbeitsbedingungen,
Personalstandards und moderne Pflegekonzepte. Ohne Fachkräfte aus dem
Ausland wird die Krise nicht zu meistern sein. Es gilt, aus den
Erfahrungen der Vergangenheit zu lernen: bessere Unterstützung der
Fachkräfte hier und nicht zuletzt endlich ein Einwanderungsgesetz.

Gute Pflege kostet mehr Geld. Damit dürfen wir die Pflegebedürftigen
und ihre Familien nicht alleine lassen. Wir brauchen daher eine Reform
der Versicherung, die wie die Grüne Pflege-Bürgerversicherung, die
Lasten gerecht auf allen Schultern der Versicherten verteilt.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1934: SPD-Sozialstaatskonzept - Überfällig, aber mit deutlichen Lücken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Februar 2019

SPD-Sozialstaatskonzept: Überfällig, aber mit deutlichen Lücken



Zum SPD-Beschluss über ein Sozialstaats-Reformprogramm erklären Sven
Lehmann, Sprecher für Sozialpolitik, und Wolfgang Strengmann-Kuhn,
Sprecher für Arbeitsmarktpolitik:

"Das Vertrauen in unsere sozialen Sicherungssysteme muss wieder
gestärkt und Menschen in allen Lebenslagen endlich effektiv vor Armut
geschützt werden. Dass nun auch die SPD Vorschläge für eine Reform der
sozialen Sicherung auf den Tisch legt, ist gut und überfällig, auch
wenn ihr Konzept deutliche Lücken aufweist.

Vor allem fehlt der SPD offenbar der Wille zu einem klaren Schnitt mit
Hartz IV. Ein neues Etikett "Hartz IV heißt jetzt Bürgergeld" reicht
nicht. Viele Vorschläge sind neuverpackte Minimaländerungen, die
zentrale Ungerechtigkeiten in der Grundsicherung ignorieren. Wer an
Sanktionen unter das Existenzminimum festhält, nimmt soziale Härten
wie Wohnungslosigkeit und Stromsperren in Kauf. Sanktionen machen
Menschen erpressbar und sind ein Grund für den prekären
Niedriglohnsektor.

Dass der Regelsatz in der Grundsicherung nicht steigen soll, ist
ebenfalls völlig inakzeptabel. Der jetzige Regelsatz ist politisch
kleingerechnet und nicht armutsfest. Nach Berechnungen aus
Wissenschaft und Verbänden müsste er deutlich höher liegen, um ein
Leben in Würde zu ermöglichen.

Es ist richtig, für einen höheren Mindestlohn, für bessere
Tarifbindung und gegen ein Ausufern der Minijobs zu einzutreten. Damit
unsere sozialen Sicherungssysteme wirklich ein Leben in Würde
garantieren, braucht es aber konkrete Maßnahmen auch für Menschen, die
jetzt arm sind. Teilhabe ist für jede und jeden ein Grundrecht.

Wir Grüne wollen Hartz IV überwinden und eine sanktionsfreie
Garantiesicherung schaffen, die Teilhabe in allen Lebenslagen
ermöglicht und die dafür sorgt, dass Hinzuverdienst immer belohnt
wird. Und Menschen sollen ein individuelles Recht auf Weiterbildung
bekommen. Angesichts der sich verändernden Arbeitswelt muss der
Sozialstaat sein Sicherungsversprechen erneuern. Das geht nur als
Partner auf Augenhöhe.

Wir Grüne treten schon lange für eine Kindergrundsicherung ein, die
automatisch und unbürokratisch allen Kindern zugute kommt und damit
gerade ärmere Familien stärkt. Auch die SPD-Grundrente ähnelt sehr der
Grünen Garantierente. Der SPD-Beschluss zeigt aber auch deutliche
Lücken. So fehlt bei der Grundrente die Perspektive Bürgerversicherung
und bei der Arbeitslosenversicherung wäre eine Verbesserung des
Zugangs wichtiger als die Verlängerung der Bezugsdauer."
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2859: Müllers Lieferkettengesetz - Jetzt auch liefern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. Februar 2019

Müllers Lieferkettengesetz: Jetzt auch liefern



Zum von Entwicklungsminister Müller vorgelegten Gesetzesvorschlag für
ein Lieferkettengesetz erklärt Uwe Kekeritz, Sprecher für
Entwicklungspolitik:

Es ist begrüßenswert, dass Minister Müller die Unternehmen jetzt
endlich auch rechtlich in die Pflicht nehmen will. Jetzt muss er aber
auch liefern. Sein Vorstoß zeigt auch: Nicht einmal der Minister
selbst glaubt noch daran, dass mit dem Prinzip Freiwilligkeit und
rhetorischen Appellen echte Fortschritte zu erzielen sind. Sowohl sein
vor fünf Jahren mit großem Tam-Tam gegründetes Textilbündnis als auch
der unverbindliche Nationale Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte
haben es nicht geschafft, einen nennenswerten Fortschritt beim
Menschenrechtsschutz in der globalen Wirtschaft zu erreichen.

Bisher hat die Bundesregierung gesetzliche Regelungen seit Jahren
abgelehnt. Mehr noch: Auf europäischer und internationaler Ebene steht
die Bundesregierung auf der Bremse, wenn es darum geht, verbindliche
Regeln zur Einhaltung der Menschenrechte in den internationalen
Lieferketten zu erlassen.

Nun muss sich zeigen, ob der Entwicklungsminister auch den Rest der
Bundesregierung überzeugen kann. Bislang hat es Müller nicht geschafft
in der Regierung Bündnisse zu schmieden und sich am Kabinettstisch
durchzusetzen. In den vergangenen Jahren gab es etliche
vielversprechende Ankündigungen aus dem Entwicklungsministerium. An
der Umsetzung haperte es dann aber gewaltig. Der Gesetzesentwurf
könnte Müllers erster Schritt vom Ankündigungsminister zum Anpacker
werden.

Hintergrund:

Die Grüne Bundestagsfraktion hat bereits vor Jahren konkrete
Vorschläge für die gesetzliche Verankerung menschenrechtlicher
Sorgfaltsplichten gemacht und aufgezeigt, wie darüber durch
verbesserte Transparenz und wirksame Sanktionen der
Menschenrechtsschutz in den globalen Lieferketten verbessert werden
kann.
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SOZIALES/1954: Keine Rolle rückwärts zum Fürsorgestaat


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. Februar 2019

Keine Rolle rückwärts zum Fürsorgestaat



Zu den jüngsten sozialpolitischen Vorschlägen der SPD erklärt der
arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Peter Weiß:

"Die SPD ist mit ihren jüngsten sozialpolitischen Vorschlägen auf dem
Weg in die Vergangenheit und nicht in die Zukunft. Zukunftsfähig ist
ein aktivierender Sozialstaat und nicht eine Rolle rückwärts zum
Fürsorgestaat. In einer Zeit, in der Deutschland auf dem Weg zur
Vollbeschäftigung ist, sie in einigen Bundesländern bereits erreicht
wurde und vielfach Fachkräfte gesucht werden, macht eine Verlängerung
der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld I keinen Sinn. Tatsächlich
beträgt aktuell die durchschnittliche Bezugsdauer nur noch 134 Tage!
Das "Arbeitslosengeld Q" lehnen wir ebenfalls weiterhin ab.

Gleichwohl nehmen wir die Sorgen der Menschen vor den
Herausforderungen der Digitalisierung ernst. CDU und CSU haben
deshalb gemeinsam mit dem Koalitionspartner das
Qualifizierungschancengesetz beschlossen, das erstmalig die
Weiterbildungsförderung für beschäftigte Arbeitnehmer ermöglicht. Wir
wollen nicht warten, bis Menschen arbeitslos werden, sondern
rechtzeitig dafür sorgen, dass sie durch qualifizierte Weiterbildung
gute Arbeitsplätze behalten.

Schließlich würde das SPD-Konzept eines 'anrechnungsfreien
Bürgergeldes' für zwei Jahre Fehlanreize für eine Frühverrentung
schaffen, die in einer älter werdenden Gesellschaft kontraproduktiv
sind. Weniger Bürokratie und mehr Hilfe im Behördendickicht halten
wir hingegen für den richtigen Ansatz. Ein solcher Ansatz klingt
überzeugend, wird aber noch einige Anstrengungen erfordern, um
erfolgreich umgesetzt zu werden."
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ARBEIT/1852: Beim Kündigungsschutz darf es keinen Systemwechsel geben


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Februar 2019

Beim Kündigungsschutz darf es keinen Systemwechsel geben



"Die Bundesregierung muss diesen Unsinn sein lassen. Der
Kündigungsschutz ist ein Schutzrecht ohne Wenn und Aber. Er darf unter
keinen Umständen geschliffen werden. Hier den Brexit als Vorwand zu
benutzen, ist durchschaubar und dreist", erklärt Jutta Krellmann,
Sprecherin für Mitbestimmung und Arbeit der Fraktion DIE LINKE,
anlässlich des Gesetzesentwurfs der Bundesregierung zum
Brexit-Steuerbegleitgesetz, das vorsieht, den Kündigungsschutz für
sogenannte Risikoträger in der Finanzbranche zu lockern. Krellmann
weiter:

"Beim Kündigungsschutz darf es keinen Systemwechsel geben. Als LINKE
stehen wir hier eindeutig auf Seiten der Beschäftigten und ihrer
Gewerkschaften. Es geht nicht um Banker oder nicht Banker - es geht
ums Prinzip. Der Kündigungsschutz wurde schon gelockert und gilt
ohnehin nicht uneingeschränkt für Betriebe jeder Größe. Jetzt geht es
um die Einschränkung über die Verdienstgrenze. Das ist ein weiterer
Schritt zur Schwächung der Schutzrechte von Arbeitnehmern. Das gilt es
unbedingt zu verhindern."

 * 
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1831: Bundespräsident Steinmeier muss in Kolumbien Umsetzung des Friedensabkommens einfordern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Februar 2019

Bundespräsident Steinmeier muss in Kolumbien Umsetzung des Friedensabkommens einfordern



"Ich hoffe, dass Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier bei seiner
Kolumbien-Reise diese Woche das drohende Scheitern des
Friedensprozesses zwischen Regierung und Guerillagruppen auf die
Agenda setzt und von Staatschef Iván Duque eine Umsetzung statt
Aufweichung des Friedensabkommens einfordert. Auch die weiter
zunehmenden Morde an Oppositionellen und sozialen Aktivistinnen und
Aktivisten sollten bei den Gesprächen in Bogotá zur Sprache kommen,
die Sicherheitsgarantien des Staates müssen erfüllt werden, nicht nur
auf dem Papier", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Deutschland hat sich in diesem Friedensprozess politisch und
finanziell sehr eingebracht und daher auch eine besondere
Verantwortung dafür, dass dieser nicht scheitert. Die Forderungen der
kolumbianischen Regierung an Kuba, die Verhandlungsdelegation der
ELN-Guerillaorganisation nach dem einseitigen Abbruch der Gespräche
auszuliefern, ist von der Bundesregierung zu Recht zurückgewiesen
worden. Bundespräsident Steinmeier muss klarmachen, dass ein solches
rechtswidriges und in mehrerlei Hinsicht friedensgefährdendes
Verhalten auch gegen UN-Vereinbarungen verstößt und damit auch das
Vertrauen für zukünftige Friedensverhandlungen weltweit auf dem Spiel
steht.

Zudem müssen die Morde an 120 Oppositionellen, sozialen Aktivistinnen
und Aktivisten, Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern und
ehemaligen Farc-Mitgliedern seit Amtsantritt von Präsident Duque
dringend aufgeklärt werden. Ich hoffe, dass Bundespräsident Steinmeier
bei seinen Gesprächen in Kolumbien deutlich macht, dass der
kolumbianische Staat nach dem Ende des militärischen Konfliktes mit
der Guerilla in der Pflicht steht, gegen das Erstarken
rechtsgerichteter Paramilitärs vorzugehen und alle Bürgerinnen und
Bürger gleichsam zu schützen."
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





GESUNDHEIT/1082: Benachteiligung und Stigmatisierung von Kindern aus Suchtfamilien überwinden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Februar 2019

Benachteiligung und Stigmatisierung von Kindern aus Suchtfamilien überwinden



"Es ist ein Skandal, dass kaum bekannt ist, dass deutschlandweit etwa
drei Millionen Kinder und Jugendliche mit mindestens einem alkohol-
oder drogenkranken Elternteil aufwachsen, und politisch viel zu wenig
dagegen getan wird", erklärt Niema Movassat, drogenpolitische Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der zehnten bundesweiten
Aktionswoche für Kinder aus Suchtfamilien. Movassat weiter:

"Alkoholsucht und andere Drogensüchte sind ernstzunehmende
Erkrankungen. Doch nicht nur die Erwachsenen brauchen Hilfe. Kinder,
die mit suchtkranken Elternteilen aufwachsen, stehen unter großem
Leidensdruck. Eine unbeschwerte Kindheit ist nicht möglich. Viele
Kinder haben keinen Zugang zu Hilfsangeboten, weil ihre Situation
tabuisiert ist und daher oftmals nicht erkannt wird. Wir brauchen
dringend suchtspezifische Schulungen für Pädagogen, eine sichere
Finanzierung von Hilfsangeboten und Aufklärungsmaßnahmen zur
Enttabuisierung der Suchtproblematik. Ich fordere die Bundesregierung
auf, endlich für diese Kinder gesetzlich einen eigenständigen
Rechtanspruch auf Hilfe zu verankern."
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SICHERHEIT/1928: Rekrutierung Minderjähriger bei der Bundeswehr stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. Februar 2019

Rekrutierung Minderjähriger bei der Bundeswehr stoppen



"Eine Viertelmillion Kindersoldaten weltweit sind eine Viertelmillion
zu viel", erklärt Norbert Müller, kinder- und jugendpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die heute vom Deutschen
Bündnis Kindersoldaten vorgestellte Studie "Why 18 matters - eine
Analyse der Rekrutierung von Kindern". Norbert Müller weiter:

"Die Bundesregierung muss ihre Verantwortung ernst nehmen und die
Rekrutierung Minderjähriger bei der Bundeswehr endlich beenden.
Deutschland hat nicht nur als aktuelles Mitglied des
UN-Sicherheitsrates eine besondere Vorbildfunktion. NGOs haben in der
Vergangenheit immer wieder darauf hingewiesen, dass die
Demobilisierung von Kindersoldaten durch die Tatsache erschwert wird,
dass sowohl in Großbritannien und den USA als auch in Deutschland
Minderjährige für die nationalen Streitkräfte rekrutiert werden - auch
wenn sie nicht an Kampfhandlungen teilnehmen dürfen.

Die Bundesregierung hat in der Vergangenheit immer wieder darauf
verwiesen, dass es sich bei der Rekrutierung Minderjähriger um eine
Ausnahme handele. Mittlerweile ist aber fast jeder elfte neue Rekrut
noch nicht volljährig. Seit dem Aussetzen der Wehrpflicht 2011 wurden
bereits über 10.000 Minderjährige für die Bundeswehr rekrutiert. Das
zeigt: Die Rekrutierung Minderjähriger ist keine Ausnahme, sondern
längst Regelfall. DIE LINKE wird daher am Donnerstag im Bundestag
einen Antrag zum sofortigen Stopp der Rekrutierung von Minderjährigen
durch die Bundeswehr zur Abstimmung stellen."

 * 
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SOZIALES/2589: Neuer SPD-Sozialstaat - Leider keine Abkehr vom Repressionssystem Hartz IV


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 11. Februar 2019

Neuer SPD-Sozialstaat: Leider keine Abkehr vom Repressionssystem Hartz IV



Zur Diskussion über das SPD-Konzept "Ein neuer Sozialstaat für eine
neue Zeit" erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

In diesem Papier gibt es Licht und Schatten, aber leider keine Abkehr
vom Hartz IV-Sanktionssystem: Wenn es um "partnerschaftliche
Arbeitszeitmodelle", das "Recht auf Nichterreichbarkeit" und den Kampf
gegen die Ausbeutung von Solo-Selbstständige geht, dann fallen in
diesem Papier Formulierungen auf der Höhe der Zeit. Wenn es jedoch um
die Rechte von Hartz IV-Betroffenen geht, dann bleibt dieses Papier im
dunklen Zeitalter der Hartz IV-Repression verhaftet. Die viel zu
niedrigen Hartz IV-Regelsätze sollen nicht erhöht werden. Das
Konstrukt Bedarfsgemeinschaft bleibt unangetastet. Damit werden
Menschen weiterhin gezielt in Armut und Existenzangst gehalten.

Die Formulierung, dass "sinnwidrige und unwürdige Sanktionen"
abgeschafft gehören, kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass die SPD
grundsätzlich am Sanktionsrecht festhalten will. Damit hängt weiterhin
das Damoklesschwert der Existenzangst über jedem Menschen, der auf
Hartz IV-Leistungen angewiesen ist. Damit wird das System der Angst
fortgeschrieben. Ein wirklicher Abschied vom Hartz IV-System müsste
aber genau dort ansetzen: Schluss mit den Armutsregelsätzen und
Schluss mit den Hartz IV-Sanktionen.

Die niedrigen Regelsätze, die Sanktionen und das Konstrukt der
Bedarfsgemeinschaft sind der Kern des Repressionssystems Hartz IV.
Weil diese nicht angetastet werden bleibt die SPD leider hinter ihren
selbstgesteckten Anforderungen zurück. Denn der Sozialstaat soll laut
Papier eigentlich für alle "ohne Hürden zugänglich" und Unterstützung
"niemals als Stigma" gelten. Deshalb entpuppt sich das Gerede von
"Augenhöhe" und "Partnerschaftlichkeit" im Papier leider als reine
Rhetorik, die in der Praxis niemanden wirklich helfen wird.
Wohlklingende Rhetorik bezahlt keine Rechnungen.
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BUNDESTAG/8016: Heute im Bundestag Nr. 150 - 11.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 150

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 11. Februar 2019, Redaktionsschluss: 15.28 Uhr

1. Kein Wettbewerb im Schienenfernverkehr

2. Zusagen für Diesel-Umtauschaktionen

3. Keine Zahlungen wegen WLTP-Abgastest

4. Politisch rechts motivierte Tötungsdelikte

5. Studien zu Drogenkonsum bei Flüchtlingen

6. Online-Strategie in der Drogenarbeit



1. Kein Wettbewerb im Schienenfernverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Während im Bereich des Schienenpersonenfernverkehrs
(SPFV) nach Aussage der Bundesregierung seit der Bahnreform bislang
kein signifikanter Wettbewerb entstanden ist, hat sich der Wettbewerb
im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) in Deutschland, für den die
Länder zuständig sind, positiv entwickelt. Das geht aus der Antwort
der Regierung (19/7481) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/6474) hervor. Bezüglich des Wettbewerbs im Schienengüterverkehr
heißt es in der Antwort: "Der in den vergangenen Jahren stetig
gewachsene Marktanteil von privaten Eisenbahnverkehrsunternehmen ist
konsistent mit einem verbesserten Wettbewerb im Schienengüterverkehr."

Gründe für den nicht vorhandenen Wettbewerb im SPFV sind laut
Bundesregierung die hohen erforderlichen Investitionen in geeignete
Fahrzeuge in Verbindung mit Sicherheit beim Infrastrukturzugang. Das
sei ein Ergebnis der "Marktuntersuchung Eisenbahnen 2018" der
Bundesnetzagentur.

Eine Trennung von Netz und Betrieb bei der Bahn lehnt die
Bundesregierung ab. Die Koalitionsparteien CDU, CSU und SPD hätten im
Koalitionsvertrag vereinbart, am integrierten Konzern Deutsche Bahn AG
festzuhalten, heißt es in der Vorlage.

Aus Sicht der Bundesregierung gewährt das Eisenbahnregulierungsgesetz
den Zugangsberechtigten einen Zugang zu Eisenbahnanlagen und zu
Serviceeinrichtungen zu "angemessenen, nichtdiskriminierenden und
transparenten Bedingungen". Es enthalte zudem Vorgaben zur
Unabhängigkeit des Betreibers der Schienenwege. "Die Bundesnetzagentur
wacht als zuständige Regulierungsbehörde über die Einhaltung der
Vorgaben des Eisenbahnregulierungsgesetzes", heißt es in der Antwort.

 * 

2. Zusagen für Diesel-Umtauschaktionen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Auto-Hersteller BMW, Daimler und VW haben
gegenüber der Bundesregierung Zusagen gemacht, Umtauschaktionen im
Sinne des Dieselkonzepts durchzuführen. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/7449) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/6999) hervor. Die Höhe der Umstiegsprämien könne den
Internetpräsenzen der Hersteller entnommen werden, heißt es in der
Antwort.

Was die Kosten für eine Hardware-Nachrüstung angeht, so haben nach
Aussage der Regierung Daimler und VW die hundertprozentige Übernahme
der Kosten für eine Hardware-Nachrüstung von Diesel-Pkw bis zu einer
Höhe von 3.000 Euro zugesagt. BMW habe seinen Kunden 3.000 Euro für
weitere Mobilitätsangebote zugesagt, heißt es in der Antwort. Mit den
internationalen Herstellern würden diesbezüglich Gespräche laufen.

 * 

3. Keine Zahlungen wegen WLTP-Abgastest

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Zu der von der AfD-Fraktion aufgeworfenen Frage, ob
es einen Zusammenhang gibt zwischen der Einführung der neuen
WLTP-Abgastests ab dem 1. September 2018, der zu realitätsnäheren
Angaben bei Verbrauch und Schadstoffausstoß von Autos führen soll, und
dem "Einbruch der Automobilproduktion" liegen der Bundesregierung nach
eigener Aussage keine eigenen Erkenntnisse vor. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/7450) auf die Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/7150) hervor.

Laut der Antwort sind seitens der Bundesregierung keine
Ausgleichszahlungen an betroffene deutsche Automobilkonzerne geplant,
um die mit der Einführung der neuen WLTP-Abgastests entstehenden
Kosten abzudämpfen. Auch plane die Bundesregierung keine
Übergangsregelungen für den deutschen Markt, damit nach den bisherigen
Tests produzierte Fahrzeuge rechtssicher abverkauft werden können.

 * 

4. Politisch rechts motivierte Tötungsdelikte

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vergangenen Jahr sind im Rahmen des
"Kriminalpolizeilichen Meldedienstes in Fällen Politisch Motivierter
Kriminalität" (KPMD-PMK) mit Stichtag 1. Januar 2019 bundesweit ein
vollendetes und sechs versuchte politisch rechts motivierte
Tötungsdelikte gemeldet worden. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/7379) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/6958) hervor. Wie die Bundesregierung zugleich ausführt,
sind die Fallzahlen der "Politisch Motivierten Kriminalität" aus dem
Jahr 2018 "durch Nach-/Änderungsmeldungen der Länder noch
Veränderungen unterworfen und haben damit vorläufigen Charakter".

 * 

5. Studien zu Drogenkonsum bei Flüchtlingen

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Im Zusammenhang mit dem Drogenkonsum von Flüchtlingen
hat die Bundesregierung in den vergangenen Jahren einige Studien in
Auftrag gegeben. 2018 habe das Bundesgesundheitsministerium (BMG) ein
Institut damit beauftragt, einen Überblick über die rechtlichen
Rahmenbedingungen für die Behandlung drogenabhängiger Flüchtlinge zu
erstellen, heißt es in der Antwort (19/7485) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/7051) der AfD-Fraktion.

Um systematische Erkenntnisse zum Drogenkonsum, der Nutzung von
Hilfsangeboten, konsumierten Substanzen und der Art des Konsums zu
erhalten, fördert das BMG zudem ein Projekt zu "Lebenssituationen von
erwachsenen Geflüchteten in Deutschland" (LOGIN), das noch bis 2020
laufe.

Im Forschungsverbund "Prävention und Behandlung von Suchterkrankungen
bei Geflüchteten" (PREPARE) werde, aufbauend auf einer systematischen
Datenerhebung und -analyse, ein neues diagnostisches Instrument
entwickelt, mit dem Drogenprobleme bei Flüchtlingen erfasst werden
könnten.

Zudem solle eine neuer Präventionsansatz bei jungen Flüchtlingen mit
problematischem Cannabis- und Alkoholkonsum erprobt werden.
Schließlich werde auch eine neue psychotherapeutische Methode zur
Behandlung von Suchterkrankungen bei traumatisierten Personen
entwickelt und geprüft, ob diese bei Flüchtlingen wirksam sei.

 * 

6. Online-Strategie in der Drogenarbeit

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Online-Strategie der Bundesregierung in der
Drogen- und Suchtarbeit ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/7533) der
FDP-Fraktion. In ihrem Drogen- und Suchtbericht 2018 führe die
Regierung viele Online-Portale von Einrichtungen und Kampagnen auf.
Bei einigen Angeboten sei aber unklar, welche Reichweite sie hätten.

Die Abgeordneten wollen nun wissen, welche Webangebote im Bereich der
Drogen- und Suchtarbeit sowie Prävention von der Bundesregierung
betrieben werden und welchen Projekten diese jeweils zugeordnet sind.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8015: Heute im Bundestag Nr. 149 - 11.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 149

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 11. Februar 2019, Redaktionsschluss: 14.33 Uhr

1. VN-Resolutionen mit Bezug auf Israel

2. 15,4 Millionen Deutschlernende weltweit

3. Menschenrechtslage in Deutschland

4. Jahresbericht des Menschenrechtsinstituts

5. Deutsche humanitäre Hilfe im Ausland



1. VN-Resolutionen mit Bezug auf Israel

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion macht sich für eine Neuausrichtung
des deutschen und europäischen Abstimmungsverhaltens in Bezug auf
Israel bei den Vereinten Nationen (VN) stark. Mit Israel werde die
einzige Demokratie im Nahen Osten in verschiedenen VN-Gremien um ein
Vielfaches häufiger für teils unterstellte Regelbrüche und
Menschenrechtsverletzungen verurteilt als autoritäre Regime in der
Region oder weltweit, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/7560). "Deutschland und die Mitgliedsstaaten der Europäischen
Union unterstützen diesen gegen Israel gerichteten Kurs häufig durch
Zustimmung zu den einschlägigen VN-Resolutionen."

Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich "klar von einseitigen,
vorrangig politisch motivierten Initiativen und Allianzen
anti-israelisch eingestellter VN-Mitgliedsstaaten zu distanzieren und
Israel und legitime Interessen Israels vor einseitigen Verurteilungen
zu schützen". Das bisherige deutsche Abstimmungsverhalten müsse in
diesem Zusammenhang hinterfragt und gegebenenfalls geändert werden.
Die Bundesregierung solle zudem jenen politischen Kräften im Nahen und
Mittleren Osten entgegenwirken, die das Existenzrecht Israels mit
teils aggressiver Rhetorik in Frage stellen oder die Sicherheit
Israels offen bedrohen würden. Delegitimierungsversuchen gegenüber dem
Staat Israel entgegenzutreten schließt aus Sicht der FDP-Fraktion die
legitime, sachgerechte Kritik an der israelischen Regierung nicht aus.

 * 

2. 15,4 Millionen Deutschlernende weltweit

Auswärtiges/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Einschränkungen von Freiräumen für Meinung,
Wissenschaft und Künste, zunehmende Renationalisierungstendenzen und
eine abnehmende Begeisterung für den europäischen Gedanken sind im
Jahr 2017 zentrale Herausforderungen für die Auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik (AKBP) gewesen. Das geht aus dem als Unterrichtung
(19/7225) vorliegenden 21. AKBP-Bericht der Bundesregierung hervor.
Schwerpunkte waren demnach unter anderem der Einsatz für die Freiheit
von Kunst und Wissenschaft, die Stärkung der europäischen
Zusammenarbeit, der Schutz des kulturellen Erbes und die strategische
Fortentwicklung der Auslandskommunikation.

Die finanziellen Mittel für die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik
beliefen sich 2017 laut Bericht auf insgesamt 1,849 Milliarden Euro.
Davon entfielen 923,8 Millionen Euro allein auf Kapitel 0504 im Etat
das Auswärtigen Amtes - die Pflege kultureller Beziehungen zum Ausland

Der Bericht verweist zudem auf ein nach wie vor hohes Interesse an der
deutschen Sprache weltweit. "Mit den hauptsächlich jungen
Deutschlernenden - derzeit 15,4 Millionen weltweit, davon 87 Prozent
an Schulen - gewinnt Deutschland für die Zukunft Partner in Politik,
Wirtschaft, Wissenschaft, Bildung, Kultur und Forschung, die
Deutschland nahestehen." Mit 9,4 Millionen Deutschlernern liege ein
Schwerpunkt von Deutsch als Fremdsprache (DaF) in den Ländern der
ehemaligen GUS (Gemeinschaft Unabhängiger Staaten) und Europas mit den
meisten Schülern in Polen und Russland. Gleichzeitig steige die
Nachfrage nach Deutsch als Fremdsprache in Schwellenländern
Lateinamerikas, Nord- und Subsahara-Afrikas, des Nahen und Mittleren
Ostens und Süd- und Südostasiens. "Hier gehen die gute wirtschaftliche
Entwicklung, die Zunahme deutscher Investitionen und ein steigendes
Interesse an Deutschland Hand in Hand." Allerdings setze der
zunehmende, weltweite Deutschlehrermangel dem Aufwuchs von
Sprachlernangeboten oftmals Grenzen.

 * 

3. Menschenrechtslage in Deutschland

Menschenrechte/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Themenfelder Rassismus und Frauenrechte haben im
vergangenen Jahr beim Allgemeinen Periodischen Überprüfungsverfahren
Deutschlands im UN-Menschenrechtsrat im Mittelpunkt gestanden. Das
geht aus dem Bericht über die Entwicklung der Menschenrechtssituation
in Deutschland im Zeitraum Juli 2017 bis Juni 2018 hervor, den das
Deutsche Institut für Menschenrechte als Unterrichtung vorgelegt hat
(19/6493).

Nach den Empfehlungen anderer Staaten im Überprüfungsverfahren solle
Deutschland den Schutz gegen rassistische Diskriminierung und Gewalt
sowie gegen rassistische Hassrede weiter prioritär verfolgen und
insbesondere auch Maßnahmen gegen "racial profiling" durch die Polizei
ergreifen. Es müsse zudem mehr für Lohngleichheit zwischen Männern und
Frauen getan werden sowie für die Möglichkeiten für Frauen, in
politische und privatwirtschaftliche Führungspositionen zu kommen.
Außerdem müsse geschlechtsspezifische Gewalt in Deutschland stärker
bekämpft werden. Die Bundesregierung habe sich in ihrer Stellungnahme
vor dem Menschenrechtsrat von den insgesamt 259 Empfehlungen 209 zu
eigen gemacht und sich somit politisch verpflichtet, in den kommenden
Jahren für deren Umsetzung zu sorgen.

Weitere Schwerpunkte des Berichts des Menschenrechtsinstituts beziehen
sich auf die Situation von Arbeitsmigranten und Fälle schwerer
Arbeitsausbeutung in Deutschland sowie auf Zwangsmaßnahmen in
psychiatrischen Einrichtungen. Verbesserungsbedarf sieht das Institut
zudem bei der Genehmigungspraxis der Bundesregierung für
Waffenexporte: Bei der Genehmigung von Rüstungsexporten nach
Saudi-Arabien und in die Vereinigten Arabischen Emirate seit deren
Eintritt in den Jemen-Konflikt 2015 werde deutlich, wie problematisch
die Intransparenz der Entscheidungsverfahren sei. "Quellen
internationaler Organisationen, wissenschaftliche Studien und Berichte
zivilgesellschaftlicher Menschenrechtsorganisationen zeigen, dass
Exporte nach Saudi-Arabien und die VAE nicht im Einklang mit den
Bestimmungen der Politischen Grundsätzen standen: In beiden Ländern
werden die Menschenrechte systematisch verletzt, beide sind seit 2015
in einen bewaffneten Konflikt verwickelt und weder Saudi-Arabien noch
die VAE erfüllen ihre Verpflichtungen aus dem humanitären Völkerrecht,
wie etwa die Vermeidung beziehungsweise Aufklärung von
Militärschlägen, denen Zivilpersonen zum Opfer gefallen sind", heißt
es im Bericht des Menschenrechtsinstituts. Dennoch habe die
Bundesregierung weiter Rüstungsexportgenehmigungen erteilt.

Fortschritte vermerkt das Institut hingegen beim Wahlrecht in
Deutschland: Nach Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein
hätten nun drei weitere Bundesländer - Bremen, Hamburg und
Brandenburg - die Wahlrechtsausschlüsse für Menschen, die unter
dauerhafter Betreuung in allen Angelegenheiten stehen, entsprechend
der UN-Behindertenrechtskonvention aufgehoben. Auch die Ausschlüsse
von schuldunfähigen Straftätern, die sich auf richterliche Anordnung
in einem psychiatrischen Krankenhaus befinden, seien - soweit noch
vorhanden - aufgehoben worden.

 * 

4. Jahresbericht des Menschenrechtsinstituts

Menschenrechte/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Die Bekämpfung rassistischer Hassreden, die
Umsetzung des Rechts auf selbstbestimmte Lebensführung für Menschen
mit Behinderung und die Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt sind
die Schwerpunkte der Arbeit des Deutschen Instituts für Menschenrechte
(DIMR) im Jahr 2017 gewesen. Das geht aus dem als Unterrichtung
vorliegendem Jahresbericht des Instituts hervor (19/6492). Der Bericht
enthält zudem eine Übersicht zur Jahresrechnung des Instituts: Demnach
hatte es 2017 Einnahmen in Höhe von 5,62 Millionen Euro, davon 2,66
Millionen Euro als Zuwendungen des Bundes, 1,28 Millionen Euro aus
vermischten Einnahmen sowie 1,68 Millionen Euro aus Drittmitteln des
Bundes und der Länder.

Zu den größeren Ausgabeposten gehören den Angaben zufolge "Aufträge
Dritter/Drittmittelprojekte Internationale Menschenrechtspolitik"
(1,13 Millionen Euro), "Menschenrechtspolitik Inland/Europa" (0,49
Millionen Euro) sowie Kommunikation (0,42 Millionen Euro). Die
Monitoring-Stelle zur UN-Behindertenrechtskonvention schlägt mit rund
0,4 Millionen Euro zu Buche, die Verwaltungskosten/Gemeinkosten für
das Institut werden mit rund 0,99 Millionen Euro angegeben.

 * 

5. Deutsche humanitäre Hilfe im Ausland

Menschenrechte/Unterrichtung

Berlin: (hib/AHE) Deutschland hat sich im Jahre 2017 zum weltweit
zweitgrößten bilateralen Geber humanitärer Hilfe entwickelt. Das geht
aus dem als Unterrichtung vorliegenden Bericht der Bundesregierung
über die deutsche humanitäre Hilfe im Ausland in den Jahren 2014 bis
2017 hervor (19/5720). Demnach seien die Mittel für humanitäre Hilfe
von 416 Millionen Euro im Jahre 2014 auf 1,76 Milliarden Euro im Jahr
2017 gestiegen. Regionale Schwerpunkte der deutschen humanitären Hilfe
seien der Nahe Osten und Afrika, wobei die Syrien-Krise sowie die
Hungerkrisen in Afrika besonders im Fokus stehen würden. Besondere
Aufmerksamkeit würde der humanitären Hilfe in Flucht- und
Vertreibungssituationen geschenkt. Daneben blieben humanitäre
Katastrophenvorsorge sowie humanitäres Minen- und Kampfmittelräumen
wichtige Schwerpunkte des deutschen Engagements.

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass der weltweite humanitäre
Bedarf seit 2014 stark gewachsen und zugleich die Finanzierungslücke
im Hilfssystem der Vereinten Nationen (VN) größer geworden sei. So sei
der von den VN ermittelte Bedarf von 16,8 Milliarden US-Dollar (2014)
auf 23,5 Milliarden US-Dollar (2017) angestiegen. Zum Ende des
Berichtszeitraums seien 135,7 Millionen Menschen weltweit auf
humanitäre Hilfe angewiesen gewesen. Die bereitgestellten Mittel der
Staaten würden aber nicht in gleichem Maße wie die weltweiten Bedarfe
wachsen: "Waren 2014 noch 63,7 Prozent des von den VN ermittelten,
weltweiten prioritären humanitären Bedarfs gedeckt, so sank dieser
Anteil bis 2017 auf nur noch 50,6 Prozent. Immer mehr Menschen in Not
bekommen also keine oder nur unzureichende Hilfe", schreibt die
Bundesregierung.

 * 
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BUNDESTAG/8014: Heute im Bundestag Nr. 148 - 11.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 148

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 11. Februar 2019, Redaktionsschluss: 13.31 Uhr

1. Zweiklassensystem in der Pflege beenden

2. Zahlreiche Expertengremien im Einsatz

3. Externe Beratung in Bundesministerien

4. Gipfel-Veranstaltungen der Regierung

5. Transparente Gesetzgebung

6. Großspenden an Parteien



1. Zweiklassensystem in der Pflege beenden

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke wendet sich in einem Antrag
(19/7480) gegen das aus ihrer Sicht bestehende Zweiklassensystem in
der Pflegeversicherung. In der privaten Pflegeversicherung seien
Menschen mit geringem Pflegerisiko, in der sozialen Pflegeversicherung
hingegen Menschen mit deutlich höherem Pflegerisiko versichert.

Daher lägen die Ausgaben pro Versicherten in der sozialen
Pflegeversicherung mehr als dreieinhalb Mal so hoch wie in der
privaten. In der privaten Pflegeversicherung seien so bei identischen
Leistungen und meist geringeren Beiträgen bis zum Jahr 2017 bereits
34,5 Milliarden Euro an Rücklagen entstanden. Es sei ungerecht, die
Gesellschaft in hohe und niedrige Pflegerisiken zu spalten.

Die Abgeordneten fordern in ihrem Antrag konkret einen Finanzausgleich
zwischen der privaten und sozialen Pflegeversicherung. Zudem sollte
perspektivisch die private Pflegeversicherung in die soziale
Pflegeversicherung überführt werden.

 * 

2. Zahlreiche Expertengremien im Einsatz

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesgesundheitsministerium (BMG) greift
systematisch auf externen Sachverstand zurück. Zahlreiche
Expertengremien sind mit Spezialisten auf den jeweiligen Gebieten
besetzt, wie aus der Antwort (19/7520) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/6946) der FDP-Fraktion hervorgeht.

So unterhalten das Ministerium und seine nachgeordneten Behörden 63
unterschiedliche Expertengremien, darunter mehrere
Sachverständigenausschüsse, eine Kommission für den
veterinärmedizinischen Bereich, einen Arbeitskreis Blut, einen
Fachbeirat zu Diabetes sowie Arbeitskreise für Männer- und
Frauengesundheit.

Die Arbeit der Expertengremien diene vor allem der Erstellung von
Empfehlungen und anderen untergesetzlichen Maßnahmen. Die Erkenntnisse
würden außerdem genutzt bei der Erarbeitung von Gesetz- oder
Verordnungsentwürfen. Die Arbeit einiger Expertengremien genieße in
der Fachwelt ein hohes Ansehen, heißt es in der Antwort.

 * 

3. Externe Beratung in Bundesministerien

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Details zu Gesamtzahl und Volumen der in den
jeweiligen Bundesministerien seit 2006 beauftragten Beratungs- und
Unterstützungsleistungen durch externe Dritte führt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/7489) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/7066) aus. Es könne aber nicht von einer
Vergleichbarkeit der nach Ressorts getrennten Angaben ausgegangen
werden, schränkt die Bundesregierung ein. So sei der Begriff der von
den Linken erfragten "Beratungs- und Unterstützungsleistungen" in
dieser Form "weder haushaltsrechtlich noch haushaltswirtschaftlich
gebräuchlich und daher auch nicht allgemeingültig näher definiert".
Zudem könnten Angaben zu früheren Jahren unvollständig seien, heißt es
weiter in der Antwort.

 * 

4. Gipfel-Veranstaltungen der Regierung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um "Gipfel"-Veranstaltungen der Bundesregierung geht
es in ihrer Antwort (19/7494) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/6764). Wie die Bundesregierung darin ausführt, bezeichnet sie
"hochrangige Zusammentreffen mindestens auf Ministerebene zu einem
dauerhaft oder strategisch für die Bundesrepublik Deutschland
wichtigen Thema als Gipfel der Bundesregierung, wenn sie
ressortübergreifende Themen und/oder Bund-/Länderangelegenheiten
behandeln". Unabhängig davon bezeichneten die Medien gelegentlich auch
sonstige Veranstaltungen als "Gipfel".

Wie aus der Vorlage hervorgeht, wurden in der laufenden
Legislaturperiode bislang acht Gipfel-Veranstaltungen auf nationaler
Ebene durchgeführt, davon zwei "Kommunalgipfel" und ein
"Integrationsgipfel" vom Kanzleramt, eine Veranstaltung zum
"Fortschrittstreiber Luftfahrt" und ein "Mobilfunkgipfel" vom
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur, ein
"Netzgipfel" und ein "Digital-Gipfel" vom Bundeswirtschaftsministerium
sowie ein "Wohngipfel" vom Bundesministerium des Inneren, für Bau und
Heimat. Geplant sind für diese Legislaturperiode noch den Angaben
zufolge vom Bundeskanzleramt mehrere Integrationsgipfel sowie vom
Bundeswirtschaftsministerium ein Digitalgipfel, ein Netzgipfel und ein
"Strompreisgipfel".

 * 

5. Transparente Gesetzgebung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
beschlossen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7511)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6584), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Gesetzentwurf zur
Änderung der in das Geburtenregister einzutragenden Angaben gefragt
wurde.

Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte
Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der
Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind,
sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

6. Großspenden an Parteien

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Mehrere Parteien haben im Dezember 2018 Großspenden
in Höhe von jeweils mehr als 50.000 Euro erhalten. Das geht aus einer
Unterrichtung (19/7581) des Bundestagspräsidenten hervor.

So erhielt die CSU eine Spende in Höhe von 625.000 Euro vom Verband
der Bayerischen Metall- und Elektroindustrie (VBM). Der
Industrieverband bedachte auch die Grünen (50.001 Euro), die FDP
(60.000 Euro) und die SPD (50.001 Euro) mit Spenden.

Südwestmetall, der Verband der Metall- und Elektroindustrie in
Baden-Württemberg, reichte gleichfalls Spenden an die Parteien aus und
ließ der CDU 150.000 Euro zukommen. Die Grünen und die FDP erhielten
jeweils 110.000 Euro, die SPD 60.000 Euro.

Die FDP profitierte außerdem von einer Spende der WID
Unternehmergesellschaft in Höhe von 66.000 Euro. Die
Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD) erhielt 80.000
Euro von einer Privatperson.

Gemäß Parteiengesetz sind Spenden von mehr als 50.000 Euro dem
Bundestagspräsidenten unverzüglich anzuzeigen und von diesem zeitnah
zu veröffentlichen.

 * 
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BUNDESTAG/8013: Heute im Bundestag Nr. 147 - 11.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 147

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 11. Februar 2019, Redaktionsschluss: 11.36 Uhr

1. Transparenz in der Gesetzgebung

2. Probleme beim Schleusenbau Brunsbüttel

3. AfD fragt nach Einnahmen aus Pkw-Maut

4. Synergien zwischen Lkw- und Pkw-Maut

5. Innovationszentrum für Mobilität

6. Unfälle durch Drogen- und Alkoholkonsum



1. Transparenz in der Gesetzgebung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
beschlossen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7512)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/6583), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf
"eines Zweiten Gesetzes zur Anpassung des Datenschutzrechts an die
Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2016/680" gefragt wurde.

Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte
Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der
Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind,
sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsverfahrens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Termine nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

2. Probleme beim Schleusenbau Brunsbüttel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Signifikante Verzögerungen beim Schleusenneubau
Brunsbüttel am Nord-Ostsee-Kanal sind nach Angaben der Bundesregierung
durch unvorhergesehene Schwierigkeiten bei der Herstellung der
Kampfmittelfreiheit in den nassen Bereichen des Baufeldes und bei den
Gründungspfählen im Bereich des Binnenhauptes entstanden. Das geht aus
der Antwort (19/7402) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/6847) hervor. Bezüglich der Kampfmittel sei im
Rahmen der Entwurfs- und Ausschreibungsplanung die Stellungnahme des
Kampfmittelräumdienstes des Landes SH (KMRD) als zuständige Behörde zu
Kampfmittelverdachtsflächen eingeholt und der Planung zu Grunde gelegt
worden, heißt es in der Antwort weiter.

Die Bundesregierung geht der Vorlage zufolge derzeit von
Gesamtausgaben für das Projekt in Höhe von 800 Millionen Euro aus.
Maßgebende bauvertragliche Änderungen seien die geänderte Gründung und
Baugrube des Binnenhauptes. Die Gründung auf Großbohrpfählen sei mit
zusätzlichen Kosten von rund 7,1 Millionen Euro beauftragt worden. Der
Kampfmittelaufschluss und die potentielle Bergung im verschlickten
Vorhafenbereich sei an ein leistungsfähiges Spezialunternehmen neu
vergeben worden, heißt es weiter. Hierdurch hätten sich Zusatzkosten
von rund 35 Millionen Euro ergeben.

 * 

3. AfD fragt nach Einnahmen aus Pkw-Maut

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/7418)
zur Infrastrukturabgabe (Pkw-Maut) vorgelegt. Die Abgeordneten wollen
von der Bundesregierung unter anderem wissen, welcher Kostenaufwand
für die Erhebung und Kontrolle der Pkw-Maut im Rahmen der Beauftragung
des privaten Konsortiums entsteht und welcher Nettobetrag im
Bundeshaushalt verbleibt. Gefragt wird auch, ob damit zu rechnen ist,
"dass die Zuweisungen aus dem Steueraufkommen für den künftigen
Verkehrsetat um den Betrag der Mauteinnahmen verringert werden".

 * 

4. Synergien zwischen Lkw- und Pkw-Maut

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Wo die Bundesregierung Synergieeffekte zwischen
Lkw- und Pkw-Maut sieht und wie hoch sie die jeweils möglichen
Einsparungen beziffert, möchte die FDP-Fraktion wissen. In einer
Kleinen Anfrage (19/7394) erkundigen sich die Abgeordneten nach dem
Verlauf der Verhandlungen zur Vergabe von Aufbau und Betrieb des
Pkw-Mautsystems. Gefragt wird auch, welche Sanktionen vertraglich
festgelegt sind, falls die Pkw-Maut vom Firmenkonsortium Kapsch
TrafficCom AG/CTS Eventim nicht bis zum anvisierten Datum Oktober 2020
realisiert ist.

 * 

5. Innovationszentrum für Mobilität

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die für Ende April geplante Schließung des
Innovationszentrums für Mobilität und gesellschaftlichen Wandel
(InnoZ) thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/7414). Das im Jahr 2006 gegründete InnoZ habe lange als führendes
Zentrum für neue Mobilitätskonzepte in Deutschland gegolten, schreiben
die Abgeordneten. Etwa 50 Projekte seien durch das InnoZ bearbeitet
worden. Dazu zählten beispielsweise die Entwicklung einer Vision für
den Nahverkehr im Saarland im Jahr 2030 oder eines Mobilitätskonzepts
für die Hafen-City in Hamburg. Auch die Nationale Plattform
Elektromobilität, mit der die Bundesregierung Alternativen zum
Verbrennungsmotor fördern wolle, sei vom InnoZ mitbetreut worden.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, wann sie über die Absicht der
Deutschen Bahn AG (DB AG) Kenntnis erhalten hat, sich aus dem
Gesellschafterkreis des InnoZ zurückzuziehen und welche
Schlussfolgerungen sie aus der Ankündigung der DB AG zieht, die bisher
mit Partnern im InnoZ laufenden Forschungsvorhaben in eigenen
Konzernbereichen fortzuführen "vor dem Hintergrund des
Verschuldungsgrades des Unternehmens". Wissen wollen die Liberalen
auch, ob die Bundesregierung die Einschätzung teilt, "dass durch eine
Schließung des InnoZ der Forschungsstandort Deutschland im Bereich der
Mobilitätsforschung geschwächt würde".

 * 

6. Unfälle durch Drogen- und Alkoholkonsum

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Cannabiskonsum und Fahrerlaubnis" betitelt die
Fraktion Die Linke eine Kleine Anfrage (19/7415). Die Bundesregierung
wird darin unter anderem gefragt, bei wie vielen Unfällen mit
Personenschaden beziehungsweise mit Todesfolge im Straßenverkehr in
den Jahren 2007, 2012 und 2017 Drogen nach dem Betäubungsmittelgesetz
(BtMG) eine der Unfallursachen war und wie oft es sich dabei um
Cannabis gehandelt hat. Gleichzeitig will die Linksfraktion wissen,
bei wie vielen derartigen Unfällen Alkoholeinfluss eine der
Unfallursachen war.

 * 
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BUNDESTAG/8012: Heute im Bundestag Nr. 146 - 08.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 146

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 8. Februar 2019, Redaktionsschluss: 10.51 Uhr

1. CO2-Norm für schwere Nutzfahrzeuge

2. Anpassung des BAföG

3. Menschenrechtssituation in Brasilien

4. Konferenz zur EU-Wirtschaftspolitik

5. Tagung des Europarats-Parlaments

6. Bericht über Europarats-Parlament



1. CO2-Norm für schwere Nutzfahrzeuge

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/SCR) Die von der EU-Kommission vorgeschlagenen
CO2-Emissionsnormen für neue schwere Nutzfahrzeuge ((KOM(2018)284
endg./2; Ratsdok.-Nr. 8922/1/18) sind am Mittwoch, 20. Februar 2019,
Thema einer öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit. Von 11 bis 13 Uhr werden sich die
Abgeordneten mit zehn geladenen Sachverständigen zu dem Vorschlag
austauschen.

Die Anhörung im Sitzungssaal 3.101 (Anhörungssaal) im
Marie-Elisabeth-Lüders-Haus in Berlin ist öffentlich und wird live im
Parlamentsfernsehen sowie auf der Webseite des Deutschen Bundestages
übertragen. Gäste können sich unter Angabe von Name, Vorname sowie
Geburtsdatum bis zu zwei Werktage vor der Sitzung per E-Mail an
umweltausschuss@bundestag.de anmelden.

 * 

2. Anpassung des BAföG

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Das BAföG soll bedarfsgerecht an aktuelle
Entwicklungen angepasst werden, damit die förderungsbedürftigen
Auszubildenden wieder besser erreicht werden. Es soll gezielt auch die
Mittelschicht entlastet und die Chancengerechtigkeit bei der
individuellen Bildungsfinanzierung gestärkt werden. Denn trotz der
deutlichen Verbesserungen durch das 25. Gesetz zur Änderung des
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BAföG) hat sich der Rückgang der
Zahl der mit Leistungen nach dem BAföG-Geförderten ausweislich der
BAföG-Statistik auch im Jahr 2017 fortgesetzt. Dabei habe der
gleichzeitige Anstieg der Einkommen der Arbeitnehmer sowie die Zunahme
des Erwerbstätigenanteils infolge der außergewöhnlich positiven
Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung eine erhebliche Rolle
gespielt. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7454)
auf die Kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen(19/6408), die eine
unverzügliche Trendwende für Chancengerechtigkeit angemahnt hatten.

Auch die Bundesregierung betont, dass eine erneute Ausweitung des
BAföG-Berechtigtenkreises ganz besonders mit Blick auf Familien
geboten sei, die jetzt knapp über den einkommensbezogenen
Anspruchsgrenzen liegen, damit das BAföG seine zentrale Bedeutung für
die Gewährleistung von Chancengerechtigkeit in der Bildung und damit
für eine breite Bildungsbeteiligung auch angesichts sich wandelnder
Lebensverhältnisse von Schülern und Studenten beibehalte.

Während es in 2014 insgesamt 646.576 Geförderte gegeben habe, seien es
2017 nur noch 556.573 gewesen. Darunter seien es in 2014 insgesamt
424.562 Studenten gewesen, in 2017 nur noch 364.097. Bei den Schülern
sei die Anzahl von 171.818 auf 138.580 zurückgegangen.

Mit dem Referentenentwurf des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung (BMBF) für ein 26. Gesetz zur Änderung des BAföG (26.
BAföGÄndG) werde das Ziel verfolgt, bei der Ausgestaltung der
Förderungsleistungen im BAföG noch stärker als bisher die Angst vor
Verschuldung aufzufangen, die als nicht zu unterschätzendes Hindernis
für die Studierbereitschaft von potenziell auf staatliche Förderung
angewiesenen Hochschulzugangsberechtigten wirken könne. So soll es
nach den Vorstellungen der Bundesregierung Betroffenen erleichtert
werden, die für ein Studium nötige staatliche Förderung trotz
Darlehensanteils auch tatsächlich in Anspruch zu nehmen, sodass auf
diese Weise das Bildungspotenzial aus dem berechtigten Personenkreis
zugleich insgesamt besser ausgeschöpft wird.

Der Referentenentwurf werde derzeit innerhalb der Bundesregierung
abgestimmt und soll zeitnah verabschiedet werden. Er sehe ein
Inkrafttreten der geplanten Änderungen in drei Stufen, nämlich jeweils
zum Schuljahresbeginn beziehungsweise Wintersemester (WS) 2019/2020,
2020/2021 und 2021/2022 vor. Die BAföG-Statistik für die Jahre 2018
bis 2020, in welchen die Auswirkungen der ersten Anhebungsstufe 2019
bereits das ganze Jahr über gegolten und sich auch schon die ersten
Auswirkungen der zweiten Anhebungsstufe in der zweiten Jahreshälfte
2020 niedergeschlagen haben werden, werde bis Ende Juli 2021
vorliegen. Erst dann könne es auch eine Einschätzung dazu geben, ob
und welcher weitere Handlungsbedarf sich aus den nicht vorliegenden
nötigen Daten und unvorhersehbaren Entwicklungen gegebenenfalls
ergeben.

 * 

3. Menschenrechtssituation in Brasilien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach der menschenrechtlichen Situation in Brasilien
nach der Wahl Jair Bolsonaros zum Präsidenten des Landes erkundigt
sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/7455). Von
der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem wissen, welche
Kenntnisse sie über Angriffe auf Minderheiten, insbesondere in Bezug
auf LGBTI, Afrobrasilianerinnen und Afrobrasilianer, Indigene und
Frauen, hat.

 * 

4. Konferenz zur EU-Wirtschaftspolitik

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Der Bericht der Delegation des Bundestages in der
Interparlamentarischen Konferenz über Stabilität,
wirtschaftspolitische Koordinierung und Steuerung in der Europäischen
Union über die 11. Tagung vom 17. bis 18. September 2018 in Wien liegt
dem Bundestag jetzt als Unterrichtung (19/7563) vor.

 * 

5. Tagung des Europarats-Parlaments

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Der Bericht der deutschen Delegation in der
Parlamentarischen Versammlung des Europarates über die Tagung vom 22.
bis 26. Januar 2018 in Straßburg liegt dem Bundestag jetzt als
Unterrichtung (19/7549) vor.

 * 

6. Bericht über Europarats-Parlament

Europa/Unterrichtung

Berlin: (hib/JOH) Der Bericht der deutschen Delegation in der
Parlamentarischen Versammlung des Europarates über die Tagung vom 23.
bis 27. April 2018 in Straßburg liegt dem Bundestag jetzt als
Unterrichtung (19/7550) vor.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1818: Regierungspressekonferenz vom 8. Februar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Freitag, 8. Februar 2019

Regierungspressekonferenz vom 8. Februar 2019

Themen: Termine der Kanzlerin (Übergabe des Valentinsgrußes des
Zentralverbandes Gartenbau, Empfang der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung", Kabinettssitzung, Besuch des
luxemburgischen Ministerpräsidenten, Antrittsbesuch des
Bundesratspräsidenten, 55. Münchner Sicherheitskonferenz), Reise der
Bundesumweltministerin nach Indien, Nord Stream 2, Extremismus in der
Bundeswehr, Sicherheit des 5G-Netzes, Situation in Venezuela, Forderungen
nach einem Verzicht der Kirchen auf Staatsleistungen, Demonstrationen von
Schülern für den Klimaschutz, Zusammenarbeit zwischen Griechenland und der
Eurogruppe, angebliche Weitergabe von Waffen an Al-Qaida im Jemen durch
Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate, Tötung von Jamal
Khashoggi, geplante Speicherung von Fingerabdruckinformationen im
Personalausweis, Nahost-Konferenz in Warschau, Einführung eines
Schutzsystems gegen die Fälschung von Arzneimitteln auf europäischer Ebene,
Zulassung von Wahlbeobachtern anlässlich der Präsidentschaftswahlen in der
Ukraine 


Sprecher: StS Seibert, Haufe (BMU), Wagner (BMWi), Routsi (BMVg),
Breul (AA), Schmidt (BMI), Schwamberger (BMF), Quenett (BMBF), Friedrich
(BMVI), Zimmermann (BMJV), Gülde (BMG)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag auch von mir! Mit den Terminen der Kanzlerin geht es
am Montag, dem 11. Februar, los. Es ist eine langjährige Tradition, dass
eine Delegation des Zentralverbandes Gartenbau einen Valentinsgruß an die
Bundeskanzlerin übergibt. Das ist ein Fototermin, wie auch in den
vergangenen Jahren, um 14.30 Uhr.

Am Montagabend gegen 19 Uhr empfängt die Bundeskanzlerin dann die
Vorsitzenden der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung",
die Ministerpräsidenten der hauptsächlich betroffenen Länder und die
zuständigen Bundesminister zu einem Gespräch im Kanzleramt. Dazu kommen
auch Bundestagsabgeordnete aus den Reihen der Koalitionspartner, und zwar
aus den Bundesländern, die davon stark betroffen sind. Es ist ein nicht
presseöffentlicher Termin.

Am Mittwoch findet wie immer um 9.30 Uhr die Kabinettssitzung statt.

Um 12.30 Uhr folgt der Besuch des luxemburgischen Ministerpräsidenten
Xavier Bettel im Kanzleramt. Nach dem gemeinsamen Mittagessen wird es eine
gemeinsame Pressekonferenz geben.

Am Freitag macht der Ministerpräsident von Schleswig-Holstein seinen
Antrittsbesuch als aktueller Bundesratspräsident bei der Bundeskanzlerin.
Im Anschluss an diesen Termin findet um 12 Uhr die Übergabe der 
2-Euro-Gedenkmünze "Bundesrat" an den Bundesratspräsidenten, Herrn Günther, statt.
Die Münze würdigt das 70-jährige Bestehen des Bundesrates.

Am Samstag, dem 16. Februar, nimmt die Bundeskanzlerin an der 55. Münchner
Sicherheitskonferenz teil. Sie wird ein kurze Rede halten und danach unter
Moderation von Herrn Ischinger sich den Fragen der Teilnehmer und
Teilnehmerinnen stellen. Wie üblich wird sie die Sicherheitskonferenz auch
nutzen, um bilaterale Gespräche zu führen. Aber dazu kann ich Ihnen heute
noch keine Einzelheiten nennen.

Haufe: Ich habe eine Reiseankündigung: Die Bundesumweltministerin wird am
Mittwoch und Donnerstag der kommenden Woche in Indien sein, und zwar zum
dritten Deutsch-Indischen Umweltforum. Sie wird sich dort mit dem indischen
Umweltminister Vardhan treffen. Es wird dort um das Thema Luftqualität,
Luftreinhaltung, um die internationale Klimaschutzzusammenarbeit und - auch
ein wichtiges Thema für die Ministerin - die Prävention von Mülleinträgen
in die Ozeane, in das Meer gehen. Hier spielt Indien auch eine wichtige
Rolle.

Die Ministerin wird von einer Wirtschaftsdelegation und von mehreren
deutschen Umweltverbänden begleitet. Es wird auch ein Treffen mit
Umweltverbänden in Indien geben. Die Ministerin wird außerdem das 
Siemens-Werk in Mumbai und auch das Werk von Tata Steel in Mumbai besuchen.

Frage: Herr Seibert, bedauert es die Bundeskanzlerin, dass Präsident Macron
seine Teilnahme und den gemeinsamen Auftritt mit der Kanzlerin auf der
Sicherheitskonferenz abgesagt hat? Können Sie etwas zu den Gründen dieser
Absage sagen? Ist dies ein Zeichen für Schwierigkeiten in den Beziehungen?

Ist die Bundeskanzlerin enttäuscht, dass so kurz nach der Unterzeichnung
des Aachener Vertrages es offenbar schwierig ist, mit Frankreich zu einem
Einvernehmen in der Frage von Nord Stream 2 zu kommen?

StS Seibert: Das ist ja sehr viel auf einmal.

Zusatz: Das gehört alles zusammen.

StS Seibert: In Ihrer Wertung gehört alles zusammen. Ich versuche mal, es
der Reihe nach zu beantworten.

Erstens: Münchner Sicherheitskonferenz. Die Bundeskanzlerin freut sich auf
ihre Teilnahme an der Münchner Sicherheitskonferenz und auf die Gespräche
und Begegnungen dort.

Zweitens: Zu den Gründen für die Absage des französischen Präsidenten
müssen Sie verständlicherweise in Paris nachfragen. Wir wussten es seit
geraumer Zeit und waren von den französischen Partnern darüber vor geraumer
Zeit informiert worden. Es wird immer wieder Gelegenheiten für gemeinsame
Auftritte mit dem französischen Präsidenten geben.

Dann kam die grundsätzliche Frage, und dazu sage ich ganz grundsätzlich:
Frankreich ist Deutschlands wichtigster Partner in Europa. Mit dem gerade
geschlossenen Vertrag von Aachen haben wir das noch einmal nicht nur
bekräftigt, sondern wir haben verabredet, gemeinsam unsere Beziehungen noch
zu stärken, noch zu vertiefen, auf vielen Gebieten noch enger zu knüpfen.

Ganz unabhängig davon kann es natürlich immer wieder vorkommen und ist es
auch in der Vergangenheit immer wieder vorgekommen, dass wir in
Einzelfragen unterschiedliche Ansichten haben. Das ist auch angesichts der
festen Basis, die unsere Freundschaft bedeutet, auch angesichts des gerade
geschlossenen Vertrags von Aachen kein Problem. Wichtig und entscheidend
ist, dass wir in solchen Fällen im Austausch, im permanenten Kontakt Wege
finden, die beiden Positionen zusammenzuführen, in dem Einzelthema eine
Lösung zu finden, die für beide Seiten gut ist. Darin liegt die Stärke der
deutsch-französischen Partnerschaft: dass ein solcher Weg dann oft auch in
Europa eine tragfähige Basis darstellt.

Zusatzfrage: Dass es jetzt in der Frage von Nord Stream 2 und der
Gasrichtlinie unterschiedliche Auffassungen zwischen Deutschland und
Frankreich gibt, kam das denn für die Bundesregierung überraschend? Man
wusste ja von Kritik aus Mitteleuropa, Osteuropa, von außerhalb der EU, aus
den USA zum Beispiel. War denn schon länger bekannt, dass auch Frankreich
ein Problem mit diesem Projekt hat?

StS Seibert: Zu Nord Stream 2 gibt es unterschiedliche Meinungen. Die
Bundeskanzlerin hat gerade gestern in Bratislava bei ihrem Treffen mit den
vier Visegrád-Staaten noch einmal gesagt, dass das Thema kontrovers
diskutiert wird. Daran ist ja nichts Überraschendes.

Deutschland und Frankreich sind auch zu diesem Thema im permanenten
Kontakt. Nun haben Sie bitte Verständnis dafür, dass ich die Beratungen zur
Gasrichtlinie, die gerade laufen, auch in Brüssel laufen, nicht kommentiere
und dass ich auch nicht über das Abstimmungsverhalten einzelner
Mitgliedstaaten spekuliere. Das alles steht heute bevor, und ich werde dem
Ergebnis nicht vorgreifen.

Frage: Herr Seibert, wenn Sie sagen, Sie seien schon vor geraumer Zeit
darüber informiert worden, dass Präsident Macron nicht nach München kommen
wird, können Sie sagen, was "vor geraumer Zeit" heißt? Ich nehme nicht an,
dass er einfach gesagt: "Ich komme nicht", sondern dass er das irgendwie
begründet hat oder hat begründen lassen. Könnten Sie dazu etwas sagen,
bevor wir natürlich alle in Paris nachfragen?

StS Seibert: Ich werde auch weiterhin nicht für den Élysée-Palast hier
Erklärungen abgeben. Die Bundesregierung ist vor geraumer Zeit - das kann
ich Ihnen jetzt nicht genau beziffern - jedenfalls vorinformiert worden.

Zusatz: Aber ich hatte Sie ja nicht darum gebeten, die Rolle des 
Élysée-Sprechers zu übernehmen.

StS Seibert: Genau. Deswegen muss der französische Präsident die Gründe,
warum er einen bestimmten Termin nicht wahrnehmen kann, natürlich selbst
verkünden können und nicht durch den Sprecher der deutschen
Bundesregierung.

Zusatz: Ja, aber Sie können ja sagen, was bei Ihnen beziehungsweise bei der
Kanzlerin angekommen ist. Dafür sind Sie ja zuständig.

StS Seibert: Bei uns ist angekommen, dass der französische Präsident diesen
Termin nicht wahrnehmen kann.

Zusatzfrage: Und er hat keinen Grund angegeben?

StS Seibert: Über die genaue Kommunikation zwischen Deutschland und
Frankreich, die eine permanente ist, werde ich hier keine Auskunft geben.

Frage: Ich habe zu Nord Stream 2 die Frage: Wie findet es die
Bundesregierung, dass die EU heute wohl die Richtlinien verschärfen wird?
Muss Deutschland da irgendwelche Nachteile befürchten, Probleme mit
Russland, Ausgleichszahlungen an Gazprom oder sonst etwas?

StS Seibert: Sie fragen so, als wüssten Sie schon genau, was das Ergebnis
der heutigen Brüsseler Abstimmung ist. Da sind Sie weiter als ich. Deswegen
würde ich gerne abwarten, wie in Brüssel entschieden wird, und dann können
wir das kommentieren.

Frage: Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass die Gasrichtlinie, die
sich bislang, glaube ich, auf innereuropäische Projekte konzentrierte,
ausgeweitet werden kann? Nur dann wäre das ja möglich.

Zum Zweiten: Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte dafür, dass hinter dem
französischen Positionswechsel möglicherweise US-amerikanischer Einfluss
oder Interessen stehen könnten? Die möchten ja auch gerne Gas verkaufen.

StS Seibert: Ich bleibe dabei, dass ich die laufenden Beratungen und
Besprechungen zur Gasrichtlinie hier nicht kommentiere.

Über Motive hinter einer französischen Haltung kann ich hier natürlich als
deutscher Regierungssprecher auch nicht sprechen.

Zusatzfrage: Ich hatte Sie nicht um eine Kommentierung gebeten, sondern
nach der Position der Bundesregierung gefragt, ob Sie der Meinung sind,
dass die Gasrichtlinie auch auf Gasprojekte über die europäischen Grenzen
hinaus anwendbar ist.

StS Seibert: Die Bundesregierung ist mit den europäischen Partnern im
Vorfeld dieser heutigen wichtigen Entscheidung in permanentem Kontakt.

Frage: Noch eine Frage zu Nord Stream 2 - Sie wurden das schon im
Zusammenhang mit der Sicherheitskonferenz gefragt -: Wie wirkt sich das
Verhalten Frankreichs in dieser Nord-Stream-2-Frage auf das 
deutsch-französische Verhältnis aus?

StS Seibert: Ich dachte, ich hätte es beantwortet. Ich kann es gerne noch
einmal sagen: Erstens kommentiere ich jetzt nicht das Verhalten einzelner
Mitgliedstaaten in einer noch gar nicht getroffenen Entscheidung, die heute
in Brüssel ansteht.

Zweitens habe ich ganz grundsätzlich gesagt, dass es etwas ziemlich
regelmäßig Vorkommendes ist, dass Deutschland und Frankreich zu einem
Einzelthema eine unterschiedliche Meinung haben und dass auf der Basis
unserer festen und unverbrüchlichen Freundschaft damit auch umgegangen
werden kann und wir in der Vergangenheit immer in der Lage waren, Wege zur
Einigung zu finden.

Frage: Die französische Sorge ist ja, dass durch die russischen Gasimporte
eine Dominanz entsteht. Wie sieht das denn die Bundesregierung, wenn Nord
Stream 2 ganz regulär laufen würde? Würden dann die Erdgasimporte aus
Russland alles dominieren?

StS Seibert: Dazu hat sich die Bundeskanzlerin, haben wir uns auch hier
häufig geäußert. Die Bundeskanzlerin hat auch gerade in Bratislava wieder
gesagt: Wir haben in Deutschland eine diversifizierte Energieversorgung, zu
der in der Tat Erdgas aus Russland, aber auch Erdgas aus anderen Ländern
gehört.

Es ist bekannt, dass wir am Ausbau der LNG-Infrastruktur in Deutschland
arbeiten. Das ist eine schon ganz oft getroffene Aussage: Es geht nicht um
Dominanz, es geht um eine diversifizierte Energieversorgung, zu der nach
unserer festen Überzeugung auch russisches Gas gehört.

Zusatzfrage: Aber wenn es um Erdgasimporte geht, dann würde russisches Gas
schon dominieren, ja?

StS Seibert: Ich habe mich dazu geäußert: eine diversifizierte
Energieversorgung, auch bei Erdgas. Ich habe deswegen auch erwähnt, dass
wir die LNG-Infrastruktur vorantreiben.

Wagner: Ich kann ganz kurz ergänzen: Zu der Frage der Abhängigkeit hat sich
auch der Minister schon öfter geäußert. Sie müssen ja auch sehen: Ob das
Erdgas, das aus Russland kommt, über Nord Stream 2 oder über die Ukraine
kommt - es bleibt der gleiche Anbieter. Ob Sie eine diversifizierte
Infrastruktur haben, hat erst mal nichts damit zu tun, wer das Gas am
Schluss liefert.

Wichtig ist - das ist auch eine hohe Priorität der Bundesregierung -, dass
wir unsere Versorgerdiversität weiter erweitern. Da ist ein Punkt - das hat
Herr Seibert gerade schon angesprochen -, LNG-Kapazitäten zu erhöhen.

In diesem Zusammenhang möchte ich gerne noch darauf hinweisen, dass
Minister Altmaier am Dienstag, 12. Februar, im Bundeswirtschaftsministerium
in Berlin eine LNG-Konferenz veranstaltet. Dazu haben wir auch schon
eingeladen. Teilnehmen werden der Vize-Energieminister der USA, Dan
Brouillette, und auch der Executive Director der International Energy
Agency, Fatih Birol. Es treffen sich deutsche und US-amerikanische
Unternehmen, die im Bereich der Gasförderung, im Gashandel sowie in der 
LNG-Infrastruktur tätig sind. Zusammen mit den anwesenden Verbänden - darunter
werden der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft und auch die
beiden großen US-amerikanischen LNG-Verbände sein - wird man dort
diskutieren, wie LNG weiter vorangetrieben werden kann.

Es wird auch darum gehen, welche LNG-Infrastrukturprojekte in Deutschland
geplant sind, wie der Standort ist. Diese Konferenz dient genau dem Zweck,
unser Ziel voranzubringen, die Gasversorgung weiter zu diversifizieren.

Frage(zum Besuch der Kohlekommission): Es würde mich interessieren, warum
da nur Abgeordnete der Koalition kommen können und nicht zum Beispiel auch
Grüne, Linke, FDPler.

StS Seibert: Dies ist eine erste regierungsseitige Beratung. Das Ganze wird
ja noch in Gesetzesform gegossen werden. Es wird natürlich dann intensive
Beratungen des Deutschen Bundestags geben.

Frage: Es gibt Berichte, dass Deutschland und Japan in Zukunft im Bereich
Geheimdienste zusammenarbeiten und dazu ein Abkommen geplant ist. Wird das
auf der Münchner Sicherheitskonferenz weiter diskutiert, oder was können
wir von der Zusammenarbeit in diesem Bereich erwarten?

StS Seibert: Einen Zusammenhang mit der Münchner Sicherheitskonferenz sehe
ich nicht, weil die Bundeskanzlerin ja nun gerade in Japan war. Ich weiß
auch nicht, ob sie bilaterale Treffen mit Vertretern der japanischen
Regierung in München hat. Das bezweifle ich eher. Es gibt nichts, was ich
Ihnen hier präsentieren kann.

Es gibt ein gemeinsames Interesse am Thema Geheimschutz. Daran wird
gearbeitet. Wir haben da gemeinsame Interessen und Überzeugungen. Mehr kann
ich Ihnen dazu heute nicht sagen. Es ist aber nicht in dem Sinne eine Frage
der Nachrichtendienste, sondern es hat mit Datensicherheit zu tun.

Frage: Frau Routsi, können Sie die Zahlen bestätigen, die heute Morgen aus
einem MAD-Bericht zu Rechtsradikalen in der Bundeswehr referiert worden
sind?

Routsi: Erst mal vielen Dank für die Frage. Ich kann Ihnen die Zahlen aus
dem MAD-Bericht bestätigen. Ich würde allerdings gerne ganz kurz die
Gelegenheit nutzen, um das Thema Extremismus in der Bundeswehr umfassend
einzuordnen.

Jegliche Form von Extremismus, gleich, welcher Couleur, hat in der
Bundeswehr überhaupt keinen Platz. Wir gehen aus verschiedenen Richtungen
dagegen vor. Wir überprüfen die Leute, die zur Bundeswehr kommen wollen,
das sind ca. 16 000 Frauen und Männer im Jahr. In der Truppe werden alle
Verdachtsfälle stringent gemeldet. Der MAD hat eine gezielte
Fallbearbeitung. Vorgesetzte und Truppengerichte ermitteln auch. Da, wo
gegeben, geben wir natürlich auch an zivile Strafverfolgungsbehörden ab.

Darüber hinaus kann dem Betroffenen bereits während der Ermittlungen der
Zugang zu Waffen und Munition versagt werden oder die Ausübung des Dienstes
beziehungsweise das Tragen der Uniform verboten werden.

Letztlich bleibt festzustellen, dass seit Aussetzung der Wehrpflicht im
Jahr 2017 die tatsächlichen Fälle von Extremismus in seiner Gesamtheit
signifikant zurückgegangen sind.

Zusatzfrage: Haben Sie Zahlen vorliegen, um zu unterstreichen, was Sie in
Ihrem letzten Satz sagten?

Routsi: Ja, das habe ich; die gebe ich Ihnen sehr gerne. Im Bereich
Rechtsextremismus wurden in den vergangenen zehn Jahren ca. 200
tatsächliche Fälle erkannt, davon 170 vor dem Jahr 2012. Im Bereich
Linksextremismus waren es in den vergangenen zehn Jahren ca. 15, auch hier
fast alle vor 2012. Im Bereich islamistischer Extremismus waren es in den
letzten zehn Jahren in etwa 35, davon neun vor 2012.

Was mir sehr wichtig ist: Gegen alle diese Personen wurden beziehungsweise
werden Verfahren geführt. Der überwiegende Teil ist bereits aus der
Bundeswehr entlassen.

Zusatzfrage: Können Sie mir erklären, unter welchen Voraussetzungen eine
Person aus der Truppe entfernt werden kann?

Routsi: Ich würde Sie gerne, weil das eine Detailfrage ist, zunächst an den
Militärischen Abschirmdienst verweisen, denn dieser weiß ganz genau auf
Ihre Frage zu antworten. Fakt ist: Wir haben Mittel zur Verfügung, um
solche bekannten Fälle aus der Truppe zu entfernen, und die nutzen wir
auch.

Frage: Können Sie bestätigen, dass der Mann ein Gründungsmitglied des KSK
war?

Routsi: Darf ich Sie darum bitten, zu konkretisieren, welchen Mann Sie
meinen?

Zusatz: Gegen den jetzt wegen rechtsextremer Inhalte, zum Beispiel in
sozialen Netzwerken, ermittelt wird.

Routsi: Es ist, glaube ich, gute Sitte, dass wir hier zu
Einzelpersonalangelegenheiten keine Auskunft geben. Aber ich kann Ihnen
bestätigen, dass wir Kenntnis haben, dass es gegen einen Soldaten aus dem
Verantwortungsbereich der Division Schnelle Kräfte diese Vorwürfe gibt,
dass Disziplinarvorgesetzte umgehend Ermittlungen aufgenommen haben und
dass gegen einen Mann aus der DSK ein Verbot zur Ausübung des Dienstes
nebst Uniformtrageverbot ausgesprochen wird.

Zusatzfrage: Glauben Sie denn, dass das nur die Spitze des Eisberges, des
Rechtsextremismusproblems in der Bundeswehr, ist, wenn quasi ein
Gründungsmitglied des KSK beteiligt ist? Der ist ja Vorgesetzter von vielen
anderen und hat wahrscheinlich viele Soldaten unter sich.

Routsi: Ich verwehre mich - das haben wir, an dieser Stelle, glaube ich,
schon mehrfach getan - gegen den Begriff, den Sie verwandt haben. Uns
liegen keinerlei Anzeichen vor, dass es ein rechtsextremistisches Netzwerk
innerhalb der Bundeswehr gibt.

Zusatzfrage: Welchen Begriff meinen Sie?

Routsi: Sie haben ja Ihre Frage gerade gestellt. Darauf beziehe ich mich.
Ich kann Ihnen sagen, dass wir keine Hinweise haben, dass es ein
rechtsextremistisches Netzwerk in der Bundeswehr gibt.

Frage: Da laut Medienberichten offenbar der Oberstleutnant, um den es sich
gehandelt hat, sich auch in Telefonaten so geäußert hat, dass man ihm eine
Reichsbürgernähe unterstellen kann: Haben Sie Hinweise darauf, dass diese
Telefonate mit anderen Bundeswehrangehörigen, ohne von einem Netzwerk zu
sprechen, geführt wurden?

Routsi: Noch mal: Ich habe dazu ausgeführt, dass wir zu
Einzelpersonalangelegenheiten keine Stellung nehmen. Ich bitte Sie, das zu
verstehen und zu respektieren.

Zusatzfrage: Ich frage ja nicht nach der Einzelpersönlichkeit, sondern mich
interessiert die Struktur. Deswegen ist die Frage: Muss man davon ausgehen,
dass diese Telefonate mit weiteren Bundeswehrangehörigen geführt wurden?
Das sind keine Einzelpersönlichkeitsfragen.

Routsi: Das sind aber Fragen einer laufenden Ermittlung, und auch hierzu
kann ich Ihnen keine Informationen mitteilen.

Frage: Ich habe eine Frage zu Huawei: Ist es richtig, dass sich die
Bundesregierung da auf ein Vorgehen geeinigt hat, dass es aber keinen
Ausschluss von Huawei bei G5-Installationen geben soll, sondern nur nähere
Sicherheitsvorgaben?

StS Seibert: Wir können Ihnen hierzu keinen neuen Stand vermelden. Die
Beratungen und Gespräche innerhalb der Bundesregierung zu diesem Thema
dauern an.

Frage: Herr Breul, können Sie uns sagen, was die deutschen Gefangenen -
mein Stand war: drei - in Venezuela machen? Gibt es da irgendetwas Neues?
Wie geht es insbesondere dem deutschen Journalisten Billy Six? Haben Sie
seit dem 9. Januar Kontakt zu ihm gehabt?

Herr Seibert, wie bewertet die Bundesregierung, dass Herr Bolton, der
Sicherheitsberater von Herrn Trump, öffentlich sagt, dass Herr Maduro auch
in Guantanamo landen könnte?

Breul: In den Haftfällen in Venezuela und insbesondere im Haftfall Billy
Six habe ich heute keinen neuen Stand.

StS Seibert: Ich kenne diese Äußerung nicht, bewerte sie nicht und spreche
hier für die Bundesregierung.

Zusatzfrage: Herr Breul, Herr Maas hat Herrn Bolton in dieser Woche
getroffen. Hat er das Thema Venezuela angesprochen? Hat er auch die
ökonomischen Drohungen seitens der Amerikaner und den Spruch zu Guantanamo
angesprochen? Hier geht es um ein Foltergefängnis.

Breul: Ich kann Ihnen bestätigen, dass Herr Maas Herrn Bolton getroffen
hat. Der Außenminister hat sich danach auch dazu geäußert. Wie immer: Aus
vertraulichen Gesprächen kann ich über weitere Inhalte nichts berichten.

Frage: Herr Breul oder Herr Seibert, mich würde eine Bewertung des
Ergebnisses der Kontaktgruppe zu Venezuela, die sich gestern getroffen hat,
interessieren. Wie beurteilt die Bundesregierung dieses Ergebnis, das von
vielen als Minimalkompromiss gewertet wird?

Nach der Anerkennung des Interimspräsidenten Guaidó von deutscher Seite:
Welche konkreten Unterstützungsmöglichkeiten sieht die Bundesregierung für
diesen Präsidenten, der - um es mal so zu formulieren - keinen
Staatsapparat hat?

Breul: Die Kontaktgruppe hat gestern in Montevideo zum ersten Mal getagt.
Darunter sind acht Teilnehmer aus Europa und sechs aus Lateinamerika, mit
durchaus unterschiedlichen Hintergründen und Herangehensweisen. Die
Kontaktgruppe hat sich auf ein Statement geeinigt, das Ihnen offensichtlich
vorliegt, und darin betont, dass es dringend ist, jetzt eine friedliche
politische und demokratische Krisenbewältigung durch freie, faire und
glaubwürdige Präsidentschaftswahlen durchzuführen. Sie hat weiterhin
betont, wie wichtig es ist, einen humanitären Kanal zu schaffen, um
angesichts der dramatischen Lage und im Einklang mit internationalen
humanitären Grundsätzen Hilfe in das Land zu bringen.

Das erste Treffen hatte vor allem auch den Zweck, sich über die
Arbeitsweise der Gruppe zu verständigen und ein gemeinsames Verständnis
über die Lage in Venezuela zu entwickeln. Die Gespräche werden fortgesetzt.
Sie sehen ja auch an der Abschlusserklärung, dass man sich darauf
verständigt hat. Deutschland wird sich weiterhin aktiv im Rahmen der
Kontaktgruppe einbringen.

Was die konkrete Unterstützung für Herrn Guaidó angeht: Außenminister Maas
hat mit Herrn Guaidó telefoniert - ich glaube, es war vorgestern, kurz
nachdem wir uns hier getroffen hatten - und hat da auch noch mal
unterstrichen, dass wir bereit sind, humanitär zu helfen, um die eben schon
angesprochene Notlage zu beseitigen. Ich sage hier ganz offen: Das ist
nicht einfach, vor allem dann nicht, wenn Präsident Maduro und das Militär
Zugänge blockieren, insbesondere Medikamente und Nahrungshilfe, also Hilfe,
die wirklich dringend gebraucht wird, nicht ins Land lassen.
Nichtsdestotrotz sind wir bereit, uns da zu engagieren und den
Übergangspräsidenten Guaidó in dieser wichtigen Frage konkret zu
unterstützen.

Frage: War Gegenstand des Gespräches auch der Bericht von Herrn Alfred de
Zayas, dem jetzigen oder ehemaligen UN-Berichterstatter, der zu der
Auffassung gekommen ist, dass die ökonomischen Sanktionen gegen Venezuela
im Endeffekt als Verbrechen gegen die Menschlichkeit ausgelegt werden
könnten, wenn durch ökonomischen Mangel Menschenleben in Gefahr geraten?
Wie beurteilt die Bundesregierung diese Einschätzung?

Breul: Wir haben eine klare Position dazu: Wer letztlich für die derzeitige
Notlage in Venezuela verantwortlich zeichnet, ist die Regierung Maduro,
die, wie sich an dem sehr bildkräftigen Beispiel der humanitären Hilfe
zeigt, keinerlei Anzeichen dafür erkennen lässt, dass es ihr um die
Bevölkerung geht, sondern es ist ein Klammern an die Macht.

Ich kenne die Aussagen, die Sie tätigen, nicht. Ich glaube, in der
internationalen Gemeinschaft - das ist auch bei der Kontaktgruppe deutlich
geworden - gibt es eine sehr, sehr große Übereinstimmung darüber, wie man
den Menschen jetzt helfen kann, und das verhindert Präsident Maduro.

Zusatzfrage: Diese Frage soll bitte nicht so verstanden werden, als wenn
damit in irgendeiner Weise die Verantwortlichkeit von Herrn Maduro und
seines Regimes relativiert werden soll. Aber es gibt ja auch den Begriff
der unterlassenen Hilfeleistung, der von der Schuld anderer unabhängig ist.
Das, was Herr de Zayas angemerkt hat, geht in diese Richtung. Schade, dass
Sie den Bericht nicht kennen.

Frage: Sind Sie denn der Auffassung, dass die Sanktionen, speziell die 
US-Sanktionen, in den letzten Jahren keinerlei Auswirkungen auf das Leid der
Bevölkerung hatten?

Breul: Ich denke, ich habe gerade deutlich gemacht, wen wir dafür
verantwortlich machen, dass die Lage in Venezuela so dramatisch ist, wie
sie ist.

Zusatzfrage: Ich hatte gefragt, ob die US-Sanktionen Einfluss auf das Leid
der Bevölkerung in Venezuela hatten.

Breul: Auch die Amerikaner - das sieht man an den aktuellen Angeboten -
sehen die Notlage vor Ort und versuchen zu helfen.

Zusatzfrage: Wie bewerten Sie denn den Wunsch von Guaidó, dass es noch mehr
Sanktionen gibt, also dass die Bevölkerung zum Beispiel noch mehr leiden
soll?

Breul: Ich glaube nicht, dass unsere Position hier ist, einzelne Äußerungen
zu bewerten. Wir unterstützen Herrn Guaidó darin, möglichst rasch Neuwahlen
durchzuführen. Er hat diese Woche wiederholt unterstrichen, dass das sein
Ziel ist. Das hat für uns Priorität.

Frage: Ich möchte noch mal auf Nord Stream 2 zurückkommen. Es gibt
Agenturmeldungen, dass es eine deutsch-französische Einigung, eine 
deutsch-französische Initiative in dieser Frage gibt. Herr Breul, können Sie das
bestätigen und etwas über diese Einigung sagen?

Breul: Sie kennen das Brüsseler Geschäft wie wahrscheinlich kein Zweiter
hier im Raum, und Sie wissen, dass es in Brüssel immer sehr viele Gerüchte
gibt und alles sehr fluide ist. Dass Verhandlungen jetzt gerade
stattfinden, hat Herr Seibert gerade noch mal unterstrichen. Wir werden uns
hüten, von hier aus in laufende Beratungen in Brüssel hineinzukommentieren.

Frage: Nach AFP-Meldungen ist es aber eben kein laufendes Verfahren mehr,
sondern es heißt, es habe eine Entscheidung stattgefunden. Können Sie das
nicht bestätigen? Oder dementieren Sie das?

StS Seibert: Es bleibt dabei, dass wir jetzt in die Beratungen hier nicht
hineinkommentieren. Es wird heute der AStV in Brüssel dazu Entscheidungen
treffen. Jedenfalls liegen Entscheidungen an. Dazu sind wir mit Frankreich
und allen anderen im intensiven Kontakt. Ich werde dabei bleiben, vor
Ablauf der entsprechenden Sitzung hier nichts zu kommentieren.

Frage: Eine Frage ans Innenministerium zum Thema Staatsleistungen an die
Kirchen: Es gibt heute in der Tageszeitung "Die Welt" einen längeren
Bericht, wonach die Opposition eine Ablösung fordert und die FDP eine
konkrete politische Initiative ankündigt. Daher die Frage: Steht beim
Innenministerium auf der Agenda dieser Legislaturperiode, die Ablösung der
Staatsleistungen anzugehen?

Ergänzend die Frage, vielleicht auch an das Finanzministerium: Gibt es eine
Vorstellung, welche Kosten da auf Bund und Ländern zukämen?

Schmidt: Ich darf darauf verweisen, dass die Berichterstattung schon den
Hinweis enthielt, dass wir als Bundesinnenministerium auf die dazu in der
Vergangenheit ergangenen Antworten auf zwei Kleine Anfragen verwiesen
haben. Diese sagen aus, dass sich die Position dazu seitdem nicht verändert
hat. Das heißt, eine solche Planung ist in der Tat im Moment nicht bekannt,
entsprechend den Aussagen in diesen Kleinen Anfragen.

Schwamberger: Dementsprechend kann ich auch nichts hinzufügen.

Frage(zu Schülerdemonstrationen für Klimaschutz): Eine Frage an das
Bildungsministerium: In vollem Bewusstsein, dass Schulfragen in die
Kulturhoheit der Länder fallen, erleben wir dennoch im Moment, dass
allfreitäglich Schüler den Begriff der politischen Bildung in eigener Weise
auslegen. Hat die Ministerin eine eigene Position dazu, wie sich in diesem
Konfliktfall politisches Engagement und Schulpflicht zueinander verhalten?

Quenett: Die Ministerin ist der Meinung, dass die Schulpflicht eingehalten
werden muss, und begrüßt natürlich grundsätzlich politisches Engagement in
der Gesellschaft auf allen Ebenen.

Zusatzfrage: Die Schüler argumentieren unter anderem damit, dass sie sagen:
Wenn die Erwachsenen nicht ihre Pflicht, uns eine lebenswerte Zukunft zu
gestalten, einhalten, fühlen wir uns auch nicht mehr an die Schulpflicht
gebunden. Können Sie ein solches Argument nachvollziehen?

Quenett: Das möchte ich an dieser Stelle nicht kommentieren.

Frage: Herr Seibert, wie bewertet die Bundeskanzlerin die Schülerproteste?

StS Seibert: Zunächst einmal bin ich mit der Kollegin völlig einig: Es ist
immer zu begrüßen, wenn sich Bürger politisch engagieren, in diesem Fall:
wenn sich Bürger und gerade auch junge Bürger für den Klimaschutz
engagieren. Denn es ist klar: Gerade die junge Generation hat zu Recht an
die Politik da hohe Erwartungen.

Klar ist auch: Klimaschutzpolitik kann nur gelingen, wenn Staat und Bürger
das Gleiche wollen oder jedenfalls in die gleiche Richtung gehen. Nur dann
kann das erfolgreich sein.

Die Schulpflicht ist zu beachten, aber das wird natürlich vernünftigerweise
nicht von der Bundesregierung geregelt, sondern eigenverantwortlich von den
Schulen vor Ort.

Zusatzfrage: Unterstützt die Bundeskanzlerin generell die Proteste der
Schüler?

StS Seibert: Die Bundesregierung unterstützt generell politisches
Engagement, gerade auch zu dem für uns alle besonders wichtigen Thema der
Klimapolitik.

Zusatzfrage : Auch zu Schulzeiten, auch wenn die Schulpflicht gilt?

StS Seibert: Das habe ich doch gerade gesagt.

Frage: Trotzdem hat die Bundesregierung noch kein umfangreiches
Klimaschutzgesetz vorgelegt. Können Sie dann sagen, dass die Schüler und
die Bundesregierung in die gleiche Richtung wollen?

StS Seibert: Ich habe die grundsätzliche Aussage gemacht, dass wir mit
unserer Klimaschutzpolitik in Deutschland, mit dem Thema Klimaschutz auf
lange Sicht nur erfolgreich sein können, wenn das nicht nur ein politisches
Projekt ist, sondern wenn das auch ein Projekt der Wirtschaft ist, wenn es
auch ein Projekt aller Bürger in ihrem eigenen Leben ist. Das ist die
grundsätzliche Aussage.

Wir haben hier vielfach dargelegt, wie engagiert Deutschland für den
Klimaschutz arbeitet. Wir werden noch in diesem Jahr ein Klimaschutzgesetz
angehen, in dem dann noch klarer werden wird, wie wir die Klimaziele für
2030 auch wirklich einhalten können.

Frage: Dann hätte ich eine Frage an das Umweltministerium. Auch das BMU ist
nicht für Schulpolitik zuständig, aber doch sehr wohl auch für Klimaschutz.
Vor diesem Hintergrund: Wie ist die Position der Ministerin zu den
Schülerprotesten?

Haufe: Die Position hat ja gerade Herr Seibert für die ganze Regierung
angegeben. Dem habe ich nichts hinzuzufügen. Die Ministerin hat selbst am
Montag eine Begegnung mit Schülern gehabt, die diesen Protest durchführen.
Sie hat mit ihnen gesprochen, sich ausführlich unterhalten und das
Engagement sehr begrüßt.

Eine Anmerkung zu der Aussage von Frau Höhne, wir hätten noch kein Gesetz
vorgelegt: Wir wollten es auch bis heute noch nicht vorlegen. Wir sind
gerade dabei, es anzugehen und jetzt auch sehr zügig vorzulegen. Es gab
also keinen Zeitplan, der vorsah, dass wir bis Februar ein Gesetz haben.
Die Abmachung war - das gilt auch weiterhin -, dass bis März alle Bereiche,
alle Ministerien ihre Maßnahmenvorschläge für das Maßnahmenprogramm 2030
einreichen. Das Gesetz wird in den nächsten Wochen in die Ressortabstimmung
gehen.

Zusatzfrage: Sie sagten, dass die Ministerin sich am Montag mit Schülern
getroffen habe und das Engagement begrüßt habe. Das schließt dann die
Aktionsform des Freitags ein, oder?

Haufe: Wie Menschen, die sich politisch in Deutschland engagieren, ihr
Engagement austragen, wie sie es nach den geltenden Rechten tun und machen,
das ist erst mal ihre Angelegenheit. Das werden wir nicht bewerten.

Zu dem, was die anderen Kollegen hier gesagt haben, habe ich jetzt nichts
zu sagen. Wir haben doch da gerade eine ganz einhellige Meinung vertreten.

Frage: Frau Friedrich, die Schüler protestieren hier ja im Invalidenpark,
also zwischen Wirtschafts- und Verkehrsministerium. Der Wirtschaftsminister
hat schon mal vorbeigeschaut. Wird der Verkehrsminister auch vorbeischauen?
Fühlt er sich angesprochen?

Friedrich: Grundsätzlich ist das Thema Klimaschutz natürlich auch für den
Verkehr relevant. Wir haben die Nationale Plattform Zukunft der Mobilität
hier eingerichtet. Darüber wurde auch in den letzten RegPKs sehr intensiv
gesprochen. Der Minister hat die Runde der beratenden Kommission noch mal
erweitert.

Meines Wissens ist er noch nicht in den Invalidenpark gegangen. Ob das
geplant ist, weiß ich jetzt auch nicht. Aktuell befindet er sich zum Thema
"5G Connected Mobility" bei einem Unternehmen in Nürnberg. Wie es nächste
Woche aussieht, weiß ich leider nicht.

Frage: Herr Seibert, Manfred Weber hat gestern in Athen die Möglichkeit
offengelassen, dass der vereinbarte Primärüberschuss für Griechenland mit
einer neuen Regierung in Griechenland gesenkt werden könnte. Was ist die
Haltung der Bundesregierung dazu?

StS Seibert: Ich spreche für die Bundesregierung. Deswegen werde ich jetzt
auch keine Äußerungen aus den Parteien kommentieren. Für die
Bundesregierung kann ich sagen: Wir arbeiten mit der griechischen Regierung
vertrauensvoll zusammen - das hat sich beim jüngsten Besuch der
Bundeskanzlerin in Athen, denke ich, auch gezeigt -, und wir sind
überzeugt, dass diese Zusammenarbeit ganz unabhängig vom Ausgang der
anstehenden griechischen Wahlen auch in Zukunft fortgesetzt werden kann. Es
gelten die Vereinbarungen, die Griechenland mit der Eurogruppe über den
Haushalts- und Reformkurs sowie darüber, wie er fortgesetzt werden soll,
getroffen hat. Das Ganze wird von den Institutionen begleitet, von der
Eurogruppe, und zwar im Rahmen dessen, was man diese
Nachprogrammüberwachung nennt. An dieser deutschen Position hat sich nichts
geändert.

Zusatzfrage: Gibt es grundsätzlich eine Möglichkeit für niedrigere
Primärüberschüsse?

StS Seibert: Es gelten die Vereinbarungen, die man zwischen Griechenland
und der Eurogruppe miteinander getroffen hat.

Frage: CNN hatte diese Woche berichtet, dass nachgewiesen werden könne,
dass die Saudis und die Vereinigten Arabischen Emirate amerikanische Waffen
an Al-Qaida im Jemen weitergegeben hätten, um deren Loyalität zu erhalten.
Wie bewertet die Bundesregierung das? Hat die Bundesregierung Kenntnis von
deutschen Waffen, die von saudischer Seite an Al-Qaida gegeben wurden?

Breul: Pressemitteilungen kommentieren wir ja nicht. Wir haben auch keine
eigenen Erkenntnisse über den Fluss oder die mögliche Weitergabe von 
US-Waffen. Diese Frage sollten Sie wahrscheinlich an die US-Regierung richten.

Natürlich gilt für uns - ich müsste aber im Weiteren auf das BMWi verweisen
-, dass, wenn wir Hinweise auf einen Missbrauch oder eine Nichteinhaltung
der Verpflichtungen über den Endverbleib von aus Deutschland exportierten
Waffen haben, wir diese Hinweise sehr ernst nehmen und dem nachgehen.

Wagner: Das Gleiche gilt für uns. Auch wir haben dazu keine Erkenntnisse.

Frage: Hat es eigentlich schon Endverbleibskontrollen bezüglich deutscher
Waffenexporte in Saudi-Arabien gegeben? Können Sie uns das sagen?

Wagner: Sie spielen ja auf die Post-Shipment-Kontrollen an. Die wurden 2015
eingeführt, im Rahmen der Kleinwaffen- und Post-Shipment-Grundsätze. 2017
hat die erste Kontrolle stattgefunden. Mittlerweile haben, glaube ich, drei
Kontrollen stattgefunden. Weitere Kontrollen - - -

Zuruf: In Saudi-Arabien?

Wagner: In Saudi-Arabien hat keine Kontrolle stattgefunden. Ich müsste der
Sache aber auch noch einmal nachgehen. Diese Endverbleibskontrollen im
Rahmen der Post-Shipment-Kontrollen sind ja zum einen nur auf Kleinwaffen
anwendbar, und andererseits können die natürlich nur auf solche Waffen
anwendbar sein, deren Export genehmigt wurde, nachdem diese 
Post-Shipment-Kontrollen überhaupt eingeführt wurden; denn das Empfängerland muss, damit
die Genehmigung überhaupt erteilt werden kann, zustimmen, dass es diese
Post-Shipment-Kontrollen danach in seinem eigenen Land zulässt, und dessen
bin ich mir jetzt gar nicht sicher.

Bloß einmal als Hinweis: Im letzten Jahr ging es um die Lieferung von
Kleinwaffen in Drittländer - also nicht in EU- und Nato-Länder - mit einem
Wert von, glaube ich, nur 15 000 Euro. Wir sind da sehr restriktiv. Es
werden nicht viele Kleinwaffen exportiert. Daher bin ich mir gar nicht
sicher, ob Saudi-Arabien überhaupt in den Bereich kommen könnte, in dem wir
eine Post-Shipment-Kontrollen machen, weil vielleicht gar keine Kleinwaffen
dorthin geliefert wurden.

Zusatzfrage: Wäre es vor diesem Hintergrund sinnvoll, über die Ausweitung
des Anwendungsrahmens für Post-Shipment-Kontrollen beziehungsweise
Endverbleibskontrollen nachzudenken?

Wagner: Die Post-Shipment-Kontrollen gelten, wie gesagt, für Kleinwaffen.
Bei denen ist das Risiko dafür, dass diese Kleinwaffen einmal den Empfänger
verlassen und über die Grenze gehen, ohne dass man das mitbekommt, ja auch
besonders groß. Deswegen wurden die eben auch für die Kleinwaffen
eingeführt.

Hinsichtlich der Frage, ob man das auf größere Waffen ausweitet, ist,
glaube ich, auch zu beachten, dass der Endverbleib ja auch gilt, wenn wir
jetzt etwa über einen Panzer oder so etwas sprechen. Aber wenn ein Panzer
etwa plötzlich über eine Grenze in ein anderes Land geliefert wird, dann
ist die Erkenntnislage natürlich meistens sehr publik oder es gibt
entsprechende Erkenntnisse durch Dienste etc., weil das natürlich anders
auffällt, als wenn es jetzt vielleicht um eine Pistole geht.

Zusatz: Das hatten wir ja schon bei Panzern, die, glaube ich, in Syrien von
der türkischen Armee eingesetzt wurden.

Wagner: Das ist, glaube ich, noch einmal eine andere Frage. Der Endverbleib
besagt ja erst einmal, bei welchem Empfänger das liegt.

Frage: Ich würde das Thema noch auf den Fall Khashoggi erweitern. Herr
Breul, Herr Seibert, wie bewerten Sie denn den vorläufigen
Untersuchungsbericht der Vereinten Nationen, genauer gesagt der 
UN-Sonderberichterstatterin Callamard, die zu dem Schluss kommt, dass 
Saudi-Arabien die Untersuchungen in der Türkei behindert habe?

Die "New York Times" hat diese Woche berichtet, dass sich Herr Mohammed bin
Salman schon vor einem Jahr gewünscht hat, Herrn Khashoggi zu töten.

Breul: Ich kann gerne etwas zu dem zweiten Teil Ihrer Frage sagen. Ich
verweise auf meine Antwort von vorhin: Zu einzelnen Berichterstattungen
nehmen wir hier ja keine Stellung.

In der Tat, vielleicht nur zur Einordnung: Es gibt eine
Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen für extralegale
Hinrichtungen, die sich auch vor Ort ein Bild über
Menschenrechtssituationen machen kann. Viele Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen - insgesamt sind es 119 - haben eine stehende Einladung für diese
Sonderberichterstatterin ausgesprochen. Dazu zählt auch die Türkei. Wir
rufen grundsätzlich alle Staaten auf, mit der Sonderberichterstatterin
zusammenzuarbeiten.

Sie hat jetzt einen ersten Zwischenbericht vorgelegt und angekündigt, dass
sie Ende des Frühjahrs - ich glaube, im Mai - einen Abschlussbericht
vorlegen will. Das begrüßen wir. Wir werden uns diesen Abschlussbericht
gerne anschauen und ihn dann bewerten. Der wird im Menschenrechtsrat
vorgestellt werden.

Grundsätzlich hat sich im Fall Khashoggi nichts an unserer Linie geändert.
Wir fordern weiterhin eine rasche, vollständige und glaubwürdige
Aufklärung. Eine wichtige Wegmarke ist auch der Strafprozess gegen elf
Angeklagte, der in Riad begonnen hat. Wir erwarten hier von der 
saudi-arabischen Justiz weiterhin volle Transparenz und ein rechtsstaatliches
Verfahren.

Zusatzfrage: Nun laufen die Ermittlungen ja schon seit Oktober, seit der
Mann tot ist. Wir haben jetzt Februar. Wie lange wünschen Sie sich also
noch rasche Ermittlungen?

Breul: Das wird man anhand dessen bewerten müssen, wie die Fortschritte
genau sein werden. Genaue Zeitlinien kann ich da nicht nennen.

Frage: Ich habe eine Frage zu einer europäischen Abstimmung in der nächsten
Woche. Auf den Personalausweisen sollen europaweit Fingerabdrücke
verpflichtend werden. Die Bundesregierung hatte sich dazu bereits positiv
geäußert. Mich würde interessieren, was eigentlich aus den
verfassungsrechtlichen Bedenken geworden ist, die vor zehn Jahren noch zur
Ablehnung dieser Pflicht geführt hatten. Die Frage geht an Herrn Seibert,
an das BMI und an das BMJV.

Schmidt: Da haben wir hier keinen aktuellen Sachstand für Sie dabei. Ich
würde versuchen, ihn zu erhalten, und den würden wir Ihnen dann gerne
nachliefern.

Zimmermann: Wenn es um das Personalausweiswesen geht, dann ist, denke ich,
vorrangig das BMI gefragt. Ich kann mich aber auch erkundigen, ob wir
darüber irgendwelche Erkenntnisse haben.

Frage: Ich habe eine Frage an das AA, auch die nächste Woche betreffend,
und zwar die Nahost-Konferenz in Warschau. Nach meinem Wissen war bisher
offen, ob der Außenminister daran teilnehmen wird. Ist die Entscheidung
gefallen?

Breul: Nein, ich muss Sie noch einmal vertrösten. Wie immer werden wir
Termine des Außenministers mit geringem zeitlichen Vorlauf bekannt geben.

Frage: Ich habe eine Frage an das Gesundheitsministerium. Morgen wird auf
europäischer Ebene ein Schutzsystem gegen die Fälschung von Arzneimitteln
in Kraft treten. Ich habe zwei Fragen dazu: Was versprechen Sie sich davon,
und was sagen Sie zu Klagen deutscher Hersteller, die sagen, das würde zu
teuer werden?

Gülde: Zur zweiten Frage: Ich müsste tatsächlich etwas nachreichen.

Was versprechen wir uns davon? Wir versprechen uns davon natürlich, dass
die Verfolgung von Arzneimitteln und der Transportwege vereinfacht wird und
dass damit natürlich auch Fälle, wie wir sie in der Vergangenheit erlebt
hatten, dass gefälschte Arzneimittel wieder in die legale Lieferkette
eingeführt wurden, eben unterbunden werden.

Zusatzfrage: Können Sie etwas konkreter sagen, welche Maßnahmen da geplant
beziehungsweise vorgesehen sind?

Gülde: Ja. Die einzelnen Maßnahmen müsste ich dann jetzt halt eben, wie
gesagt, auch noch einmal nachreichen. Auch die Frage nach der Finanzierung
würde ich dann eben noch einmal entsprechend nachreichen.

Schmidt: Ich habe doch noch etwas gefunden, was wir zu dem Thema schon
vorbereitet hatten, und kann Ihnen Folgendes sagen: Wir sind uns durchaus
bewusst, dass das Thema der Aufnahme von Fingerabdrücken in solche
hoheitlichen Dokumente eben ein sehr, sehr sensibles Thema ist, welches in
besonderer Weise eine Darlegung der zwingenden Erforderlichkeit wie auch
begleitende Maßnahmen im Bereich des Datenschutzes erfordert. Durch die
immer höhere physikalische Sicherheit der Reisedokumente wie zum Beispiel
eines Passes oder eines Ausweises muss dem zunehmenden Missbrauch echter
Dokumente durch ähnlich aussehende Personen - da sehen wir nämlich
steigende Fallzahlen - aus unserer Sicht wirksam begegnet werden.

Um eben Reisedokumente, und dazu zählt der Personalausweis als
Reisedokument innerhalb des Schengen-Raums zum Beispiel auch, auch künftig
hinreichend gegen den Missbrauch durch ähnlich aussehende Personen zu
sichern, ist es aus unserer Sicht erforderlich, Fingerabdrücke als
Sicherheitsmerkmal aufzunehmen, um eben das Entdeckungsrisiko signifikant
zu erhöhen und Zweifelsfälle schnell einer Klärung zuführen zu können.
Zusammen mit weiteren Sicherheitsmerkmalen ist die Verordnung für
Mindestsicherheitsstandards von nationalen Identitätsdokumenten geeignet,
die Personalausweise der EU-Mitgliedstaaten auf eine insgesamt neue,
signifikant höhere Sicherheitsstufe zu heben. Dazu ist es notwendig, bei
dem mengenmäßig immer weiter zunehmenden und zugleich beschleunigten
internationalen Reiseverkehr die einzelnen Identitäten der Reisenden sicher
und zugleich schnell kontrollierbar in den Identitätsdokumenten zu
verankern. Das sehen wir eben für eine Fingerabdruckspeicherung als gegeben
an.

Deutschland hat sich deshalb im Rat unter der Maßgabe, dass eine
entsprechende Speicherung von Fingerabdruckinformationen auf den Dokumenten
zum Beispiel auch ausschließlich dezentral erfolgt, um der Datensicherheit
zu begegnen, bereit erklärt, dem Verhandlungsmandat für den Trilog
zuzustimmen.

Frage: Meine Frage betraf ja die verfassungsrechtlichen Bedenken.

Schmidt: Die verfassungsrechtlichen Bedenken sind damit aus unserer Sicht
in diesem Zusammenhang ausgeräumt. Das heißt also, die Position, die wir
hier für die europarechtlichen Vorgaben festgelegt haben, wäre nicht in
dieser Form vorgegeben worden, wenn wir verfassungsrechtliche Bedenken in
diesem Zusammenhang gehabt hätten.

Frage: Zu den Präsidentschaftswahlen in der Ukraine im März: Die
ukrainische Regierung hat gestern, glaube ich, entschieden, dass russische
Wahlbeobachter nicht als Wahlbeobachter daran teilnehmen dürfen. Hat die
Bundesregierung eine Meinung dazu? Das steht ja eigentlich sozusagen nicht
in Übereinstimmung mit internationalen Regeln.

StS Seibert: Ja. Wir haben die Entscheidung der Ukraine zur Kenntnis
genommen. Zur Vorbereitung von freien, demokratischen und transparenten
Wahlen gehört die Möglichkeit, dass Wahlbeobachter teilnehmen. Das ist
innerhalb der OSZE der Standard. Insofern fällt die Entscheidung der
Ukraine hinter diesen Standard zurück.

Gleichzeitig können und werden wir nicht ausblenden, dass Russland
permanent die territoriale Integrität der Ukraine infrage stellt - auf der
Krim genauso wie durch die permanente Unterstützung der Separatisten in der
Ostukraine. Vor diesem Hintergrund gibt es in der Ukraine ein tiefes
Misstrauen gegen Russland.

Breul: Ich will das kurz ergänzen: Wie Herr Seibert gesagt hat, nehmen wir
das durchaus ernst. Außenminister Maas hat dieses Thema auch gegenüber
seinem ukrainischen Amtskollegen Klimkin in Washington angesprochen, als es
zu einem kurzen bilateralen Termin kam.

Wenn russische Beobachter nicht einreisen können, dann dürfte das auch im
Bericht der Wahlbeobachtungsmission Niederschlag finden. Gleichwohl gehen
wir nicht davon aus, dass die Arbeitsfähigkeit von ODIHR beziehungsweise
der Wahlbeobachtungsmission davon beeinträchtigt sein wird. Aber die
Entscheidung wird dann, wie gesagt, sicherlich auch in den Bericht
einfließen.

Zusatzfrage: Wollen Sie zum Ausdruck bringen, dass die Bundesregierung
dennoch bedauert, dass die Ukraine die russischen Wahlbeobachter nicht
zulassen will?

StS Seibert: Wir wollen immer das zum Ausdruck bringen, was wir auch sagen.

Zusatz: Ja.

StS Seibert: Ja!

Zusatzfrage: Wenn dann "einerseits, andererseits" gesagt wird, dann hätte
ich gerne gewusst: Bedauern Sie es, dass die russischen Wahlbeobachter
nicht zugelassen werden?

StS Seibert: Ich habe dem, was ich gesagt habe, nicht noch etwas
hinzuzufügen, und schon gar nicht dem, was der Kollege gesagt hat.

Frage: Als OSZE-Mitglied muss man alle anderen OSZE-Mitglieder zu Wahlen
einladen. Korrekt, Herr Breul?

Breul: Das stimmt insofern, als sich die OSZE-Staaten umfassend selbst dazu
verpflichtet haben, andere Staaten zur Wahlbeobachtung einzuladen. Das
stimmt. Wie Sie wissen, gehört auch Russland zur OSZE. Gesetzliche
Einschränkungen hinsichtlich des genauen Vorgehens bei Wahlbeobachtungen
können in der Tat zulässig sein, soweit sie alle Angehörigen einer
Wahlbeobachtungsmission gleichermaßen betreffen.

Zusatzfrage: Ist das hier der Fall?

Breul: Das wird man sehen. Wir haben gerade deutlich gemacht, dass wir
dieses Thema ernst nehmen, dass wir dazu auch das Gespräch mit der
ukrainischen Regierung suchen und dass, wenn russische Beobachter nicht
werden teilnehmen können, das mit Sicherheit auch in dem Bericht der
Wahlbeobachtungsmission Niederschlag finden wird.

Freitag, 8. Februar 2019
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SOZIALES/1509: Abtreibungs-Studie ist ein Zugeständnis an radikale Lebensschützer


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. Februar 2019

BAUER: Abtreibungs-Studie ist ein Zugeständnis an radikale
Lebensschützer



Zur geplante Studie zu psychischen Folgen von Abtreibungen erklärt
die frauenpolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Nicole Bauer:

"Spahns Studie zu den seelischen Folgen von Schwangerschaftsabbrüchen
wird keinen Erkenntnisgewinn bringen. Denn deren psychische Folgen
sind seit Jahren ausführlich und umfassend untersucht. Das bestätigen
Mediziner und Psychologen. Spahns Studie hat einen anderen Sinn: Sie
soll keinem wissenschaftlichen Zweck dienen, sondern ist ein
Zugeständnis an radikale Lebensschützer. Dass der Steuerzahler für
diesen Unsinn auch noch fünf Millionen Euro bezahlen darf, setzt dem
Ganzen die Krone auf. Stattdessen wäre ein enttabuisierter und
aufgeklärter Umgang mit dem sensiblen Thema angebracht. Studien legen
nämlich nahe, dass mitunter die Stigmatisierung zu psychischen
Problemen bei den Betroffenen führen kann. Die FDP-Fraktion fordert
daher einen Stopp der geplanten Studie und darüber hinaus eine
Streichung des Paragrafen 219a. Das würde Frauen wirklich helfen."
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HAMBURG/4657: Rechnungshofbericht - eine Klatsche für den Senat (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. Februar 2019

Rechnungshofbericht: eine Klatsche für den Senat



Im Rahmen einer Pressekonferenz hat der Rechnungshof heute seinen
Jahresbericht vorgestellt. Hierzu erklärt Norbert Hackbusch, finanz-
und haushaltspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft: "Der Rechnungshof hat deutlich gemacht,
dass es immer noch kräftige Mängel im Bereich der Infrastruktur der
Stadt gibt. Zwar gibt es viele Versprechen des Senats, aber in der
Wirklichkeit gibt es in weiten Bereichen der Straßen, der Brücken und
Kaianlagen noch nicht einmal einen vernünftigen Informationsstand über
den gegenwärtigen Zustand. Eine Klatsche für einen Senat, der dies
seit Jahren verspricht."

Irritiert zeigt sich Hackbusch darüber, dass die großen finanziellen
Themen der Stadt wie die HSH oder die HSH Portfoliomanagement vom
Rechnungshof offenbar nicht kritisch verfolgt werden. "Mehr als 300
Millionen Euro wurden für Beraterverträge in Sachen HSH ausgegeben.
Auch die kritische Berichterstattung bezüglich der Cum-Ex-Geschäfte
der Warburg-Bank und der erst durch die Bundesfinanzaufsicht
angewiesene Steuerbescheid der Finanzbehörde Hamburg wird im
Jahresbericht nicht aufgegriffen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 11. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3266: Engagement gegen Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus soll belohnt werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 11. Februar 2019

Engagement gegen Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus soll belohnt werden - Johannes-Stelling-Preis 2019 ausgeschrieben



Seit 2006 vergibt die SPD-Landtagsfraktion den mit 2.000 Euro
dotierten Johannes-Stelling-Preis. Mit dem Preis erinnert die Fraktion
an den sozialdemokratischen Ministerpräsidenten des Freistaates
Mecklenburg-Schwerin von 1921-24, der aufgrund seiner unbeugsamen
Haltung gegen die nationalsozialistische Diktatur in der Nacht vom
21. zum 22. Juni 1933 zusammen mit anderen aufrechten Demokraten in
Berlin von den Nazis ermordet wurde.

Der Preis geht jedes Jahr an eine Person oder Initiative, die

- gegen rechtextremistische, fremdenfeindliche, antisemitistische,
rassistische und/ oder in anderer Weise diskriminierende Tendenzen
eingetreten ist;

- einen Beitrag zur Bekämpfung struktureller oder direkter Gewalt
gegenüber benachteiligten und/oder diskriminierten Menschen oder
Gruppen geleistet hat;

- Zivilcourage und bürgerschaftliches Engagement gezeigt hat zugunsten
von sozial benachteiligten, diskriminierten und/oder unterdrückten
Menschen oder Gruppen;

- demokratische und rechtsstaatliche Prinzipien gegen totalitäre
Bestrebungen verteidigt hat.

SPD-Fraktionsvorsitzender Thomas Krüger: "Bei der Suche nach einem
Preisträger geht es um Menschen oder Initiativen, die sich im Alltag
mit Mut und Konsequenz insbesondere gegen rechtsextremistische Gewalt,
Intoleranz und Diskriminierung einsetzen. Auch im vergangenen Jahr hat
es erneut zahlreiche Fälle von rassistischen Übergriffen und
Ausländerhetze gegeben. Gleichzeitig setzen sich viele Menschen in
unserem Land für eine gute Integration von Flüchtlingen sowie ein
weltoffenes, freiheitlich-demokratisches Mecklenburg-Vorpommern ein."

Dieses Engagement will die SPD-Fraktion würdigen und freut sich über
Vorschläge für mögliche Preisträger aus der Bevölkerung. "Wir bitten
darum, uns bis spätestens zum 30. April 2019 eine oder mehrere
mögliche Preisträgerinnen oder Preisträger unter Angabe von Name und
Adresse zu empfehlen - am besten mit einer kurzen Beschreibung des
Engagements. Aus den eingesandten Vorschlägen wird eine
Auswahlkommission drei Kandidat/innen nominieren. Eine bzw. einer von
ihnen wird dann am 18. Juni im Rahmen einer Festveranstaltung im
Schweriner Schloss als Stelling-Preisträger*in ausgezeichnet.

Der Auswahlkommission gehören die Ministerpräsidentin des Landes
Mecklenburg-Vorpommern, Manuela Schwesig, der Vorsitzende der
SPD-Landtagsfraktion, Thomas Krüger, die Sprecherin für politische
Bildung, Susann Wippermann, sowie ein/e Vertreter*in des
Landesseniorenbeirats und ein/e Vertreter*in des Landesjugendrings an.

Vorschläge werden gerne entgegen genommen unter:

Fax 0385-525-2338 oder

E-Mail stellingpreis@spd.landtag-mv.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5059: Ärzteausbildung in Trier ist ein richtiger und wichtiger Ansatz (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 07.02.2019

Ärzteausbildung in Trier ist ein richtiger und wichtiger Ansatz



Im heutigen Ausschuss für Gesundheit, Pflege und Demografie hat das
Wissenschaftsministerium auf Antrag der GRÜNEN Landtagsfraktion über
den Stand der "regionalisierten Medizinerausbildung" berichtet. Mit
einer dezentralisierten Ausbildung sollen Medizinstudenten den
klinischen Abschnitt künftig nicht nur in Mainz, sondern auch in Trier
absolvieren können. Dazu Dr. Bernhard Braun, Fraktionsvorsitzender der
GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz:

"Die Ausbildung von Ärztinnen und Ärzten in Rheinland-Pfalz nicht nur
auf den Standort Mainz zu beschränken, sondern auch nach Trier zu
verlagern, halten wir für einen richtigen und wichtigen Ansatz. Eine
solche regionalisierte Medizinerausbildung kann ein Mittel sein, um
die Attraktivität anderer Regionen für Ärztinnen und Ärzte zu steigern
- vor allem für diejenigen, die bereits in der Region verwurzelt sind.
Langfristig kann das auch ein Baustein sein, um dem Landärztemangel
entgegenzuwirken. Um die Kooperation aufzubauen, wurden im Haushalt
für das Jahr 2020 500.000 Euro eingestellt. Diese Mittel, die in
Zukunft noch steigen sollen, sehen wir an der richtigen Stelle
investiert. Weitere Schritte können dann folgen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5058: Wissenschaftsausschuss zur Zukunft der Universität Koblenz-Landau (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.02.2018

Wissenschaftsausschuss / Zukunft Universität Koblenz-Landau

Marion Schneid: Wissenschaftsministerium hat nur vage Antworten und
kann Verunsicherung nicht beseitigen



Die hochschulpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Marion
Schneid, kritisiert die Verunsicherungspolitik von
Wissenschaftsminister Wolf in Frage der Zukunft der Universität
Koblenz-Landau. Auf Antrag der CDU-Landtagsfraktion hat sich der
Wissenschaftsausschuss heute mit den vagen Andeutungen des
Wissenschaftsministeriums zu einer Neugliederung der Universität
Koblenz-Landau befasst.

"Die heutige Ankündigung, dass die Landesregierung bald die
Strukturveränderungen der Universität Koblenz-Landau verkünden wird,
kann nicht über die aktuellen Fehlentwicklungen hinwegtäuschen.

Offensichtlich wird die Entscheidung in der Landesregierung getroffen,
ohne wichtige Beteiligte, wie die betroffenen Städte oder auch die
Vertreter der wissenschaftlichen Fachrichtungen und der
Studierendenwerke, einzubinden.

Außerdem bleibt die Frage der Finanzierung der Hochschule ungeklärt.
Ungeordnete Strukturdiskussionen können nicht darüber hinwegtäuschen,
dass die Landesregierung die rheinland-pfälzischen Hochschulen -
insbesondere Koblenz-Landau - mit Blick auf die Grundfinanzierung viel
zu schwach ausstattet. Wenn Herr Wolf strukturelle Veränderungen
anstrebt, müssen diese zwingend mit entsprechenden finanziellen
Mitteln unterlegt werden.

Für die CDU-Fraktion ist klar, dass beide Standorte eine eigenständige
und tragfähige Perspektive brauchen. Das muss sich dann auch endlich
in der Grundfinanzierung und den angebotenen Fachrichtungen
niederschlagen. Das darf kein Nullsummenspiel werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Februar 2019

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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SICHERHEIT/475: Kinder dürfen nicht als Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Kinder dürfen nicht als Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Jedes Jahr wird am 12. Februar der Internationale Tag gegen den
Einsatz von Kindersoldaten begangen, auch "Red Hand Day" genannt.
Damit soll dem Leid von rund 250.000 Kindern in bewaffneten Konflikten
gedacht werden.

"Kinder leiden am meisten unter Kriegen und Konflikten. Ihr Einsatz in
Armeen und bewaffnete Gruppen ist eine Verletzung von Kinderrechten,
bei Kindern unter 15 Jahren sogar ein Kriegsverbrechen.

UNICEF geht in Schätzungen von bis zu 250.000 Kindersoldaten weltweit
aus. Die Vereinten Nationen geben an, dass in 20 Ländern und in rund
50 Armeen und bewaffneten Gruppen schwerste Menschenrechtsverletzungen
gegen Kinder begangen werden - dazu gehören die Rekrutierung von
Kindersoldaten, die Tötung und Verstümmelung von Kindern oder Angriffe
auf Schulen und Krankenhäuser. Zu diesen Staaten zählen Indien,
Myanmar, Jemen, Kolumbien, Philippinen und die Demokratische Republik
Kongo. Um Kriegsverbrechen an Kindern aufklären und ahnden zu können,
muss der Internationale Strafgerichtshof weiter gestärkt werden.
Staaten wie China, Indien, USA, Russland, Türkei und Israel müssen das
Gericht in Den Haag endlich anerkennen und unterstützen.

Am 12. Februar 2002 trat das Zusatzprotokoll zur
UN-Kinderrechtskonvention zum Verbot des Einsatzes von Kindern als
Soldaten in Kraft, dem bis heute 168 Staaten beigetreten sind.
Deutschland hat das Zusatzprotokoll im Dezember 2004 ratifiziert."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Februar 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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LATEINAMERIKA/1859: Kolumbianische Guerillaorganisation ELN erklärt Bereitschaft, Friedensgespräche wieder aufzunehmen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien / Kuba 

ELN
erklärt Bereitschaft, die Friedensgespräche wieder aufzunehmen

Pablo Beltrán



(Caracas, 6. Februar 2019, telesur/poonal) - Pablo Beltrán, Chef der
ELN-Friedensdelegation in der kubanischen Hauptstadt Havanna, hat
erneut versichert, dass die kolumbianische Guerillaorganisation ELN
(Ejército de Liberación Nacional) gewillt sei, die
Friedensverhandlungen weiterzuführen, die mit der vorherigen
kolumbianischen Regierung begonnen hatten.

Die Delegation zeigte sich bereit, einige Punkte der bereits
erreichten Abkommen neu zu verhandeln. Sollte es notwendig sein, so
Beltrán, könnten mit der Regierung die Protokolle neu vereinbart
werden, die für den Fall eines Verhandlungsendes die
Rückkehrbedingungen der Guerilladelegation aus Havanna festlegen. Dies
jedoch nur, sollte Präsident Ivan Duque für die Sicherheit der
Delegierten garantieren. "Wenn dem Präsidenten die Protokolle nicht
gefallen, verhandeln wir sie eben neu. Was anderes können wir nicht
tun. Er ist der einzige, der uns eine Sicherheitsgarantie geben kann",
äußerte Beltrán vor den lokalen Medien.

Die Regierung Duques hat neue Bedingungen an eine Wiederaufnahme der
Verhandlungen gestellt, die unter der Präsidentschaft von Juan Manuel
Santos aufgenommen worden waren. Sie fordert die ELN dazu auf, ihre
Kampfhandlungen zu beenden und ihre Geiseln freizulassen. Die ELN
versicherte hingegen, für neue Verhandlungen ohne vorherige
Forderungen bereit zu sein mit dem Ziel, eine politische Lösung zu
finden und den Friedensprozess in Kolumbien weiter voranzubringen. Die
Friedensdelegation plane, solange in Havanna zu bleiben, bis die
kolumbianische Regierung sich äußere.

Seit Iván Duque im August 2018 Präsident geworden ist, liegen die
Friedensgespräche mit der ELN auf Eis. Nach einem schweren
Autobombenanschlag [1] der ELN in Bogotá hat die kolumbianische
Regierung den Friedensprozess für beendet erklärt und Kuba
aufgefordert, die zehnköpfige ELN-Verhandlungsdelegation an Kolumbien
auszuliefern. Kuba hat diese mit Verweis auf die bestehende
Vereinbarung für eine Rückkehr abgelehnt.


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/eln-bekennt-sich-zu-anschlag-delegation-weiss-von-nichts/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/eln-erklaert-bereitschaft-die-friedensgespraeche-wieder-aufzunehmen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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LANDWIRTSCHAFT/1776: Ferkelkastration - Verschoben, aber nicht gelöst (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 427 - Dezember 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Verschoben, aber nicht gelöst

Welche Methode zukünftig die betäubungslose Ferkelkastration ersetzen
soll, ist nicht abzusehen

von Marcus Nürnberger



Der Druck scheint raus zu sein. Anfang November haben die
Koalitionsfraktionen aus CDU/CSU und SPD einen gemeinsamen Entwurf zur
Änderung des Tierschutzgesetzes beschlossen. In erster Lesung wurde
dieser im Bundestag beraten und dann an den Ernährungsausschuss
übergeben. Dieser führt noch eine öffentliche Anhörung durch, bevor
die Fristverlängerung, so die derzeitige Zeitplanung, am 29. November
im Bundestag beschlossen werden soll. Die letzte Hürde könnte das
Gesetz dann am 14. Dezember im Bundesrat nehmen. Wenn alles so kommt
wie geplant, wäre "längstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2020
[...] eine Betäubung nicht erforderlich für das Kastrieren von unter
acht Tage alten männlichen Schweinen", so der Gesetzestext. Mit der
Gesetzesänderung wird aber nicht nur die Ausstiegsfrist um zwei Jahre
nach hinten verschoben. Damit diesmal nicht - wie beim ursprünglichen,
schon vor fünf Jahren angekündigten und auf Ende 2018 geplanten Verbot
der betäubungslosen Kastration - die Frist tatenlos verstreicht,
werden konkrete Handlungsaufgaben verteilt.

Betäubung

Vor allem, das wurde in den Beratungen im Bundestag deutlich, sollen
die Landwirte bei der Umstellung nicht alleine gelassen werden.
Insbesondere von der SPD kam die Forderung, dem Narkosemittel
Isofluran möglichst zügig eine tierarzneimittelrechtliche Zulassung zu
erteilen. Die derzeitige Anwendung z. B. bei Neuland-Betrieben findet
unter einer Umwidmung durch den behandelnden Tierarzt statt. Bis
spätestens zum 31. Mai 2019 muss, so der Gesetzestext, dem Bundestag
eine Rechtsverordnung des Bundeslandwirtschaftsministeriums zugeleitet
werden. Konkreter wurden die Parlamentarier des Bundestages. Sie
forderten unter anderem, dass die Rechtsverordnung dem geschulten
Landwirt die Durchführung der Isoflurannarkose ermöglichen solle.
Bisher unterliegt diese der Überwachung durch einen Tierarzt.
Inwieweit der Tierarzt auch zukünftig die Narkose selbst durchführen
muss oder zumindest anwesend sein muss, ist derzeit noch offen. Hier
ergäben sich Möglichkeiten, geschulten Landwirten unter der Kontrolle
des zuständigen Tierarztes die eigenständige Durchführung zu
ermöglichen. Zum Beispiel könnte die Verdampfereinheit des Gerätes mit
Zähler bei einem Tierarzt vor Ort und in dessen Verantwortung
stationiert sein und würde von den Landwirten ausgeliehen, erklärt
Stefan Waldner von der Firma Waldner Maschinenbau, die ihr Gerät zur
Ferkelnarkose auf der Eurotier in Hannover ausstellt. "Somit wäre
gewährleistet, dass die Zahl der kastrierten Ferkel und der Verbrauch
an Isofluran an zentraler Stelle erfasst würden." Eine klare Anweisung
erteilt der Gesetzestext dem Bundesministerium, das dem zuständigen
Fachausschuss alle sechs Monate über die "Umsetzungsfortschritte bei
der Einführung alternativer Verfahren und Methoden zur betäubungslosen
Ferkelkastration" berichten muss. Auf der EuroTier war die
Ferkelkastration für viele Schweinehalter ein Thema. Neben zwei
Ständen mit Narkosegeräten für Isofluran war vor allem der Messestand
von Zoetis nicht zu übersehen. Zoetis hat die in der aktuellen
Diskussion immer wieder genannte Immunokastration durch zweimaliges
Impfen der Eher entwickelt. Die Impfpistole, die eine Selbstinjektion
vermeiden soll, ist ebenso ausgestellt wie die Forschungsergebnisse
zur besseren Futterverwertung der behandelten Eher gegenüber
Kastraten. Wichtig in der aktuellen Diskussion ist es Zoetis auch
darzustellen, dass die Fleischqualität geimpfter Eher deutlich besser
ist als bei reiner Ebermast. Zuletzt hatte eine Untersuchung der
Hochschule Anhalt in Sachsen-Anhalt gezeigt, dass das reine
Eberfleisch aufgrund seiner veränderten Fettzusammensetzung und seines
geringeren Wasserhaltevermögens deutliche Nachteile in der
Verarbeitung mit sich bringt. Immunokastrierte Tiere schneiden hier
deutlich besser ab, so der Zoetis-Vertreter. Er verweist auf
Untersuchungen, die zeigen, dass der Gehalt an mehrfach ungesättigten
Fettsäuren (PUFA) zwar zwei Prozent über denen von Kastraten liegt
(ca. 12,5%), aber deutlich unter denen von nicht geimpften Ebern (ca.
16,5%). Ein weiteres Argument für die Impfung anstelle der Ebermast
sei die Verhaltensänderung der "Eber", die in der Folge deutlich
weniger aggressiv seien, wodurch Verletzungen durch Rangkämpfe,
Aufreiten und Penisbeißen ausgeschlossen seien.

Und der vierte Weg

Zwar hält der Bauernverband nach wie vor am vierten Weg, also der
Lokalanästhesie, fest, in der aktuellen Diskussion wird diese Variante
aber nur am Rande diskutiert. In einem Forschungsprojekt soll bis
Mitte 2021, also nach Ablauf der Fristverlängerung, geprüft werden, ob
die lokale Betäubung überhaupt eine gesetzeskonforme
Schmerzausschaltung gewährleistet. Darüber hinaus müssten die
einzusetzenden Medikamente eine Zulassung bekommen und die Methode
bräuchte eine Ausnahmeregelung, damit die Schweinehalter sie
selbstständig ohne Tierarzt durchführen könnten.

Aufklärung

Im Rahmen der Verhandlungen hat der Haushaltsausschuss für die
Schulung von Landwirten und die Information von Verbrauchern 38 Mio.
Euro bewilligt. Ob das Geld vor allem für die Schulung der Landwirte
oder aber für eine", Aufklärung der Verbraucher eingesetzt wird, hängt
auch von der Variante ab, wie zukünftig mit Ebern umgegangen werden
soll. Während bei den Kastrationsmethoden, neben rechtlichen
Anpassungen, Schulungen der Landwirte erforderlich würden, damit diese
die aktuell im Zuständigkeitsbereich der Tierärzte liegende Betäubung
bzw. Lokalanästhesie übernehmen könnten, ist die Immunokastration von
den Landwirten schon heute ohne rechtliche Änderungen und
Weiterbildungen praktisch umsetzbar. Hier sind es vor allem die
Schlachtunternehmen, der Handel und die Verbraucher, die sich dieser
Methode gegenüber öffnen müssten. In agrarheute äußerte sich Dr.
Ludger Breloh, Bereichsleister für Strategie und Innovation im
Agrarsektor der REWE-Group, diesbezüglich offen: "Das Beste wäre, alle
Vermarkter würden alle gesetzlichen Wege erlauben." Im gleichen
Interview machte Tönnies-Chef Clemens Tönnies aber auch deutlich, dass
der Schweinebereich nicht allein auf den deutschen Markt ausgerichtet
ist, sondern es auch Akzeptanz der jeweiligen Methoden in den
ausländischen Absatzmärkten geben müsse. Auf der Erzeugerebene
zwischen Ferkelerzeugern und Schweinemästern gilt es, verlässliche
Regelungen zu finden und nicht aus dem Marktsegment männliche Ferkel
auf einmal zwei - kastrierte und unkastrierte - zu machen. Auch die je
nach Methode in unterschiedlichen Stufen anfallenden Kosten müssen
sich in der Preisgestaltung wiederfinden.
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MELDUNG/644: Klöckner - "Reduzierung von Zucker, Fetten und Salz in Fertiglebensmittel wird ab jetzt überprüft" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 42 vom 11.02.2019

Klöckner: "Reduzierung von Zucker, Fetten und Salz in Fertiglebensmittel
wird ab jetzt überprüft"

Begleitgremium zur Kontrolle der Nationalen Reduktions- und
Innovationsstrategie tritt zusammen



Am 12. Februar kommen die Bundesministerin für Ernährung und
Landwirtschaft, Julia Klöckner, und die Mitglieder des Begleitgremiums zu
ihrer ersten Sitzung zusammen. Das Gremium zur Nationalen Reduktions- und
Innovationsstrategie begleitet, berät und überprüft die Vereinbarungen und
Ziele zur Reduktion von Zucker, Fetten und Salz in Fertigprodukten. Die im
Dezember vom Bundeskabinett verabschiedete Strategie soll einen Beitrag zur
Minderung von Übergewicht und ernährungsmitbedingten Krankheiten, wie
Altersdiabetes und Herz-Kreislauf-Erkrankungen leisten. Die
Bundesernährungsministerin entwickelte die Reduktions- und
Innovationsstrategie zusammen mit Ärzten, Verbraucherschützern,
Ernährungswissenschaftlern, Handel und Lebensmittelherstellern. Die von den
Verbänden der Lebensmittelwirtschaft mit ihren Mitgliedsunternehmen
getroffenen Zielvereinbarungen werden in den einzelnen Branchen nun
schrittweise umgesetzt. Das eingesetzte Begleitgremium besteht aus
Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregierung, der Bundesländer sowie
der Verbände aus den Bereichen Ernährung, Gesundheit,
Lebensmittelwirtschaft, Verbraucherschutz und Wissenschaft und wird
mindestens einmal jährlich zusammentreten. Die Auftaktsitzung findet nun im
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft in der kommenden Woche
statt.

Bundesministerin Julia Klöckner: "Theorie ist das eine. Jetzt kommt die
Praxis. Mit dem Begleitgremium, dass sich aus Fachleuten rund um die
Ernährungsfragen zusammensetzt, zeigen wir, dass wir es ernst meinen:
Fertigprodukte müssen gesünder werden, das Zuviel an Zucker, Fetten und
Salz wollen wir reduzieren, damit für die Verbraucher im Alltag die gesunde
Wahl zur leichten Wahl wird. Mit dem Begleitgremium stellen wir sicher,
dass der Fokus nicht verloren geht und vereinbarte Ziele auch erreicht
werden. Fünf Verbände der Lebensmittelwirtschaft stellen in der Sitzung
ihre konkreten produkt- und branchenbezogenen Prozess- und
Zielvereinbarungen vor. Weitere konkrete Maßnahmen werden folgen - auch von
Vertretern der Gesundheits- und Verbraucherseite.

Im Gremium werden wir künftig auch die Ergebnisse des engmaschigen
Monitorings der Strategie durch unser Max Rubner-Institut besprechen.
Alleine für diese Kontrollen der Wirksamkeit der Reduktionsmaßnahmen haben
wir zusätzliche Mittel von 300.000 Euro zur Verfügung gestellt. Bereits
Ende des Jahres erhalten wir erste Hinweise, welche Fortschritte gemacht
worden sind. Zudem können die Mitglieder Hinweise auf zusätzlichen
Forschungsbedarf oder Empfehlungen für weitere Maßnahmen geben.
Umfangreiche Aktivitäten im Bereich Forschung und Innovation sind zudem
nötig, um aufzuzeigen, dass man sich erfolgreich herantasten kann - an die
Reduktion bei gleichzeitigem Geschmackserhalt. Denn am Ende ist wichtig,
dass nicht ein theoretisches Reduktionsziel für Produkte im Raum steht, die
der Verbraucher aber niemals kaufen würde. Wir wollen keine Ladenhüter,
sondern konkrete Hilfen im Alltag für die Verbraucher.

Zu beobachten ist jedenfalls, dass die Strategie bereits jetzt Wirkung
entfaltet. Mehrere Unternehmen und Handelsketten haben unmittelbar nach dem
Kabinettsbeschluss begonnen, ihre Kunden für das Thema zu sensibilisieren
und Produkte mit weniger Zucker-, Fett- oder Salzanteil in den Fokus zu
rücken. Unser Forschungsinstitut zeigt parallel zudem, durch welche Ansätze
es auch kleinere Betriebe des Handwerks schaffen können, Inhaltsstoffe zu
verändern, aber Geschmack zu erhalten - indem zum Beispiel bei Wurstwaren
ein Teil des Fettgehaltes durch Schwarzwurzel ersetzt wird. Die
Geschmacksproben, die im Rahmen der Internationalen Grünen Woche den
Besuchern vorgestellt wurden, haben viele überrascht. Das zeigt aber auch,
dass sich an die Ergebnisse herangetastet und ausprobiert werden muss -
theoretische, starre Reduktionsvorgaben durch den Gesetzgeber gehen an der
Praxis vorbei. Ohne Forschung und differenziertes Betrachten der Produkte
wird eine solche Strategie nicht erfolgreich sein. Wir arbeiten daran, dass
wir gemeinsam erfolgreich sind im Sinne der Verbraucher."


Hintergrund:

Die Nationale Reduktions- und Innovationsstrategie wird bis zum Jahr 2025
durch ein engmaschiges Monitoring überwacht. Im Herbst 2019 gibt es eine
erste Überprüfung. Ein Zwischenbericht soll Ende 2020 vorgelegt werden.
Ziel der Strategie ist es, bis Ende 2025 die Reduktions- und
Innovationsstrategie umgesetzt zu haben. Das heißt, dass neben der
Reduzierung von Zucker um mindestens 20 Prozent in Frühstückscerealien für
Kinder, auch in Erfrischungsgetränken und Kinderjoghurts mindestens 15 bzw.
10 Prozent weniger Zucker enthalten sein dürfen. Außerdem wurden eine
Vereinbarung mit dem Bäckerhandwerk zur Reduktion von Salzspitzen im Brot
und eine Selbstverpflichtung zur Salzreduktion in Fertigpizzen getroffen.
Kenntnisse zur Reduzierung von Zucker, Fetten und Salz sollen auch in der
Aus- und Fortbildung im Lebensmittelhandwerk fest verankert sein.

 * 
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NAHOST/1642: Libyen - Kriegswirren wachsen aus ... (SB)


Libyen - Kriegswirren wachsen aus ...



Die Lage in Libyen zeichnet sich mehr als sieben Jahren nach dem
gewaltsamen Sturz Muammar Gaddhafis durch die NATO und islamistische
Milizen durch Chaos aus. Das nordafrikanische Land hat zwei
verfeindete Administrationen, die von der Moslembruderschaft
unterstützte Regierung der Nationalen Einheit (Government of National
Accord - GNA) um Premierminister Fayiz Al Sarradsch in der Hauptstadt
Tripolis im Westen und die des seit 2014 im östlichen Tobruk sitzenden
Repräsentantenhauses (House of Representatives - HoR). Libyens
Politiker finden nicht zuletzt deshalb keinen Ausweg aus der
Dauerkrise, weil sie von verschiedenen ausländischen Kräften
unterstützt werden. Während die GNA Italien, die Türkei und Katar im
Rücken hat, arbeitet das HoR mit Frankreich, Ägypten und den
Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE) zusammen.

2018 sollte es nach dem Willen aller Parteien und mit Hilfe des
libanesischen UN-Sondergesandten Ghassan Salamé zu Parlaments- und
Präsidentenwahlen kommen. Wegen der instabilen Lage und immer wieder
aufflammenden Kämpfen konnte dieses Ziel nicht erreicht werden. Auch
2019 stehen die Chancen für einen politischen Durchbruch schlecht.
Die geplante Verfassungskonvention zur Ausarbeitung eines neuen
Grundgesetzes kommt allen Appells Salamés zum Trotz nicht zustande.
Das HoR beklagt den Einfluß der Moslembruderschaft nicht nur bei der
GNA, sondern behauptet, der UN-Sondergesandte sei von "Absolventen
von Tora Bora" - gemeint sind Mitglieder des Al-Kaida-"Netzwerks"
Osama Bin Ladens - "umgeben". Über der Abhaltung der für März
geplanten Kommunalwahlen steht ein großes Fragezeichen. Nach eigenen
Informationen verfügt die GNA in Tripolis lediglich über ein Drittel
der erforderlichen 30 Millionen Euro, um die Wahlen in den 120
Kommunen durchführen zu können.

Währenddessen reißt die Gewaltwelle in Libyen nicht ab. Am 5. Februar
meldete die Weltgesundheitsorganisation (WHO), in den vergangenen
zwölf Monaten habe die Zahl der Angriffe auf Ärzte und
Krankenschwestern sowie Überfälle auf medizinische Einrichtungen
erheblich zugenommen. Bei solchen Vorfällen kamen 2018 sechs Mediziner
und Patienten ums Leben, während weitere 26 Menschen verletzt wurden.
Nach Angaben der WHO sind wegen der anhaltenden gesellschaftlichen
Krise Dreiviertel aller Gesundheitseinrichtungen in Libyen entweder
geschlossen oder arbeiten nur in beschränkten Ausmaßen. Das UNHCR
schätzt die Zahl der Binnenflüchtlinge derzeit auf 200.000, die der
Migranten und Geflohenen aus anderen Staaten Afrikas und des Nahen
Ostens, die nach Europa wollen, auf 40.000 ein. Bekanntlich stecken
viele Kriegsflüchtlinge unter menschenunwürdigen Bedingungen in
irgendwelchen Lagern fest oder sind bereits von kriminellen Banden in
die Sklaverei verkauft worden.

Mitte Januar kam es in Tripolis nicht zuletzt wegen der militärischen
Schwäche der GNA erneut zu tagelangen Kämpfen zwischen rivalisierenden
Milizen. Der Gewaltausbruch, der nach einer Woche durch die
Vermittlungen von Stammesältesten beigelegt werden konnte, kostete 16
Menschen das Leben. Weitere 65 Personen wurden verletzt. Das HoR
verfügt in Form der sogenannten Libyschen Nationalarmee (LNA) über
eine ordentliche Streitmacht. Unter dem Oberbefehl von "Feldmarschall"
Khalifa Hifter ist die LNA Mitte Januar in den Süden Libyens
aufgebrochen, um die Region dort von "Terroristen" zu befreien. Gleich
nach Beginn der Operation meldete die LNA die Tötung von Abu Talha
Al Libi, einem ranghohen Kommandeur von Al Kaida im Islamischen
Magreb (AQIM), bei Kämpfen nahe Sabha, der größten Stadt und
Verwaltungszentrum Südlibyens.

Am 6. Februar meldeten Hifters Soldaten die Einnahme von El Scharara,
dem größten Ölfeld Libyens, das Anfang Dezember von
Regionalaktivisten und Wachleuten, die Entwicklungsgelder respektive
ihre seit Monaten nicht gezahlten Löhne verlangten, besetzt worden
war. Offenbar erfolgte die Rückeroberung von El Scharara, dessen
Anlage am Tag 315.000 Barrel Öl fördern kann, friedlich.
Demonstranten, Schutzpersonal und die LNA haben sich vorerst gemütlich
auf dem weitläufigen Areal eingerichtet. Demnächst wollen Vertreter
des staatlichen libyschen Ölkonzerns nach El Scharara kommen, um den
Betrieb dort wieder hochfahren zu lassen und sich die Klagen der
Besetzer anzuhören. Auch die GNA will eine Delegation nach El Scharara
schicken, um die eigenen Hoheitsansprüche wenn nicht durchzusetzen, so
doch immerhin anzumelden.

Wie sehr Libyen insgesamt zur Unruhequelle Nordafrikas geworden ist,
zeigt eine Meldung von Reuters vom 6. Februar, wonach die französische
Luftwaffe seit Tagen Angriffe auf Fahrzeugkonvois in Tschad fliegt,
die aus Südlibyen kommen und deren Insassen - Mitglieder der
Rebellenformation Vereinigte Widerstandsräfte - Präsident Idriss Deby
stürzen wollen. Zur Anzahl der Toten und Verletzten bei der Aktion gab
es keine verläßlichen Angaben.

11. Februar 2019
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EHRENAMT/074: Caritas will Ehrenamt sichtbar machen (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 11. Februar 2019

Neue Ehrenamtsstudie

Caritas will Ehrenamt sichtbar machen



Berlin, 11. Februar 2019. "Wer Gutes tut, spricht meist nicht darüber.
Deswegen haben wir uns mit unserer neuen Ehrenamtserhebung zum Ziel
gesetzt, das vielfältige ehrenamtliche Engagement unter dem Dach der
Caritas öffentlich sichtbar zu machen. In Altenheimen, in der Betreuung von
Kindern aus Asylbewerberfamilien, in der Quartiersarbeit - überall schafft
die Caritas Möglichkeitsräume für freiwilliges Engagement", unterstreicht
Caritas-Präsident Peter Neher. Die jetzt vorliegenden Ergebnisse zeigen,
wie groß die Bandbreite des ehrenamtlichen Engagements ist.

Neben dem langjährigen Engagement in klaren Strukturen, gibt es in den
Einrichtungen und Diensten der Caritas vielfältige neue und eher
projektartige Formen ehrenamtlichen Engagements. Die verbandliche Caritas
eröffnet dabei Engagement-Räume für die ganze Breite der Gesellschaft: Drei
Viertel der erfassten Ehrenamtlichen sind Mitglied der katholischen Kirche,
25 Prozent der Ehrenamtlichen sind nicht katholisch, sieben Prozent haben
keine deutsche Staatsangehörigkeit. Neben 26 Prozent männlichen
Ehrenamtlichen sind knapp drei Viertel der Freiwilligen Frauen. Etwa zwei
von fünf Ehrenamtlichen sind jünger als 50 Jahre.

Mehrere hunderttausend Ehrenamtliche engagierten sich 2016 bei der Caritas,
darunter 340.000 Ehrenamtliche direkt in den Einrichtungen und Diensten der
Caritas. Im Durchschnitt waren 14,3 Ehrenamtliche in einer Einrichtung
beziehungsweise einem Dienst tätig. Im Durchschnitt war jede(r)
Ehrenamtliche circa sechs Stunden im Monat im Einsatz. Die rund 340.000
Ehrenamtlichen leisteten insgesamt etwa 24 Millionen Einsatzstunden - davon
rund 22 Millionen Stunden regelmäßig engagiert, zwei Millionen Stunden
projektbezogen und knapp 100.000 Stunden in einmaligem Engagement. Die
meisten Ehrenamtlichen haben sich in der Kinder- und Jugendhilfe, der
Altenhilfe und den weiteren sozialen Hilfen eingesetzt. Eine erhebliche
Anzahl von Engagierten ist darüber hinaus auch in den caritativen
Initiativen des ehrenamtlichen Engagements und der Selbsthilfe sowie in den
Organen der Rechtsträger tätig.

"Mit der Aufnahme von Geflüchteten im Sommer 2015 hat sich gezeigt, dass im
Bereich der Migrationsdienste eine große Zahl von Ehrenamtlichen gewonnen
werden konnte. Diese Frauen und Männer ließen sich von sichtbarer Not
schnell dazu motivieren, sich selbst zu engagieren. Viele von Ihnen wollten
aber unabhängig bleiben und nicht von einem Träger "vereinnahmt" werden.
Modernes Ehrenamtsmanagement heißt also: Vereinbarkeit herstellen", so
Neher. Das gelte sowohl in Bezug auf die Anforderungen von Beruf und
Familie als auch zwischen den Anforderungen und Wünschen der Dienste und
Einrichtungen und denen der Freiwilligen.

Umso wichtiger sei es, attraktive Angebote für Ehrenamtliche zu entwickeln
und eine Vielfalt der Engagement-Möglichkeiten zu gestalten. 
Freiwilligen-Management und Ehrenamtskoordination seien so zu gewährleisten, dass die
Selbstorganisation der Ehrenamtlichen Wertschätzung erfährt und gestärkt
werde. So könne bürgerschaftliches Engagement für alle Bevölkerungsgruppen
ermöglicht werden. "Dann eröffnen sich Chancen, die Vielfalt im Engagement
zu nutzen und den Zusammenhalt zu stärken. Denn die Zeit der Menschen ist
kostbar, genau wie ihr Ehrenamt", so Neher.

Der Vorstand des Deutschen Caritasverbandes hat die Veröffentlichung der
Ergebnisse der von der Katholischen Hochschule Freiburg durchgeführten
Erhebung mit einer Stellungnahme/Bewertung verbunden, in der er sich zu
einer verbandlichen Ermöglichungskultur ehrenamtlichen Engagements
ausdrücklich verpflichtet. Die Studienergebnisse sind zusammen mit der
Stellungnahme/Bewertung auf caritas.de abzurufen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Februar 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle
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KIND/190: Auftakt der Aktionswoche für Kinder aus Suchtfamilien (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - 11. Februar 2019

Gemeinsame Pressemitteilung mit NOCA Deutschland zur Aktionswoche für
Kinder aus Suchtfamilien

Zum Auftakt der Aktionswoche für Kinder aus Suchtfamilien:

Initiatoren und Unterstützer fordern von der Bundesregierung
zügige Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen zur
Unterstützung betroffener Kinder und Familien



Durch einen Beschluss des Deutschen Bundestages und die Aufnahme
des Themas in den Koalitionsvertrag der GroKo stehen die "vergessenen
Kinder" endlich auf der politischen Agenda. Die Bundesregierung steht in
der Pflicht, dafür zu sorgen, dass Hilfen für diese Kinder endlich
gesetzlichgeregelt und finanziert werden.

"Sie leiden extrem - nicht nur unter der Krankheit in der Familie, sondern
vor allem auch unter der Stigmatisierung und Tabuisierung der Erkrankung
der Eltern", sagte heute Prof. Dr. Rolf Rosenbrock, Vorsitzender des
Paritätischen Gesamtverbandes auf der Auftaktpressekonferenz zur
zehnten bundesweiten Aktionswoche für Kinder aus Suchtfamilien in
Berlin. "Diese Kinder suchen sich oft keine Hilfe, aus Scham oder aus
Angst vor den Konsequenzen. Stattdessen übernehmen sie in ihren
Familien Rollen, die weder ihrem Entwicklungsstand noch ihren Kräften
entsprechen. Das alles hat häufig zur Folge, dass sie selbst eine
Erkrankung entwickeln."

Kinder aus Suchtfamilien sind die größte bekannte Risikogruppe für eine
eigene Suchterkrankung und lebenslang hochgefährdet für psychische
Krankheiten sowie soziale Störungen. Laut dem aktuellen DAKKinderreport
haben diese Kinder um 32 Prozent erhöhte
Gesundheitskosten. Internationale Studien legen nahe, dass die
Schädigungen der Kinder in der lebenslangen Perspektive zu Kosten in
Milliardenhöhe führen. Das Leid der Kinder ist mit Geld nicht zu
ermessen.

Der Deutsche Bundestag hat 2017 in einem überfraktionellen Antrag
beschlossen, dass Kinder psychisch- und suchtkranker Eltern in
Deutschland Hilfen bekommen sollen. Derzeit arbeitet eine
interdisziplinäre Arbeitsgruppe entsprechende Vorschläge für die
Bundesregierung aus.

Der Bundestag trug der Bundesregierung darüber hinaus auf, Sucht und
psychische Erkrankungen mit Aufklärungskampagnen zu entstigmatisieren
und diese Themen in die Aus- und Weiterbildung aller Erzieher/innen, 
Lehrer/innen und Lehrer, Ärztinnen und Ärzte sowie
Psychotherapeut/innen aufzunehmen. Beides ist bislang nicht ansatzweise
umgesetzt.

"Wir fordern die Bundesregierung auf, die vom Parlament
beschlossenen Aufklärungsmaßnahmen für die Bevölkerung sowie
die geplante Entstigmatisierungskampagne 2019 bundesweit zu
starten und die dafür notwendigen finanziellen Mittel in
angemessenem Umfang im Bundeshaushalt 2020 auszuweisen und
bereitzustellen", forderte Rolf Rosenbrock.

Auf die Wichtigkeit der Aus- und Weiterbildung wies Henning Mielke von
der Geschäftsstelle der Interessenvertretung für Kinder aus Suchtfamilien,
NACOA, hin: "Nur eine winzige Zahl von Kindern hat heute in
Deutschland das Glück, ein spezialisiertes Hilfeangebot für Kinder
von Suchtkranken nutzen zu können. Umso wichtiger ist es, dass in
jeder Kita und jeder Schule die dort tätigen Menschen in der Lage
sind, diese Kinder zu erkennen, zu verstehen und zu unterstützen,
damit sie nicht die Süchtigen und psychisch Kranken von morgen
werden."

Die bundesweite Aktionswoche für Kinder aus Suchtfamilien startet mit
einem reichen Angebot von 120 Veranstaltungen in über 60 deutschen
Städten. Viele davon sind Weiterbildungen für Fachkräfte. Das Programm
der Aktionswoche ist unter www.coa-aktionswoche.de zu finden. Die
Schauspielerin Katrin Sass ist Schirmherrin der Aktionswoche. Sie wird
von der Kaufmännischen Krankenkasse (KKH) gefördert. Zeitgleich finden
Aktionswochen auch in den USA, Großbritannien und erstmals auch in
der Schweiz statt.

Weitere Informationen:

www.coa-aktionswoche.de

Aufruf Aktionswoche 2019_Kinder aus Suchtfamilien.pdf

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/5f66c2ea2193b763c125839e002ea2ba/$FILE/Aufruf%20Aktionswoche%202019_Kinder%20aus%20Suchtfamilien.pdf

 * 
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MELDUNG/197: Sozialstaatsreform muss grundlegendes Vertrauen erneuern (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 10. Februar 2019

Sozialstaatsreform muss grundlegendes Vertrauen erneuern 

SoVD-Präsident Adolf Bauer: "Schutz vor Armut ist eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe"



"Das soziale Gefälle in Deutschland wächst seit Jahren. Ganz deutlich
zeigen das die steigenden Armutsrisiken bei der Erwerbslosigkeit und
bei der Rente. Geradezu dramatisch verschärft wird die Situation zudem
durch den Anstieg der Mieten", sagt SoVD-Präsident Adolf Bauer
anlässlich des SPD-Parteibeschlusses für ein Reformkonzept des
Sozialstaats. Und weiter: "Deshalb ist es gut, dass nun das Thema
Arbeit im heute beschlossenen Konzept an die erste Stelle rückt.
Insbesondere die Vorschläge, die auf eine Korrektur der bisherigen
Hartz-IV-Fehler abzielen, sind sehr positiv", betont Verbandspräsident
Adolf Bauer. Jetzt gelte es genau hinzusehen, was die Vorschläge im
Detail beinhalten und ob das Konzept in der schwarz-roten Koalition
überhaupt eine Chance habe, so Adolf Bauer. "Wenn es der
Bundesregierung jedoch gelingt, das Vertrauen in wesentliche soziale
Sicherungsversprechen zu erneuern, dann leistet sie echte
Zukunftspolitik. Denn so lassen sich ökonomische Ängste einer breiten
Bevölkerungsschicht abbauen", sagt Adolf Bauer.

Der SoVD fordert seit längerem grundlegende Kurskorrekturen für
Reformen, die den Sozialstaat stärken. Neben umfassenden arbeitsmarkt-
und rentenpolitischen Konzepten hat der SoVD zuletzt ein Gutachten
über die sozialen Folgen der Mietpreisentwicklung veröffentlicht.

Der Sozialverband Deutschland (SoVD) vertritt die sozialpolitischen
Interessen der gesetzlich Rentenversicherten, der gesetzlich
Krankenversicherten sowie der pflegebedürftigen und der behinderten
Menschen. Rund 570.000 Mitglieder sind bundesweit im SoVD organisiert.
Der Verband wurde 1917 als Kriegsopferverband gegründet.

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 06/2019 vom 10. Februar 2019

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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WOHNEN/154: Wohnungslosigkeit endlich wirksam bekämpfen (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - 9. Februar 2019

Wohnungslosigkeit endlich wirksam bekämpfen



Anlässlich der Aktion vom Samstag "Hamburg gegen die Kälte - Demonstration
für die Obdachlosen" betont die Diakonie noch einmal den dringenden
Handlungsbedarf im Kampf gegen zunehmende Obdachlosigkeit. "Die Zahl
obdachloser Menschen hat sich nahezu verdoppelt, auf nun 1.910 Personen",
so Dirk Hauer. "Auf dieses Alarmzeichen muss der Senat sofort und
entschlossen reagieren: durch deutliche Stärkung der Hilfsangebote wie
Beratungsstellen und wohnbegleitende Hilfen, durch eine erheblich bessere
Vermittlung in richtigen Wohnraum und durch offenen Zugang für alle
obdachlosen Menschen in den Schutz des Winternotprogramms"



Weitere Infos: Wohnungslosigkeit endlich wirksam bekämpfen:
Wohlfahrtsverbände legen Lösungsvorschläge vor
https://www.agfw-hamburg.de/AGFW/Detail.aspx?id=2225

 * 

Quelle:

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-0, Fax: 040 30 62 0-410

E-Mail: info@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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MELDUNG/316: Missbrauch von Kindern als Soldaten geht trotz weltweiter Ächtung weiter (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen - New York/Köln,
11. Februar 2019

RED HAND DAY 2019

Welttag gegen den Einsatz von Kindersoldaten

UNICEF: Missbrauch von Kindern als Soldaten geht trotz weltweiter
Ächtung weiter



Obwohl der Einsatz von Kindersoldaten in den meisten Ländern verboten
ist, sind laut UNICEF weltweit nach wie vor Zehntausende Mädchen und
Jungen in Konfliktregionen in den Reihen von Streitkräften und
bewaffneten Gruppen. Sie werden dadurch auf brutale Weise ihrer
Kindheit beraubt.

Zum Welttag gegen den Einsatz von Kindersoldaten am 12. Februar ruft
UNICEF weltweit die Regierungen dazu auf, sich stärker für einen Stopp
dieser schweren Kinderrechtsverletzung einzusetzen. Auch in
Deutschland beteiligen sich viele Kinder und Jugendliche an der Aktion
"Red Hand Day" und setzen mit roten Handabdrücken ein Zeichen, um
dieser Forderung Nachdruck zu verleihen.

"Kinder sind keine Soldaten. Sie dürfen auf keinen Fall in den Kriegen
der Erwachsenen eingesetzt werden", sagt Christian Schneider,
Geschäftsführer von UNICEF Deutschland. "Alle Konfliktparteien und
Regierungen, die Einfluss auf diese haben, müssen sich dazu
verpflichten, den Einsatz von Kindersoldaten weltweit endlich zu
beenden."

Mädchen und Jungen werden von Afghanistan bis zur Zentralafrikanischen
Republik in vielen Ländern der Welt von Streitkräften und bewaffneten
Gruppen rekrutiert. Nicht alle Kindersoldaten werden zum Kämpfen
eingesetzt. Die Konfliktparteien setzen Kinder unter anderem als
Späher oder Botschafter ein und für Hilfstätigkeiten wie Kochen,
Tragen oder Feuerholz sammeln. Manche Mädchen werden mit Kämpfern
zwangsverheiratet, und Mädchen ebenso wie Jungen werden sexuell
missbraucht. In extremen Fällen werden Kinder gezwungen, als "lebende
Schutzschilde" zu agieren oder sich auf belebten Plätzen selbst in die
Luft zu sprengen.

Jede Form des Missbrauchs von Minderjährigen als Soldaten ist eine
Verletzung der Kinderrechte und bei Kindern unter 15 Jahren sogar ein
Kriegsverbrechen. Die Mädchen und Jungen müssen schwere Gewalt
miterleben und teilweise selbst begehen. Diese Erlebnisse sind
traumatisch für die Kinder, und ihre Wiedereingliederung in ein
ziviles Leben ist ein schwieriger Prozess. UNICEF setzt sich dafür
ein, dass alle Formen der Verwendung von Minderjährigen für
militärische Zwecke beendet werden.


Länder mit den meisten Kindersoldaten

Es gibt keine gesicherten Zahlen darüber, wie viele Kindersoldaten und
Kindersoldatinnen es weltweit gibt, weil ihr Einsatz meist nicht
offiziell dokumentiert wird. Manche Schätzungen gehen von bis zu
250.000 Kindersoldaten weltweit aus, aber Beweise gibt es nur in
deutlich weniger Fällen. Die Vereinten Nationen veröffentlichen jedes
Jahr einen Bericht über schwere Menschenrechtsverletzungen an Kindern
in Konflikten, in dem auch die Zahlen für nachweislich rekrutierte
Kinder genannt werden - und die Namen der dafür verantwortlichen
Armeen oder bewaffneten Gruppen. Auf dieser sogenannten "Liste der
Schande" stehen momentan rund 50 Armeen und bewaffneten Gruppen. In 20
Ländern beziehungsweise Konfliktsituationen werden schwerste
Menschenrechtsverletzungen gegen Kinder begangen - dazu gehören die
Rekrutierung von Kindersoldaten, aber auch die Tötung und
Verstümmelung von Kindern oder Angriffe auf Schulen und Krankenhäuser.

Besonders viele Mädchen und Jungen werden von verschiedenen
Konfliktparteien in den langwierigen Konflikten im Südsudan, in der
Zentralafrikanischen Republik, in der Demokratischen Republik Kongo,
in Somalia, in Syrien und im Jemen für ihre Zwecke missbraucht. Auch
in Afghanistan, Mali oder Myanmar werden Mädchen und Jungen als
Kindersoldaten oder Helfer von bewaffneten Gruppen eingesetzt.


Trends und Fortschritte beim Einsatz von Kindersoldaten

UNICEF beobachtet mit Sorge eine wachsende Missachtung
völkerrechtlicher Verpflichtungen und ein alarmierend hohes Ausmaß an
Gewalt gegen Kinder in zahlreichen Konflikten. In der
Zentralafrikanischen Republik und in der Demokratischen Republik Kongo
sind die Neu-Rekrutierungen von Kindersoldaten infolge der
verschärften Kämpfe wieder deutlich angestiegen. Die Terrorgruppe Al
Shabaab hat in Somalia 2017 über 1.600 Kinder entführt. Auch Gruppen
wie die Taliban, der IS und Boko Haram rekrutieren gezielt Kinder und
Jugendliche für ihre Zwecke. Häufig geschieht dies auch über
Ländergrenzen hinweg, was die Befreiung und Wiedereingliederung der
Kindersoldaten erschwert.

Problematisch ist außerdem häufig der Umgang der Sicherheitskräfte mit
Kindern und Jugendlichen, die wegen ihrer (tatsächlichen oder
vermeintlichen) Zugehörigkeit zu einer bewaffneten Gruppe inhaftiert
und teilweise misshandelt werden.

Aber es gibt auch Fortschritte: Rund 65.000 ehemalige Kindersoldaten
konnten in den vergangenen zehn Jahren befreit werden. Über 3.000
Mädchen und Jungen kamen seit 2013 im Südsudan frei, davon 955 allein
im vergangenen Jahr. Im Oktober 2018 hat UNICEF die Freilassung von
833 Kindersoldaten in Nordost-Nigeria bewirkt und hilft dabei, sie
wieder in die Gesellschaft zu integrieren.

UNICEF setzt sich weltweit dafür ein, die Rekrutierung von
Minderjährigen zu beenden, Kindersoldaten freizulassen und ihnen dabei
zu helfen, ein neues, ziviles Leben anzufangen.


Red Hand Day erinnert an Zusatzprotokoll zum Verbot

Der "Red Hand Day" findet jährlich am 12. Februar statt, dem Tag, an
dem 2002 das Zusatzprotokoll zur UN-Kinderrechtskonvention zum Verbot
des Einsatzes von Kindern als Soldaten in Kraft trat. Bis heute sind
ihm 168 Staaten beigetreten. Deutschland hat das Zusatzprotokoll im
Dezember 2004 ratifiziert.

UNICEF ruft zum "Red Hand Day" dazu auf, mit roten Handabdrücken ein
Zeichen gegen den Einsatz von Kindersoldaten zu setzen. Viele
Schülerinnen und Schüler beteiligen sich jedes Jahr an der Aktion und
fordern damit Politikerinnen und Politiker auf, sich stärker für den
Stopp des Einsatzes von Kindersoldaten einzusetzen.

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 11. Februar 2019

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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ARBEIT/2906: Mitbestimmen im Job - Viel Sympathie, aber oft wenig konkretes Wissen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 08.02.2019

Mitbestimmen im Job: Viel Sympathie, aber oft wenig konkretes Wissen

Aktuelle Studie von Wirtschaftswissenschaftlern



Die meisten Menschen in Deutschland wollen am Arbeitsplatz nicht nur
Anweisungen befolgen, sondern eigenverantwortlich arbeiten und beteiligt
werden. Damit sie Mitspracherechte auch wirklich wahrnehmen können,
braucht es aber mehr Unterstützung und mehr konkretes Wissen über die
Mitbestimmung, zeigt eine aktuelle, von der Hans-Böckler-Stiftung
geförderte Studie.*

Mitbestimmung schätzen die meisten Deutschen als sehr positiv ein. Wenn es
um die Beteiligungsrechte von Beschäftigten geht, tun sich allerdings
große Wissenslücken auf. Das zeigt die repräsentative Befragung, die ein
Forscherteam um Prof. Dr. Werner Nienhüser von der Universität
Duisburg-Essen ausgewertet hat.

Die Wirtschaftswissenschaftler wollten herausfinden, was die Menschen von
Arbeitnehmermitbestimmung halten und ob sie überhaupt an diese denken,
wenn sie den Begriff Mitbestimmung hören. Grundlage war eine
Telefonbefragung von 3203 zufällig ausgewählten Personen im erwerbsfähigen
Alter. Dabei wurden nicht nur konkrete Fragen gestellt, sondern auch
solche, bei denen die Befragten zu bestimmten Begriffen - Mitbestimmung,
Mitbestimmung der Arbeitnehmer, Betriebsrat - ohne Antwortvorgaben
assoziieren konnten. Zusätzlich führten die Forscher 41 ausführliche
Interviews durch, um speziell die Einstellungen von jüngeren Menschen
genauer erfassen zu können.

Zunächst fällt auf, dass die meisten Menschen mit dem Begriff
Mitbestimmung eher allgemeine Zusammenhänge verbinden wie "anderen
helfen", die Mitwirkung in einem Verein oder aber Volksabstimmungen. Nur
rund ein Viertel denkt an etwas, das mit der Arbeitswelt zu tun hat.
Direkt gefragt nach der Mitbestimmung der Arbeitnehmer, denkt rund ein
Viertel der Befragten an den Betriebsrat, ein weiteres Fünftel nennt
Gewerkschaften (siehe auch die Infografik; Link unten). Fast die Hälfte
aller Assoziationen entfällt auf diese beiden Kategorien. 14 Prozent
denken an Sachverhalte, die mit Arbeitszeit zu tun haben. Weitere rund
neun Prozent kritisieren zu wenig oder nicht vorhandene Mitbestimmung.

Die Befragten sollten außerdem ihre eigenen Assoziationen bewerten. Der
Anteil positiver Aussagen fällt dabei mit knapp 70 Prozent sehr hoch aus -
und zwar weitgehend unabhängig von Alter, Geschlecht oder Erwerbsstatus
der Befragten. Der Anteil der negativen Bewertungen ist dagegen gering,
beim Begriff Mitbestimmung der Arbeitnehmer beträgt er knapp sieben
Prozent.

Beschäftigte wollen Einfluss

Immerhin sind rund 65 Prozent der Befragten der Auffassung, Arbeitnehmer
und Arbeitgeber sollten gleich viel Einfluss haben, drei Prozent sprechen
sich dafür aus, dass Arbeitnehmer einen größeren Einfluss als die
Arbeitgeber haben sollten. Unter Arbeitern ist der Wunsch nach Mitsprache
sogar noch deutlich weiter verbreitet (siehe Infografik). Die Forscher
haben nur eine Gruppe gefunden, die der Mitbestimmung skeptischer
gegenübersteht: die Selbstständigen, die zugleich Arbeitgeber sind. Vor
allem bei der Frage, ob Arbeitnehmer mindestens ebenso viel Einfluss haben
sollten wie die Arbeitgeber, sind sie die einzigen, die mehrheitlich
ablehnende Antworten geben. "Solange Arbeitgeber sich Mitbestimmung als
reine Mitwirkung vorstellen, sind sie durchaus positiv eingestellt",
schreiben die Wissenschaftler. "Wenn es jedoch um eine echte Mitbestimmung
und die Einflussnahme auf die Verteilung der betrieblichen Wertschöpfung
geht, ist die Einstellung deutlich weniger positiv und bei denjenigen, die
von Mitbestimmung direkt betroffen sind, den Inhabern betriebsratsfähiger
Betriebe, sogar negativ."

Die Analyse der Wissenschaftler zeigt, dass die Idee der Mitbestimmung
zwar insgesamt breite Zustimmung findet, aber gleichzeitig viele nicht
genau wissen, was konkret damit gemeint ist. Beispielsweise gibt nur rund
ein Drittel der Befragten an, dass sie gut darüber Bescheid wissen, was
ein Betriebsrat macht. Gut 40 Prozent der aktuell oder früher
Erwerbstätigen sagen, sie hätten im Betrieb noch nie oder selten davon
gehört - was damit zu tun haben könnte, dass die Mehrheit der
Beschäftigten in Unternehmen arbeitet, in denen Mitbestimmung nicht
etabliert ist.

Vor allem Junge haben wenig Kontakt zur Mitbestimmung

Besonders überrascht hat die Forscher, wie wenig junge Menschen über die
Idee der Mitbestimmung und ihre Institutionen wissen. Die jüngeren
Befragten, die mehrheitlich Schüler oder Studenten sind, assoziieren
Mitbestimmung fast gar nicht mit Betrieb und Unternehmen, sondern
allenfalls mit Demokratie in einem allgemeineren Sinne. Zum einen liege
das daran, dass den Jüngeren praktische Erfahrungen und persönliche
Betroffenheit fehlen. Zum anderen komme Mitbestimmung in der schulischen
und hochschulischen Bildung sowie in der Berufsausbildung zu kurz.

"Die Mehrheit der Bevölkerung, dafür sprechen unsere Befunde sehr
deutlich, hat bereits eine positive Einstellung zur Mitbestimmung in einem
generellen Sinne", schreiben die Wissenschaftler. Der Begriff
Mitbestimmung könne - ähnlich wie etwa Demokratie oder Gerechtigkeit - als
ein "Hochwertwort" verstanden werden, als ein Begriff, bei dem sich
positive Assoziationen geradezu von selbst aufdrängen. Was allerdings
fehlt, sei das Wissen: über konkrete Mitbestimmungsrechte, ihre
alltägliche Praxis und ihre Folgen sowie darüber, was Mitbestimmung für
die Erreichung der gemeinsamen und der eigenen Interessen bedeutet.

Mitbestimmung muss gelebt werden

Wie lässt sich das Wissen verbessern? Eine naheliegende Voraussetzung
dafür ist, dass überhaupt mehr Menschen an ihrem Arbeitsplatz mitbestimmen
dürfen. Durch die praktische Erfahrung mit Mitbestimmung würde sich auch
das Wissen darüber erweitern. Darüber hinaus sollte das Thema nach Meinung
der Forscher schon an den Schulen und Hochschulen mehr Gewicht bekommen.
Denkbar seien außerdem Aufklärungskampagnen in den Medien: "Warum nicht
Werbespots für Mitbestimmung im Kino, TV beziehungsweise im Internet?",
fragen die Forscher. Damit die Mitbestimmung ein "konstitutives Element
des deutschen Modells der Arbeitsbeziehungen" bleibt, müsse sie nicht nur
rechtlich abgesichert, sondern auch "gelebt werden". Dies geschehe nicht
zuletzt durch aktive Beteiligung, aber auch in der Kommunikation mit
Freunden, Kollegen, Nachbarn, Mitschülern und Mitstudierenden.


Originalpublikation:

(*) Werner Nienhüser, Heiko Hoßfeld, Esther Glück, Lukas Gödde:

Was Menschen über Mitbestimmung denken. Empirische Analysen.

Study der Forschungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung Nr. 408,
Dezember 2018.

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_study_hbs_408.pdf

Infografik zum Download (druckfähig):

https://www.boeckler.de/fotostrecke_boeckler_impuls-r.htm?id=118096&chunk=1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 08.02.2019
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INTERNATIONAL/365: Haiti ruft wirtschaftlichen Notstand aus (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Haiti ruft wirtschaftlichen Notstand aus



(Caracas, 6. Februar 2019, telesur/poonal) - Der Präsident Haitis,
Jovenel Moise, hat am 6. Februar den wirtschaftlichen Notstand Haitis
ausgerufen. Die Regierung kündigte an, steuerliche Befreiungen und
Zollbefreiungen bis zum 30. September aufzuheben. Nicht davon
betroffen seien diplomatische, konsularische oder humanitäre Einsätze.
Die Notstandsmaßnahmen sehen außerdem vor, die Preise von Produkten
des täglichen Bedarfs zu senken, um die privaten Haushalte zu
entlasten. Zudem sollen soziale Projekte gestärkt werden. Präsident
Moise hat des Weiteren die Regierung dazu veranlasst, staatliche
Ausgaben zu reduzieren.

Er wandte damit die Verordnung vom 7. April 2017 an, die bestimmte
Privilegien von Regierungsmitgliedern einschränkt - u.a. verbietet sie
das Nutzen staatlicher Fahrzeuge nach 19 Uhr und erlaubt Reisevorhaben
der Staatssekretäre nur mit Einwilligung des Staatschefs.

Ihren Ursprung hat die sozioökonomische Krise in der Abwertung der
haitianischen Währung gegenüber des US-Dollars. Das Haushaltsdefizit
war von Oktober 2018 bis Januar diesen Jahres auf über 128 Millionen
US-Dollar angestiegen. Eddy Labossiére, Doktor der Ökonomie, weist
darauf hin, dass im Hinblick auf notwendige Maßnahmen "das Aufheben
bestimmter Rechte, insbesondere der Regierungsausgaben" in Betracht
gezogen werden müsse.

Am 7. Februar, dem 2. Jahrestag des Amtsantritts Moises, gingen im
ganzen Land tausende Menschen auf die Straße, um gegen Inflation und
Korruption zu demonstrieren. Zu den Demonstrationen [1] hatten die
Opposition und soziale Bewegungen aufgerufen. Mindestens zwei Menschen
starben.


Schwierige Lage für Haitianer*innen in der Dominikanischen
Republik

Vor dem Hintergrund der Migration aus Haiti in die Dominikanische
Republik kritisierte der spanische Richter Baltazar Garzón die
internationale Gemeinschaft. Sie schenke der diskriminierten Situation
der haitianischen Bevölkerung in der Dominikanischen Republik
überhaupt keine Beachtung.

Germán Ramírez Jr., Sekretär der dominikanischen Partei PRSC (Partido
Reformista Social Cristiano), hatte am 2. Februar, wie kurz zuvor
einige internationale Menschenrechtsorganisationen, die UN dazu
aufgerufen, ein sogenanntes Identitätsprogramm für die Nachkommen
haitianischer Migrant*innen in der Dominikanischen Republik zu
unterstützen. Das Programm hat zum Ziel, das Recht auf Nationalität
für die Nachkommen haitianischer Migrant*innen, die in der
dominikanischen Republik geboren sind, durchzusetzen. Bis heute
verweigert die Dominikanische Republik tausenden Nachkommen die
Nationalität, und damit u.a. auch das Recht auf Gesundheit und
Bildung.


Anmerkung:

[1] https://www.telesurtv.net/news/haitianos-marcharon-contra-corrupcion-crisis-economica-20190208-0003.html


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/haiti-ruft-wirtschaftlichen-notstand-aus/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SCHACH-SPHINX/06835: Scheidepunkt in Cazorla (SB)


Das Jahr 1998 brachte einige Überraschungen, solche, die erfreulich
waren, und andere, die man sich nie gewünscht hätte. Zum letzteren
gehörte sicher die Niederlage von Viswanathan Anand beim
Weltmeisterschaftskampf gegen Anatoli Karpow. Der Schachwelt hätte
eine Veränderung gutgetan. Vielleicht wäre mit dem Inder an der Spitze
auch ein Wechsel in der starren Politik der FIDE denkbar gewesen. Die
Doppelgleisigkeit der Schachverbände, hier Karpow als ein Relikt
längst vergangener Zeiten und dort Garry Kasparow, der Rebell und
Erneuer, beides wäre vielleicht schon damals einvernehmlich zu lösen
gewesen. Immerhin wehte im Profiverband von Kasparow ein erfrischend
neuer Wind, auch wenn Alexej Schirow, der sich das Recht der
Herausforderung erstritten hatte, später von Kasparow links liegen
gelassen wurde. Es sollte dann Wladimir Kramik sein, der, obwohl viele
meinten, daß er seinen Reifeprozeß noch lange nicht abgeschlossen
hätte, Kasparow vom Thron stieß. Für 1998 dürfte dies sogar richtig
gewesen sein. So verwundert es nicht, daß er gegen Schirow im
Kandidatenmatch in Cazorla den kürzeren zog. Es siegte, wie sollte es
anders sein, derjenige mit dem stärkeren Nervenkostüm und dem
unabdingbaren Gefühl für den Ernst der Lage. Im heutigen Rätsel der
Sphinx aus dem Turnier in Spanien hatte Kramnik zuletzt 1.d6-d7
gezogen. Ein Blitz hätte nicht greller aufleuchten können, Wanderer,
als Schirows Antwort darauf.






[image: SCHACH-SPHINX/06835: Scheidepunkt in Cazorla (SB)]



Kramnik - Schirow

Cazorla 1998


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Gerade einmal 13 Jahre und schon so verschlagen. Mit 1...Tg5xg4! 2.De2-
c4+ Kg8-h8 3.f3xg4 Lf4-g5+ 4.Kf2-e2 Dh1-g2+ 5.Ke2-d3 Tf8-f3+ 6.Kd3-e4
Tf3-f4+ - in hoher Zeitnot übersah der englische Youngster das
sofortige Matt mit 6...Tf3-e3# - 7.Ke4xe5 Tf4xc4 8.Ke5-e6+ Kh8-g8 ließ
er den armenischen Großmeister ganz schön alt aussehen. Natürlich
hätte McShane auch 8...Dg2xb2 ziehen können, aber in seinem "Alter"
entschuldigt Lampenfieber noch alles.



Erstveröffentlichung am 12. Februar 2006

11. Februar 2019
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SCHULE/560: Keine Angst vor der Einschulung (idw)


RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung - 07.02.2019

Keine Angst vor der Einschulung!

Wer in seiner Klasse zu den Jüngsten gehört, schneidet in der Schule
häufig schlechter ab - später aber nicht mehr



Viele Eltern machen sich heute Sorgen, dass ihr Kind zu jung für die
Einschulung sei. Tatsächlich schneiden jüngere Schulkinder in Tests in
Mathematik und Deutsch durchschnittlich schlechter ab als ihre älteren
Klassenkameraden. Dieser Unterschied ist jedoch größtenteils auf die
Schulzeit begrenzt. Im Erwachsenenalter bleiben kaum Nachteile bestehen -
lediglich beim Wortschatz zeigen sich langfristige Effekte. Dies hat ein
Forscherteam der Freien Universität Berlin und des RWI - Leibniz-Institut
für Wirtschaftsforschung herausgefunden.

Die wichtigsten Ergebnisse:

- Das Alter bei der Einschulung hat im späteren Leben keinen Einfluss auf
die Kompetenzen in Mathematik oder das Textverständnis. Eine Ausnahme: Wer
in der Klasse zu den Jüngsten gehörte, hat im Erwachsenenalter
durchschnittlich einen kleineren Wortschatz.

- Die jüngeren Kinder in der Klasse gehen im Durchschnitt seltener auf ein
Gymnasium. Dies könnte auch eine Erklärung für den geringeren Wortschatz
sein. Während die Basiskompetenzen in Mathematik und Leseverständnis in
allen Schulformen der Sekundarstufe gleichermaßen vermittelt werden, wird
der Wortschatz im Gymnasium vermutlich stärker trainiert.

- Trotz der unterschiedlichen Schullaufbahn wirkt sich das
Einschulungsalter nicht auf spätere Bildungsabschlüsse aus. Das heißt,
dass jünger eingeschulte Kinder zwar seltener Abitur machen, jedoch
genauso häufig studieren oder eine duale Berufsausbildung absolvieren wie
ihre älteren Mitschüler.

- Da der höchste berufliche Abschluss in Deutschland für den beruflichen
Erfolg und das Einkommen eine wichtigere Rolle spielt als der
Schulabschluss, dürften die Auswirkungen des Einschulungsalters auf den
Arbeitsmarkterfolg eher gering sein. Das bestätigen auch Studien aus
Skandinavien, wonach sich die über den Lebenszyklus erzielten Löhne nicht
zwischen Erwachsenen unterscheiden, die zu den Jüngsten oder den Ältesten
in der Klasse gehörten.

"Die schulischen Nachteile eines jungen Einschulungsalters spielen keine
Rolle mehr, wenn die Kinder älter werden. Sie sind im Erwachsenenalter
unbedeutend für die erworbenen Basiskompetenzen, die wiederum maßgeblich
für den Arbeitsmarkterfolg sind", sagt Koautorin Katja Görlitz,
Juniorprofessorin an der FU Berlin und Mitglied des RWI Research Network.
"Unsere Ergebnisse legen nahe, dass sich Eltern bei normalem
Entwicklungsstand ihres Kindes unbesorgt für eine reguläre Einschulung
entscheiden können, auch wenn ihr Kind damit zu den Jüngsten in der Klasse
gehört."

Für ihre Untersuchung nutzten die Wissenschaftler deutsche Befragungsdaten
des Nationalen Bildungspanels von Erwachsenen im Alter zwischen 23 und 71
Jahren. Die Befragten mussten Testaufgaben in Mathematik, Leseverständnis
und dem Wortschatz lösen, die je nach Fragestellung zwischen 4.000 und
6.000 Teilnehmenden gestellt wurden.



Dieser Pressemitteilung liegt das Ruhr Economic Paper #792 "The long-term
effect of age at school entry on competencies in adulthood" zugrunde. Es
kann unter http://www.rwi-essen.de/publikationen/ruhr-economic-papers/ als
pdf-Datei heruntergeladen werden. Über die Ergebnisse der Studie berichtet
die aktuelle "Zeit" unter der Überschrift "Sommerkinder, Winterkinder".

Originalpublikation:

Ruhr Economic Paper #792 "The long-term effect of age at school entry on
competencies in adulthood"

http://www.rwi-essen.de/publikationen/ruhr-economic-papers/981/

http://dx.doi.org/10.4419/86788920

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution145

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

RWI - Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/520: Studie - Roboter lebt, Mensch kaputt (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 08.02.2019

Psychologie - Roboter lebt, Mensch kaputt



Inwieweit sind Menschen bereit, Rücksicht auf Roboter zu nehmen? Die
Empathie geht so weit, dass sie unter Umständen Menschenleben gefährden
würden, zeigt eine neue Studie.

Roboter als Minenräumer, Pflegeassistent oder Haushaltshelfer - je mehr
Maschinen mit künstlicher Intelligenz Einzug in Alltag und Beruf nehmen,
desto drängender stellt sich die Frage, wie Menschen die künstlichen
Gefährten wahrnehmen und sich ihnen gegenüber verhalten. Ein Team um Sari
Nijssen von der Radboud University in Nijmegen, Niederlande, und Markus
Paulus, Professor für Entwicklungspsychologie an der LMU, hat nun in einer
Studie untersucht, inwiefern sich Menschen Robotern gegenüber mitfühlend
verhalten und ihrem Verhalten moralische Prinzipien zugrundelegen. Über
die Ergebnisse berichten sie aktuell in der Fachzeitschrift Social
Cognition.

"Wir haben untersucht, inwieweit Erwachsene bereit sind, Roboter zu
opfern, um Menschen zu retten", beschreib Sari Nijssen die Fragestellung
der Studie. Die Teilnehmer der Studie wurden vor ein sogenanntes
moralisches Dilemma gestellt: Würden sie einen Einzelnen in Lebensgefahr
bringen, um eine Gruppe verletzter Menschen zu retten? In
unterschiedlichen Szenarien handelte es sich dabei mal um einen Menschen,
mal um einen sogenannten humanoiden Roboter mit menschlichen Zügen und mal
um einen Roboter, der klar als Maschine zu erkennen war.

Wie die Studie zeigt, wurde das Dilemma umso drängender, je mehr der
Roboter einem Menschen ähnelte. Sobald dieser in kurzen Geschichten als
mitfühlendes Wesen oder als Wesen mit eigenen Erfahrungen und
Vorstellungen dargestellt wurde, fiel es den Probanden schwerer, diesen zu
"opfern", um Menschenleben zu retten. Die Empathie mit der Maschine ging
bei manchen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer so weit, dass sie bereit
waren, die Gruppe verletzter Menschen zu opfern, nur damit dem Roboter
nichts passiert. "Je menschenähnlicher die Roboter waren, insbesondere je
mehr man ihm Gefühle zusprach, desto weniger waren die Versuchspersonen in
unserem experimentellen Szenario geneigt, den Roboter zu opfern", sagt
Paulus. "Das weist darauf hin, dass dem Roboter eine Art moralischer
Status zugesprochen wurde. Eine mögliche Implikation ist, dass wir
vorsichtig sein sollten, Roboter immer menschenähnlicher zu machen. Dies
könnte mit ihrer eigentlichen Funktion, Menschen zu helfen, kollidieren."


Originalpublikation:

Sari R. R. Nijssen, Barbara C. N. Müller, Rich B. van Baaren, Markus
Paulus:

"Saving the robot or the human? Robots who feel deserve moral care".

In: Social Cognition 2018

https://guilfordjournals.com/doi/abs/10.1521/soco.2019.37.1.41

Weitere Informationen unter:

https://lmzvd06-lmumediapool.srv.mwn.de/collection/ba2dcf83-5a06-424f-aa6e-12250935ec51?collection=12964f78-a969-4674-80d2-d8daa66f6b9d

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, 08.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/909: Bielefeld - Kabarett mit den "Mindener Stichlingen" am 13.02.19


Stadt Bielefeld

Kabarett mit den "Mindener Stichlingen"



Bielefeld (bi). Kabarett im "Gässchen" bietet das Historische Museum
am Mittwoch, 13. Februar, an. Um 19 Uhr treten dort die "Mindener
Stichlinge" mit ihrem neuen Programm "Bei Gewitter nicht hüpfen" auf.

Satirisch und bissig nehmen die Kleinkünstler das aktuelle
Weltgeschehen aufs Korn.

Karten zum Preis von 17 Euro gibt es an der Museumskasse und unter
Telefon 0521 / 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 7. Februar 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - BALLETT/224: Cuxhaven - Ballett-Etage von Ines Maack-Freyer am 22. und 23.02.19


Stadt Cuxhaven

Ballett....Etage von Ines Maack-Freyer



Am Freitag und Samstag, den 22. und 23. Februar 2019, um 20:00 Uhr
können Sie sich verzaubern lassen im Stadttheater Cuxhaven,
Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven, von der Welt des Tanzes!

Unter der Leitung von Ines Maack-Freyer zeigen die Schüler der
Ballett-Étage die Vielfalt ihres Könnens in verschiedenen Tanzstilen.
Im Programm u.a. der Bolero von M. Ravel und die Wiederaufnahme des
Tanztheaterstücks "Schlussakkord".

"... wer gelernt hat zu tanzen, hat auch gelernt, seinen Gefühlen,
seinen Fähigkeiten und seiner Kreativität Ausdruck zu verleihen."

Eintrittskarten erhalten Sie in der Kulturinformation im Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, 
Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online unter www.cuxhaven.de/tickets oder
am Veranstaltungsabend ab 19:00 Uhr an der Abendkasse im Stadttheater
(Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 8. Februar 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TRANSPORT/138: Bereits 12 schwerwiegende Tiertransporter-Unfälle im Jahr 2019 (Deutsches Tierschutzbüro)


Deutsches Tierschutzbüro e.V. - Pressemitteilung vom 8. Februar 2019

Bereits 12 schwerwiegende Tiertransporter-Unfälle im Jahr 2019 alleine
in Deutschland - Tierrechtler fordern ein sofortiges Ende von
Lebendtiertransporten



Berlin - Nach 12 schwerwiegenden Unfällen von Tiertransportern in den
ersten Wochen des Jahres 2019 fordert das Deutsche Tierschutzbüro den Bund,
Länder und die EU dazu auf, Lebendtiertransporte komplett zu verbieten. Bei
den bisher öffentlich gewordenen 12 Unfällen - im Durchschnitt zwei Unfälle
pro Woche - kamen mehr als 100 Schweine, mehrere Rinder und eine Vielzahl
an Hühnern ums Leben. Ein besonders schwerer Unfall hatte auch drei tote
Personen zur Folge. Allein sechs der Vorfälle fanden in Nordrhein-Westfalen
statt, darunter der schwerwiegendste Fall, bei dem neben drei Menschen eine
Vielzahl der 180 geladenen Schweine starben. Weitere Unfälle geschahen in
Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein, wie das
Deutsche Tierschutzbüro auch auf einer Übersichtsgrafik festgehalten hat.
Die Tierrechtler vermuten, dass die Dunkelziffer an Tiertransportern, die
in Vorfälle verwickelt waren, wesentlich höher ist. Das Deutsche
Tierschutzbüro sieht in den Vorfällen einen erneuten Beweis, dass ein Ende
des heutigen Systems der Massentierhaltung unumgänglich ist und fordert im
ersten Schritt die Beendigung von Lebendtiertransporten, um das Leid von
Tieren unverzüglich zu lindern. "Tiertransporte sind schon ohne
Zwischenfälle eine der großen Ursachen für Tierqual im grausamen System der
Massentierhaltung. Die unglaubliche Anzahl an Unfällen macht das Ganze noch
unerträglicher. Ein Ende von Lebendtiertransporten wäre nur ein kleiner
aber wichtiger erster Schritt, zu weniger Tierleid", so Fabian Steinecke,
Pressesprecher des Deutschen Tierschutzbüros.

Verkehrsunfälle mit der Beteiligung von Tiertransporten erscheinen
regelmäßig in der medialen Berichterstattung, dabei gelangen nicht einmal
alle Vorfälle in die Öffentlichkeit. Die Unfallursachen liegen meistens bei
Fahrfehlern, die aus unterschiedlichen Gründen zustande kommen, oder
technischen Defekten des Fahrzeugs. Die Tiere werden entweder beim Unfall
direkt, oder durch den Ausbruch aus dem verunglückten Transporter verletzt
oder getötet. Oft müssen Veterinäre verletzte Tiere im Anschluss nottöten.
Ein großer Teil der Unfälle der letzten Wochen geschahen durch eine
wahrscheinliche Kombination aus Fahrfehlern und technischem Defekt, die zur
Ablösung der Anhänger bei falsch durchgeführten Wendemanövern führten. In
zwei Fällen kam der Fahrer aus ungeklärten Ursachen von der Fahrbahn ab und
verursachte dadurch schwerwiegende Unfälle. Bei einem Fall in Bayern führte
ein technischer Defekt zum kompletten Ausbrennen des Fahrzeugs.
Tiertransporter fallen bei Kontrollen auch immer wieder durch Verstöße
gegen die Vorschriften in Hinblick auf Versorgung und gesundheitlichen
Zustand der Tiere und Hygiene auf. "Bis Lebendtiertransporte endlich der
Vergangenheit angehören, brauchen wir strengere Sanktionen gegen die
Verantwortlichen. Es kann nicht sein, dass Auftraggeber, Speditionen und
Fahrer immer wieder für vermeidbare Unfälle verantwortlich sind und sich
nichts ändert. Hier brauchen wir empfindsamere Strafen und bessere
Kontrollen", so Fabian Steinecke.

Tiertransporte sind ein elementarer Bestandteil des Systems der
Massentierhaltung und auch ohne Zwischenfälle für tägliches Tierleid
verantwortlich. Schweine, Rinder, Geflügel, Schafe und viele mehr werden
nicht ausschließlich zur Schlachtung transportiert. Auch Aufzucht und Mast
findet meist an unterschiedlichen Orten, nicht selten in verschiedenen
Ländern statt. Innerhalb der EU werden so jährlich Milliarden an Tieren
über tausende Kilometer weit transportiert, hunderttausende Tiere werden
auch in Länder außerhalb der EU verfrachtet. Regelmäßig kommt es neben
Platzmangel, Unterversorgung und nicht eingehaltenen Ruhephasen zu schweren
Verletzungen und tödlichen Auswirkungen auf diesen Todesfahrten. Momentan
diskutiert auch der Deutsche Bundestag über gesetzliche Änderungen bei
Tiertransporten. Das Deutsche Tierschutzbüro hatte ihm Rahmen seiner
Aufklärungskampagne "TRUCK YOU - Tiertransporte schmecken nicht!" im Jahr
2018 eine Petition zur Abschaffung von Tiertransporten, gerichtet an
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner und Vytenis Andriukaitis,
EU-Kommissar für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, gestartet. Neben
direkten Änderungen an der derzeitigen Situation fordert das Deutsche
Tierschutzbüro langfristig die komplette Auflösung der Nutztierindustrie
und Ausbeutung von Tieren, um so Tierleid zu vermeiden. als konsequenteste
und nachhaltigste Lösung, um die derzeitigen Zustände zu vermeiden, sehen
die Tierrechtler die vegane Lebensweise. Dafür hat das Deutsche
Tierschutzbüro die Plattform Twenty4Vegan ins Leben gerufen, die mit
Rezepten und Tipps den Verbraucher bei der Umstellung unterstützt.

Das Missstände bei Tiertransporten allgegenwärtig sind, zeigte auch die
Antwort der Landesregierung Brandenburgs auf eine kleine Anfrage der Grünen
Landtagsfraktion zum Thema. Dieser ist zu entnehmen, dass die Verstöße
bezüglich des Tierwohls bei Tiertransporten in Brandenburg in den letzten
Jahren enorm gestiegen sind. So hatte sich unter anderem die Anzahl der
Verstöße hinsichtlich der Transportfähigkeit der Tiere von 2013 zu 2016
beinahe vervierfacht (2013: 53 Verstöße, 2016: 196 Verstöße). Brandenburg
steht dabei exemplarisch für die Zustände bei Tiertransporten in
Deutschland und Europa.

Die Übersichtsgrafik ist zu finden unter:

https://www.tierschutzbuero.de/wp-content/uploads/TY_Tiertransporte_2019_Infografik.jpg

 * 

Quelle:

Deutsches Tierschutzbüro e.V.

Pressestelle

Gubener Straße 47, 10243 Berlin

Telefon: 030-2700496-11, Fax: 030-2700496-10

E-Mail: presse@tierschutzbuero.de

Internet: http://www.tierschutzbuero.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/658: Die "Bienen" haben noch nicht gewonnen (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt

Gemeinsame Pressemitteilung, 11. Februar 2019

Die "Bienen" haben noch nicht gewonnen - Jetzt kommt es auf jede
Stimme an!

Volksbegehren darf nicht auf der Zielgeraden scheitern - Trotz
Schlangen am Wochenende fehlen noch zehntausende Unterschriften



München, 11.02.2019 - Drei Tage vor dem Ablauf der offiziellen
Eintragungsfrist hat das "Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!" noch nicht die gesetzlich erforderlichen zehn Prozent der
Unterschriften aller Wahlberechtigten in Bayern erreicht. Auch wenn
sich am Wochenende teilweise Schlangen vor einigen Eintragungsstellen
bildeten, fehlen zum Erfolg noch rund 50.000 Stimmen. "Sehr erfreulich
ist, dass sich bis zum Sonntagabend ungefähr 900.000 Wählerinnen und
Wähler für ein besseres Naturschutzgesetz eingetragen haben", sagt
Agnes Becker, die Beauftragte des Volksbegehrens und Stellvertretende
Vorsitzende der ÖDP Bayern. "Doch das reicht noch nicht. Wir brauchen
jetzt bis Mittwochabend jede Unterschrift, damit wir am Ende nicht
wegen ein paar tausend Stimmen diese historische Chance verpassen, die
sich ja überhaupt erst durch das Volksbegehren bietet." Ohne dieses
Volksbegehren hätte sich in der Politik nämlich niemand dem "heißen
Eisen" Artensterben gestellt, so Becker.

Die Eintragungsfrist für das Volksbegehren endet am 13. Februar.
"Alle, die bisher noch keine Zeit gefunden haben zu unterschreiben,
müssen sich bis Mittwoch einfach nur zwei Minuten Zeit nehmen. Wenn
wir dieses Volksbegehren zum erfolgreichsten seit über 50 Jahren
machen, senden wir ein deutliches Zeichen an die bayerische
Staatsregierung", so Ludwig Hartmann der Fraktionsvorsitzende von
Bündnis 90/Die Grünen im bayerischen Landtag. "Je größer der Zuspruch,
desto höher der Druck auf Ministerpräsident Söder, die Forderungen des
Volksbegehrens für wirksamen Artenschutz in Bayern auch in
Gesetzesform umzusetzen."

Denn eines sei deutlich, betonte Hartmann: "Die reine Freiwilligkeit
wird dem Problem nicht gerecht, daher muss es grundlegende Änderungen
geben, und unser Gesetzentwurf ist dafür das Minimum." Ein
Gegenentwurf sei nur diskutabel, wenn dessen Forderungen noch
weitreichender seien als die des Volksbegehrens. "Darauf werden ÖDP,
LBV, Bündnis 90/Die Grünen und BN sowie alle Unterstützer und fast
eine Million Bürger genau achten."

Der bisherige Zuspruch des Volksgehrens für ein besseres
Naturschutzgesetz in Bayern unterstreicht seine gesellschaftliche
Bedeutung und das Bedürfnis vieler Bürger, endlich beim größte
Artensterben seit den Dinosauriern die Notbremse zu ziehen. "Hier geht
es um viel mehr als in vielen vorangegangenen Volksbegehren in Bayern,
hier geht es um unser aller Lebensgrundlagen", erklärt der 
LBV-Vorsitzende Dr. Norbert Schäffer. "In den vergangenen 40 Jahren haben
wir über die Hälfte der biologischen Vielfalt gemessen an Feldvögeln
in der Agrarlandschaft verloren. Dieses Wissen ist in der Bevölkerung
angekommen, und es gibt kein Zurück mehr hinter die Debatte, die das
Volksbegehren angestoßen hat. Deswegen stehen die Menschen auch bei
Schneeregen in der Schlange vor den Eintragungsstellen."

Vom Volksbegehren soll auch ein klares Signal an die kleinen und
mittleren landwirtschaftlichen Betriebe ausgehen, denen eine neue
Gesetzgebung viele neue Chancen bietet. In den vergangenen zehn Jahren
hat Bayern im Zuge der Intensivierung der Landwirtschaft 12.000 Höfe
verloren. Es ist zu erwarten, dass sich die verbleibende Anzahl in den
kommenden Jahren noch einmal halbieren wird. Das Volksbegehren indes
kann diese dramatische Entwicklung aufhalten, indem es einen
gesetzlichen Rahmen zur Förderung kleiner und mittlerer bäuerlicher
Betriebe bietet.

"Auf allen Kanälen, egal ob über den Gartenzaun oder in
WhatsApp-Gruppen, sprechen die Menschen über die Notwendigkeit eines
besseren Naturschutzgesetzes. Die Bürgerinnen und Bürger wollen, dass
wir endlich etwas gegen das Arten- und Höfesterben unternehmen. Wer
für Bienen und Bauern ist, der muss sich in den verbleibenden Tagen
noch für das Volksbegehren eintragen", so Martin Geilhufe,
Landesbeauftragter des BUND Naturschutz in Bayern.

Hintergrund:

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzesentwurfs in den Bayerischen Landtag. Die erste Hürde ist
überwunden: Knapp 100.000 Menschen haben in der ersten Zulassungsphase
für das Volksbegehren unterschrieben, im Oktober wurde es vom
Innenministerium zugelassen. Jetzt müssen sich vom 31. Januar 2019 bis
zum 13. Februar 2019 eine Million Wahlberechtigte persönlich in den
Rathäusern in Listen eintragen, um das Volksbegehren Artenvielfalt
erfolgreich zu machen. Online ist dies nicht möglich. Zur Eintragung
muss der gültige Ausweis vorgelegt werden. Zum Trägerkreis des
Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen! gehören die
Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der Landesbund für
Vogelschutz in Bayern (LBV), das Bündnis 90/Die Grünen Bayern und der
BUND Naturschutz in Bayern. Ein breites gesellschaftliches Bündnis von
rund 200 Organisationen, Unternehmen, Verbänden und Parteien
unterstützen diese direktdemokratische Initiative für ein neues
Naturschutzgesetz in Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 11.02.2019

Volksbegehren Artenvielfalt

E-Mail: presse@volksbegehren-artenvielfalt.de

Internet: www.volksbegehren-artenvielfalt.de
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ENERGIE/295: Vorschlag der EU-Kommission gegen Palmöl im Tank bleibt halbherzig (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 11. Februar
2019

NABU: Vorschlag der EU-Kommission gegen Palmöl im Tank bleibt
halbherzig

Tschimpke: Natur zerstörender Anbau muss beendet werden/Kommission
ignoriert den Willen von über 600.000 Menschen in Europa



Berlin/Brüssel - Der Vorschlag der EU-Kommission zum künftigen Anteil
von Palmöl in Biokraftstoffen reicht aus NABU-Sicht nicht aus, um die
schädlichen Auswirkungen des Ölpalmen-Anbaus auf Umwelt und Klima zu
stoppen. Derzeit erarbeitet die Europäische Kommission einen
Gesetzesvorschlag zur Umsetzung der Richtlinie für Erneuerbare
Energien (RED), die unter anderem den zulässigen Anteil von
Biokraftstoffen regeln wird. Die Kommission erkennt zwar in dem so
genannten "delegierten Rechtsakt" an, dass für den Anbau von Ölpalmen
Rodungen von Tropenwald erfolgen und der aus Palmöl gewonnene
Biodiesel daher nicht zur Erreichung der EU-Zielvorgaben für
umweltfreundliche Brennstoffe gezählt werden kann. Leider lässt die
Kommission jedoch mehrere Schlupflöcher zu, darunter eine Ausnahme für
Palmöl, das in unabhängigen kleinen Plantagen (weniger als fünf
Hektar) oder den Palmenanbau auf "nicht genutzten" Erzeugnissen, wie
zum Beispiel Flächen, auf denen in den vergangenen fünf Jahren keine
landwirtschaftliche Produktion stattgefunden hat.

"Der Anbau von Ölpalmen für Kraftstoffe fördert die Abholzung von
Regenwäldern und zerstört einzigartige Lebensräume für bedrohte Arten
wie den Borneo-Orang-Utan", so NABU-Präsident Olaf Tschimpke. "Das
muss aufhören, wir fordern die EU-Kommission auf, endlich dafür zu
sorgen, dass diese Natur zerstörenden Praktiken unterbunden werden.
Palmöl muss aus den Tanks von Autos und LKW verschwinden." Die
EU-Kommission ignoriere zudem den Willen von bereits über 600.000
Menschen in Europa, die eine Petition gegen Palmöl in Kraftstoffen
unterstützt haben.

Die Ausweitung des Ölpalmen-Anbaus zur Versorgung der Autos in Europa
treibt Entwaldung und Moorentwässerung in Ländern wie Indonesien und
Malaysia voran. Biodiesel aus Palmöl ist für das Klima dreimal so
schädlich wie fossile Dieselkraftstoffe. 2017 landeten 51 Prozent des
in Europa verwendeten Palmöls in den Tanks von Autos und Lastwagen.
Für Deutschland lag dieser Anteil 2017 bei 46 Prozent. Der Verkehr ist
damit der Hauptverbraucher von Palmöl in Europa.




Mehr Infos: www.nabu.de/news/2018/11/25507.html

Petition: www.act.transportenvironment.org/de-DE
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MEER/317: Nährstoffkreisläufe im sauerstoffarmen Meer bemessen (idw)


Gemeinsame Pressemitteilung der Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel und des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel -
07.02.2019

Nährstoffkreisläufe im sauerstoffarmen Meer bemessen

Kieler Forschungsteam entwickelt Grundlagen zur Quantifizierung des
Stickstoffkreislaufs in ozeanischen Sauerstoffminimumzonen



In den Weltmeeren kommen mehrere große, besonders sauerstoffarme
Gebiete vor, die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler als
sogenannte Sauerstoffminimumzonen (Englisch: Oxygen Minimum Zones,
OMZ) bezeichnen. Diese Meeresgebiete können Millionen von
Quadratkilometern umfassen und treten besonders dort auf, wo eine
intensive Meeresströmung und die vorherrschende Windrichtung auf eine
ausgedehnte, quer verlaufende Küstenlinie treffen. Diese
Strömungsverhältnisse verursachen unter anderem den sogenannten
Küstenauftrieb, also das Aufsteigen nährstoffreichen Tiefenwassers.
Dies fördert wiederum das massenhafte Vorkommen
sauerstoffverbrauchender Kleinstlebewesen auch in oberflächennahen
Wasserschichten, die so das Sauerstoffangebot des Meeres reduzieren.
Solche Bedingungen treten zum Beispiel im Pazifik vor der
südamerikanischen Westküste auf Höhe Perus auf. Hier hat sich eine
besonders umfangreiche OMZ gebildet. Ein Forschungsteam des
Sonderforschungsbereichs (SFB) 754 "Klima-Biogeochemische
Wechselwirkungen im tropischen Ozean", ein Kooperationsprojekt von
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und GEOMAR
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel, untersuchte in einer
aktuellen Studie die Physiologie dort lebender einzelliger,
gehäusebildender Kleinstlebewesen, der sogenannten Foraminiferen.
Einige dieser Foraminiferen-Arten sind speziell an sauerstoffarme
Bedingungen wie in der peruanischen OMZ angepasst. So konnten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler das Verständnis ihrer
Stoffwechselprozesse verbessern und damit eine Grundlage zur
Quantifizierung des Stickstoffkreislaufs im sauerstoffarmen Meer
schaffen. Ihre Ergebnisse veröffentlichten sie gestern in der
Fachzeitschrift Proceedings of the National Academy of Sciences
(PNAS).




[image: Uvigerina peregrina - Bild: © Dr. Nicolaas Glock]

In der Sauerstoffminimumzone vor Peru lebt unter anderem
die Forminiferenart Uvigerina peregrina und ist an den
Stoffwechselprozessen des dortigen Stickstoffkreislaufs beteiligt.


Bild: © Dr. Nicolaas Glock



Die Atmung der Foraminiferen

Die peruanische OMZ erstreckt sich in der Vertikalen von knapp
unterhalb der Wasseroberfläche bis in rund 600 Meter Tiefe. In
Abhängigkeit von der Wassertiefe ist hier wenig bis gar kein
Sauerstoff vorhanden. Diese Lebensbedingungen begünstigen Organismen,
die entweder mit der Abwesenheit oder wechselnden Verfügbarkeit von
Sauerstoff zurechtkommen, zum Beispiel diverse Foraminiferen-Arten. Je
nach Verfügbarkeit können sie sowohl Sauerstoff als auch Nitrat
"veratmen". Die Nitratatmung geht dabei mit dem Prozess der
Denitrifizierung einher: Damit wird die Umwandlung des im Wasser
enthaltenen Nitrats in molekularen Stickstoff in Abwesenheit von
Sauerstoff bezeichnet. Das massenhafte Auftreten der Foraminiferen in
den OMZ legt nahe, dass sie eine wichtige, aber bislang schwer zu
beziffernde Rolle in den Stoffkreisläufen dieser Meeresgebiete
spielen. "Um den Anteil der Foraminiferen an den Stoffbilanzen der OMZ
künftig besser einordnen zu können, haben wir uns den Zusammenhang von
Wachstum und Denitrifizierungsrate bei diesen Lebewesen genauer
angeschaut", erklärt Professorin Tal Dagan vom Institut für Allgemeine
Mikrobiologie an der CAU und Co-Autorin der Studie.
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Aus solchen Bohrkernen, die die Forschenden in rund 500
Metern Tiefe vom Grund des Pazifiks entnahmen, gewannen sie die
untersuchten Foraminiferen.

Bild: © Prof. Tal Dagan



Foraminiferen bevorzugen Stickstoff statt Sauerstoff

Dazu haben die Forschenden die Stoffwechselaktivitäten und die Größe
der Foraminiferen, genauer gesagt das Volumen ihrer Zellen, in
Zusammenhang gebracht. Dabei stellten sie fest, dass die Organismen in
der OMZ mit zunehmendem Nitratvorkommen in Abwesenheit von Sauerstoff
größer werden und mit zunehmendem Zellvolumen auch mehr Nitrat
umsetzen können. Die bisherigen Annahmen zur Physiologie von
einzelligen Kleinstlebewesen, die über einen Zellkern verfügen und zu
denen auch die Foraminiferen gehören, legten dagegen nahe, dass die
Organismen in den OMZ eigentlich kleiner werden müssten: Mit der
Abnahme des Sauerstoffangebots könne ihr Stoffwechsel nur mit einem
kleineren Verhältnis vom Volumen zur Oberfläche ihrer Zellen
aufrechterhalten werden. Diesen Widerspruch konnten die Kieler
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun aufklären: Die
Kleinstlebewesen bevorzugen nicht wie bisher angenommen eine
sauerstoffreiche Umgebung. Ihr primärer Stoffwechselweg ist
stattdessen die Nitratatmung. "Sie scheinen nicht, wie bisher
angenommen, eine sauerstoffreiche Umgebung zu bevorzugen und nur im
Notfall auf Nitratatmung umzustellen. Vielmehr ist offenbar eine
Umgebung ohne Sauerstoff ihre natürliche Präferenz", sagt
CAU-Meeresbiologin und Co-Autorin Dr. Alexandra-Sophie Roy.
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Einige Exemplare der Art Uvigerina striata die mit verschiedenen
Sieben aus dem Sediment in den Bohrkernen herausgefiltert wurden.


Bild: © Prof. Tal Dagan



Eine Sauerstoffminimumzone im Reagenzglas

Um die Stoffwechselwege der Organismen zu untersuchen, mussten die
Forschenden lebendige Foraminiferen im Labor inkubieren. Die Lebewesen
entnahmen sie aus Sedimentproben des Meeresbodens in dem
südamerikanischen Untersuchungsgebiet. "Da die Foraminiferen im
Pazifik vor Peru ganz spezifische Lebensbedingungen vorfinden, mussten
wir diese Faktoren im Labor möglichst genau simulieren", betont der
Leiter dieser Studie, Dr. Nicolaas Glock aus der Forschungseinheit
Marine Geosystem am GEOMAR und Mitglied im SFB 754. "Dazu haben wir
unter anderem in einem Kühlraum bei Temperaturen wie in einer
Meerestiefe von 300 Metern gearbeitet und auch verschiedene
Umweltbedingungen, wie Salz- und Sauerstoffgehalt angepasst", so Glock
weiter. Dazu nutzte er ein Verfahren, das dem Meereswasser in einem
winzigen Glasbehälter, einer sogenannten Küvette, den Sauerstoff
entzieht, um die Sauerstoffarmut in der OMZ nachzubilden. Die
untersuchten Wasserproben mit den darin enthaltenen Foraminiferen
umgab er mit einer Vitamin C-Lösung, nur getrennt durch eine
hauchdünne Silikonmembran. Über diese Silikonmembran konnte der
Sauerstoff in die Vitamin C-Lösung entweichen und dort gebunden
werden. So gelang es, die Umweltbedingungen in der
Sauerstoffminimumzone im Labor nachzubilden und die physiologischen
Anpassungen der vor Peru heimischen Foraminiferenarten zu beobachten.
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Die Physiologie der Foraminiferen untersuchten die Forschenden in
solchen Küvetten, in denen ein winziger Sensor unter anderem die
Sauerstoffkonzentration des enthaltenen Wassers misst.

Bild: © Prof. Tal Dagan



Der Einfluss mariner Stoffkreisläufe auf Fischerei und Klima

Die von den Kieler Forschenden im Detail beschriebenen
Denitrifizierungsraten der Foraminiferen können künftig dabei helfen,
genauere Modelle der sogenannten marinen Nährstoffkreisläufe zu
entwickeln. Insbesondere in den Sauerstoffminimumzonen spielt die
große Verfügbarkeit von Nährstoffen eine wichtige Rolle: Genauere
Modelle für die Nährstoffzyklen sind entscheidend für das Verständnis
der marinen Primärproduktion, wie zum Beispiel das Gedeihen von
Plankton. Sie ist wiederum die Grundlage der Nahrungsnetze im Meer und
damit letztlich sämtlicher Fischerei-Erträge. Dabei repräsentiert die
Gesamtheit der OMZ insgesamt nur etwa 0,1 Prozent der globalen
Meeresoberfläche, sie bringen aber rund 18 Prozent des weltweiten
Fischfangs hervor. Da sich die Sauerstoffminimumzonen in den
vergangenen 60 Jahren möglicherweise unter menschlichem Einfluss
ausgedehnt haben, ist eine genaue Erforschung der dort ablaufenden
Stoffkreisläufe von besonderer Bedeutung. Im Zusammenhang mit dem
Klimawandel wird es zudem künftig immer wichtiger, klimarelevante
Stoffe und ihre Mengen in den OMZ genauer beziffern zu können. "Nur
mit auf realistischen Größen beruhenden Modellen können dann zum
Beispiel künftig Vorhersagen über die Mengen des im sauerstoffarmen
Ozeans gebundenen Nitrats oder den Umfang der dort stattfindenden
CO2-Freisetzung getroffen werden", betont Professor Andreas Oschlies
vom GEOMAR und Sprecher des SFB 754. "Mit der nun vorgelegten
Forschungsarbeit haben die beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler eine sehr gute Grundlage für bessere Prognosen
geschaffen, die jetzt auch die wichtige Rolle einer weitverbreiteten
Gruppe von Organismen für den Stickstoffkreislauf berücksichtigt", so
Oschlies weiter.

Über den SFB 754:

Der Sonderforschungsbereich (SFB) 754 "Klima-Biogeochemische
Wechselwirkungen im tropischen Ozean" wurde 2008 als Kooperation der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU), des GEOMAR
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel und des Max-Planck-Instituts
Bremen eingerichtet. Er erforscht die Änderungen des ozeanischen
Sauerstoffgehalts, deren mögliche Auswirkung auf die
Sauerstoffminimumzonen und die Folgen auf das globale Wechselspiel von
Klima und Biogeochemie des tropischen Ozeans. Er wird von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert und befindet sich in
seiner dritten Förderphase (2016-2019).

Originalpublikation:

Nicolaas Glock, Alexandra-Sophie Roy, Dennis Romero, Tanita Wein,
Julia Weissenbach, Niels Peter Revsbech, Signe H¢gslund, David
Clemens, Stefan Sommer, Tal Dagan (2019): Metabolic preference of
nitrate over oxygen as an electron acceptor in Foraminifera from the
Peruvian oxygen minimum zone PNAS, Published on February 06, 2019,


https://dx.doi.org/10.1073/pnas.1813887116

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.sfb754.de

http://www.mikrobio.uni-kiel.de/de/ag-dagan

http://www.geomar.de/forschen/fb2/fb2-mg/ueberblick/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news710289

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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MELDUNG/369: Rote Karte der EU - Landesdüngeverordnung muss nachgebessert werden (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen - Pressemitteilung, 11. 
Februar 2019

Rote Karte der EU: 

Umweltministerin Heinen-Esser muss Landesdüngeverordnung
nachbessern 

BUND: "Die Verordnungen schützen eher die Intensiv-Landwirtschaft als
die Gewässer"



Düsseldorf, 11.02.2019 | Die gerade erst vom Kabinett beschlossene
Landesdüngeverordnung kann nicht wie geplant in Kraft treten und muss
nachgebessert werden. Grund dafür ist die Intervention der
Europäischen Kommission. Der nordrhein-westfälische Landesverband des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) fordert jetzt, die
Chance zu nutzen, um die "Gülleverklappung als Folge überhöhter
Tierbestände" zu beenden.

Ziel der Landesdüngeverordnung, die wiederum aus der novellierten
bundesdeutschen Düngeverordnung abgeleitet wurde, ist es, die Nitrat-
und Güllebelastung in NRW entsprechend der europäischen Vorgaben zu
senken. Denn etwa 46 Prozent aller Grundwasserkörper in NRW sind
übermäßig mit Nitrat belastet. Besondere Belastungsgebiete finden sich
am Niederrhein und im Münsterland.

Wegen der jahrzehntelangen Versäumnisse bei der Umsetzung der
europäischen Nitratrichtlinie hatte der Europäische Gerichtshof die
Bundesrepublik Deutschland am 21. Juni 2018 verurteilt und unter
Androhung eines Zwangsgeldes von bis zu 900.000 Euro pro Tag wirksame
gesetzliche Regelungen zum Schutz des Grundwassers eingefordert. Bund
und Land wollten dem durch die Novellierung der entsprechenden
Düngeverordnungen entgehen. Heftige Kritik daran war die Folge. "Die
Verordnungen schützen eher die Intensiv-Landwirtschaft als die
Gewässer", so der BUND-Landesvorsitzende Holger Sticht. So sei der
geplante Kontrollwert von 50 Kilogramm Stickstoff pro Hektar viel zu
hoch und der Verzicht auf weitergehende Maßnahmen in belasteten
Gebieten seitens der Länder problematisch und unzureichend.

Jetzt lenkte die Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner ein
und legte vor einigen Tagen eine Reihe von "grundlegenden Änderungen"
an der Düngeverordnung vor. So soll es jetzt konsequentere
Aufzeichnungspflichten, niedrigere Kontrollwerte und mehr Maßnahmen,
auch seitens der Länder geben.

"Noch ist offen, ob dies der EU-Kommission reicht, in jedem Fall ist
es klar, dass auch die Landesdüngeverordnung in NRW betroffen ist und
angepasst werden muss", sagte BUND-Chef Sticht. "Ministerin
Heinen-Esser wäre gut beraten, jetzt einen europarechtskonformen
Entwurf vorzulegen, der gewährleistet, dass die Gülleverklappung als
Form der Abfallentsorgung aus überhöhten Tierbeständen ein Ende hat."
Der BUND fordert deshalb, unter anderem die Ausnahmen für die
Ausbringung von Gülle bei Schnee und Frost zu beenden - so wie das
auch im EuGH-Urteil vorgegeben wurde.

 * 
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ATOM/451: Endlager - ein ungelöstes Rätsel ... (SB)




Die Atomlobby bezeichnet die Kernspaltung als fortschrittliche
Technologie, doch rund 65 Jahre nach Beginn der zivilen Nutzung der
Atomenergie gibt es weltweit noch immer kein einziges sicheres
Endlager für hochradioaktiven Abfall. Unverdrossen produzieren
mehrere hundert Kernreaktoren elektrischen Strom, ohne daß irgend
jemand rechtzeitig geklärt hätte, wie man den Abfall sicher
verbringen kann. Geradezu grotesk mutet die Vorstellung der Schweizer
Atomkraftbetreiber an, man könne ein Endlager bauen, das zehn
geologische Eiszeiten übersteht. In Deutschland sind die Ansprüche um
keinen Deut geringer hochgeschraubt. Man hat 60 Jahre elektrischen
Strom mittels Atomkraftwerken generiert und von heute an gerechnet
noch Jahrzehnte eingeplant, um einen Endlagerstandort auch nur zu
finden. Hat man ihn gefunden, muß man sich genauso wie in der Schweiz
um die Verstrahlungsgefahr eine Million Jahre lang sorgen. [1]

Von heute an eine Million Jahre in der Erdgeschichte zurückgerechnet,
war weder der Homo sapiens noch der Homo neanderthalensis geboren. Mit
deren gemeinsamen Vorfahr, dem Homo erectus, fing das Verhängnis an,
daß der Mensch glaubte, er könne das Feuer bändigen. Dieser
zweifelhafte Glaube erlebt in der heutigen Zeit seinen bisherigen
Höhepunkt im nuklearen Feuer, das rund alle 25 Jahre einen GAU, einen
größten anzunehmenden Unfall, mit der Freisetzung größerer Mengen an
Radionukliden produziert.

So wie einst die Atomlobby irrtümlich behauptet hat, daß solch ein
GAU etwa alle eine Million Jahre eintritt, spricht einiges dafür, daß
auch Endlager für hochradioaktive Abfallstoffe nicht eine Million
Jahre sicher sind, sondern eher 25 Jahre. Das könnte sogar noch
beschönigend gerechnet sein. Beispielsweise hat sich der
Endlagerstandort Gorleben noch vor seiner Inbetriebnahme als
untauglich erwiesen. Gleiches gilt für das geplante Endlager Yucca
Mountain im US-Bundesstaat Nevada. In beide Standorte haben die
Industriestaaten USA und Deutschland Milliarden versenkt. Auch das
1999 in Betrieb genommene Endlager WIPP (Waste Isolation Pilot Plant)
im US-Bundesstaat New Mexico, in das Atommüll militärischer Herkunft
eingelagert wird, erlebte 15 Jahre nach der Eröffnung seinen ersten
schwerwiegenden Unfall. Dabei wurden 21 Arbeiter verstrahlt, die
Anlage mußte für drei Jahre geschlossen werden. Das war kein GAU,
aber insofern ein ernstzunehmender Unfall, als daß eine Zeitlang die
Zukunft der zwei Milliarden Dollar teuren Anlage auf der Kippe stand.
Zu dem Unfall war es höchstwahrscheinlich deshalb gekommen, weil
jemand mindestens eines der Atommüllfässer mit organischem anstelle
des vorgeschriebenen anorganischen Katzenstreus aufgefüllt hatte. Es
kam zu einer chemischen Reaktion, die schließlich das Faß platzen
ließ.

Mit jedem Tag, an dem irgendwo auf der Erde das nukleare Feuer mit
Brennmaterial beliefert wird, wächst der Berg an hochradioaktivem
Abfall. Pro Jahr um rund 12.000 Tonnen. Einer neuen Studie [2] zum
Problem des Atommülls zufolge, die von dem französischen Zweig der
Umweltorganisation Greenpeace in Auftrag gegeben worden war, hat sich
inzwischen rund eine Viertelmillion Tonnen hochradioaktiver Abfall,
verteilt auf vierzehn Länder, angesammelt. Ein erheblicher Teil
dieser Menge befindet sich in Abklingbecken, denen es an elementaren
Sicherheitsmaßnahmen wie beispielsweise einem zweiten Containment
oder einem stromnetzunabhängigen Kühlsystem mangelt.

Abgesehen von den hochangereicherten Kernbrennstäben, in denen sich
in Folge der Spaltungsprozesse Transurane gebildet haben, müssen auch
Kühlflüssigkeiten, Rohre, Beton und viele andere Installationen rund
um die irgendwann zurückzubauenden Akws sicher verbracht werden.
Hinzu kommen radioaktive Kontaminationen entlang der gesamten
Produktionskette, angefangen vom Erzabbau über das Zermahlen des
Gesteins, das chemische Herauslösen des Urans, die Bildung von
Yellowcake, bis zur Anreicherung und Verarbeitung des radioaktiven
Pulvers zu Pellets, mit denen die Brennstäbe befüllt werden. Auf
jeder Verarbeitungsstufe fällt Strahlenmüll an.

Die Kosten der Endlagerung lassen sich kaum abschätzen. Laut der
Greenpeace-Studie betragen sie für die Länder USA, Japan, Frankreich,
Belgien, Schweden und United Kingdom zusammengerechnet 235 Milliarden
Dollar. Wobei die Organisation feststellt, daß in diese Summe bei
weitem nicht sämtliche Endlagerkosten eingeflossen sind.

Darüber hinaus sind in dieser Rechnung Länder wie zum Beispiel
Deutschland, Rußland, China und Indien hinsichtlich der Kosten für
ihre Atomenergienutzung noch gar nicht enthalten. Auch nicht die
schätzungsweise 200 Mrd. Dollar für die Aufräumarbeiten der noch
laufenden Nuklearkatastrophe im japanischen Akw Fukushima Daiichi -
um nur ein Beispiel zu nennen, das zeigt, wie rasant die Kosten
steigen können, wenn es zu einem Unfall kommt. All die Gelder werden
direkt oder indirekt von den Menschen aufgebracht, die Steuern
zahlen. Sie erwirtschaften einen Mehrwert, von dem die
Unternehmenseigner profitieren, und es ist ihre hohe Produktivität,
die sicherstellt, daß der Verwaltungsapparat, sprich: der Staat, mit
durchgefüttert wird.

Zu den von Greenpeace genannten ungelösten Problemen gehört, daß der
Zeitrahmen, um zu verhindern, daß sich der Atommüll in der Umwelt
ausbreitet und radiologisch auf die zukünftige menschliche
Gesellschaft auswirkt, in Hunderttausenden von Jahren gerechnet
werden muß. Wenn Nationen vielleicht Jahrzehnte oder allenfalls
Jahrhunderte Bestand haben, fragt Greenpeace, welche Nation 
gewährleisten könne, daß der Atommüll eine so lange Zeit sicher vor der
Umwelt abgeschlossen bleibt.

Aber nicht nur politisch, auch geologisch ist eine so lange Frist
nicht zuverlässig abzuschätzen. Wie geht man vor, wenn solch ein
Endlager innerhalb dieses Zeitraums zusammenbricht? Die Kosten der
Endlagerung enden nicht damit, daß irgendjemand irgendwann den Deckel
über den Schacht schiebt und eine Fahne "Hier nicht buddeln!"
aufstellt. Solch ein Endlager, auch wenn die Hohlräume mit Beton
aufgefüllt sein sollten, muß dauerhaft gewartet werden. Zumal man
heute keine seriöse Aussage über die Integrität der eingelagerten
Behältnisse treffen kann. Es gibt zwar Konzepte und Planungen, die
eine Nicht-Rückholbarkeit von Atomfässern vorsehen, aber das kann man
nur machen, wenn man das Risiko eingehen will, daß irgendwann das
Grundwasser radioaktiv kontaminiert wird. Wie beispielsweise in dem
deutschen Endlager Asse.

Im 21. Jahrhundert sollte jede Technologie einer gründlichen Prüfung
unterzogen werden, ob sie eventuell unkalkulierbare Folgen nach sich
zieht, die späteren Generationen zur Last fallen. Sofern die
Bundesregierung bei ihrem eingeschlagenen Kurs des partiellen
Atomausstiegs bleibt - partiell deshalb, weil in Deutschland nach wie
vor nukleare Brennstäbe hergestellt und wiederaufbereitet werden -,
hätte sie hinsichtlich der Nuklearenergie einen Schritt vollzogen,
den sie bei einer anderen Energiegewinnungstechnologie vermeidet: Der
mögliche Ausstieg aus der Kohleverstromung im Jahr 2038 kommt zu
einem so späten Zeitpunkt, daß bis dahin vermutlich ein oder mehrere
planetare Kippunkte überschritten wurden.


Fußnoten:

[1] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0239.html

[2] http://m.greenpeace.org/belgium/Global/belgium/report/2019/REPORT_NUCLEAR_WASTE_CRISIS_ENG_BD.pdf

11. Februar 2019
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BILDUNG/3314: Naturbeobachtungen in Kolumbien - Bildervortrag am 22.2. im Duvenstedter BrookHus


NABU Landesverband Hamburg - 11. Februar 2019

Naturbeobachtungen in Kolumbien

Die schönsten Landschaften Kolumbiens: NABU lädt am 22. Februar um 19
Uhr zu einem Bildervortrag in das BrookHus ein.



Kolumbien gehört zu den Ländern, die die größte Biodiversität unserer
Erde besitzen. Kolumbiens Lebensräume - Andenlandschaften mit
zahlreichen Gipfeln, die über 5.000m in die Höhe ragen, tropische
Regenwälder in allen Höhenstufen, darunter auch Nebelwälder,
abenteuerliche Küsten an der Karibik und am Pazifischen Ozean -
beherbergen eine atemberaubende Vielfalt von Tieren und Pflanzen.
Laszlo Klein, begeisterter Naturfotograf, bereiste sechs Wochen lang
im Sommer 2018 einige spannende Lebensräume Kolumbiens. Es entstanden
dabei viele schöne Tier-, Pflanzen- und Landschaftsaufnahmen, die er
im Rahmen eines Vortrages im Duvenstedter BrookHus am Freitag, den 22.
Februar 2019 um 19 Uhr präsentieren möchte.

Der Bildervortrag "Naturbeobachtungen in Kolumbien" findet am Freitag,
den 22. Februar 2019 ab 19 Uhr im BrookHus, Duvenstedter Triftweg 140
statt. Der Eintritt beträgt 6 Euro (Erw.) bzw. 3 Euro
(Kinder/Jugendliche), 50% Ermäßigung für NABU-Mitglieder.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 13/19, 11.02.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TAGUNG/1834: Jahreshauptversammlung der Naturschutzverbände des Landkreises Harz, 23.2.


BUND Harzkreis / NABU Harzkreis / Gesellschaft zur Förderung des
Nationalparks Harz GFN

Presse-Information, 8. Februar 2019

23. Februar 2019: Jahreshauptversammlung der Naturschutzverbände
des Landkreises Harz in der Hochschule Harz



Am Samstag, dem 23. Februar 2019 findet wieder die traditionelle
Jahreshauptversammlung der Naturschutzverbände des Landkreises Harz in
der Hochschule Harz statt.

Von 9 Uhr bis ca. 15 Uhr tagen die Vertreter der Verbände BUND, NABU,
Förderkreis für Vogelkunde und Naturschutz am Museum Heineanum,
Wildfisch- und Gewässerschutz Wernigerode, IG Ornithologie und
Naturschutz Quedlinburg, Gesellschaft zur Förderung des Nationalparks
Harz und andere im Hörsaal C der Hochschule in der Friedrichstraße
57-59.

Interessierte Gäste sind herzlich eingeladen. Vor Ort finden Sie auch
einen reichhaltigen Büchertisch mit aktueller Harz- und
Naturschutzliteratur, aber auch mit antiquarischen Angeboten.

 * 

Quelle:

Presse-Information, 8. Februar 2019

BUND Harzkreis

NABU Harzkreis

Gesellschaft zur Förderung des Nationalparks Harz
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FORSCHUNG/533: Nitratabbau im Grundwasser - Selbstreinigungskraft des Untergrunds höher als angenommen (idw)


Universität Bayreuth - 07.02.2019

Nitratabbau im Grundwasser: Selbstreinigungskraft des Untergrunds
höher als angenommen



Der Eintrag von reaktivem Stickstoff in Gewässer verursacht weltweit
schwere ökologische Schäden. Umso wichtiger sind natürliche
Reinigungsprozesse im Untergrund, die wenigstens einen Teil dieser
Verschmutzung wieder beseitigen können. Ein internationales
Forschungsteam unter Leitung der Universität Rennes (Frankreich), an
der auch Hydrologen der Universität Bayreuth und vom Helmholtz-Zentrum
für Umweltforschung (UFZ) beteiligt waren, kommt zu dem Schluss, dass
die Kapazität vieler tiefer Grundwasserleiter Nitrat zu entfernen wohl
höher ist als oft angenommen. Im Fachjournal PNAS stellen sie eine
robuste Methode zur Bewertung dieses Selbstreinigungspotenzials vor.

Reaktiver Stickstoff gelangt über stickstoffhaltige Düngemittel der
Landwirtschaft sowie durch den Eintrag aus der Atmosphäre in den
Boden. Dort wird ein Teil von Pflanzen aufgenommen, der Rest wird vor
allem als Nitrat in tiefere Bodenschichten ausgespült und gelangt
schließlich ins Grundwasser. "Die Prozesse, die sich in den tiefen
Bodenschichten abspielen, werden durch unsere üblichen
Messvorrichtungen jedoch kaum erfasst. Deshalb ist es meist schwer
festzustellen, wieviel Stickstoff bis ins Grundwasser und die von ihm
gespeisten Flüsse transportiert wird", sagt Dr. Tamara Kolbe,
Wissenschaftlerin an der schwedischen Universität für
Agrarwissenschaften in Uppsala und Erstautorin der Studie.

Ein internationales Team von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
hat es nun mithilfe einer neuen Methode geschafft, das
Reinigungspotenzial des Untergrunds zu bewerten.

Basis der Forschungsarbeit sind Daten zu Qualität und Alter des
Grundwassers aus mehr als 50 Grundwasserbrunnen in Frankreich und den
USA. Zur Überraschung der Wissenschaftler zeigten sich bei 80 Prozent
der Brunnen Zeichen eines deutlichen Abbaus von Nitrat in der Tiefe.
Kolbe und ihre Koautoren führen das auf die Existenz von
energiereichen Mineralien im Untergrund zurück. Dieser Zusammenhang
lässt sich dadurch erklären, dass einige Mikroorganismen bei der
Atmung anstelle von Sauerstoff Nitrat umsetzen können. Dabei wird das
Nitrat in harmloses Stickstoffgas umgewandelt, das den Großteil der
Atmosphäre ausmacht. Damit dieser Umwandlungsprozess stattfinden kann,
benötigen die Mikroben eine Energiequelle. Diese finden sie in der
Regel im organischen Kohlenstoff (z.B. aus Pflanzenresten) der Böden.
Allerdings erreicht nur ein geringer Teil des organischen Kohlenstoffs
tiefere Grundwasserleiter. Häufig ist das grundwasserführende Gestein
jedoch reich an energiereichen Mineralien wie Eisen- und
Schwefelverbindungen. Einige Mikroorganismen können diese
Gesteinsmineralien nutzen, um damit Nitrat abzubauen, auch lange
nachdem der organische Kohlenstoff bereits aufgebraucht ist.

"Dies ist auch deshalb eine gute Nachricht, weil Trinkwasser häufig
aus Grundwasserleitern in großer Tiefe gewonnen wird", erklärt Prof.
Stefan Peiffer von der Universität Bayreuth und Mitautor der Studie.
Aus diesem Befund folgt allerdings nicht, dass stickstoffhaltiger
Dünger bedenkenlos in unbegrenzter Menge auf Ackerflächen ausgebracht
werden darf. "Die Verfügbarkeit mineralischer Energiequellen für den
mikrobiellen Nitratabbau im Untergrund ist endlich und das
Schutzpotenzial des Untergrunds damit begrenzt", warnt Mitautor Prof.
Jan Fleckenstein vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ).

Die Ergebnisse der Studie könnten auch erklären, warum Nitrat aus dem
Grundwasser selbst dann noch in Fließgewässer gelangen kann, wenn die
Einträge in den Boden schon längst stark reduziert oder sogar gestoppt
wurden. Verschmutztes Wasser kann über lange Zeiträume im Untergrund
unterwegs sein, ohne dass die richtigen Bedingungen für den
Nitratabbau angetroffen werden. So kann es zu einer erheblichen
Zeitverzögerung zwischen einem umweltfreundlicheren Management in der
Landwirtschaft und gesünderen Ökosystemen kommen. "Die Methoden, die
wir im Rahmen unserer Studie entwickelt haben, lassen uns die
Erholungszeiträume für kontaminierte Grundwasserleiter besser
abschätzen. Dieses Wissen könnte Verantwortliche in der Umweltpolitik
auch vor unrealistischen Erwartungen bewahren", ergänzt Tamara Kolbe.

Originalpublikation:

Tamara Kolbe, Jean-Raynald de Dreuzy, Benjamin W. Abbott, Luc
Aquilina, Tristan Babey, Christopher T. Green, Jan H. Fleckenstein,
Thierry Labasque, Anniet M. Laverman, Jean Marçais, Stefan Peiffer,
Zahra Thomas, and Gilles Pinay: Stratification of reactivity
determines nitrate removal in groundwater. DOI:
10.1073/pnas.1816892116

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news710285

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth - 07.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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